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Vorbemerkung	des	Autors

Ende	 des	 Jahres	 2010	 begann	 ich	 plötzlich,	 mich	 krank	 zu	 fühlen.
Zuerst	 schrieb	 ich	 meinen	 andauernden	 Brechreiz	 einem
Malariaanfall	 und	 einer	 Darmverstimmung	 zu,	 die	 ich	 mir	 einige
Monate	zuvor	bei	einer	Reise	zur	Berichterstattung	über	die	Wahlen
in	Guinea	geholt	hatte,	 aber	das	Gefühl	der	Übelkeit	erwies	 sich	als
hartnäckig.	 Ich	 flog	 zurück	 nach	 Großbritannien,	 ursprünglich,	 um
eine	Woche	Pause	zu	machen,	bevor	ich	meinen	Bericht	in	Lagos,	der
nigerianischen	Mega-Stadt,	in	der	ich	Westafrika-Korrespondent	der
Financial	 Times	 war,	 abschließen	 würde.	 Ein	 Arzt	 schleuste	 eine
Filmkamera	 durch	 meine	 Speiseröhre	 und	 fand	 nichts.	 Ich	 konnte
nachts	nicht	mehr	schlafen.	 Ich	schreckte	bei	 jedem	Geräusch	hoch
und	brach	oft	grundlos	 in	Tränen	aus.	Am	Ende	der	Woche	war	 ich
auf	dem	Weg	zu	einem	Laden,	um	mir	eine	Zeitung	für	die	Zugfahrt
zum	Flughafen	zu	kaufen,	als	meine	Beine	unter	mir	nachgaben.	Ich
verschob	meinen	Flug	und	ging	zu	einem	weiteren	Arzt,	der	mich	an
einen	 Psychiater	 überwies.	 Im	 Sprechzimmer	 dieses	 Psychiaters
begann	ich	zu	erzählen,	dass	ich	mich	erschöpft	und	verwirrt	fühlte,
und	brach	bald	in	unkontrollierbares	Schluchzen	aus.	Der	Psychiater
erklärte	mir,	 ich	 habe	 eine	 schwerwiegende	Depression	 und	müsse
sofort	in	eine	psychiatrische	Anstalt	eingewiesen	werden.	Dort	wurde
ich	auf	Diazepam,	ein	Medikament	gegen	Ängste,	und	Antidepressiva
gesetzt.	 Nach	 ein	 paar	 Tagen	 im	 Krankenhaus	 wurde	 klar,	 dass	 es
außer	der	Depression	noch	etwas	anderes	gab,	das	mich	quälte.

Eineinhalb	 Jahre	zuvor	war	 ich	von	Lagos	nach	 Jos	gefahren,	eine
Stadt	 an	 der	 Grenzlinie	 zwischen	 dem	 vorwiegend	 muslimischen
Norden	 und	 dem	weitgehend	 christlichen	 Süden	Nigerias,	 um	 über
einen	 Ausbruch	 ethnischer	 Gewalt	 zu	 berichten.	 Ich	 kam	 zu	 einem
Dorf	 am	 Stadtrand,	 nicht	 lange	 nachdem	 ein	Mob	 die	Häuser	 samt



ihrer	Bewohner,	darunter	Kinder	und	ein	Säugling,	in	Brand	gesteckt
hatte.	 Ich	 machte	 Fotos,	 zählte	 die	 Leichen	 und	 lieferte	 meinen
Bericht	 ab.	 Nach	 ein	 paar	 Tagen,	 während	 derer	 ich	 versuchte,	 die
Gründe	 für	 das	 Gemetzel	 zu	 verstehen,	 reiste	 ich	 ab,	 um	 mich	 an
meinen	 nächsten	 Auftrag	 zu	machen.	Wenn	 im	 Lauf	 der	 folgenden
Monate	 Leichen	 vor	meinem	 inneren	 Auge	 auftauchten,	 verdrängte
ich	sie	instinktiv,	da	ich	nicht	in	der	Lage	war,	sie	mir	anzusehen.

Die	 Gespenster	 von	 Jos	 erschienen	 am	 Fußende	 meines
Krankenhausbettes.	 Die	 Frauen,	 die	 in	 einen	 Brunnen	 geworfen
worden	 waren.	 Der	 alte	 Mann	 mit	 dem	 gebrochenen	 Genick.	 Das
Baby	 –	 immer	 wieder	 das	 Baby.	 Und	 wenn	 die	 Gespenster	 kamen,
blieben	 sie.	 Der	 Psychiater	 und	 ein	 Therapeut,	 der	 mit	 der	 Armee
zusammengearbeitet	 hatte,	 beides	 kluge	 und	 freundliche	 Männer,
machten	 sich	 an	 die	 Therapie	 dessen,	 was	 als	 Posttraumatische
Belastungsstörung	 (PTBS)	 bezeichnet	 wird.	 Einer	 meiner	 Freunde,
der	 selbst	 etliche	 schreckliche	 Dinge	 gesehen	 hat,	 ist	 auf	 eine
Metapher	 gekommen,	 mit	 deren	 Hilfe	 sich	 PTBS	 vielleicht	 besser
verstehen	lässt.	Er	vergleicht	das	Gehirn	mit	einem	dieser	tragbaren
Golflöcher,	 mit	 denen	 Golfspieler	 das	 Putten	 üben.	 Normalerweise
rollt	 der	 Ball	 problemlos	 in	 das	 Loch,	 und	 ein	 Erlebnis	 nach	 dem
anderen	wird	verarbeitet	und	im	Gedächtnis	gespeichert.	Aber	dann
geschieht	etwas	Traumatisches	–	ein	Autounglück,	ein	Überfall,	eine
Gräueltat	 –,	 und	 der	 Ball	 fällt	 nicht	 ins	 Loch.	 Er	 springt	 im	Gehirn
herum	 und	 richtet	 Schaden	 an.	 Angst	 baut	 sich	 auf,	 bis	 sie	 alles
andere	 überwältigt.	 Lebendig	 und	 von	 ganz	 tief	 unten	 lodert	 die
Erinnerung	 ins	 Bewusstsein,	 manchmal	 ohne	 besonderen	 Grund,
manchmal	 ausgelöst	 durch	 eine	Assoziation	 –	 im	meinem	Fall	 etwa
ein	gewalttätiger	Film	oder	alles,	was	nach	Verbranntem	aussieht.

Meine	 Familie	 und	meine	 Freunde	 hielten	mich	 unerschütterlich
über	Wasser.	Glücklicherweise	gab	es	während	meiner	sechs	Wochen
in	 der	 psychiatrischen	 Abteilung	 auch	 Augenblicke	 des	 schwarzen



Humors.	Als	der	BBC-Moderator,	der	die	Zuschauer	zum	Bericht	des
Senders	 über	 die	 Hochzeit	 von	 Prinz	 William	 und	 Kate	 Middleton
begrüßte,	dem	Publikum	erklärte:	»Sie	werden	sich	für	den	Rest	ihres
Lebens	 daran	 erinnern,	 wo	 Sie	 an	 diesem	 Tag	 waren«,	 brach	 das
Auditorium	 von	 Süchtigen	 und	 Depressiven	 im
Patientenzuschauerraum	in	einen	Chor	sarkastischen	Gelächters	und
erfinderischer,	 an	 den	 Bildschirm	 gerichteter	 Beleidigungen	 und
Beschimpfungen	aus.

Die	Behandlung	von	PTBS	ist	ebenso	simpel	wie	brutal.	Wie	jemand
mit	einer	Spinnenphobie,	dem	zuerst	die	Zeichnung,	dann	ein	Video
einer	Spinne	gezeigt	und	der	dann	schrittweise	mit	 echten	Spinnen
konfrontiert	 wird,	 bis	 er	 imstande	 ist,	 eine	 Tarantel	 zu	 streicheln,
versuchte	 ich,	mich	 den	 Erinnerungen	 aus	 Jos	 zu	 stellen.	 Lediglich
ausgerüstet	 mit	 ein	 paar	 tröstlichen	 Gerüchen	 –	 von	 Kamille	 und
einer	 alten,	 sandbefleckten	 Tube	 Sonnencreme,	 die	 mich	 beide	 an
glückliche	 Kindheitstage	 erinnerten	 –,	 schrieb	 ich	 meine
Erinnerungen	 an	 das	 auf,	 was	 ich	 gesehen	 hatte,	 und	 weinte
buchstäblich	 aufs	 Papier,	 während	 der	 Therapeut	 mich	 sanft	 dazu
aufforderte,	weiterzumachen.	Dann	las	ich	Tag	für	Tag	laut	vor,	was
ich	geschrieben	hatte,	wieder	und	wieder	und	wieder	und	wieder.

Langsam	 ließ	 der	 Terror	 nach.	 Was	 er	 zurückließ,	 waren
Schuldgefühle.	 Ich	 glaubte,	 so	 leiden	 zu	 müssen	 wie	 die,	 die
gestorben	 waren	 –	 und	 wenn	 schon	 nicht	 auf	 die	 gleiche	 Art	 und
Weise,	dann	doch	zumindest	genauso	viel.	Die	Tatsache,	dass	ich	am
Leben	 war,	 wurde	 zu	 einer	 nicht	 wieder	 gutzumachenden	 Schuld
gegenüber	 den	 Toten.	 Erst	 nach	 einigen	Monaten	 kam	 der	 Tag,	 an
dem	mir	klar	wurde,	dass	ich	vor	einer	Wahl	stand:	Würde	mich	eine
Jury	 von	 meinesgleichen	 –	 nicht	 der	 strenge	 Richter	 meiner
Vorstellungsbilder	 –	 für	 schuldig	 befinden,	 wenn	 ich	 wegen	 der
Schlächterei	 in	 Jos	 vor	 Gericht	 gestellt	 würde?	 Ich	 entschied	mich,
Frieden	 mit	 mir	 zu	 machen,	 und	 dafür,	 die	 Gespenster	 ruhen	 zu



lassen.

Das	war	allerdings	kein	kompletter	Freispruch.	Ich	hatte	berichtet,
»ethnische	 Rivalitäten«	 hätten	 die	 Massaker	 in	 Jos	 ausgelöst,	 was
auch	 tatsächlich	der	Fall	gewesen	war.	Aber	Rivalitäten	wegen	was?
Die	170	Millionen	Einwohner	Nigerias	sind	zum	größten	Teil	extrem
arm,	 aber	 ihr	 Land	 ist	 in	 zumindest	 einer	 Hinsicht	 geradezu
märchenhaft	reich:	Die	Exporte	von	nigerianischem	Rohöl	generieren
jedes	Jahr	Einkünfte	von	zig	Milliarden	Dollar.

Ich	begann,	den	roten	Faden	zu	sehen,	der	ein	Massaker	in	einem
abgelegenen	 afrikanischen	 Dorf	 mit	 den	 Freuden	 und
Bequemlichkeiten	verbindet,	die	wir	in	den	reicheren	Teilen	der	Welt
genießen.	 Er	 zieht	 sich	 durch	 die	 globalisierte	 Wirtschaft,	 von
Kriegsgebieten	bis	 zu	den	Gipfeln	 von	Macht	und	Reichtum	 in	New
York,	Hongkong	und	London.	Dieses	Buch	ist	mein	Versuch,	diesem
Faden	zu	folgen.

Ein	 eingefrorener	 Moment,	 in	 dem	 jeder	 sieht,	 was	 sich	 am	 Ende
jeder	Gabel	befindet.

–	WILLIAM	BURROUGHS,	Naked	Lunch



Einleitung:	Der	Fluch	des
Reichtums

Gegenüber	der	Aktienbörse	in	New	York,	an	einem	Ort,	der	auf	dem
Informationsschild	 für	 Touristen	 als	 »Kreuzweg	 der	 Weltfinanzen«
bezeichnet	wird,	ruft	die	stattliche	Steinfassade	der	Wall	Street	Nr.	23
die	Macht	des	Mannes	in	Erinnerung,	dessen	Bank	das	Gebäude	seit
1913	beherbergte,	nämlich	J.	P.	Morgans,	des	kapitalistischen	Titanen
der	 USA.	 Die	 Außenansicht	 des	 Hauses	 kommt	 auch	 öfter	 in
Hollywoodfilmen	vor	–	so	war	sie	etwa	2012	in	The	Dark	Knight	Rises
in	der	Rolle	der	Aktienbörse	Gotham	Citys	 zu	 sehen	–,	doch	als	 ich
Ende	2013	dort	war,	 lag	der	rote	Teppich	schmutzig	und	durchnässt
in	dem	Nieselregen,	der	vom	Atlantik	hereingeweht	kam.	Durch	die
schmierigen	Scheiben	der	 verschlossenen	Eisentore	konnte	man	 im
entkernten	 Inneren	 des	 Baus,	 in	 dem	 früher	 ein	 riesiger
Kronleuchter	 geglitzert	 hatte,	 nur	 ein	 paar	 Neonröhren,	 mit
Sperrholzplatten	 verschalte	 Treppenaufgänge	 und	 ein	 leuchtendes
rotes	Schild	erkennen,	auf	dem	»Ausgang«	stand.

Ungeachtet	seines	Verfalls	bleibt	Wall	Street	Nr.	23	ein	Emblem	der
Elite,	 eine	 Trophäe	 im	 unbeständigen	 Spiel	 des	 internationalen
Handels.	Die	Adresse	seiner	jetzigen	Besitzer	ist	ein	Büro	im	zehnten
Stock	 eines	 Wolkenkratzers	 in	 Hongkong.	 Queensway	 Nr.	 88	 war
ehemals	ein	Standort	von	Kasernen	der	britischen	Armee,	aber	heute
stehen	 dort	 die	 verspiegelten	 Türme	 des	 Pacific	 Place,	 von	 denen
grelles	 Sonnenlicht	 auf	 das	 Finanzviertel	 der	 Stadt	 zurückgestrahlt
wird.	 Die	 luxuriöse	 Einkaufspromenade	 im	 Parterre	 ist	 gegen	 die
draußen	 herrschende	 feuchte	 Hitze	 klimatisiert	 und	 von
Designerboutiquen	 gesäumt:	 Armani,	 Prada,	 Chanel,	 Dior.	 Das
Shangri-La	 Hotel,	 das	 die	 obersten	 Stockwerke	 des	 zweiten	 der
sieben	Türme	des	Pacific	Place	einnimmt,	bietet	Suiten	zum	Preis	von



10	000	Dollar	pro	Nacht	an.

Da	 ist	 das	 erwähnte	 Büro	 im	 zehnten	 Stockwerk	 wesentlich
unauffälliger.	Dasselbe	 gilt	 für	 die	 kleine	Gruppe	 von	Männern	und
Frauen,	die	es	als	eingetragene	Adresse	 für	sich	selbst	und	 ihr	Netz
von	Unternehmen	nutzen.	Unter	denen,	die	sich	die	Aufgabe	gestellt
haben,	den	Werdegang	dieser	Leute	zu	verfolgen,	 sind	sie	 inoffiziell

als	 »Queensway	 Group«	 bekannt.1	 Ihre	 Interessen,	 die	 sie	 mittels
eines	 Geflechts	 komplexer	 Konzernstrukturen	 und	 geheimer
Offshore-Konstruktionen	 verfolgen,	 reichen	 von	 Moskau	 bis
Manhattan	 und	 von	 Nordkorea	 bis	 Indonesien.	 Neben	 chinesischen
Staatskonzernen	 gehören	 BP,	 Total	 und	 andere	 westliche
Ölgesellschaften	 sowie	 das	 riesige,	 in	 einer	 schweizerischen	 Stadt
angesiedelte	 Terminhandelshaus	 Glencore	 zu	 ihren
Geschäftspartnern.	Doch	 vor	 allem	basieren	das	Vermögen	und	der
Einfluss	der	Queensway	Group	auf	den	Rohstoffen,	die	in	Afrika	unter
der	Erde	liegen.

Etwa	gleich	weit	entfernt	von	der	Wall	Street	23	 in	New	York	und
Queensway	 88	 in	 Hongkong,	 nämlich	 etwa	 siebentausend	 Meilen,
erhebt	 sich	 ein	 dritter	 Wolkenkratzer.	 Das	 goldene	 Bauwerk	 im
Zentrum	 von	 Angolas	 Hauptstadt	 Luanda	 ist	 fünfundzwanzig
Stockwerke	hoch	und	bietet	einen	weiten	Blick	über	die	Bucht,	in	der
das	 südliche	 Afrika	 an	 den	 Atlantik	 grenzt.	 Offiziell	 heißt	 es	 CIF
Luanda	One,	aber	die	Ortsansässigen	nennen	es	das	Tom-und-Jerry-
Gebäude,	 wegen	 der	 Comics,	 die	 2008	 während	 der	 letzten
Bauarbeiten	 auf	 die	 Außenmauern	 projiziert	 wurden.	 Im	 Inneren
befinden	 sich	 ein	 Festsaal,	 eine	 Zigarrenbar	 –	 und	 die	 Büros	 der
ausländischen	Ölgesellschaften,	die	die	gewaltigen	Vorräte	von	Rohöl
unter	dem	Meeresboden	Angolas	abzapfen.

Ein	trutzig	aussehender	Posten	wacht	über	den	Eingang,	über	dem
drei	 Flaggen	 wehen.	 Die	 erste	 ist	 die	 Angolas.	 Die	 zweite	 ist	 die
Chinas,	der	aufsteigenden	Macht,	die	Angola	großzügig	mit	Straßen,



Brücken	und	Eisenbahnlinien	versorgt.	Im	Gegenzug	wird	China	von
dem	 Land	mit	 so	 viel	 Öl	 beliefert,	 dass	 es	 damit	 ein	 Siebtel	 seines
Importbedarfs	 decken	 kann,	 der	 zur	 Befeuerung	 seines	 rasenden
wirtschaftlichen	 Wachstums	 benötigt	 wird.	 Beide	 Flaggen	 ziert	 der
fünfzackige	gelbe	Stern	des	Kommunismus,	aber	heute	lassen	sich	die
sozialistischen	 Ansprüche	 der	 Herrschenden	 in	 beiden	 Ländern
kaum	noch	mit	ihrem	märchenhaften	Reichtum	vereinbaren.

Die	 dritte	 Flagge	 ist	 nicht	 die	 eines	 Landes,	 sondern	 die	 des
Unternehmens,	 das	 den	 Turm	 bauen	 ließ.	 Vor	 einem	 weißen
Hintergrund	 heben	 sich	 drei	 graue	 Buchstaben	 ab:	 CIF,	 die
Abkürzung	 für	 China	 International	 Fund.	 CIF	 ist	 einer	 der
sichtbareren	Zweige	des	geheimnisvollen	multinationalen	Netzwerks
der	 Queensway	 Group.	 Zusammen	 bilden	 die	 drei	 Flaggen	 das
Emblem	einer	neuen	Art	von	Imperium.

Im	 Jahr	 2008	 nahm	 ich	 einen	 Posten	 als	 Johannesburg-
Korrespondent	 der	 Financial	 Times	 an.	 Es	 waren	 Zeiten	 des
Aufschwungs	–	oder	zumindest	waren	sie	es	gewesen.	Die	Preise	der
Güter,	 die	 Südafrika	 und	 seine	 Nachbarn	 im	 Überfluss	 besitzen,
waren	 seit	 der	 Jahrtausendwende	 unaufhaltsam	 gewachsen,	 da
China,	 Indien	 und	 andere	 schnell	 wachsende	 Wirtschaften	 einen
unersättlichen	 Hunger	 nach	 Rohstoffen	 entwickelten.	 In	 den
neunziger	Jahren	lag	der	Durchschnittspreis	für	eine	Unze	Platin	bei

470	US-Dollar.2	Eine	Tonne	Kupfer	wurde	für	2	600	Dollar	gehandelt,
ein	Fass	Rohöl	 für	22.	Doch	bis	2008	hatte	sich	der	Platinpreis	auf	 1
500	Dollar	 verdreifacht,	 während	 Kupfer	 nun	 das	 Zweieinhalbfache
kostete,	nämlich	6	800	Dollar.	Der	Ölpreis	betrug	mit	95	Dollar	mehr
als	das	Vierfache	und	erreichte	im	Juli	2008	sogar	147	Dollar	pro	Fass.
Dann	 jagte	 sich	 das	 amerikanische	 Finanzsystem	 selbst	 in	 die	 Luft.
Die	 Schockwellen	 erfassten	 die	 gesamte	 Weltwirtschaft	 und	 die
Rohstoffpreise	 fielen	 in	 den	 Keller.	 Manager,	 Minister	 und	 forthin
arbeitslose	 Minenarbeiter	 sahen	 entsetzt	 zu,	 wie	 das	 fahrlässige



Verhalten	von	Bankern	fernab	der	Szenerie	das	Einkommen	aus	dem
Verkauf	 von	 Rohstoffen	 in	 Gefahr	 brachte,	 das	 das	 wirtschaftliche
Lebensblut	Afrikas	bildete.	Aber	China	und	der	Rest	wuchsen	weiter.
Binnen	weniger	 Jahre	waren	die	Rohstoffpreise	wieder	 so	hoch	wie
vor	der	Krise.	Der	Boom	begann	von	Neuem.

Ich	bereiste	ein	 Jahr	 lang	das	südliche	Afrika	und	berichtete	über
Wahlen,	Putsche	und	Korruptionsprozesse	sowie	über	Versuche	zur
Linderung	 der	 Armut	 und	 das	 Schicksal	 der	 riesigen
Bergbaugesellschaften	in	Johannesburg.	2009	siedelte	ich	nach	Lagos
um,	 um	 von	 dort	 aus	 zwei	 Jahre	 lang	 über	 das	 Pulverfass	 der
Nationen	Westafrikas	zu	berichten.

Es	 gibt	 etliche	 Theorien	 über	 die	 Ursachen	 von	 Armut	 und
Unfrieden	 auf	 dem	 Kontinent,	 und	 viele	 davon	 behandeln	 die
900	 Millionen	 Menschen	 und	 48	 Länder	 Subsahara-Afrikas	 –	 des

Gebietes	 südlich	 der	 Saharawüste	 –	 als	 homogenen	 Block.3	 Einige
Theoretiker	 behaupteten,	 die	 Kolonialisten	 hätten	 Afrika	 ruiniert,
und	dann	sei	das	Leid	des	Kontinents	durch	die	Diktate	der	Weltbank
und	 des	 Internationalen	 Währungsfonds	 noch	 verstärkt	 worden;
andere	 wiederum	 hielten	 die	 Afrikaner	 für	 »stammesfixiert«	 und
unfähig,	 sich	 selbst	 zu	 regieren,	 und	 meinten,	 sie	 hätten	 eine
natürliche	 Neigung	 zu	 Korruption	 und	 Gewalt.	 Wieder	 andere
vertraten	die	Auffassung,	Afrika	gehe	es	eigentlich	ganz	gut,	und	das
Problem	sei,	dass	 Journalisten,	die	nach	Sensationsberichten	 jagten,
und	 Wohltätigkeitsorganisationen,	 die	 bei	 ihren	 Spendern	 Mitleid
erzeugen	wollten,	ein	verzerrtes	Bild	des	Kontinents	zeichneten.	Die
daraus	 folgenden	 Rezepte	 waren	 ebenso	 verschieden	 und
widersprüchlich	wie	die	Diagnosen:	Reduzierung	der	Staatsausgaben,
um	 die	 Privatwirtschaft	 zu	 stimulieren,	 Reformierung	 des	 Militärs,
Förderung	 »guter	 Regierungsführung«,	 Ermächtigung	 der	 Frauen,
großangelegte	 Hilfsprogramme,	 erzwungene	 Öffnung	 der
afrikanischen	 Märkte	 zwecks	 Eingliederung	 des	 Kontinents	 in	 die



Weltwirtschaft.

Während	 die	 reiche	 Welt	 mit	 der	 Krise	 kämpfte,	 begannen
Fachleute,	 Investoren	 und	 Entwicklungsexperten	 zu	 verkünden,	 im
Gegensatz	 dazu	 sei	 Afrika	 im	 Aufstieg	 begriffen.	 Angeblich	 zeigten
ökonomische	 Indikatoren,	 dass	 dank	 des	 starken	 Rohstoffmarktes
eine	wirtschaftliche	Revolution	stattfand,	bei	der	eine	expandierende
Mittelklasse	 den	 afrikanischen	Hang	 zum	Konflikt	 durch	 zügellosen
Konsum	 von	Handys	 und	 teurem	Whisky	 ersetzte.	 Aber	 eine	 derart
optimistische	 Sicht	 war	 nur	 in	 einigen	 wenigen	 Gebieten	 des
Kontinents	 gerechtfertigt.	 Bei	 meinen	 Reisen	 im	 Nigerdelta,	 der
ölverseuchten	 Heimat	 der	 Ölindustrie	 Nigerias,	 oder	 in	 den
rohstoffreichen	Schlachtfeldern	des	östlichen	Kongo	kam	ich	zu	dem
Schluss,	dass	Afrikas	reiche	Vorräte	an	natürlichen	Ressourcen	nicht
seine	Rettung	sind,	sondern	sein	Fluch.

Seit	mehr	als	zwanzig	Jahren	versuchen	Wirtschaftswissenschaftler
herauszufinden,	 welche	 Faktoren	 dazu	 führen,	 dass	 das
Vorhandensein	 natürlicher	 Ressourcen	 solche	 Verheerungen
anrichtet.	»Paradoxerweise«,	schrieben	Macartan	Humphreys,	Jeffrey
Sachs	und	 Joseph	Stiglitz	 von	der	Columbia	University	 2007,	 »ist	 es
allzu	 oft	 so,	 dass	 solche	 Bodenschätze,	 ungeachtet	 der	 durch	 die
Entdeckung	 und	 Förderung	 von	 Öl	 und	 anderen	 Rohstoffen
erzeugten	 Aussichten	 auf	 Reichtum	 und	 neue	 Möglichkeiten,	 eine

ausgeglichene	und	stabile	Entwicklung	eher	behindern	als	fördern.«4

Analysten	 der	 Beraterfirma	 McKinsey	 haben	 berechnet,	 dass
69	 Prozent	 der	 Menschen,	 die	 in	 extremer	 Armut	 leben,	 sich	 in
Ländern	befinden,	 in	denen	Öl,	Gas	und	Mineralien	eine	dominante
Rolle	 in	 der	 Wirtschaft	 spielen,	 und	 dass	 die
Durchschnittseinkommen	 in	 diesen	 Ländern	 weit	 unter	 dem

weltweiten	Durchschnitt	liegen.5	Die	schiere	Anzahl	von	Menschen	in
Armut,	 die	 in	 Staaten	 leben,	 von	 denen	 einige,	 gemessen	 an	 ihren
natürlichen	Ressourcen,	 zu	 den	 reichsten	des	 Planeten	 gehören,	 ist



schwindelerregend.	Laut	der	Weltbank	liegt	der	Anteil	der	Menschen
in	extremer	Armut,	also	der	Menschen,	die	von	weniger	als	1,25	Dollar
am	Tag	leben	müssen	–	angepasst	an	die	Kaufkraft	dieser	kläglichen
Summe	in	den	jeweiligen	Ländern	–,	in	Nigeria	bei	68	Prozent	und	in
Angola	 bei	 43	 Prozent.	 Dabei	 sind	 diese	 beiden	 Länder	 der	 größte
beziehungsweise	 der	 zweitgrößte	Öl-	 und	Gasproduzent	 Afrikas.	 In
Sambia	und	dem	Kongo,	deren	gemeinsame	Grenze	mitten	durch	den
Kupfergürtel	Afrikas	 schneidet,	 liegt	der	 entsprechende	Prozentsatz
extremer	 Armut	 bei	 75	 Prozent	 beziehungsweise	 88	 Prozent.
Verglichen	 damit	 leben	 33	 Prozent	 der	 Inder,	 12	 Prozent	 der
Chinesen,	 0,7	 Prozent	 der	 Mexikaner	 und	 0,1	 Prozent	 der	 Polen	 in
extremer	Armut.

Das	 Phänomen,	 das	 viele	 Ökonomen	 als	 den	 »Ressourcen-Fluch«
bezeichnen,	 liefert	 natürlich	 keine	 universale	 Erklärung	 für	 Krieg
und	 Hunger	 in	 Afrika	 oder	 anderswo:	 Korruption	 und	 ethnische
Gewalt	 gibt	 es	 auch	 in	 solchen	afrikanischen	Ländern,	 in	denen	die
Ressourcenindustrie	 nur	 ein	 relativ	 unbedeutender	 Teil	 der
Wirtschaft	 ist,	wie	etwa	in	Kenia.	Auch	ist	nicht	 jedes	rohstoffreiche
Land	 zum	 Unheil	 verdammt:	 man	 denke	 dabei	 nur	 an	 Norwegen.
Aber	 in	 der	 Mehrzahl	 der	 Fälle	 finden	 in	 Ländern,	 in	 denen	 die
mineralgewinnende	 Industrie	 –	 der	 Name,	 unter	 dem	 das	 Öl-	 und
Minengeschäft	 bekannt	 ist	 –	 die	 Wirtschaft	 dominiert,	 höchst
unerfreuliche	Dinge	statt.	Während	Dollars	zum	Kauf	von	Rohstoffen
ins	 Land	 strömen,	 wird	 der	 Rest	 der	 Wirtschaft	 deformiert.	 Die
Einkünfte,	 die	 die	 Regierungen	 aus	 den	 Ressourcen	 ihrer	 Länder
beziehen,	 werden	 nicht	 verdient:	 Die	 Staaten	 tun	 nichts	weiter,	 als
ausländischen	 Unternehmen	 die	 Lizenz	 zur	 Förderung	 von	Öl	 oder
dem	Schürfen	nach	Erzen	zu	geben.	Diese	Sorte	Einkommen	wird	als
»wirtschaftliche	 Rente«	 bezeichnet	 und	 führt	 selten	 zu	 gutem
Management.	 Aber	 es	 ist	 eine	 Geldgrube	 für	 die,	 die	 die	 Kontrolle
über	 den	 Staat	 ausüben.	 Im	 Extremfall	 bricht	 der	 ungeschriebene
Vertrag	 zwischen	 Regierenden	 und	 Regierten	 zusammen,	 weil	 die



Herrschenden	 zur	 Finanzierung	 von	 Staat	 und	 Regierung	 nicht	 auf
die	 Besteuerung	 und	 daher	 auch	 nicht	 auf	 die	 Zustimmung	 der
Menschen	angewiesen	sind.

Da	 sie	 der	 Bevölkerung	 nicht	 verpflichtet	 sind,	 tendieren
rohstofffinanzierte	Regimes	dazu,	das	Nationaleinkommen	für	Dinge
auszugeben,	 die	 ihren	 eigenen	 Interessen	 dienen.	 Die
Bildungsausgaben	sinken,	während	die	Militärbudgets	immer	größer

werden.6	Die	Rohstoffindustrie	erzeugt	fast	automatisch	Korruption.
Die	 Kleptokratie,	 bei	 der	 Regieren	 und	 Diebstahl	 ein	 und	 dasselbe
sind,	blüht	und	gedeiht.	Wer	einmal	an	der	Macht	ist,	hat	kaum	einen
Anreiz,	 sie	 wieder	 abzugeben.	 Eine	 Wirtschaft,	 die	 auf	 einem
zentralen	Geldtopf	von	Rohstoffeinnahmen	basiert,	ist	Nährboden	für
eine	Politik	der	»starken	Männer«.	Die	vier	am	längsten	an	der	Macht
befindlichen	 Staatschefs	 der	 Welt	 –	 Teodoro	 Obiang	 Nguema	 in
Äquatorialguinea,	José	Eduardo	dos	Santos	in	Angola,	Robert	Mugabe
in	 Simbabwe	und	Paul	 Biya	 in	Kamerun	–	 sind	 alle	 Präsidenten	 öl-
oder	mineralienreicher	afrikanischer	Staaten.	Zusammengenommen
waren	sie	2015	136	Jahre	lang	an	der	Macht.

Von	 Russlands	 ölfinanzierten	 Oligarchen	 bis	 zu	 den
Konquistadoren,	 die	 vor	 Jahrhunderten	 Silber	 und	 Gold
Lateinamerikas	 plünderten,	 haben	 Rohstoffrenten	 immer	 zur
Konzentration	 von	 Reichtum	 und	 Macht	 in	 den	 Händen	 einiger
weniger	 geführt.	 Sie	 erzeugen	das,	was	Said	Djinnit,	 ein	 algerischer
Politiker,	 der	 als	 Spitzenbeamter	 der	 UN	 in	 Westafrika	 bei	 einer
ganzen	 Reihe	 von	 Putschen	 als	 Vermittler	 gedient	 hat,	 »einen

Überlebenskampf	 auf	 höchstem	 Niveau«	 nennt.7	 »Überleben«
bedeutet	Kontrolle	über	die	Geldtöpfe.	Oft	bedeutet	es,	dass	andere
sterben	müssen.

Der	Ressourcenfluch	wirkt	nicht	nur	in	Afrika,	hat	aber	auf	diesem
Kontinent,	 der	 zugleich	 der	 ärmste	 und,	 möglicherweise,	 auch	 der
reichste	ist,	die	verheerendsten	Konsequenzen.



Afrika	hat	13	Prozent	der	Weltbevölkerung,	generiert	aber	nur	zwei
Prozent	 des	 weltweiten	 Bruttoinlandsproduktes.	 Hier	 lagern
15	Prozent	der	Rohölvorräte,	 40	Prozent	des	Goldes	und	80	Prozent
des	Platins	des	Planeten	–	und	all	diese	Schätzung	sind	vermutlich	zu
niedrig,	 da	 Afrika	 bisher	 weniger	 gründlich	 exploriert	 wurde	 als

andere	 Kontinente.8	 Die	 reichhaltigsten	 Diamantenminen	 befinden
sich	 in	 Afrika,	 außerdem	 aber	 auch	 bedeutende	 Vorräte	 an	 Uran,
Kupfer,	 Eisenerz,	 Bauxit	 (das	 zur	 Herstellung	 von	 Aluminium
verwendet	wird)	und	praktisch	jeder	andere	aus	einem	vulkanischen
Boden	 hervorgegangene	 Rohstoff.	 Einer	 Berechnung	 zufolge
beherbergt	 Afrika	 etwa	 ein	 Drittel	 aller	 Kohlenstoff-	 und

Mineralressourcen	der	Welt.9

Außenstehende	sehen	in	Afrika	oft	die	Nemesis	der	Nächstenliebe
und	 als	 Kontinent,	 der	 unaufhörlich	 weitere	 Hilfe	 schluckt,	 selbst
aber	 wenig	 zur	 Weltwirtschaft	 beiträgt.	 Doch	 bei	 näherer
Betrachtung	 sieht	die	Beziehung	 zwischen	Afrika	und	dem	Rest	der
Welt	ganz	anders	aus.	Im	Jahr	2010	betrug	der	Wert	der	Brennstoff-
und	 Mineralexporte	 aus	 Afrika	 333	 Milliarden	 Dollar,	 mehr	 als	 das
Siebenfache	 der	 Wirtschaftshilfe,	 die	 in	 den	 Kontinent	 floss.	 Nicht
eingerechnet	sind	dabei	die	riesigen	Summen,	die	durch	Korruption

und	 Steuertricks	 aus	 Afrika	 geschmuggelt	 werden.10	 Aber	 das
Missverhältnis	 zwischen	 dem	 Leben	 dort,	 wo	 diese	 Ressourcen
lagern,	 und	 dem	 Leben	 dort,	 wo	 man	 sie	 konsumiert,	 gibt	 schon
einen	 Hinweis	 darauf,	 wohin	 die	 Gewinne	 des	 Öl-	 und
Minengeschäfts	 gehen	 –	 und	 warum	 die	 meisten	 Afrikaner	 immer
noch	kaum	genug	zum	Leben	haben.	Auf	jede	Frau	in	Frankreich,	die
bei	einer	Entbindung	stirbt,	kommen	im	Wüstenland	Niger,	einer	der
Hauptquellen	 des	 Urans,	 das	 der	 auf	 Atomstrom	 basierenden
Wirtschaft	 Frankreichs	 als	 Brennstoff	 dient,	 einhundert
Entbindungstote.	 Bürger	 Finnlands	 oder	 Südkoreas	 haben	 eine
durchschnittliche	 Lebenserwartung	 von	 achtzig	 Jahren	 und	werden



von	 Volkswirtschaften	 ernährt,	 deren	 Spitzenunternehmen	 Nokia
beziehungsweise	Samsung	sind,	die	beiden	größten	Handyhersteller
der	Welt.	Wenn	man	jedoch	zufällig	in	der	Demokratischen	Republik
Kongo	 geboren	 wird,	 der	 Heimat	 einiger	 der	 größten
Mineralvorkommen	der	Welt,	 die	 unentbehrlich	 für	 die	Herstellung
von	Handybatterien	 sind,	kann	man	 sich	bereits	 glücklich	 schätzen,
wenn	man	mehr	als	fünfzig	wird.

Die	 Frachtladungen	 afrikanischen	 Öls	 und	 Erzes	 gehen	 an	 viele
Orte,	 hauptsächlich	 in	 Nordamerika,	 Europa	 und	 in	 wachsendem
Maß	in	China,	doch	zunächst	werden	die	natürlichen	Ressourcen	des
Kontinents	auf	dem	Weltmarkt	gehandelt,	wo	Händler	 in	New	York,
London	und	Hongkong	die	Preise	festlegen.	Wenn	Südafrika	weniger
Gold,	Nigeria	weniger	Öl	oder	der	Kongo	weniger	Kupfer	exportiert,
steigt	der	Preis	für	alle	Käufer.	Handelsrouten	verändern	sich:	So	hat
die	wachsende	heimische	Produktion	von	Schiefergas	 in	den	USA	in
den	 letzten	 Jahren	 zu	 einer	 Verringerung	 der	 Importe	 von
nigerianischem	Öl	geführt,	was	wiederum	dazu	führte,	dass	mehr	Öl
nach	 Asien	 geliefert	 wurde.	 Der	 Anteil	 am	 weltweiten	 Angebot	 ist
dennoch	so	hoch,	dass	 jede	vierzehnte	Tankfüllung	aller	Autofahrer

weltweit	ein	Endprodukt	afrikanischen	Rohöls	 ist.11	Ebenso	befindet
sich	 in	 jedem	 fünften	 Mobiltelefon	 der	 Welt	 ein	 kleines	 Stückchen
Tantal	aus	dem	Ödland	im	östlichen	Kongo.

Afrika	 ist	 nicht	 nur	 außerordentlich	 reich	 an	 natürlichen
Ressourcen,	sondern	auch	außerordentlich	abhängig	von	 ihnen.	Der
Internationale	 Währungsfonds	 definiert	 ein	 Land	 als
»rohstoffreich«	 –	 als	 Land,	 das	 Gefahr	 läuft,	 dem	 Ressourcenfluch
zum	Opfer	zu	 fallen	–,	wenn	die	Exporte	zu	mehr	als	einem	Viertel
aus	 Rohstoffen	 bestehen.	 In	 diese	 Kategorie	 fallen	 mindestens

zwanzig	 afrikanische	 Länder.12	 Rohstoffe	 machen	 elf	 Prozent	 der
Exporte	 Europas	 aus,	 zwölf	 Prozent	 der	 Ausfuhren	 Asiens	 und
15	 Prozent	 derer	Nordamerikas.	 In	 Lateinamerika	 sind	 es	 42	 und	 in



Afrika	 66	 Prozent	 –	 etwas	mehr	 als	 in	 den	 Staaten	 der	 ehemaligen

Sowjetunion	 und	 etwas	 weniger	 als	 im	 Nahen	 Osten.13	 Öl	 und	 Gas
machen	97	Prozent	der	Exporte	Nigerias	und	98	Prozent	der	Exporte
Angolas	 aus,	 und	 in	 Angola	 besteht	 der	 Rest	 zum	 größten	 Teil	 aus

Diamanten.14	Als	die	Preise	für	diese	Güter	in	der	zweiten	Hälfte	des
Jahres	 2014	 zu	 fallen	 begannen,	 wurde	 diese	 Abhängigkeit	 der
Rohstoffstaaten	Afrikas	 offensichtlich:	Der	 vorherige	Boom	hatte	 zu
verschwenderischen	 Ausgaben	 und	 Kreditaufnahmen	 angeregt,	 und
die	 Aussicht	 auf	 ein	 starkes	 Sinken	 der	 Rohstoffrenten	 ließ	 die
Staatshaushalte	Nigerias,	Angolas	und	anderer	Länder	mit	einem	Mal
höchst	prekär	aussehen.

Der	 Ressourcenfluch	 ist	 nicht	 einfach	 irgendein	 bedauerliches
wirtschaftliches	 Phänomen	 oder	 Produkt	 ungreifbarer	 Kräfte.
Tatsächlich	ist	das,	was	in	den	afrikanischen	Rohstoffstaaten	vor	sich
geht,	eine	systematische	Plünderung.	Genau	wie	die	Opfer	kann	man
auch	 die	 Nutznießer	 beim	 Namen	 nennen.	 Die	 Plünderung	 des
südlichen	 Afrikas	 begann	 im	 neunzehnten	 Jahrhundert,	 als
Expeditionen	 von	 Siedlern,	 imperialen	 Gesandten,	 Rohstoffjägern,
Kaufleuten	 und	 Söldnern	 von	 der	 Küste	 aus	 ins	 Landesinnere
vordrangen.	 Ihr	 Verlangen	nach	 kostbaren	Mineralien	wurde	 durch
die	Diamanten	und	das	Gold	entfacht,	die	im	Umfeld	des	Vorpostens
gefunden	wurden,	den	sie	in	Johannesburg	gegründet	hatten.	Entlang
der	Atlantikküste	Afrikas	waren	die	Händler	 bereits	 unterwegs	 und
verluden	 Sklaven,	 Gold	 und	 Palmöl.	 Ab	 Mitte	 des	 zwanzigsten
Jahrhunderts	 begann	 der	 Ölboom	 in	 Nigeria.	 Während	 die
europäischen	 Kolonialisten	 abzogen	 und	 die	 afrikanischen	 Staaten
ihre	Unabhängigkeit	gewannen,	verfolgten	die	gigantischen	Konzerne
der	 Rohstoffindustrie	 weiter	 ihre	 Interessen.	 Trotz	 aller	 für	 den
Beginn	 des	 neuen	 Jahrtausends	 kennzeichnenden	 technologischen
Fortschritte	 –	und	 trotz	der	dämmernden	Einsicht	 in	den	 enormen
Schaden,	den	fossile	Brennstoffe	dem	Planeten	zufügen	–	bleiben	die



Ressourcen,	 die	 sich	 in	 solchem	 Überfluss	 in	 Afrika	 vorfinden,
unentbehrlicher	Bestandteil	der	Weltwirtschaft.

Die	 Kapitäne	 der	 Öl-	 und	 Bergbauindustrie,	 die	 etliche	 der
reichsten	multinationalen	 Konzerne	 umfasst,	 sehen	 sich	 nicht	 gern
als	 Teil	 des	 Problems.	 Einige	 betrachten	 sich	 als	 die	 Lösung.	 »Die
Hälfte	des	weltweiten	Bruttoinlandsprodukts	basiert	auf	Rohstoffen«,
verkündete	 Andrew	 Mackenzie	 –	 der	 Vorstandsvorsitzende	 der
größten	 Bergbaugesellschaft	 der	 Welt,	 BHP	 Billiton	 –	 bei	 einem
Dinner	 für	 fünfhundert	 führende	 Vertreter	 des	 Gewerbes	 im
Londoner	 Club	 »Lord’s	 Cricket	 Ground«	 2013.	 »Ich	 würde	 sogar
behaupten:	Das	gilt	für	das	gesamte	BIP«,	so	Mackenzie	weiter.	»Das
ist	 das	 hehre	 Ziel	 unserer	 Branche:	 Wir	 wollen	 das	 wirtschaftliche
Wachstum	liefern,	das	hilft,	Millionen,	wenn	nicht	Milliarden	aus	der

Armut	zu	befreien.«15

Der	 Abbau	 von	 Rohstoffen	 muss	 nicht	 unbedingt	 Plünderung
bedeuten.	Es	gibt	viele	Angestellte	der	Bergbau-	und	Ölindustrie	und
ganze	Unternehmen,	deren	Ethos	und	Verhalten	ganz	anders	sind	als
die	 der	 Plünderer.	 Viele	 der	 zahlreichen	 Manager,	 Geologen	 und
Finanziers	 der	 Rohstoffindustrie,	 die	 ich	 getroffen	 habe,	 sind
überzeugt,	 dass	 sie	 tatsächlich	 einem	 »hehren	 Ziel«	 dienen	 –	 und
etliche	 von	 ihnen	 haben	 triftige	 Gründe	 für	 die	 Behauptung,	 ohne
ihre	Bemühungen	sähe	es	noch	viel	 schlechter	aus.	Gleiches	gilt	 für
jene	 afrikanischen	 Politiker	 und	 Beamten,	 die	 sich	 bemühen,	 die
Rohstoffe	ihrer	Länder	zu	nutzen,	um	ihre	Landsleute	von	ihrer	Not
zu	befreien.	Doch	bis	jetzt	ist	die	Maschinerie,	die	Afrika	ausplündert,
noch	mächtiger	als	sie	alle.

Diese	 Plünderungsmaschine	 wurde	 modernisiert.	 Wo	 einst
gewaltsam	aufgezwungene	Verträge	Afrikaner	um	ihr	Land,	ihr	Gold
und	 ihre	 Diamanten	 brachten,	 zwingen	 heute	 Heerscharen	 von
Anwälten	 der	 Öl-	 und	 Bergbaugesellschaften	 mit	 Hunderten	 von
Milliarden	 Dollar	 Jahresumsatz	 afrikanischen	 Regierungen	 groteske



Bedingen	 auf	 und	 nutzen	 dann	 Steuerlöcher,	 um	 die	 mittellosen
Länder	 um	 ihre	 Einnahmen	 zu	 betrügen.	 An	 die	 Stelle	 der	 alten
Imperien	sind	verborgene	Netze	von	multinationalen	Unternehmen,
Zwischenhändlern	 und	 afrikanischen	 Potentaten	 getreten.	 Diese
Netze	 verschmelzen	 staatliche	 und	 unternehmerische	 Macht.	 Sie
fühlen	 sich	 keiner	 Nation	 verpflichtet,	 sondern	 gehören	 zu	 den
transnationalen	Eliten,	die	mit	der	Ära	der	Globalisierung	aufgeblüht
sind.	Vor	allem	anderen	dienen	sie	ihrer	eigenen	Bereicherung.



1	Die	Futungo	GmbH

Wenig	mehr	als	Angst	und	Abwasser	kommt	den	abschüssigen	Hang
herunter,	 der	 den	 Komplex	 der	 Präsidentenresidenz	 Angolas	 von
dem	 am	 Wasser	 gelegenen	 Slum	 darunter	 trennt.	 Überfüllt	 mit
Flüchtlingen,	 die	 vor	 einem	 Bürgerkrieg	 geflohen	 sind,	 der	 mit
kurzen	 Pausen	 fast	 drei	 Jahrzehnte	 lang	 im	 Landesinneren	 wütete,
breitet	 sich	 Chicala	 heute	 vor	 der	 wichtigsten	 Küstenstraße	 der
Hauptstadt	Luanda	aus.	In	periodischen	Abständen	schickt	der	Ozean
einen	 Sturm,	 der	 durch	 die	 zerbrechlichen	 Behausungen	 prescht.
Boote	 steuern	 durch	 die	 Zugänge	 von	 der	 Meeresbucht;	 ihre
Passagiere	 sind	 gegen	 den	 aus	 dem	Wasser	 aufsteigenden	 Gestank
abgehärtet.

Das	ist	nicht	gerade	das	Gesicht,	das	Angola	der	Welt	präsentieren
will.	Seit	dem	Ende	des	Bürgerkrieges	2002	verzeichnet	dieses	Land
mit	 einer	 Bevölkerung	 von	 etwa	 20	 Millionen	 Menschen	 eine	 der
weltweit	 höchsten	 Wirtschaftswachstumsraten,	 mit	 denen	 es
zeitweise	sogar	das	Wachstum	Chinas	überholte.	Minenfelder	haben
neuen	 Straßen	 und	 Eisenbahnen	 Platz	 gemacht,	 Teil	 eines
milliardenschweren	Vorhabens	zum	Wiederaufbau	eines	Landes,	das
durch	 einen	 der	 schlimmsten	 Stellvertreterkonflikte	 des	 Kalten
Krieges	 in	 Trümmer	 gelegt	 worden	 war.	 Heute	 hat	 Angola	 nach
Nigeria	 und	Südafrika	die	 drittgrößte	Wirtschaft	 Subsahara-Afrikas.
Bei	 Umfragen,	 welche	 Städte	 der	 Welt	 für	 Ausländer	 am	 teuersten
sind,	steht	Luanda	noch	vor	Singapur,	Tokio	und	Zürich	beständig	auf
dem	 Spitzenplatz.	 In	 glitzernden	 Fünfsternehotels	 wie	 dem	 in	 der
direkten	 Nachbarschaft	 Chicalas	 kostet	 schon	 ein	 mittelmäßiges
Sandwich	30	Dollar.	Im	Spitzensegment	beträgt	die	Monatsmiete	für

ein	 unmöbliertes	 Haus	 mit	 drei	 Schlafzimmern	 15	 000	 Dollar.1

Luxusautohändler	 betreiben	 ein	 schwunghaftes	 Geschäft	 mit	 der



Wartung	 der	 SUVs	 von	 Kunden,	 deren	 Einkommen	 sich	 noch
schneller	 vergrößert	 hat	 als	 die	 Schlaglöcher	 der	 verstopften
Umgehungsstraßen.	 An	 der	 Ilha	 de	 Luanda,	 der	 glamourösen
Strandpromenade	 von	 Bars	 und	 Restaurants,	 die	 nur	 eine	 kurze
Bootsfahrt	von	Chicala	entfernt	ist,	kommen	die	Sprösslinge	der	Elite
von	 ihren	 Jachten	aus	an	Land,	um	sich	 frisch	mit	2	000	Dollar	pro
Flasche	teurem	Dom	Pérignon	zu	versorgen.

Die	 Eisenbahnen,	 die	 Hotels,	 die	 Wachstumsraten	 und	 der
Champagner,	sie	gehen	alle	auf	das	Öl	zurück,	das	unter	der	Erde	und
dem	Meeresboden	Angolas	liegt.	Und	dasselbe	gilt	auch	für	die	Angst.

1966	entdeckte	die	US-amerikanische	Ölgesellschaft	Gulf	Oil,	die	zu
den	 sogenannten	 sieben	 Schwestern	 gehörte,	 die	 damals	 den
Wirtschaftszweig	 beherrschten,	 umfangreiche	 Ölvorräte	 in	 der
Enklave	 Cabinda,	 die	 durch	 einen	 zum	 Nachbarland	 Kongo
gehörenden	Landstreifen	vom	Rest	Angolas	getrennt	ist.	Als	1975	nach
der	Unabhängigkeit	Angolas	von	Portugal	ein	Bürgerkrieg	ausbrach,
halfen	 die	 Öleinkünfte	 der	 kommunistischen	 Regierung	 der
»Volksbewegung	 für	die	Befreiung	Angolas«	 (Movimento	Popular	de
Libertação	de	Angola,	MPLA)	in	ihrem	Kampf	gegen	die	vom	Westen
unterstützten	Rebellen	der	Unita.	Riesige	neue	Ölfunde	vor	der	Küste
erhöhten	den	Einsatz	sowohl	 für	die	beiden	Kriegsparteien	als	auch
für	 ihre	 ausländischen	 Verbündeten.	 Doch	 während	 die	 Berliner
Mauer	schon	1989	fiel,	kam	der	Frieden	in	Angola	erst	2002	mit	dem
Tod	 des	 Unita-Führers	 Jonas	 Savimbi.	 Bis	 dahin	 waren
fünfhunderttausend	 Menschen	 in	 diesem	 Konflikt	 ums	 Leben
gekommen.

Die	MPLA	fand	bald	heraus,	dass	die	mit	Öl	befeuerte	Maschine,	die
sie	 zur	 Finanzierung	 ihrer	 Kriegsanstrengungen	 gebaut	 hatte,	 auch
anderweitig	von	Nutzen	war.	»Als	die	MPLA	zu	Beginn	der	1990er	ihr
marxistisches	 Erscheinungsbild	 fallenließ«,	 schreibt	 der
Angolaexperte	Ricardo	Soares	de	Oliveira,	»lief	die	herrschende	Elite



begeistert	zur	kapitalistischen	Vetternwirtschaft	über.«2	Der	Hofstaat
des	 Präsidenten	 –	 einige	 Hundert	 Familien,	 die	 nach	 Futungo	 de
Belas,	 dem	 alten	 Präsidentenpalast,	 als	 »die	 Futungo«	 oder	 die
»Futungo-Clique«	bekannt	sind	–	machte	sich	an	die	»Privatisierung
der	Macht«.

Indem	 sie	 dem	 Muster	 vieler	 postkolonialer	 Eliten	 folgten	 und
politische	 und	 wirtschaftliche	 Macht	 miteinander	 verschmolzen,
verwandelten	Generäle,	hohe	MPLA-Funktionäre	und	die	Familie	von
José	Eduardo	dos	Santos,	der	 in	der	Sowjetunion	ausgebildet	wurde
und	 1979	 Präsident	 wurde,	 die	 Reichtümer	 Angolas	 in	 ihr
Privateigentum.	 Die	 Tochter	 des	 Präsidenten,	 Isabel	 dos	 Santos,
häufte	 in	 Angola	 und	 Portugal	 Unternehmensanteile	 an,	 die	 vom
Bankgeschäft	bis	zum	Fernsehen	reichten.	Im	Januar	2013	listete	das
Magazin	Forbes	sie	als	erste	Frau	unter	den	Milliardären	Afrikas.

Die	 Aufgabe,	 die	 Ölindustrie	 Angolas	 aus	 einer	 Quelle	 für	 die
Kriegskasse	 der	MPLA	 in	 eine	Maschine	 zur	 Bereicherung	 der	 Elite
Angolas	in	Friedenszeiten	zu	verwandeln,	wurde	einem	korpulenten,
pausbäckigen	 Mann	 mit	 einem	 gewinnenden	 Grinsen	 und	 einem
gepflegten	 Schnurrbart	 namens	 Manuel	 Vicente	 übertragen.
Gesegnet	 mit	 dem,	 was	 ein	 Mitarbeiter	 »einen	 Kopf	 wie	 eine
Rechenmaschine«	 nennt,	 hatte	 er	 als	 junger	 Mann	 Schulkindern
Nachhilfeunterricht	 gegeben,	 um	 sein	 mageres	 Einkommen
aufzubessern	 und	 seine	 Familie	 zu	 ernähren.	 Nach	 einer	 Zeit	 als
Schlosserlehrling	 studierte	 er	 Elektrotechnik.	 Obwohl	 er	 nur	 der
Sohn	eines	einfachen	Schuhmachers	in	Luanda	und	einer	Wäscherin
war,	heiratete	Vicente	schließlich	die	Schwester	von	dos	Santos	und
sicherte	 sich	 so	 einen	 familiären	 Draht	 zum	 Präsidenten.	Während
andere	Kader	 der	MPLA	 in	Baku	 oder	Moskau	 studierten	und	dann
nach	 Angola	 zurückkehrten,	 um	 im	 Buschkrieg	 gegen	 die	 Unita	 zu
kämpfen,	perfektionierte	Vicente	am	Imperial	College	in	London	sein
Englisch	und	sein	Wissen	über	die	Ölindustrie.	Nach	seiner	Rückkehr



in	die	Heimat	begann	sein	Aufstieg	in	der	Ölhierarchie.	1999,	als	der
Krieg	sich	schon	allmählich	dem	Ende	näherte,	ernannte	dos	Santos
ihn	zum	Chef	der	angolanischen	staatlichen	Ölgesellschaft	Sonangol,
die	 der	 Angolaexpertin	 Paula	 Cristina	 Roque	 zufolge	 als	 der
»wichtigste	 wirtschaftliche	 Motor«	 einer	 »vom	 Präsidenten

kontrollierten	und	manipulierten	Schattenregierung«	fungiert.3

Vicente	 baute	 Sonangol	 zu	 einem	beeindruckenden	Unternehmen
aus.	 Er	 verhandelte	 hart	 mit	 den	 großen	 Ölgesellschaften,	 die	 zig
Milliarden	Dollar	für	die	Entwicklung	der	Offshore-Ölfelder	Angolas
ausgegeben	 haben,	 darunter	 BP	 aus	 Großbritannien	 sowie	 Chevron
und	 ExxonMobil	 aus	 den	 USA.	 Ungeachtet	 dieser	 zähen
Verhandlungen	zog	Angola	die	»Großen«	auch	weiter	in	seinen	Bann,
und	 ihre	 Manager	 respektierten	 Vicente.	 »Angola	 ist	 für	 uns	 eine
Erfolgsgeschichte«,	 meinte	 Jacques	 Marraud	 des	 Grottes,	 Chef	 der
afrikanischen	Forschungs-	und	Produktionsabteilung	des	Ölgiganten
Total	France,	der	 in	Angola	mehr	Rohöl	gefördert	hat	als	 irgendwer

sonst.4

Unter	 der	 Aufsicht	 Vicentes	wuchs	 die	 Ölproduktion	 um	 fast	 das
Dreifache,	zwei	Millionen	Fässer	pro	Tag	–	mehr	als	zwei	Prozent	der
weltweiten	 Fördermenge.	 Angola	 wetteiferte	 mit	 Nigeria	 um	 die
Krone	des	Spitzenexporteurs	von	afrikanischem	Öl	und	wurde	nach
Saudi-Arabien	 zum	 zweitgrößten	 Lieferanten	 Chinas.	 Gleichzeitig
verschiffte	 es	 bedeutende	 Mengen	 nach	 Europa	 und	 in	 die
Vereinigten	 Staaten.	 Sonangol	 verschaffte	 sich	 Anteile	 an
ausländischen	 Ölfirmen	 und	 verwendete	 die	 Einkünfte,	 um	 seine
Schlingarme	 in	 jeden	 Winkel	 der	 einheimischen	 Wirtschaft	 zu
schieben:	den	Immobilienmarkt,	das	Gesundheitswesen,	die	Banken,
die	Luftfahrtindustrie.	Das	Unternehmen	hat	sogar	sein	eigenes	Team
im	 Profifußball.	 Die	 Eingangshalle	 des	 ultramodernen	 Turms	 im
Zentrum	 Luandas,	 in	 dem	 ihr	 Hauptquartier	 liegt,	 ist	 mit	 Marmor
ausgekleidet	 und	 bietet	 komfortable	 Sitzgelegenheiten	 für	 die



Scharen	 von	Gesandten	 aus	Ost	und	West,	 die	hierherkommen,	um
sich	Öl	und	Verträge	zu	sichern.	Nur	wenigen	wird	der	Zugang	zu	den
höchsten	 Etagen	 eines	 Unternehmens	 gewährt,	 das	 von	 einem
Ausländer,	 der	 mit	 ihm	 zu	 tun	 hatte,	 als	 »der	 Kreml	 ohne	 die
lächelnden	 Gesichter«	 beschrieben	 wurde.	 Im	 Jahr	 2011	 war
Sonangols	 Umsatz	mit	 34	Milliarden	Dollar	 nicht	weit	 von	 dem	 von
Amazon	und	Coca-Cola	entfernt.

Erdöl	macht	 98	Prozent	der	Exporte	Angolas	und	drei	Viertel	der
Staatseinkünfte	aus.	Und	es	ist	auch	das	Lebenselixier	der	»Futungo«.
Als	der	Internationale	Währungsfonds	2011	die	volkswirtschaftlichen
Bilanzen	Angolas	unter	die	Lupe	nahm,	kam	er	zu	dem	Ergebnis,	dass
zwischen	 2007	 und	 2010	 32	Milliarden	Dollar	 verschwunden	waren,
eine	 Summe,	 die	 größer	 ist	 als	 das	 Bruttoinlandsprodukt	 von
dreiundvierzig	 afrikanischen	 Ländern	 und	 einem	 Viertel	 des

jährlichen	 Bruttoinlandsprodukts	 Angolas	 entspricht.5	 Der	 größte
Teil	 des	 fehlenden	 Geldes	 konnte	 bis	 zur	 Abzweigung	 von
Schwarzgeldern	 durch	 Sonangol	 zurückverfolgt	 werden;	 ein	 Anteil
von	4,2	Milliarden	Dollar	war	spurlos	verschwunden.

Nachdem	 er	 die	 Plünderungsmaschine	 der	 Futungo	 ausgebaut
hatte,	 drang	Manuel	 Vicente	 ins	 innere	 Sanktum	 des	Machtgefüges
vor.	Er	war	bereits	Mitglied	des	Politbüros	der	MPLA	und	hatte	dann
kurz	 einen	 Sonderposten	 für	 wirtschaftliche	 Koordination	 inne,
bevor	er	zu	dos	Santos’	Vizepräsidenten	ernannt	wurde.	Gleichzeitig
blieb	 er	 auch	 weiterhin	 Angolas	 »Mr.	 Oil«.	 Er	 vertauschte	 das
Hauptquartier	 Sonangols	 im	 Stadtzentrum	 mit	 der	 cicada	 alta	 mit
ihren	von	Akazien	beschatteten	Villen	–	eine	von	den	portugiesischen
Kolonisatoren	 geschaffene,	 auf	 einem	 Hügel	 gelegene	 Enklave,	 die
heute	das	Nervenzentrum	der	Futungo-Clique	ist.

Wie	 ihre	 chinesischen	 Pendants	 hießen	 die	 Futungo	 den
Kapitalismus	 willkommen,	 ohne	 ihren	 Zugriff	 auf	 die	 politische
Macht	 zu	 lockern.	 Erst	 2012,	 nach	 dreiunddreißig	 Jahren	 als



Präsident,	 bekam	 dos	 Santos	 für	 seine	 Macht	 ein	 Mandat	 der
Bevölkerung	 –	 und	 auch	 das	 nur,	 nachdem	 er	 den	 Wahlausgang
entsprechend	 manipuliert	 hatte.	 Kritiker	 und	 Demonstranten

wurden	eingesperrt,	geschlagen,	gefoltert	und	hingerichtet.6	Obwohl
Angola	 kein	 Polizeistaat	 ist,	 ist	 die	 Furcht	 greifbar.	 Ein
Geheimdienstchef	wird	beseitigt,	 ein	Flugzeug	hat	einen	Defekt,	 ein
paar	Aktivisten	geraten	in	einen	Hinterhalt,	und	allen	ist	klar,	dass	es
auch	 sie	 selbst	 treffen	 könnte.	 An	 den	 Straßenecken	 stehen
Sicherheitsbeamte	 und	 lassen	 klar	 erkennen,	 dass	 sie	 alles
beobachten.	Niemand	möchte	 am	Telefon	 sprechen,	weil	 alle	 davon
ausgehen,	abgehört	zu	werden.

Am	 Freitag,	 dem	 10.	 Februar	 2012	 war	 die	 Ölindustrie	 in	 heller
Aufregung.	 Cobalt	 International	 Energy,	 ein	 texanisches
Erdölunternehmen,	 hatte	 sensationelle	 Ölfunde	 verkündet.	 In	 einer
Tiefe	 unter	 dem	 angolanischen	 Meeresboden,	 die	 etwa	 der	 halben
Höhe	des	Mount	Everest	entspricht,	war	Cobalt	laut	eigener	Aussage
auf	ein	»Weltklasse«-Ölreservoir	gestoßen.	Der	Fund	eröffnete	eines
der	 vielversprechendsten	 neuen	 Fördergebiete,	 und	 Cobalt	 war	 in
der	 günstigen	 Position,	 das	 Rohöl	 entweder	 selbst	 fördern	 oder	 an
einen	 der	 großen	 Konzerne	 verkaufen	 und	 für	 seine	 Eigner	 einen
beträchtlichen	 Gewinn	 einfahren	 zu	 können.	 Nach	 Eröffnung	 der
New	Yorker	Börse	 schossen	die	Anteilspreise	 von	Cobalt	nach	oben
und	 lagen	 zeitweise	 um	 38	 Prozent	 über	 dem	Wert	 des	 Vortages	 –
eine	 enorme	Bewegung	 in	 einem	Markt,	 in	 dem	 sich	 die	Kurse	 nur
selten	um	mehr	 als	 ein	paar	Prozentpunkte	 bewegen.	Am	Ende	des
Tages	 stand	 der	 Marktwert	 des	 Unternehmens	 bei	 13,3	 Milliarden
Dollar,	vier	Milliarden	Dollar	mehr	als	am	Abend	zuvor.

Es	schien,	als	habe	sich	für	Joe	Bryant,	den	Gründer,	Vorsitzenden
und	 Geschäftsführer	 von	 Cobalt,	 ein	 auf	 prähistorischer	 Geologie
basierender	 Zufall	 auf	 spektakuläre	Weise	 ausgezahlt.	 Bevor	 sie	 vor
hundert	 Millionen	 Jahren	 durch	 tektonische	 Wanderungen



auseinandergerissen	 wurden,	 bildeten	 der	 amerikanische	 und	 der
afrikanische	 Kontinent	 eine	 einheitliche	 Landmasse	 –	 die	 beiden
Küsten	 des	 Südatlantiks	 passen	 in	 ihrer	 Form	 bemerkenswert	 gut
zusammen.	2006	hatten	Ölgesellschaften	die	dicke	Salzschicht	unter
dem	brasilianischen	Meeresboden	durchbohrt	und	stießen	auf	große
Mengen	 von	 Öl.	 Da	 sich	 vor	 Angola	 eine	 ähnliche	 Salzschicht
ausbreitete,	fragten	Bryant	und	seine	Geologen	sich,	ob	hier	vielleicht
ein	vergleichbarer	Schatz	verborgen	sein	könnte.

Bryant	hatte	zuvor	als	Leiter	der	lukrativen	Operationen	der	BP	in
Angola	 gearbeitet,	wo	er	bereits	 seine	Beziehungen	 zu	den	Futungo
kultivierte.	 »Joe	Bryant	 stieß	 sehr	 schnell	 in	den	 inneren	Zirkel	der
Ölbarone	 vor«,	 sagte	 mir	 ein	 gut	 vernetzter	 Angolaexperte.
Französische	Manager	waren	als	»hochnäsig«	verschrien,	aber	Bryant
gewann	trotzdem	Freunde	in	Luanda.	»Er	weiß,	wie	man	sie	nehmen
und	 wie	 man	 mit	 ihnen	 reden	 muss«,	 meinte	 der	 Experte.	 2005
beschloss	 Bryant,	 es	 selbst	 zu	 versuchen,	 und	 gründete	 Cobalt.	 Er
nahm	den	Chef	der	Erdölförderung	von	BP	mit	sich	und	eröffnete	ein
Büro	in	Houston,	der	Hauptstadt	der	US-amerikanischen	Ölindustrie.
»Wir	haben	buchstäblich	in	meiner	Garage	angefangen,	um	dann	mit
den	größten	Gesellschaften	der	Welt	zu	konkurrieren«,	erinnerte	sich

Bryant.7

Bryant	brauchte	Unterstützer	mit	viel	Geld.	Er	fand	sie	an	der	Wall
Street.	 Händler	 bei	 Goldman	 Sachs	 hatten	 sich	 schon	 lang	 im
Rohstoffmarkt	 engagiert,	 und	 die	 messerscharf	 rechnenden
Goldman-Banker	 arrangierten	 die	 Zusammenschlüsse	 und
gegenseitigen	 Aufkäufe	 diverser	 Rohstoffkonzerne.	 Jetzt	 würde
Goldman	 mit	 Cobalt	 sein	 eigenes	 Ölunternehmen	 haben.	 Goldman
und	zwei	der	reichsten	privaten	Aktienfonds,	Carlyle	und	Riverstone,
brachten	 zusammen	 500	Millionen	 Dollar	 in	 die	 Gründung	 Cobalts
ein.

Im	Juli	2008,	während	Cobalt	über	Explorationsrechte	verhandelte,



um	die	Theorie	Bryants	und	seiner	Experten	über	das	Ölpotential	des
Salzgebiets	vor	Angola	testen	zu	können,	stellten	die	Angolaner	eine
Bedingung:	 Cobalt	 müsse	 zwei	 kaum	 bekannte	 angolanische
Unternehmen,	 von	 denen	 jedes	 einen	 Minderheitsanteil	 haben
würde,	 als	 Juniorpartner	 des	 Projekts	 akzeptieren.	 Zumindest
vordergründig	ergab	sich	diese	Forderung	aus	dem	erklärten	Ziel	des
Regimes,	Angolanern	dabei	zu	helfen,	in	einem	Wirtschaftszweig	Fuß
zu	 fassen,	 der	 nur	 ein	 Prozent	 aller	 Arbeitsplätze	 bietet,	 obwohl	 er
fast	 die	 gesamten	 Exporteinkünfte	 des	 Landes	 erzeugt.	 So
unterzeichnete	 Cobalt	 2010	 einen	 Vertrag,	 nach	 dem	 es	 einen	 40-
prozentigen	Anteil	an	dem	Unternehmen	halten	und	dessen	Betreiber
sein	würde.	Die	staatliche	Ölgesellschaft	Sonangol	erhielt	20	Prozent,
und	die	beiden	örtlichen	privaten	Gesellschaften	Nazaki	Oil	und	Gáz
sowie	 Alper	 Oil	 30	 beziehungsweise	 zehn	 Prozent.	 Nun	 wurde
ernsthaft	mit	Explorationen	begonnen.	Schon	vor	ihrem	großen	Fund
hatten	 die	Geologen	 von	Cobalt	 ihrem	Unternehmen	 in	 Angola	 den

Namen	 »Goldstaub«	 verliehen.8	 Auf	 dem	 Höhepunkt	 des	 Ansturms
auf	Cobalt-Aktien,	also	kurz	nachdem	das	Unternehmen	seinen	Fund
in	 Angola	 publiziert	 hatte,	 waren	 allein	 die	 Goldman-Sachs-Anteile
an	 der	 Firma	 2,7	 Milliarden	 Dollar	 wert.	 Cobalt	 verlegte	 sein
Hauptquartier	 in	 Houston	 in	 eine	 glitzernde	 neue	 Firmenzentrale,
unweit	der	Büros	der	»Großen«	der	Ölindustrie.	Einer	der	Besucher
in	Joe	Bryants	Büro	im	Cobalt	Center	schwärmte	von	der	herrlichen
Aussicht	 über	 die	 gesamte	 Stadt.	 »Cobalt«,	 so	 ein	 ortsansässiger
Immobilienmakler,	 »wird	 als	 gigantischer	 Erfolg	 in	 die	 Geschichte

Houstons	eingehen«.9

Es	gab	nur	einen	Haken.	Was	Cobalt	nicht	offengelegt	hatte	–	und
wovon	 das	 Unternehmen	 behauptet,	 keine	 Kenntnis	 gehabt	 zu
haben	 –,	 war,	 dass	 drei	 der	 mächtigsten	 Männer	 Angolas	 geheime
Anteile	 an	 einem	 der	 Partner	 Cobalts,	 Nazaki	 Oil	 and	 Gáz,	 hielten.
Einer	 davon	 war	 Manuel	 Vicente.	 Als	 Chef	 von	 Sonangol	 hatte	 er



während	 der	 Verhandlungen	 mit	 Cobalt	 die	 Aufsicht	 über	 die
Vergabe	 von	 Ölkonzessionen	 und	 die	 Vertragsbedingungen.	 Kaum
weniger	 einflussreich	 waren	 die	 beiden	 anderen	 verdeckten
Eigentümer	 Nazakis.	 Leopoldino	 Fragoso	 do	 Nascimento,	 ein	 unter
dem	 Namen	 Dino	 bekannter	 ehemaliger	 General,	 hält	 Anteile	 in
Branchen,	die	von	der	Telekommunikation	bis	zum	Ölhandel	reichen.
2010	wurde	er	zum	Berater	des	dritten	mächtigen	Anteilseigners	von
Nazaki	 ernannt:	 des	 Generals	 Manuel	 Hélder	 Vieira	 Dias	 Júnior,
besser	 bekannt	 unter	 dem	 Namen	 Kopelipa.	 Ein	 Veteran	 der
Futungo-Politik,	 der	 sich	 mit	 Kopelipa	 überworfen	 hatte,	 erklärte
mir,	falls	der	Tag	je	käme,	an	dem	Kopelipa	stürzte,	werde	»das	Volk
auf	 der	 Straße	 ihn	 für	 seine	 vergangenen	 Verbrechen	 in	 Stücke
reißen«.	 Als	 Chef	 des	 Militärbüros	 im	 Präsidialamt	 leitet	 er	 die
Sicherheitsdienste,	 die	 die	 Futungo	 schützen,	 und	 er	 tut	 dies	 mit
allen	Mitteln,	die	er	hierzu	für	notwendig	hält.	Einige	gehen	sogar	so

weit,	 ihn	 »o	 chefe	 do	 boss«	 –	 den	 Chef	 des	 Chefs	 zu	 nennen.10

Während	 des	 Bürgerkriegs	 war	 er	 Leiter	 des	 Geheimdienstes	 und

koordinierte	 die	 Waffenkäufe	 der	 MPLA.10	 In	 letzter	 Zeit	 wurde	 er
zum	bedeutendsten	der	»Wirtschaftsgeneräle«	–	jener	Spitzenfiguren
des	Sicherheitsestablishments,	die	ihren	Einfluss	in	Beteiligungen	im
Diamanten-,	 Öl-	 und	 jedem	 anderen	 profitversprechenden	 Sektor
umgesetzt	 haben.	 Dieses	 Trio	 schuf	 gemeinsam	 den	 Kern	 des
Wirtschaftsimperiums	der	Futungo-Clique.

Ein	 lange	 Zeit	 ignoriertes	 Gesetz	 von	 1977	 verbietet	 es	 US-
Gesellschaften,	 sich	 an	 der	 Privatisierung	 der	 Macht	 in	 fremden
Ländern	 zu	 beteiligen.	 Der	 1998	 aktualisierte	 Foreign	 Corrupt
Practices	Act	 (FCPA	–	Gesetz	gegen	korrupte	Praktiken	 im	Ausland)
verbietet	 allen	 Unternehmen,	 die	 in	 den	 Vereinigten	 Staaten	 tätig
sind,	 Amtsträgern	 anderer	 Staaten	 Geld	 oder	 andere
Vergünstigungen	 zu	 bieten,	 um	 den	 Abschluss	 von	 Geschäften	 zu
fördern.	Das	Gesetz	bezieht	sich	sowohl	auf	die	Unternehmen	selbst



als	auch	auf	ihre	leitenden	Angestellten.	Nach	seiner	Verabschiedung
spielte	der	FCPA	lange	Jahre	eher	die	Rolle	eines	lobenswerten	Ideals
als	die	eines	echten	Gesetzes,	das	auch	durchgesetzt	wurde.	Doch	seit
Ende	 der	 2000er	 Jahre	 traten	 mit	 der	 Umsetzung	 beauftragte
Behörden	–	das	Justizministerium,	das	für	Kriminalfälle	zuständig	ist,
und	 die	 US-Börsenaufsichtsbehörde	 Securities	 and	 Exchange
Commission	(SEC),	die	für	Zivilfälle	verhandelt	–	mit	großem	Eifer	in
Aktion.	 Dabei	 knöpften	 sie	 sich	 auch	 einige	 große	 Namen	 vor,
darunter	 BAE	 Systems,	 Dutch	 Royal	 Shell	 und	 eine	 ehemalige
Tochtergesellschaft	Halliburtons	namens	Kellogg	Brown	&	Root.	Alle
drei	 Firmen	 gestanden	 direkte	 oder	 indirekte	 Verstöße	 gegen	 den
FCPA,	 was	 Bußgelder	 und	 Gewinnabzüge	 von	 insgesamt	 mehr	 als
einer	 Milliarde	 Dollar	 nach	 sich	 zog	 –	 obwohl	 solche	 Beträge	 nur
einen	 sehr	 kleinen	 Anteil	 der	 Profite	 derart	 großer	 Unternehmen
ausmachen.

Öl-	und	Bergbaugesellschaften	sind	 in	mehr	Fällen	auf	Grundlage
des	FCPA	und	ähnlicher	Gesetze	angeklagt	worden	als	Unternehmen

jedes	 anderen	 Sektors.11	 Bei	 den	 Gerichtsentscheidungen	 zu
Halliburton	und	Shell	ging	es	beide	Male	um	Bestechung	 in	Nigeria.
Unternehmen	 streben	 nach	 Rechten	 für	 bestimmte	 geografische
Gebiete	 unter	 den	 bestmöglichen	 Bedingungen.	 Für	 die	 Bewohner
der	 Ressourcenstaaten	 Subsahara-Afrikas	 wiederum	 ist	 die
Eroberung	 eines	 Teils	 der	 Rente,	 die	 die	 Rohstoffgesellschaften
diesen	 Ländern	 im	 Austausch	 gegen	 lukrative	 Territorien	 zahlen	 –
oder	 die	 Eroberung	 einer	 Position	 als	 »Torwächter«	 dieser
Territorien	–,	mit	Abstand	der	direkteste	Weg	zum	Reichtum.

Ein	Koffer	voller	Bargeld	ist	die	einfachste	Methode,	lokale	Beamte
für	die	Öl-	und	Bergbauprojekte	ausländischer	Firmen	zu	begeistern.
Eine	etwas	ausgeklügeltere	Technik	setzt	dazu	Unternehmen	vor	Ort
ein,	 die	 oft	 kaum	 etwas	 mit	 der	 Rohstoffindustrie	 zu	 tun	 haben.
Solche	 Unternehmen	 werden	 neben	 den	 Auslandsfirmen,	 die	 die



Schürf-	 und	Bohrarbeiten	 leisten,	 von	 vornherein	 an	den	Projekten
beteiligt.	 Manchmal	 gehören	 solche	 Unternehmen	 echten
Geschäftsleuten	 aus	 der	 Region.	 Manchmal	 jedoch	 sind	 es	 nur
Scheinfirmen,	die	genau	jenen	Beamten	gehören,	die	mit	der	Vergabe
von	Bohr-	und	Schürfrechten	an	Öl-	und	Minenunternehmen	betraut
sind	 und	 ihren	 Einfluss	 in	 einen	 Anteil	 an	 den	 zu	 erwartenden
Gewinnen	ummünzen	wollen.	In	diesem	Fall	riskieren	die	jeweiligen
Auslandsgesellschaften,	 gegen	 die	 Antikorruptionsgesetze	 ihrer
eigenen	 Länder	 zu	 verstoßen.	 Doch	 oft	 bleiben	 die	 tatsächlichen
Inhaber	 solcher	 »Frontgesellschaften«	hinter	 etlichen	Schichten	der
Geheimhaltung	 verborgen.	 Einer	 der	 Gründe,	 warum	 ausländische
Rohstoffunternehmen	 erst	 einmal	 eine	 sogenannte
»Sorgfaltsprüfung«	 vornehmen,	 bevor	 sie	 Investitionen	 im	 Ausland
tätigen,	 ist,	 dass	 sie	 herausfinden	 wollen,	 wem	 ihre	 örtlichen
Partnergesellschaften	 in	 Wirklichkeit	 gehören.	 In	 manchen	 Fällen
geht	es	bei	den	Untersuchungen	jedoch	lediglich	darum,	»später	alles
abstreiten	zu	können«,	so	ein	ehemaliger	Spitzenbanker.	In	anderen
Fällen	 lässt	 die	 Sorgfaltsprüfung	 so	 viele	Warnzeichen	 aufleuchten,
dass	das	Unternehmen	das	geplante	Geschäft	einfach	aufgibt.	Und	oft
liefern	 die	 Daten,	 die	 eine	 solche	 Untersuchung	 liefert,	 kein
eindeutiges	 Ergebnis.	 Dann	 ist	 es	 an	 dem	 Unternehmen,	 zu
entscheiden,	ob	es	weitermachen	will.

2007,	 als	 Cobalts	 Ambitionen	 in	 Angola	 allmählich	 Gestalt
annahmen,	 beauftragte	 die	 Firma	 die	 beiden	 ehrwürdigen	 US-
Anwaltskanzleien	Vinson	&	Elkins	 und	O’Melveny	&	Myers	mit	 der
Durchführung	 der	 Sorgfaltsprüfung.	 Firmendokumente	 sind	 in
Angola	 nicht	 leicht	 zu	 bekommen,	 obwohl	 theoretisch	 jedes
Unternehmen	 das	 Recht	 hat,	 die	 Eintragungen	 seiner	 Partner
einzusehen.	 Es	 gelang	 mir,	 die	 Anmeldeunterlagen	 von	 Nazaki	 zu
beschaffen,	aber	die	Namen	des	einflussreichen	Trios,	dem	Nazaki	zu
einem	Großteil	 gehört,	 erscheinen	 dort	 nirgends.	 Allerdings	 gab	 es
einige	 Hinweise.	 Eines	 der	 Dokumente	 nennt	 einen	 gewissen	 José



Domingos	Manuel	als	einen	der	sieben	Anteilseigner	Nazakis	und	als
nominellen	 Leiter	 des	 Unternehmens.	 Sein	 Name	 erscheint
außerdem	neben	dem	von	Vicente,	Kopelipa	und	Dino	auf	der	Liste

der	 Anteilseigner	 eines	 weiteren	 Ölprojekts.12	 Das	 hätte	 für	 jedes
Unternehmen,	 das	 erwog,	 mit	 Nazaki	 Geschäfte	 zu	 machen,	 eine
Warnung	sein	können,	zeigte	es	doch	klar	eine	Verbindung	zwischen
einem	 Anteilseigner	 Nazakis	 und	 drei	 der	mächtigsten	Männer	 der
Futungo-Clique	auf.	 (Wie	mir	zwei	gute	Kenner	der	Futungo-Clique
berichteten,	war	José	Domingos	Manuel	ein	hoher	Offizier	im	Militär
gewesen	und	war	als	Mitarbeiter	Kopelipas	bekannt.)	Daneben	gab	es
noch	ein	weiteres	Warnsignal:	Sechs	der	sieben	Anteilseigner	Nazakis
waren	namentlich	genannte	Einzelpersonen,	aber	der	siebte	war	ein
Unternehmen	 namens	 Grupo	 Aquattro	 Internacional.	 Aquattros
eigene	 Anmeldeunterlagen	 führen	 nicht	 auf,	 wer	 die	 Anteilseigner
sind.	Aber	es	handelt	sich	dabei	um	Vicente,	Kopelipa	and	Dino.

2010,	 zwei	 Jahre	 nachdem	 die	 angolanischen	 Behörden	 Cobalt
erstmals	aufgefordert	hatten,	Nazaki	zum	Partner	des	neuen	Projekts
zu	 machen,	 publizierte	 der	 kämpferische	 angolanische
Antikorruptionsaktivist	 Rafael	 Marques	 de	Morais	 einen	 Bericht,	 in
dem	 er	 behauptete,	 die	 tatsächlichen	 Inhaber	 Aquattros	 und	 daher

auch	 Nazakis	 seien	 Vicente,	 Kopelipa	 und	 Dino.13	 »Bei	 ihren
Geschäften	 kümmern	 sie	 sich	 nicht	 um	 den	 Unterschied	 zwischen
öffentlichen	 und	 privaten	 Angelegenheiten«,	 schrieb	 er.	 Nazaki	 sei
nur	 ein	 Rädchen	 in	 einem	 ganzen	 System	 der	 Plünderung,	 was
bedeute,	 dass	 »die	 Pfründe	 der	 Macht	 in	 Angola	 unter	 einigen

wenigen	aufgeteilt	werden,	während	die	große	Masse	arm	bleibt«.14

Mindestens	ein	mit	Sorgfaltsprüfungen	betrauter	Ermittler	kannte
all	 die	 Tatsachen,	 von	 denen	 Cobalt	 behauptet,	 es	 habe	 sie	 nicht
ermitteln	können.	 In	der	 ersten	Hälfte	des	 Jahres	 2010	 tauschte	 ein
Ermittler	 –	 nennen	 wir	 ihn	 Jones	 –	 eine	 Reihe	 von	 Memos	 mit
Control	 Risks	 aus,	 einem	 der	 größten	 Nachrichtendienste	 für



Unternehmen.	Wie	die	Korrespondenz	zeigt,	hatte	Control	Risks	das
»Projekt	 Benihana«	 gestartet	 (das	 seinen	 Codenamen	 offenbar	 von
einer	 Kette	 japanischer	 Restaurants	 in	 Florida	 bezog),	 um	 Nazaki
unter	 die	 Lupe	 zu	 nehmen.	 Jones,	 ein	 langjähriger	Kenner	Angolas,
warnte	seinen	Kontakt	bei	Control	Risks,	Ölkonzessionen	würden	in
Angola	 nur	 gewährt,	 wenn	 die	 MPLA	 und	 die	 wirtschaftliche	 Elite
davon	profitierten.	Des	Weiteren	benannte	er	Kopelipa	als	einen	der
Hintermänner	 Nazakis.	 In	 der	 Korrespondenz	 wird	 kein	 Klient
genannt,	aber	freiberuflichen	Ermittlern	wird	meist	nicht	mitgeteilt,
für	 wen	 sie	 letztendlich	 arbeiten.	 Sowohl	 Cobalt	 als	 auch	 Control
Risks	 weigerten	 sich,	 zu	 sagen,	 ob	 die	 texanische	 Gruppe	 hier	 der
Auftraggeber	 war.	 Es	 ist	 jedenfalls	 klar,	 dass	 es	 genügend
Warnhinweise	 gab.	 Ich	 weiß	 von	 mindestens	 einer	 weiteren
Untersuchung	 im	 Rahmen	 einer	 Sorgfaltsprüfung,	 die	 den
Beziehungen	 Nazakis	 zur	 Futungo-Clique	 ebenfalls	 auf	 die	 Spur

kam.15

Nach	eigenen	Angaben	schloss	Cobalt	 in	einem	Land	ein	Geschäft
ab,	das	im	Ranking	von	Transparency	International	2010	auf	Platz	168
von	 178	Ländern	 stand,	 ohne	die	wahre	 Identität	 seines	Partners	 zu
kennen	 –	 eines	 Unternehmens,	 das	 keinerlei	 Erfahrung	 in	 der
fraglichen	Industrie	hatte	und	mit	einer	Adresse	in	einer	Seitenstraße
in	 Luanda	 registriert	 war,	 die	 ich	 nicht	 lokalisieren	 konnte,	 als	 ich
mich	2012	auf	die	Suche	danach	machte.

Als	 die	 US-Behörden	 Cobalt	 mitteilten,	 man	 habe	 eine	 formelle
Untersuchung	 der	 Operationen	 des	 Unternehmens	 in	 Angola
eingeleitet,	 bestand	 Cobalt	 darauf,	 alles	 sei	 mit	 rechten	 Dingen
zugegangen.	 Ganz	 ohne	 das	 große	 Trara,	 das	 die	 enthusiastische
Verkündigung	seiner	großen	Entdeckung	vor	der	Atlantikküste	einige
Monate	zuvor	begleitet	hatte,	informierte	Cobalt	die	Anteilseigner	in
seinem	 Jahresabschluss	 über	 die	 Untersuchung.	 »Nazaki	 hat	 die
Beschuldigungen	wiederholt	schriftlich	bestritten«,	teilte	Cobalt	den



Anteilseignern	mit	und	erklärte	weiter,	man	habe	»eine	umfangreiche
Untersuchung	 dieser	 Beschuldigungen	 eingeleitet«	 und	 sei	 der
Ansicht,	 »dass	 unsere	 Aktivitäten	 in	 Angola	 allen	 Gesetzen
entsprochen	 haben,	 einschließlich	 des	 FCPA«.	 Als	 ich	 zwei	 Monate
später	 Joe	 Bryant	 schrieb,	 um	 ihn	 nach	 den	 Anschuldigungen	 zu
fragen,	 antwortete	 mir	 der	 Anwalt	 Cobalts	 und	 ging	 dabei	 noch
weiter:	 Cobalts	 »umfassende,	 immer	 noch	 laufende«
Sorgfaltsprüfung	 habe	 »keinerlei	 glaubwürdige	 Unterstützung	 für
[die]	 zentrale	 Behauptung	 gefunden,	 nach	 der	 angolanische
Regierungsbeamte	und	insbesondere	[Vicente	Kopelipa	und	Dino]	[…]
Besitzanteile	 an	 Nazaki	 haben«.	 Indem	 er	 auf	 die	 Entdeckung
massiver	Ölvorkommen	 einige	Wochen	 zuvor	 Bezug	 nahm,	 fügte	 er
hinzu,	 »Erfolg	 bringt	 natürlich	 auch	 viele	 Herausforderungen	 mit
sich.	 Eine	 dieser	 Herausforderungen	 ist	 es,	 auf	 unbegründete
Anschuldigungen	zu	regieren.«

Cobalts	 Problem	 war	 allerdings,	 dass	 die	 Behauptungen
keineswegs	unbegründet	waren.	Ich	hatte	auch	an	Vicente,	Kopelipa
und	Dino	geschrieben	und	ihnen	die	aus	Dokumenten	und	Interviews
stammenden	 Beweise	 dafür	 dargelegt,	 dass	 sie	 Anteile	 an	 Nazaki
besaßen.	 Von	 Vicente	 und	 Kopelipa	 bekam	 ich	 fast	 identische
schriftliche	Antworten,	 in	denen	 sie	 bestätigten,	 sie	 und	Dino	 seien
tatsächlich	 Eigentümer	 von	 Aquattro	 und	 hielten	 somit	 insgeheim
auch	Anteile	an	Nazaki,	aber	außerdem	auch	darauf	bestanden,	daran
sei	 nichts	 auszusetzen.	 Mit	 ihren	 Anteilen	 an	 Nazaki	 hätten	 sie
»immer	alle	auf	solche	Aktivitäten	anwendbaren	Gesetze	respektiert
und	 keinerlei	 unerlaubten	 Machtmissbrauch	 begangen	 und/oder
unseren	 Einfluss	 eingesetzt,	 um	 als	 Anteilseigner	 unberechtigte
Vorteile	 zu	 erhalten«.	 Ohnehin	 seien	 diese	 Anteile	 »vor	 kurzem
aufgelöst«	worden.	Sollte	das	US-Recht	dazu	führen,	dass	Cobalt	sich
aus	 Angola	 zurückzog,	 so	 Kopelipa/Vicente	 weiter,	 würden	 andere

nur	zu	gern	seinen	Platz	einnehmen.16



Die	einzigen	Geräusche	in	Manuel	Vicentes	Büro	im	auf	dem	bereits
beschriebenen	 Hügel	 gelegenen	 Präsidialkomplex	 waren	 das
Summen	 der	 Klimaanlage,	 die	 den	 Raum	 auf	 einer	 komfortablen
Temperatur	 von	 21	 Grad	 Celsius	 hielt,	 und	 das	 Klopfen	 eines
Hammers,	 das	 von	 Arbeitern	 stammte,	 die	 draußen	 irgendwelche
frühmorgendlichen	Wartungsarbeiten	vornahmen.	Ein	Mercedes	und
ein	 Überlandwagen	 standen	 bereit,	 durch	 den	 Verkehr	 zu	 pflügen,
falls	 der	 Minister	 es	 nötig	 haben	 sollte,	 sich	 vor	 die	 rotbraunen
Mauern	zu	begeben,	die	den	Gebäudekomplex	umgaben.	Der	einzige
Schmuck	an	den	beigen	Wänden	war	ein	goldgerahmtes	Porträt	von
dos	Santos.

Vicente	 eilte	 herein;	 er	 trug	 einen	 eleganten	 Anzug	 und	 machte
nach	seinem	allmorgendlichen	Jogging	einen	frischen	Eindruck.	Falls
er	 irritiert	 darüber	 war,	 dass	 ich	 ihn	 zwei	 Monate	 zuvor	 als
Nutznießer	eines	 fragwürdigen	Ölgeschäfts	benannt	hatte,	 ließ	er	es
sich	 nicht	 anmerken.	 Und	 der	 Darstellung	 Vicentes	 zufolge	 gab	 es
ohnehin	 nichts,	 was	 zur	 Besorgnis	 Anlass	 gab.	 Er	 gab	 zu,	 dass	 es
tatsächlich	einen	»Interessenskonflikt«	dargestellt	hätte,	wenn	er	zu
seiner	 Zeit	 als	 Vorsitzender	 Sonangols	 wissentlich	 einen	 Anteil	 an
dem	 Unternehmen	 gehabt	 hätte,	 das	 als	 lokaler	 Partner	 einer

Auslandsgruppe	 fungieren	 sollte.17	 Doch	 Vicente,	 ein	Mann,	 der	 für
seine	gnadenlose	Kompetenz	und	seine	überragenden	Kenntnisse	der
Ölindustrie	 Angolas	 berühmt	 war,	 behauptete	 nun,	 er	 habe	 nicht
gewusst,	 dass	 Aquattro,	 die	 Investitionsgesellschaft,	 die	 er	 sich	mit
Kopelipa	 und	 Dino	 teilte,	 einen	 Anteil	 an	 Cobalts	 lokalem	 Partner
Nazaki	 gehabt	 hatte.	 Als	 »all	 diese	 Nachrichten	 kamen«,	 die	 ihm
zeigten,	 dass	 er	 tatsächlich	 einen	 Anteil	 an	 Nazaki	 besaß,
»beschlossen	wir,	 uns	 zurückzuziehen«,	war	 sein	Kommentar	 dazu.
Seine	 Anteile	 an	 Nazaki	 seien	 im	 Jahr	 zuvor	 »liquidiert«	 worden.
»Heute	bin	ich	weder	Direktor	noch	direkter	Nutznießer	von	Nazaki.«

Vicente	 nahm	 hier	 im	 Wesentlichen	 dieselbe	 Position	 ein	 wie



Cobalt:	 Falls	 irgendetwas	 an	 dem	 Ölgeschäft	 rechtswidrig	 gewesen
sei,	hätten	sie	es	nicht	gewusst.	Vicente	sagte	mir	auch,	er	kenne	Joe
Bryant	»sehr	gut«.	Ihre	Beziehung	reichte	viele	Jahre	bis	lange	vor	die
Gründung	 Cobalts	 zurück	 in	 die	 Zeit,	 als	 Bryant	 noch	 für	 Amoco
arbeitete,	einem	US-amerikanischen	Ölkonzern,	der	sich	1998	mit	BP
zusammenschloss.	 Mir	 schien,	 dass	 diese	 Beziehung	 Bryant	 eine
simple	 Möglichkeit	 geboten	 hätte,	 zu	 überprüfen,	 ob	 Vicente	 und
seine	 Freunde	 geheime	 Anteile	 an	 Nazaki	 hielten.	 Bryant	 hätte
Vicente	 ja	 einfach	 fragen	 können,	 ob	 die	 entsprechenden	 Gerüchte
stimmten.	So	fragte	ich	Vicente:	Haben	Sie	und	Bryant	je	über	dieses
Thema	gesprochen?	»Nein«	war	die	Antwort.

Neben	 ihren	 persönlichen	 Interessen	 am	 Ölgeschäft	 sorgen	 die
Mitglieder	der	Futungo-Clique	auch	dafür,	dass	die	Öleinkünfte	des
angolanischen	 Staates	 für	 die	 Ziele	 des	 Regimes	 eingesetzt	werden.
Der	 Staatsetat	 Angolas	 für	 2013	 sah	 18	 Prozent	 seiner	 Ausgaben	 für
Verteidigung	und	öffentliche	Ordnung,	 fünf	 Prozent	 für	Gesundheit
und	 acht	 Prozent	 für	 Ausbildung	 und	 Erziehung	 vor.	 Das	 bedeutet,
dass	 die	 Regierung	 1,4-mal	 so	 viel	 für	 Verteidigung	 ausgab	 wie	 für
Gesundheit	 und	 Schulen	 zusammengenommen.	 Im	 Vergleich	 dazu
gab	Großbritannien	viermal	so	viel	Geld	für	Gesundheit	und	Bildung
aus	wie	für	Verteidigung.	Angola	steckt	einen	größeren	Anteil	seines
Budgets	ins	Militär	als	das	Apartheidregime	Südafrikas	in	den	1980er
Jahren,	als	es	versuchte,	den	wachsenden	heimischen	Widerstand	zu
zerschlagen,	 und	 gleichzeitig	 Konflikte	 in	 seinen	 Nachbarstaaten

schürte.18

Großzügige	 Benzinsubventionen	 werden	 oft	 als	 Trostpflaster	 für
die	 Armen	 dargestellt,	 aber	 tatsächlich	 nützen	 sie	 vor	 allem	 denen,
die	genug	Geld	haben,	um	sich	ein	Auto	zu	leisten,	und	denen,	deren
politische	 Beziehungen	 ihnen	 ermöglicht,	 sich	 eine	 Lizenz	 zum
Benzinimport	zu	verschaffen.	Die	Regierung	Angolas	hat	in	den	zehn
Jahren	von	2002	bis	2012	jährlich	15	Milliarden	Petrodollar	in	Verträge



zum	 Bau	 von	 Straßen,	 Wohnungen,	 Eisenbahnlinien	 und	 Brücken
gesteckt,	 für	 ein	 Land	 von	 20	Millionen	 Einwohnern	 eine	 gewaltige
Summe.	 Tatsächlich	 werden	 die	 Straßen	 besser,	 und	 Eisenbahnen
schlängeln	sich	langsam	ins	Innere	des	Landes	vor,	doch	der	rasante
Bauboom	 wurde	 auch	 zur	 Goldgrube	 für	 unlautere	 Geschäftsleute:
Schätzung	zufolge	machen	Veruntreuungen	mehr	als	ein	Viertel	der

endgültigen	 Kosten	 staatlicher	 Bauaufträge	 aus.19	 Und	 ein	 Großteil
der	 Finanzierung	 erfolgt	 in	 Form	 von	 ölgedeckten	 Krediten	 aus
China,	die	großenteils	von	einem	Sonderbüro	verwaltet	werden,	das
jahrelang	 unter	 Leitung	 von	 General	 Kopelipa	 stand.	 »Das	 Land
bekommt	 ein	 neues	 Gesicht«,	 sagt	 Elias	 Isaac,	 einer	 der
prominentesten	 Antikorruptionsaktivisten	 Angolas.	 »Aber	 bekommt

es	auch	eine	neue	Seele?«20

Manuel	Vicente	legte	Wert	darauf,	den	Eindruck	zu	korrigieren,	die
Herrscher	 Angolas	 hätten	 ihre	 Pflichten	 gegenüber	 ihren	 Bürgern
vergessen.	 »Nur	 um	 Sie	 zu	 beruhigen,	 die	 Regierung	 meint	 es
wirklich	 ernst	 mit	 dem	 Engagement	 und	 dem	 Kampf	 gegen	 die

Armut«,	 sagte	 er	mir.21	 »Wir	 sind	 seriöse	Leute,	wir	 kennen	unsere
Arbeit	 sehr	 gut,	 und	 wir	 wissen	 sehr	 genau	 um	 unsere
Verantwortung.«	 Als	 ich	mit	 ihm	 sprach,	 zweifelte	 ich	 nicht	 daran,
dass	 ein	 Teil	 in	 Vicente	 tatsächlich	 das	 Los	 seiner	 Landsleute
verbessern	wollte	oder	zumindest	als	jemand	gesehen	werden	wollte,
der	den	Versuch	dazu	unternahm.	»Ich	bin	ein	christlicher	Mensch«,
sagte	er.	»Es	läuft	nicht,	wenn	nur	du	versorgt	bist	und	die	Leute	um
einen	herum	nichts	zu	essen	haben.	Da	fühlt	man	sich	nicht	gut.«

Für	 dieses	 Problem	 gibt	 es	 zwei	 Lösungen:	 Entweder	 man	 gibt
etwas	zu	essen	ab	oder	man	schafft	die	Hungrigen	außer	Sichtweite.
Die	 Bilanz	 der	 Futungo-Clique	 legt	 nahe,	 dass	 sie	 Letzteres
favorisiert.

António	Tomás	Ana	 lebt	 schon	 seit	 1977	 in	Chicala.	Das	war	 noch



vor	 der	 Zeit,	 als	 Neuankömmlinge,	 die	 vor	 dem	 Bürgerkrieg	 im
Innern	des	Landes	flohen,	die	einstmals	verschlafene	Fischersiedlung
in	 das	 überquellende	 Gewimmel	 von	 Menschen	 verwandelten,	 das
man	 heute	 dort	 vorfindet,	 eingequetscht	 zwischen	 dem	 Ozean	 und
den	 Hängen,	 die	 sich	 zum	 Komplex	 der	 Präsidentenresidenz
hochziehen.	 Besser	 bekannt	 unter	 dem	 Namen	 Etona	 ist	 Ana	 einer
der	 führenden	 Künstler	 Angolas.	 In	 einer	 von	 Betonblöcken
eingefassten	 Freiluftwerkstatt	 bearbeiten	 seine	 Assistenten	 mit
Schlegeln	 und	 Meißeln	 Akazienstämme.	 Eine	 der	 für	 ihn	 typischen
kräftigen	Holzskulpturen	ziert	die	Eingangshalle	des	Hauptquartiers
von	Sonangol.

Unter	 Etonas	 fünfundsechzigtausend	 Nachbarn	 in	 Chicala	 gibt	 es
auch	Armeeoffiziere	und	einen	Berufsfotografen,	der	den	Gegenwert
von	 5	 000	 Dollar	 im	 Monat	 verdient,	 was	 im	 extrem	 kostspieligen
Luanda	 nicht	 viel	 bedeutet,	 ihm	 aber	 immerhin	 erlaubt	 hat,	 die
Wellblechhütte,	die	er	vor	fünfundzwanzig	Jahren	gekauft	hat,	zu	dem
winkligen,	 aber	 stabilen	 Gebäude	 auszubauen,	 um	 das	 heute	 seine
Enkel	 herumwuseln.	 Im	 Juni	 2012	 sollte	 dieses	 Haus,	 ebenso	 wie
Etonas	 Werkstatt	 und	 die	 Gemeindebücherei,	 die	 er	 aufzubauen
versucht,	zusammen	mit	dem	ganzen	Rest	von	Chicala	dem	Erdboden
gleich	 gemacht	 werden	 –	 aber	 diesmal	 nicht	 durch	 die	 Gewalt	 des
Meeres.

Nur	 wenige	 Leute	 würden	 sich	 freiwillig	 für	 ein	 Leben	 mit	 den
spärlichen	 Annehmlichkeiten	 und	 Möglichkeiten	 Chicalas
entscheiden.	 Während	 des	 Wahlkampfes	 von	 2008	 versprach	 die
herrschende	 Partei	 Strom	 für	 das	 Viertel,	 aber	 davon	 war	 später
wenig	zu	sehen,	und	auch	aus	dem	späteren,	vor	den	Wahlen	von	2012
gemachten	 Versprechen,	 endlich	 für	 fließendes	 Wasser	 zu	 sorgen,
wurde	 nicht	 viel.	 Aber	Orte	wie	Chicala	 sind	 auch	Gemeinschaften,
die	 ihre	 eigenen	 Wege	 und	 ihre	 eigene	 Art	 von	 Kameradschaft
entwickeln.	 Etwa	 drei	 Viertel	 der	 Einwohner	 Luandas,	 dessen



Gesamtbevölkerung	zwischen	fünf	und	acht	Millionen	 liegt,	 leben	 in
den	 als	 musseques	 bezeichneten	 Slums.	 Während	 die
Lebensbedingungen	 in	 einigen,	 wie	 etwa	 der	 armseligen	 Siedlung
direkt	auf	einer	Müllhalde,	sehr	elend	sind,	haben	Chicala	und	andere
zentral	 gelegene	musseques	 auch	 ihre	 Vorteile.	 Die	 Geschäftsviertel
Luandas	 liegen	 in	 der	 Nähe,	 und	 dort	 ist	 sowohl	 offizielle	 als	 auch
inoffizielle	Arbeit	zu	finden.

Etona	verbringt	 viel	Zeit	damit,	über	die	Verbesserung	des	Slums
nachzudenken,	 obwohl	 er	 es	 sich	 locker	 leisten	könnte,	 ihn	 einfach
zu	 verlassen.	 »Bei	 der	 Erneuerung	 geht	 es	 nicht	 um	 Straßen	 und
Bürgersteige	–	sie	findet	im	Geist	statt«,	erklärte	er	mir,	als	wir	uns
in	seiner	Werkstatt	trafen	–	er	makellos	in	seinem	roten	Hemd	trotz

der	 nachmittäglichen	 Hitze.22	 »Das	 hier«,	 sagte	 er,	 indem	 er	 einen
Arm	 über	 dem	 wimmelnden	 Slum	 schwenkte,	 in	 dem	 ganz	 in	 der
Nähe	ein	paar	Jugendliche	sich	energisch	im	Tischfußball	duellierten,
»das	 ist	 auch	 Teil	 der	 Kultur,	 Teil	 des	 Landes.«	 Doch	 die	 Tage
Chicalas	 schienen	 damals	 gezählt.	 Seine	 Bewohner	 sollten,	 ob	 sie
wollten	 oder	 nicht,	 in	 neue	 Behausungen	 in	 den	 Außenbezirken
Luandas	 umgesiedelt	 werden.	 An	 den	 Rändern	 Chicalas	 waren
bereits	 ein	 neues	 Luxushotel	 und	 die	 glänzenden	 Büros	 eines
amerikanischen	 Ölkonzerns	 aus	 dem	 Boden	 gewachsen,	 Vorboten
dessen,	 was	 an	 die	 Stelle	 dieses	 Armenviertels	 treten	 sollte.	 Ein
Strand,	der	zuvor	voller	Fischrestaurants	und	Bars	gewesen	war,	war
abgezäunt	worden	und	stand	jetzt	für	die	Bauunternehmer	bereit.

Die	 Bewohner	 Chicalas,	 mit	 denen	 ich	 sprach,	 betrachteten	 die
Versprechungen	der	Behörden	von	einem	besseren	Leben	anderswo
mit	 tiefem	 Misstrauen.	 Etwa	 dreitausend	 von	 ihnen	 waren	 bereits
fortgebracht	 worden,	 wobei	 einige	 von	 ihnen	 von	 der	 Polizei
zusammengetrieben	 und	 unter	 Ignorierung	 aller	 Einsprüche	 samt
ihrem	Besitz	in	Lastwagen	gepackt	wurden.	Die	Regierung	hatte	ihre
Bereitschaft	 gezeigt,	 zur	 Säuberung	 der	 Slums	 Gewalt	 einzusetzen,



und	 dabei	 per	 Hubschrauber	 Truppen	 eingeflogen,	 um	 im

Morgengrauen	Zwangsräumungen	durchzuführen.23	 Aber	Etona	war
entschlossen,	sich	zu	widersetzen,	wenn	er	an	die	Reihe	kam.	»Wenn
wir	nicht	den	Mund	aufmachen,	werden	wir	nach	Zango	weggekarrt.«

Zango	 liegt	 nur	 etwas	 über	 20	 Kilometer	 südlich	 von	 Zentral-
Luanda	 in	 einem	 Gebiet,	 in	 dem	 die	 wuchernde	 Expansion	 der
Hauptstadt	 sich	 allmählich	 ausdünnt	 und	 dem	 ockerfarbenen
Gestrüpp	 des	 Busches	 Platz	 macht.	 Wie	 eine	 ähnliche	 Siedlung	 im
Norden	soll	Zango	für	die	Slumbewohner	Angolas	ein	Neuanfang	sein.
Wenn	man	 die	 Vertreter	 der	 Behörden	 hört,	 ist	 Zango	 das	 gelobte
Land.	 »Wir	 bringen	 sie	 an	 einen	Ort,	wo	 es	würdigere	 Unterkünfte
gibt«,	erklärte	mir	Rosa	Palavera,	die	im	Präsidialamt	für	die	Einheit

zur	Reduzierung	der	Armut	zuständig	ist.24	 In	Chicala	»gibt	es	keine
Basisversorgung.	Aber	dafür	Kriminalität.«

Selbst	 wenn	 man	 davon	 absieht,	 dass	 die	 fehlenden
Annehmlichkeiten	 in	 Chicala	 auf	 die	 staatliche	 Vernachlässigung
zurückzuführen	sind,	ist	Zango	dem	alten	Viertel	kaum	vorzuziehen.
Diejenigen,	die	 in	Zango	 landeten,	hatten	Glück,	wenn	sie	dort	eine
Basisversorgung	 vorfanden,	 die	 der	 an	 ihrem	 alten	 Wohnort

wenigstens	 gleichkam.25	 Manchmal	 waren	 die	 neuen	 Häuser	 sogar
noch	 kleiner	 als	 die	 alten.	 Auf	 Luftaufnahmen	 sahen	 die	 neuen
Siedlungen	 aus	 wie	 Gefängnislager,	 bei	 denen	 die	 gedrungenen
Behausungen	 in	 eintönigen	 Reihen	 angeordnet	 waren.	 Zugleich
waren	auch	Hütten,	die	noch	viel	baufälliger	waren	als	 irgendetwas,
was	 in	 Chicala	 vorzufinden	 war,	 aus	 dem	 Boden	 gewachsen.
Diejenigen,	 die	 aus	 der	 neuen	 Lage	 etwas	 zu	 machen	 versuchten,
indem	 sie	 zwischen	 Zango	 und	 der	 Stadt	 pendelten,	 mussten	 sich
weit	 vor	Morgengrauen	 auf	 den	Weg	machen	 und	 kehrten	 erst	 um
Mitternacht	 wieder	 heim.	 Das	 ließ	 ihnen	 kaum	 genug	 Zeit	 zum
Schlafen,	 geschweige	 denn,	 ihre	 Kinder	 zu	 sehen.	 Andere
Neuankömmlinge	 begaben	 sich	 direkt	 nach	 Chicala	 zurück,	 was



angesichts	der	Tatsache,	dass	der	Slum	im	Zuständigkeitsbereich	des
Militärbüros	liegt,	das	von	dem	gefürchteten	Sicherheitschef	General
Kopelipa	geleitet	wird,	ein	höchst	gewagter	Schritt	war.

Auf	der	Fahrt	von	Zango	zurück	ins	Zentrum	von	Luanda	kreuzt	die
Straße	die	unsichtbare	Grenze,	 die	die	Mehrheit	 der	Angolaner	 von
der	 Enklave	 des	 Überflusses	 trennt,	 der	 durch	 die	 Petrowirtschaft
geschaffen	wurde.

Die	 schimmernde	 neue	 Siedlung	 in	 Kilamba	 wurde	 von	 einem
chinesischen	 Bauunternehmen	 zu	 einem	 Preis	 von	 3,5	 Milliarden
Dollar	aus	dem	Nichts	hochgezogen.	Die	Wachen	an	den	Toren	fingen
an,	 bedrohlich	 einherzustolzieren,	 als	 wir	 entlang	 der	 langen,
gewundenen	 Zugangsstraße	 zu	 ihnen	 hinunterfuhren.	 Zum	 Preis
einer	 Wasserflasche	 ließen	 sie	 mich	 und	 meine	 Reisegefährten
passieren.	 Drinnen	 herrschte	 eine	 unheimliche	 Atmosphäre,	 die	 an
die	Katastrophenfilme	erinnerte,	in	denen	ein	Desaster	jede	Spur	von
Leben	 ausgelöscht	 hat.	 Nichts	 rührte	 sich	 in	 der	 trockenen	 Hitze.
Eine	 Reihe	 glänzender,	 pastellfarbiger,	 zwischen	 fünf	 und	 zehn
Stockwerken	 hoher	 Apartmentblocks	 nach	 der	 andern	 dehnte	 sich
parallel	bis	zu	einem	nicht	mehr	sichtbaren	Punkt	am	Horizont	aus,
gesäumt	 von	 sorgfältig	 gepflegten	 Grasumrandungen	 und	 begleitet
von	den	Masten	der	Stromversorgung.	Die	Straßen	waren	seidenglatt,
die	besten	in	ganz	Angola.	Abgesehen	von	den	wohlhabendsten	Teilen
Südafrikas,	 vor	 allem	 den	 bewachten	 Wohnanlagen,	 die	 von	 ihren
poetisch	 gestimmten	 Kritikern	 als	 »Yuppie-Käfige«	 bezeichnet
werden,	 hatte	 ich	 in	Afrika	 noch	nichts	 gesehen,	was	Kilamba	 auch
nur	im	Entferntesten	ähnlich	sah.

Die	 neu	 fertiggestellten	Wohnungen	 standen	 nun	 zu	 einem	 Preis
zwischen	120	000	und	300	000	Dollar	für	alle	zum	Verkauf,	die	Geld
genug	 hatten,	 um	 dem	 Gewühl	 des	 Zentrums	 von	 Luanda	 zu
entfliehen.	 Angeblich	 waren	 die	 ersten	 Bewohner	 der
zwanzigtausend	 Apartments	 Kilambas	 bereits	 eingezogen,	 aber	 es



war	 nirgendwo	 etwas	 von	 ihnen	 zu	 sehen.	 Etwa	 die	 Hälfte	 der
Bevölkerung	 Angolas	 lebt	 unterhalb	 der	 internationalen
Armutsgrenze	 von	 1,25	Dollar	 pro	 Tag;	 jeder	 von	 ihnen	würde	 etwa
260	 Jahre	 brauchen,	 um	 genug	 für	 den	 Kauf	 der	 allerbilligsten

Wohnung	in	Kilamba	zu	verdienen.26	Die	Preise	wurden	nach	einem
offiziellen	Besuch	des	Präsidenten	abgesenkt,	aber	dennoch	konnten
es	sich	auch	dann	noch	nur	die	reichsten	Angolaner	 leisten,	dort	zu
leben.

Kleinlaster	mit	Teams	chinesischer	Arbeiter	in	blauen	Overalls	und
mit	 Bauhelmen	 auf	 dem	 Kopf	 kamen	 zum	 Vorschein.	 Wie	 andere
chinesische	Bauprojekte	 in	 Afrika	wurde	Kilamba	mit	 chinesischem
Geld	 und	 chinesischer	 Arbeitskraft	 gebaut	 und	 war	 Teil	 eines
größeren	Geschäfts,	das	China	den	Zugang	zu	Rohstoffen	sicherte	–
in	diesem	Fall	zu	Angolas	Öl.	Über	dem	Eingang	Kilambas	 flatterten
die	 chinesische	 und	 die	 angolanische	 Flagge.	 Kilamba	 war	 ein
Vorzeigeprojekt	für	Chinas	Politik	in	Afrika:	Xi	Jinping	besuchte	den
Standort,	als	er	noch	im	Bau	war,	2010,	drei	Jahre	vor	seinem	Aufstieg
vom	 Vizepräsidenten	 zum	 Präsidenten	 Chinas.	 Eine	 riesige
Plakatwand	 verkündete,	 Citic,	 der	 staatseigene	 chinesische
Mischkonzern,	 dessen	 Operationen	 Bankgeschäfte,	 Rohstoffe	 und
Bauvorhaben	 umfassen,	 habe	 die	 neue	 Stadt	 gebaut.	 Die	 Aufsicht
über	den	Bau	war	Sonangol	übertragen	worden,	und	Sonangol	vergab
die	Verwaltung	des	Wohnungsverkaufs	 an	eine	Gesellschaft	namens
Delta	 Imobiliária	 weiter.	 Berichten	 zufolge	 gehörte	 Delta	 zum
privaten	Geschäftsimperium	Manuel	Vicentes	und	General	Kopelipas.
Beide	 Männer	 saßen	 genau	 an	 der	 richtigen	 Stelle,	 um	 die	 Macht
eines	öffentlichen	Amts	zur	Sicherung	ihres	persönlichen	Vorteils	zu
nutzen,	 genau,	 wie	 sie	 sich	 ja	 auch	 geheime	 Anteile	 am	 Ölprojekt
Cobalts	 verschafft	 hatten.	 Kilamba	 war,	 in	 den	 Worten	 des
angolanischen	Aktivisten	Rafael	Marques	de	Morais,	»ein	regelrechtes

Musterbeispiel	für	Korruption	in	Afrika«.27



Hexplosivo	 Mental	 rappt	 mit	 großer	 Intensität	 –	 die	 Brauen
zusammengezogen,	die	Linke	um	das	Mikrofon	geklammert,	während
er	die	rechte	Hand	zum	Takt	bewegt.	Wie	Public	Enemy	und	andere
Vertreter	 des	 Protest-Rap	 vor	 ihm	 hat	 er	 es	 zu	 seinem	 Anliegen
gemacht,	 die	Machtmissbräuche	der	Herrschenden	 zu	 geißeln.	 Eine
langgliedrige	 Gestalt	 im	 Kapuzenshirt,	 verleiht	 er	 der
Unzufriedenheit	 in	 Angola,	 die	 sich	 lange	 nur	 in	 leisem	 Flüstern
äußerte,	 eine	 Stimme	 und	 holt	mit	 Songs	wie	 »Wie	 es	 sich	 anfühlt,
arm	zu	sein«,	»Reaktion	der	Massen«	und	»Sei	frei«	zum	Gegenschlag
gegen	das	Monopol	der	herrschenden	Klasse	auf	Reichtum	und	Macht
aus.

Eines	 Dienstags	 im	 Mai	 2012	 versammelte	 sich	 eine	 Gruppe	 von
zehn	 jungen	 Angolanern	 in	 Luanda	 in	 der	 Wohnung	 eines	 der
Mitglieder	 einer	 neuen	 Generation	 politisch	 bewusster	 Rapper.
Hexplosivo	Mental	war	ebenfalls	dabei.	Sie	hatten	sich	zuvor	an	der
Organisation	 der	 kleinen,	 aber	 koordinierten	 Demonstrationen
beteiligt,	die	das	Regime	stark	aus	dem	Konzept	gebracht	hatten.	Da
sie	mit	an	der	Spitze	des	Protests	gegen	die	Macht	der	Futungo	stand,
hatte	 die	 Gruppe	 bereits	 ihre	 Zusammenstöße	 mit	 den	 Behörden
gehabt,	besonders	wenn	die	Polizei	ihre	Demonstrationen	auflöste.

Es	 war	 nicht	 das	 erste	 Mal,	 dass	 das	 Haus	 Opfer	 einer	 Razzia
wurde.	Aber	der	Trupp	von	fünfzehn	Männern,	die	an	diesem	Abend
kurz	nach	zehn	dort	auftauchten,	wollte	den	Dissidenten	eine	richtige

Lektion	 erteilen.28	 In	 nur	 drei	 Monaten	 sollten	Wahlen	 stattfinden,
bei	 denen	 dos	 Santos	 beabsichtigte,	 einen	 überwältigenden	 Sieg
einzufahren,	 und	 die	 Verteilung	 von	 Ölgeld	 allein	 würde	 nicht
genügen,	um	öffentliche	Manifestationen	der	Opposition	gegen	seine
Herrschaft	 zu	 verhindern.	 Die	 Männer	 platzten	 durch	 die	 Tür	 und
stürzten	 sich	 mit	 Eisenstangen	 und	 Macheten	 auf	 ihre	 Opfer;	 sie
brachen	 ihnen	 die	 Arme,	 sorgten	 für	 Schädelbrüche	 und	 vergossen
überall	 Blut.	 Nach	 getaner	 Arbeit	 rasten	 sie	 in	 ihren	 Jeeps	 davon.



Einer	 der	 Berichte	 über	 den	 Angriff	 behauptete,	 es	 habe	 sich	 um
Fahrzeuge	der	Polizei	gehandelt	–	was	darauf	hinweisen	würde,	dass
die	 Angreifer	 Teil	 der	 für	 das	 Regime	 agierenden	 Milizen	 waren,
deren	Aufgabe	darin	bestand,	vor	den	Wahlen	Angst	zu	verbreiten.

Glücklicherweise	 starb	 in	 dieser	 Nacht	 niemand,	 doch	 als	 ich
Wochen	 später	 mit	 Hexplosivo	 Mental	 sprach,	 war	 sein	 schlimm
verletzter	Arm	immer	noch	behandlungsbedürftig.	Wir	verabredeten
ein	 heimliches	 Treffen	 an	 einem	 geschäftigen	 Verkehrsknoten	 in
Luanda.	Dort	wartete	 ich	 etwa	 dreißig	Minuten,	 bis	 er	mich	 anrief,
um	mir	zu	sagen,	dass	er	sich	zurück	ins	Krankenhaus	hatte	begeben
müssen.	 Als	 wir	 später	 noch	 einmal	 telefonierten,	 fasste	 der	 junge
Rapper	die	Lage	sehr	einfach	zusammen:	»Vorher	wussten	wir	nicht
mal,	was	Protest	ist.	Jetzt	werden	wir	immer	mehr.«

Tatsächlich	 gab	 es	 im	Vorfeld	 der	Wahlen	 einige	 ernsthafte	Anti-
Regierungs-Demonstrationen,	 aber	 wenn	 Hexplosivo	 Mental	 und
seine	Kampfgefährten	gehofft	hatten,	eine	Herausforderung	des	eta-
blierten	Regimes	in	der	Dimension	der	Revolutionen	des	arabischen
Frühlings	 zuwege	 zu	 bringen,	 die	 viel	 weiter	 im	 Norden
ausgebrochen	waren,	erwies	sich	das	als	vergeblich.	2012	wurden	die
offiziellen	Wahlkampfgelder	für	politische	Parteien	von	1,2	Millionen
Dollar	 bei	 den	 Parlamentswahlen	 2008	 auf	 97	 000	 Dollar	 gekürzt.
Unterdessen	gab	die	MPLA	Berichten	zufolge	75	Millionen	Dollar	für

ihren	Wahlkampf	aus.29

Die	MPLA	genießt	durchaus	echte	Unterstützung,	besonders	in	den
Küstenstädten,	 die	während	 des	 Krieges	 ihre	 Bollwerke	 darstellten,
und	bei	den	Angolanern,	die	durch	den	Konflikt	so	traumatisiert	sind,
dass	 sie	 für	 jeden	noch	so	korrupten	Amtsträger	 stimmen,	wenn	er
nur	 glaubhaft	 machen	 kann,	 eine	 Wiederkehr	 der	 Feindseligkeiten
verhindern	 zu	 können.	 Das	 Regime	 überlässt	 wenig	 dem	 Zufall;	 es
dominiert	die	Medien,	hievt	seine	Handlanger	in	die	Institutionen,	die
die	 Wahlen	 veranstalten,	 kooptiert	 Oppositionspolitiker	 und



schüchtert	 seine	 Gegner	 ein.	 Kopelipa	 stand	 an	 der	 Spitze	 eines
Wahlapparats,	der	es	3,6	Millionen	Menschen	unmöglich	machte,	ihre
Stimmen	abzugeben	–	das	sind	fast	so	viele,	wie	die	MPLA	Stimmen

erhielt.30	Der	Stimmenanteil	der	MPLA	fiel	gegenüber	der	Wahl	von
2008	 um	neun	 Prozent,	 zählte	 aber	mit	 72	 Prozent	 immer	 noch	 als
Erdrutschsieg.	Nach	einem	neuen	System	wird	der	oberste	Kandidat
auf	der	Liste	der	Siegerpartei	Präsident.	So	konnte	dos	Santos	mehr
als	drei	Jahrzehnte	nach	seiner	Machtübernahme	behaupten,	er	habe
ein	 Mandat	 zu	 regieren,	 obwohl	 die	 Umfrage	 eines	 angesehenen
Meinungsforschungsinstituts	 zu	 dem	 Ergebnis	 kam,	 dass	 er	 die

Zustimmung	von	lediglich	16	Prozent	der	Angolaner	genoss.31

Im	 August	 2014,	 drei	 Jahre	 nachdem	 die	 US-Behörden	 mit	 ihrer
Korruptionsuntersuchung	des	Angolageschäfts	von	Cobalt	begonnen
hatten,	 gab	das	Unternehmen	eine	 Stellungnahme	heraus,	 in	der	 es
hieß,	 die	 Securities	 and	 Exchange	 Commission	 (SEC)	 habe	 Cobalt
benachrichtigt,	 sie	 werde	 möglicherweise	 eine	 Zivilklage	 gegen	 die

Gesellschaft	einreichen.32	»Wir	haben	in	dieser	Angelegenheit	voll	mit
der	 SEC	 kooperiert	 und	 beabsichtigen,	 das	 auch	weiterhin	 zu	 tun«,
verkündete	Cobalt.	Joe	Bryant	bezeichnete	die	Entscheidung	der	SEC
als	»einen	Fehler«	und	sagte,	Cobalt	werde	seine	Rohstoffprojekte	in
Angola	weiter	 vorantreiben.	 Bis	 jetzt	 (2015)	 ist	 noch	 kein	 Verfahren
eingeleitet	 worden,	 und	 Cobalt	 bestreitet,	 wie	 von	 Anfang	 an,
weiterhin	 jedes	 Fehlverhalten.	 Der	 Aktienwert	 Cobalts,	 der	 bereits
um	 eine	 Milliarde	 gefallen	 war,	 nachdem	 die	 Informationen	 über
seine	 geheimen	 angolanischen	 Partner	 ans	 Licht	 gekommen	 waren
und	 nach	 einigen	mittelmäßigen	 Bohrergebnissen	 erneut	 gesunken
war,	 stürzte,	 nachdem	 die	Warnung	 der	 SEC	 bekannt	 wurde,	 noch
einmal	um	zehn	Prozent	ab.

Die	Gründer	Cobalts	haben	allerdings	 schon	einen	beträchtlichen
Gewinn	 eingestrichen.	 Zwischen	 Februar	 2012,	 als	 Cobalt	 erklären
musste,	 dass	 es	 Gegenstand	 formeller	 Ermittlungen	 war,	 und	 dem



April	desselben	 Jahres,	 in	dem	Kopelipa	und	Vicente	mir	gegenüber
bestätigten,	dass	 sie	und	Dino	Anteile	 an	Nazaki	besaßen,	 verkaufte
Joe	Bryant	860	000	seiner	Anteile	an	der	Gesellschaft	zu	einem	Preis
von	 24	 Millionen	 Dollar.	 Zwischen	 dem	 Beginn	 der
Korruptionsermittlung	und	Ende	2013	–	eine	Zeit,	in	der	Cobalt	auch
im	 Golf	 von	 Mexiko	 auf	 Öl	 stieß	 –	 tätigten	 drei	 Unternehmen
(Goldman	Sachs,	ein	gemeinsamer	Fonds	von	Riverstone	und	Carlyle
sowie	First	Reserve,	eine	weitere	große	US-Beteiligungsgesellschaft)
Verkäufe	von	Cobalt-Aktien	im	Nettowert	von	jeweils	einer	Milliarde

Dollar.33

Ich	 versuchte	 herauszufinden,	 wer	 die	 Anteile	 an	 Nazaki,	 die
Vicente,	Kopelipa	und	Dino	laut	der	Auskunft	Vicentes	mir	gegenüber
»liquidiert«	 hatten,	 gekauft	 hatte,	 und	 außerdem,	 ob	 ihre
Geschäftspartner	 immer	 noch	 Anteilseigner	 waren,	 aber	 weder	 das
Trio	noch	das	Unternehmen	selbst	wollten	mir	dazu	etwas	sagen.	Im
Februar	 2013	 übertrug	 Nazaki	 die	 Hälfte	 seiner	 Anteile	 an	 die
staatliche	 Ölgesellschaft	 Sonangol.	 Die	 amtliche	 Zeitung	 Angolas
berichtete	 nicht,	 wie	 hoch	 die	 Gebühr	 war,	 die	 Sonangol	 für	 den
Anteil	bezahlte,	aber	Schätzungen	von	Bankern	deuteten	darauf	hin,
dass	 der	 Anteil	 mit	 einem	 Wert	 von	 etwa	 1,3	 Milliarden	 Dollar
gehandelt	 wurde.	 Das	 war	 mindestens	 vierzehnmal	 so	 viel,	 wie
Nazaki	 bis	 zu	 diesem	 Zeitpunkt	 aller	 Wahrscheinlichkeit	 nach	 an

Entwicklungskosten	 bezahlt	 hatte.34	 Was	 auch	 immer	 an	 Gebühren
bezahlt	wurde	–	 es	war	 ein	Transfer	 von	Mitteln	 aus	dem	Haushalt
eines	 Staates,	 in	 dem	die	 große	Mehrheit	 im	Elend	 lebt,	 an	 ein	mit
den	 Futungo	 verbundenes	 Privatunternehmen.	 Dann	 verkündete
Cobalt	 2014,	 drei	 Wochen	 nachdem	 die	 Gesellschaft	 hatte	 zugeben
müssen,	ihr	stehe	möglicherweise	eine	Anklage	durch	die	SEC	bevor,
sie	 habe	 ihre	 Verbindungen	 mit	 Nazaki	 und	 mit	 Alper	 (dessen
Eigentümer	 bis	 heute	 im	 Dunkeln	 bleiben)	 gekappt.	 Beide
Unternehmen	 übertrugen	 ihre	 Anteile	 am	 Cobalt-Projekt	 an



Sonangol.	Wieder	 legte	keine	der	Parteien	offen,	ob	dabei	Gebühren

bezahlt	worden	waren	oder	wie	hoch	sie	waren.35

Cobalt	 ist	 nur	 eine	 von	 Dutzenden	 von	 Firmen,	 die	 um	 das
angolanische	 Rohöl	 konkurrieren,	 und	 Nazaki	 war	 lediglich	 ein
einziges	 Rädchen	 in	 der	Maschinerie	 der	 Futungo,	mit	 der	 sie	 ihre
Kontrolle	über	den	Staat	in	privaten	Gewinn	verwandeln.

Unmittelbar	 vor	 Weihnachten	 2011,	 als	 Manuel	 Vicente	 sich
anschickte,	 die	 Kontrolle	 über	 Sonangol	 an	 seinen	 Nachfolger
abzugeben,	 und	 vor	 den	 Wahlen	 von	 2012	 mit	 ihren	 hohen	 Kosten
sicherten	 sich	 sieben	 internationale	 Ölgesellschaften	 die
Betriebsrechte	für	elf	neue	»Blöcke«	im	Atlantik.	Die	Areale	lagen	in
der	 »Vorsalz«-Zone,	 in	 der	 Cobalt	 bereits	 Probebohrungen	 betrieb.
Wie	bei	früheren	Angebotsrunden	in	Angola	und	anderswo	stimmten
die	 Gesellschaften	 Bonuszahlungen	 zum	 Vertragsabschluss	 zu.	 Das
sind	 Vorauszahlungen	 der	 Ölgesellschaften	 an	 Regierungen,	 die	 sie
machen,	 wenn	 sie	 sich	 –	 oft	 durch	 Auktionen	 –	 das	 Recht	 auf
Exploration	eines	Blockes	sichern	können.	Die	Zahlungen	sind	völlig
legal,	 während	 die	 Beträge	 oft	 nicht	 offengelegt	 werden.	 Wenn	 sie
insgeheim	 Beamten	 gezahlt	 würden,	 würde	 man	 sie	 als
Bestechungsgelder	bezeichnen,	 so	aber	werden	sie	 in	den	 löchrigen
Schatzkammern	der	Ölstaaten	deponiert.

Angolaner,	die	gerne	wissen	würden,	wie	hoch	die	Einkünfte	ihrer
Regierung	aus	dieser	Auktion	waren,	würden	enttäuscht	werden.	 In
dem	 Wissen,	 dass	 man	 BP	 2001	 mit	 dem	 Hinauswurf	 aus	 Angola
gedroht	hatte,	nachdem	die	Firma	ankündigt	hatte,	einige	Details	aus
ihren	Verträgen	 in	Angola	veröffentlichen	zu	wollen,	hielten	die	Öl -
gesellschaften	 die	 Bestimmungen	 über	 die	 Bonuszahlungen	 streng
geheim.	 Ausnahme	 war	 die	 norwegische	 Gesellschaft	 Statoil,	 die
etliche	Daten	preisgab.	Sie	erklärte,	ihr	»finanzielles	Engagement«	an
zwei	 Ölblöcken,	 bei	 denen	 sie	 das	 Projekt	 selbst	 betrieb,	 und	 bei
Beteiligungen	 an	 drei	 anderen	 Blöcken	 belaufe	 sich	 »einschließlich



Bonuszahlungen	 bei	 Vertragsabschluss	 und	 einer
Mindestarbeitsverpflichtung«	 auf	 1,4	 Milliarden	 Dollar.	 Die
Gesamteinkünfte	 des	 Regimes	 aus	 der	 gesamten	 Ausschreibung
müssen	daher	ein	Vielfaches	dieser	Summe	betragen	haben.

Sowohl	die	wirtschaftlichen	Unternehmungen	der	Futungo-Clique
als	 auch	die	Aktivitäten	der	 staatlichen	 Institutionen	 sind	 von	 einer
Mauer	der	Geheimhaltung	umgeben,	und	zwar	in	solchem	Maß,	dass
Edward	 George,	 ein	 Angolaspezialist,	 der	 dos	 Santos’	 Regime	 viele
Jahre	 lang	 studiert	 hat,	 das	Regime	 als	 »Kryptokratie«	 bezeichnet	 –
ein	 Regierungssystem,	 in	 dem	 die	 Hebel	 der	 Macht	 verborgen
bleiben.

Als	 ich	 eines	 Nachmittags	 Anfang	 2014	 Isaías	 Samakuva	 in	 einem
Hotel	 in	London	traf,	war	er	schon	über	zehn	Jahre	lang	Führer	der
Unita,	der	wichtigsten	Partei	der	politischen	Opposition	im	heutigen
Angola.	 Samakuva	 hat	 sein	 Leben	 mit	 einem	 verlorenen	 Kampf
verbracht,	 aber	 er	 ist	 auch	 heute	 noch	 redegewandt	 und
konzentriert.	 Er	 war	 in	 den	 1980er	 Jahren	 Vertreter	 der	 Unita	 in
London	 gewesen	 und	 war	 nun	 zurückgekommen,	 um
Familienangehörige	zu	treffen	und	zu	versuchen,	Lobbyarbeit	gegen
die	 von	 ihm	 befürchtete	 Bereitschaft	 der	 westlichen	 Mächte	 zu
betreiben,	 sich	 bei	 dos	 Santos	 einzuschmeicheln,	 um	 westlichen
Unternehmen	 den	 Zugang	 zu	 Angolas	 Öl	 zu	 sichern.	 »Die
internationale	 Gemeinschaft	 selbst	 schützt	 diese	 Leute«,	 erklärte

Samakuva	mir,	während	er	an	einer	Tasse	Tee	nippte.36	 »Die	haben
ihr	Geld	gar	nicht	in	Angola.	Sie	machen	Geschäfte	mit	den	Banken	in
Portugal,	in	Großbritannien,	in	Brasilien,	in	den	Vereinigten	Staaten.
Die	 einzige	 Erklärung	 dafür	 ist,	 dass	 sie	 den	 Segen	 der
internationalen	Gemeinschaft	haben.«

Die	 Unruhen	 des	 Arabischen	 Frühlings	 hätten	 dos	 Santos	 den
Vorwand	gegeben,	die	Sicherheitsschrauben	noch	weiter	anzuziehen,
meinte	Samakuva	weiter.	 »Dos	Santos	hat	 sich	 so	 fest	 an	die	Macht



geklammert,	 dass	 er	 nicht	 zulassen	 wird,	 dass	 so	 etwas	 wie	 in
Ägypten	 geschieht.«	 Dann	 fügte	 er	 hinzu:	 »Wir	 müssen	 wirklichen
Frieden	 haben,	 nicht	 nur	 Frieden	 für	 die	 Herrschenden	 und	 ihre
Interessen.«

Samakuva	zweifelt	nicht	daran,	dass	der	Schlüssel	zum	Überleben
der	 Futungo	 in	 den	 undurchsichtigen	 Strukturen	 der	 Ölindustrie
liegt.	»Es	gibt	bei	uns	keine	Trennung	zwischen	privat	und	staatlich«,
sagt	 er.	 »Es	 gibt	 keine	 Transparenz.	 Niemand	weiß	 genau,	 was	 das
Eigentum	von	Herrn	dos	Santos	und	seiner	Familie	ist.«	Ich	fragte	ihn
nach	einem	ganz	bestimmten	Unternehmen.	»Meiner	Ansicht	nach	ist
es	 der	 Schlüssel	 zu	 der	 ganzen	 Unterstützung,	 die	 dos	 Santos	 und
seine	 Herrschaft	 haben.«	 Ich	 wollte	 wissen,	 wie	 ein	 einziges
Unternehmen	eine	derart	vitale	Rolle	spielen	könne.	»Da	können	wir
nur	spekulieren.	Es	liegt	alles	im	Dunkeln.«

Das	 Unternehmen,	 von	 dem	 Samakuva	 sprach,	 hat	 seinen	 Sitz	 in
dem	 goldenen	 Turm	 namens	 Luanda	 One.	 Es	 ist	 die
Schwestergesellschaft	 des	 China	 International	 Fund,	 dessen	 Flagge
über	 dem	 Eingang	 weht	 und	 der	 unter	 öffentlich	 unbekannten
Bedingungen	 Milliarden	 von	 Dollars	 für	 Infrastrukturprojekte,

darunter	 einen	 anstehenden	 Ausbau	 Kilambas,	 aufgebracht	 hat.37

Cobalt,	 Nazaki	 und	 andere	 Ölfirmen	 haben	 Büros	 auf	 den	 tiefer
gelegenen	 Stockwerken,	 während	 die	 obersten	 Stockwerke	 für	 das
Unternehmen	reserviert	sind,	von	dem	Samakuva	gesprochen	hatte,
nämlich	 China	 Sonangol.	 Seit	 2004	 hat	 China	 Sonangol	 Anteile	 an
einem	 Dutzend	 angolanischer	 Ölprojekte,	 darunter	 einigen	 der
ertragreichsten,	 und	 einen	 Teil	 der	 reichhaltigsten	 Diamantenmine
des	 Landes	 erworben.	 Andererseits	 besitzt	 die	 staatliche
angolanische	Ölgesellschaft	Sonangol,	die	als	die	Finanzmaschine	der
Futungo	 fungiert,	 30	 Prozent	 von	 China	 Sonangol.	 Die	 restlichen
70	 Prozent	 gehören	 einer	 Handvoll	 in	 Hongkong	 ansässiger
Investoren,	 die	 als	 die	 Queensway	 Group	 bekannt	 sind	 und	 einem



bärtigen,	bebrillten	Chinesen	namens	Sam	Pa	unterstehen.



2	»Es	ist	verboten,	im	Park	zu
pissen«

Man	 kann	 sich	 kaum	 einen	 schöneren	Ort	 vorstellen	 als	 den	Osten
der	 Demokratischen	 Republik	 Kongo.	 Die	 Täler	 sind	 von	 einem
saftigen	 Grün,	 dicht	 bewachsen	 mit	 den	 großzügigen,
geschwungenen	 Blättern	 von	 Bananenstauden	 und	 den	 kleineren,
gezackten	 Blättern	 der	 Manioksträucher.	 Die	 Hänge	 bilden	 einen
schwindelerregenden	 Flickenteppich	 bepflanzter	 Gärten.	 Ganz	 kurz
vor	 der	 Abenddämmerung	 füllen	 sich	 die	 Täler	 mit	 einem
gespenstischen	Nebel,	als	ob	die	Erde	selbst	gerade	ausgeatmet	hätte.
Die	 Böschungen	 fallen	 ab	 zum	 Kivusee,	 einem	 der	 kleineren	 der
großen	Seen	Zentralafrikas,	der	aber	immer	noch	so	groß	ist	wie	ganz
Luxemburg.	An	manchen	Tagen	plätschert	das	Wasser	ruhig	vor	sich
hin,	 an	 anderen,	 wenn	 ein	 scharfer	 Wind	 weht,	 wird	 der	 See
schiefergrau	 und	 ist	 von	 Schaum	 überzogen.	 Am	 nördlichen	 Ufer
erheben	 sich	 die	 vulkanischen	 Virunga-Berge	 wie	 eine	 Krone	 des
Sees.

Doch	hinter	dieser	Schönheit	lauert	Gefahr.	Von	Zeit	zu	Zeit	speien
die	 Vulkane	 Lava	 auf	 die	 Städte	 an	 ihrem	Fuß.	 In	 den	Untiefen	 des
Kivusees	 warten	 Cholerabakterien	 auf	 ihren	 Wirt.	 Noch	 tiefer	 im
Wasser	 und	 noch	 bedrohlicher	 sind	 die	 im	 See	 aufgelösten
chemischen	 Verbindungen	 Methan	 und	 Kohlendioxid,	 von	 denen
genügend	vorhanden	sind,	um	eine	erstickende	Wolke	über	die	dicht
bevölkerten	 Siedlungen	 an	 den	 Ufern	 zu	 schicken,	 falls	 eine
tektonische	 Zuckung	 das	 chemische	 Gleichgewicht	 des	 Sees
durcheinanderbringen	sollte.

Aber	 es	 gibt	 noch	 etwas	 anderes	 unter	 der	 Erde	 des	 östlichen
Kongo:	 Mineralien,	 die	 hier	 so	 üppig	 sind	 wie	 die	 Berghänge



fruchtbar.	Hier	gibt	es	Erze,	die	Gold,	Zinn	und	Wolfram	enthalten	–
und	einen	weiteren	Rohstoff,	der	als	Columbit-Tantalit,	oder	kurz	als
Coltan	 bekannt	 ist.	 Coltan	 enthält	 ein	Metall,	 dessen	Namen	Tantal
von	 einer	 Figur	 der	 griechischen	 Mythologie	 namens	 Tantalos
abgeleitet	 ist.	 An	 sich	 waren	 die	 griechischen	 Götter	 ihm
wohlgesinnt,	 aber	 er	 war	 »unfähig,	 seinen	 großen	 Wohlstand	 zu

verkraften,	und	erntete	schlimmstes	Verderben	 für	seine	Gier«.1	Sie
bestraften	ihn	damit,	dass	er	auf	ewig	bis	zum	Kinn	in	Wasser	stehen
musste,	 das	 aber,	 wann	 immer	 er	 versuchte,	 zu	 trinken,	 vor	 ihm
zurückwich.	 Zugleich	 stand	 er	 unter	 Bäumen,	 deren	 Zweige	 vom
Wind	 aus	 seiner	 Reichweite	 geweht	 wurden,	 wenn	 er	 ihre	 Früchte
pflücken	wollte.	Seine	Geschichte	 ist	eine	Parabel	nicht	nur	 für	den
Osten	des	Kongo,	sondern	für	das	gesamte	Land,	das	so	groß	ist	wie
ganz	 Westeuropa	 und	 vor	 natürlichen	 Reichtümern	 strotzt,	 aber
dessen	Menschen	unter	der	Geißel	der	Armut	leiden.	Die	Kongolesen
werden	 auf	 den	 entsprechenden	 Listen	 beständig	 als	 die	 ärmsten
Menschen	 der	 Welt	 geführt,	 denen	 es	 noch	 einmal	 um	 einiges
schlechter	 geht	 als	 anderen	 notleidenden	 Afrikanern.	 In	 der	 ersten
Dekade	des	21.	Jahrhunderts	war	der	Kongo	das	einzige	Land,	dessen
Bruttoinlandsprodukt	 pro	 Kopf	 –	 ein	 grober	 Indikator	 für	 das
Durchschnittseinkommen	–	weniger	als	einen	Dollar	pro	Tag	betrug.
2

Aufgrund	 des	 extrem	 hohen	 Schmelzpunkts	 und	 der
Leitungsfähigkeit	 von	 Tantal	 können	 daraus	 hergestellte
elektronische	 Komponenten	 viel	 kleiner	 sein	 als	 die	 aus	 anderen
Metallen.	Weil	Kondensatoren	aus	Tantal	 so	klein	 sind,	konnten	die
Hersteller	 elektronischer	 Geräte	 diese	 immer	 kompakter	 machen,
wodurch	sie	im	Lauf	der	letzten	Jahrzehnte	praktisch	allgegenwärtig
wurden.

Der	 Kongo	 ist	 nicht	 die	 einzige	 Lagerstätte	 von	 Tantalerzen.
Sowohl	 Aktivisten	 als	 auch	 Journalisten	 haben	 immer	 wieder



behauptet,	der	Kongo	beherberge	80	Prozent	der	bekannten	Vorräte,
aber	 diese	 Zahl	 entbehrt	 jeder	 Grundlage.	 Auf	 der	 Basis	 der
spärlichen	 vorliegenden	 Daten	 kalkuliert	 Michael	 Nest,	 der	 Autor
einer	 Studie	 über	Coltan,	 dass	 der	 Kongo	 und	 seine	Nachbarländer
etwa	 zehn	Prozent	 der	 bekannten	Reserven	 an	 tantalhaltigen	Erzen

besitzen.3	Dabei	könnte	die	tatsächliche	Zahl	um	etliches	höher	sein,
da	 die	 Vorräte	 andernorts	 sehr	 viel	 gründlicher	 geschätzt	 worden
sind.	 Dennoch	 steht	 der	 Kongo	 heute	 unter	 den	 wichtigsten
Produzenten	von	Tantalerzen	nur	an	zweiter	Stelle	nach	Australien,
und	Nest	 schätzt	 seinen	 Anteil	 an	 der	weltweiten	 Jahresproduktion
auf	 etwa	 20	 Prozent.	 Wenn	 man	 also	 eine	 Playstation	 oder	 einen
Herzschrittmacher,	ein	 iPod,	einen	Laptop	oder	ein	Handy	hat,	 liegt
die	 Wahrscheinlichkeit,	 dass	 ein	 winziges	 Stückchen	 des	 östlichen
Kongo	darin	pulsiert,	 je	nach	den	Unwägbarkeiten	der	Zufuhrketten
bei	eins	zu	fünf.

Die	 unersättliche	 Nachfrage	 nach	 elektronischen	 Konsumartikeln
hat	 einen	 furchtbaren	 Preis	 gefordert.	 Der	 Coltanhandel	 hat	 zur
Finanzierung	lokaler	Milizen	und	ausländischer	Armeen	beigetragen,
die	seit	zwei	 Jahrzehnten	den	Osten	des	Kongo	terrorisieren	und	so
ein	 Land,	 das	 ein	 Paradies	 sein	 könnte,	 in	 einen	 Schmelztiegel	 des
Krieges	verwandelt	haben.

Edouard	Mwangachuchu	Hizi	 ist	dem	brutalen	Schicksal	entgangen,
das	 viele	 andere	 im	 Kongo	 lebende	 Tutsis	 erlitten,	 als	 die
Nachgefechte	des	Völkermordes	in	Ruanda	von	1994	über	die	Grenze
schwappten,	 aber	 gelitten	 hat	 er	 trotzdem.	 Mwangachuchu	 war
Anfang	 vierzig,	 Sohn	 eines	 wohlhabenden	 Rinderfarmers	 und
arbeitete	als	Finanzberater	der	Lokalregierung	in	Goma,	der	am	See
gelegenen	Hauptstadt	der	Provinz	Nord-Kivu	im	Osten	des	Kongo,	als
extremistische	Hutus	auf	der	anderen	Seite	des	Gewässers	in	Ruanda
mit	 der	 vermutlich	 raschesten	 Massenausrottung	 der	 Geschichte
begannen	und	innerhalb	von	nur	hundert	Tagen	achthunderttausend



Tutsis	 und	 gemäßigte	 Hutus	 abschlachteten.	 Zwei	 Millionen
Menschen	 flohen,	 viele	 von	 ihnen	 in	 den	 Ost-Kongo,	 wo	 bereits
ähnliche	ethnische	Spannungen	brodelten.

Eines	Tages	im	Jahr	1995	befand	sich	Mwangachuchu	auf	dem	Weg

zur	 Arbeit,	 als	 ein	 Mob	 ihn	 aus	 seinem	 Jeep	 zerrte.4	 Er	 wurde
ausgezogen	und	mit	der	eigenen	Krawatte	gewürgt.	Der	Mob	ließ	ihn
an	 der	 Grenze	 nach	 Ruanda	 zurück,	 wo	 Tutsi-Rebellen	 nach	 dem
Völkermord	der	Hutu-geführten	Regierung	die	Macht	übernommen
hatten.	 Mwangachuchus	 Viehherden	 wurden	 geschlachtet,	 und	 er
selbst	fand	sich	im	menschlichen	Treibgut	des	Krieges	wieder,	womit
er	 noch	 mehr	 Glück	 hatte	 als	 die	 Kongolesen,	 die	 in	 den	 elenden
Flüchtlingslagern	 am	 Rande	 des	 Kivusees	 eingepfercht	 waren.	 1996
wurde	ihm	zusammen	mit	seiner	Frau	und	seinen	sechs	Kindern	Asyl
in	den	USA	gewährt.

So	 sah	 Mwangachuchu	 aus	 der	 Ferne	 zu,	 wie	 die	 Hutu-
Völkermörder,	 die	 sich	 im	 östlichen	 Kongo	 gesammelt	 hatten,	 ihre
Wunden	leckten	und	begannen,	Attacken	gegen	die	neuen,	von	Tutsis
angeführten	Behörden	in	Ruanda	zu	organisieren.	Er	beobachtete	von
Maryland	aus,	wie	Paul	Kagame,	der	stahlharte	Guerillero	und	neue
Führer	 Ruandas,	 und	 seine	 Verbündeten	 in	 der	 Region	 den	 kaum
bekannten	marxistischen	Rebellen	Laurent-Désiré	Kabila	aus	seinem
Exil	in	Tansania	holten	und	an	die	Spitze	einer	Allianz	kongolesischer
Rebellen	hievten,	die	rasch	den	Osten	des	Kongo	einnahmen.	Im	Lauf
ihrer	Offensive	begingen	die	Rebellen	Rachemassaker	an	den	Hutu-
Flüchtlingen	 und	Völkermördern	 aus	Ruanda,	 bevor	 sie	 quer	 durch
das	Land	von	der	Größe	Westeuropas	bis	zur	Hauptstadt	Kinshasa	im
Westen	 vorstießen.	 1997	 stürzten	 sie	 den	 bereits	 altersschwachen
Kleptokraten	Mobutu	Sese	Seko	und	installierten	Kabila	als	Präsident.
Aber	 Kabila	 hatte	 kaum	 die	 Zeit,	 sein	 Land,	 das	 bis	 dahin	 »Zaire«
geheißen	hatte,	in	»Demokratische	Republik	Kongo«	umzubenennen,
als	 sein	 Bündnis	mit	 seinem	wichtigsten	 Unterstützer	 Ruanda	 auch



schon	 in	 die	 Brüche	 ging.	 Etwas	 mehr	 als	 ein	 Jahr	 nach	 Kabilas
Machtübernahme	war	es	mit	der	Allianz	vorbei,	als	Kabila	aus	Angst
vor	 einer	 Bedrohung	 seiner	 noch	 jungen	 Herrschaft	 durch	 die
kongolesischen	 Tutsis	 mit	 der	 Rekrutierung	 von	 Hutu-
Völkermördern	 begann.	 Ein	 halbes	 Dutzend	 afrikanischer	 Armeen
und	 zahllose	 Rebellengruppen	 stürzten	 den	 Kongo	 für	 fünf	 weitere
Jahre	 in	 einen	 Krieg,	 in	 dessen	 Verlauf	 Millionen	 von	 Menschen
starben.

Als	Mwangachuchu	1998	nach	Hause	zurückkehrte,	befand	sich	der
Ostkongo	erneut	im	Wandel.	Von	Ruandas	Tutsi-geführter	Regierung
unterstützte	 Anti-Kabila-Rebellen	 hatten	 im	 Osten	 die	 Kontrolle
übernommen.	 Im	 ethnischen	 Schmelztiegel	 des	 Kongo	 ist	 niemand
jemals	 sicher,	 doch	 die	 jüngste	 Umorientierung	 begünstigte
kongolesische	 Tutsis	 wie	Mwangachuchu.	 So	machte	 er	 sich	 daran,
seinen	 Platz	 auf	 seinen	 angestammten	 Ländereien	 in	 Bibatamba
50	 Kilometer	 nordwestlich	 von	 Goma	 wieder	 einzunehmen.
Mwangachuchu	wusste,	 dass	 dieses	Gebiet	 etwas	noch	Wertvolleres
zu	 bieten	 hatte	 als	 fruchtbare	 Weiden	 für	 grasende	 Herden	 –	 die

Felsen	darunter	enthielten	einen	reichen	Vorrat	an	Coltan.5

Schon	 zuvor	 hatten	 Investoren	 aus	 der	 alten	 Kolonialmacht	 des
Kongo,	Belgien,	rund	um	Mwangachuchus	Ländereien	Erz	abgebaut,
aber	 ihr	 Joint	 Venture	 mit	 der	 Regierung	 war	 Mitte	 der	 neunziger
Jahre	 kollabiert.	 Wie	 UN-Ermittler	 später	 feststellten,	 plünderten
einfallende	 Truppen	 aus	 Ruanda	 und	 ihre	 kongolesischen
Verbündeten	 aus	 den	 Lagern	 des	 Unternehmens	 Tausende	 Tonnen

von	Coltan	und	dem	zinnhaltigen	Erz	Kassiterit.6	Als	Mwangachuchu
wieder	zu	Hause	ankam,	schufteten	sich	Bergarbeiter	mit	Pickeln	und
Schaufeln	am	felsigen	Gelände	rund	um	seine	in	den	Bergen	gelegene
Heimatstadt	 ab.	 Das	 Kassiterit	 brachte	 einige	 Dollar	 pro	 Kilo.	 Aber
bald	 sollten	 neue	 Entwicklungen	 auf	 den	 weit	 entfernten	 globalen
Märkten	das	Coltangeschäft	anheizen	–	und	neues	Geld	in	den	Krieg



im	Ostkongo	pumpen.

Der	 Boom	 im	 Handy-,	 Verbraucherelektronik-	 und
Spielkonsolenmarkt	 führte	zu	einer	gierigen	Nachfrage	nach	Tantal.
Die	beiden	größten	Unternehmen,	Cabot	aus	den	Vereinigten	Staaten
und	H.	C.	Stark	aus	Deutschland,	bereiteten	sich	auf	eine	dauerhafte
Nachfrage	 vor	 und	 unterschrieben	 langfristige	 Verträge,	 mit	 denen

sie	 sich	 den	 Nachschub	 an	 Tantalerzen	 sicherten.7	 Das	 erzeugte
Knappheit	 auf	 dem	 offenen	Markt	 und	 löste	 einen	Wettlauf	 um	 die
Auffindung	 neuer	 Nachschubquellen	 aus.	 Im	 Lauf	 des	 Jahres	 2000
stiegen	die	Preise	für	Coltan	um	tausend	Prozent.	Der	Kongo	war	reif
für	den	Erzabbau.

Tausende	 von	Kongolesen	 im	Osten	 des	 Landes	 stürzten	 sich	 auf
den	 Abbau	 von	 Coltan.	 Viele	 tauschten	 freiwillig	 die	 Machete	 des
Farmers	 gegen	 den	 Pickel	 des	 Bergarbeiters,	 während	 andere	 von
Milizen	 gewaltsam	 in	 den	 Bergbau	 gezwungen	 wurden.	 Vieh	 war
lange	Zeit	die	wertvollste	Handelsware	des	Ostens	gewesen,	aber	jetzt
trat	plötzlich	Coltan	an	seine	Stelle.	1999	hatte	Nordkivu	offiziell	fünf
Tonnen	Coltan	exportiert,	aber	2001	waren	es	schon	neunzig	Tonnen.
Selbst	 nachdem	 die	 Flut	 des	 Angebots	 aus	 dem	 Kongo	 den
Weltmarktpreis	 wieder	 nach	 unten	 gedrückt	 hatte,	 blieb	 Coltan
immer	noch	lukrativer	als	andere	Erze.

Coltan	war	nicht	der	einzige	Auslöser	des	Konflikts	–	bei	Weitem
nicht.	Der	Kongo	brodelte	schon	vor	dem	Boom,	und	das	wäre	auch
dann	 der	 Fall	 gewesen,	 wenn	man	 dort	 nie	 Coltan	 gefunden	 hätte.
Aber	mit	dem	Aufschwung	des	Coltanhandels	vervielfachte	sich	auch
das	 Konfliktpotential	 der	 Rohstoffe	 im	 Ostkongo,	 da	 unzählige
Gruppen	 sich	 bereichern	 wollten	 und	 die	 Feindseligkeiten	 dafür
nutzten.	 »Dank	 der	 1998	 und	 1999	 während	 der	 ersten	 Jahre	 des
Kongokrieges	 geschaffenen	 wirtschaftlichen	 Netze	 waren
Rohstoffhändler	 und	 Befehlshaber	 des	Militärs	 perfekt	 positioniert,

um	[Coltan]	aus	dem	Land	zu	schleusen«,	schreibt	Nest.8



Mwangachuchu	begann	2001	mit	dem	Bergbau	auf	seinem	eigenen
Land	 und	 hatte	 etwa	 eintausend	 Beschäftigte.	 Er	 ist	 ein
liebeswürdiger	 Mann	 mit	 ovalem	 Gesicht	 und	 sanften	 Zügen,	 der
engen	 Kontakt	 mit	 seinen	 Arbeitern	 unterhält	 und,	 wie	 mir	 von
Leuten,	die	ihn	kennen,	erzählt	wurde,	in	den	Minen	auch	manchmal
selbst	mit	Hand	anlegt.	Mwangachuchu	Hizi	 International	 (MHI),	die
Firma,	die	er	mit	dem	in	Baltimore	ansässigen	Arzt	Robert	Sussman
gründete,	 war	 bald	 für	 einen	 Großteil	 der	 Coltanproduktion
Nordkivus	 verantwortlich.	 »Wir	 sind	 stolz	 auf	 unsere	 Tätigkeit	 im
Kongo«,	 sagte	 Sussman	 damals.	 »Wir	 wünschen	 uns,	 dass	 die	 Welt
versteht,	 dass	 Coltan,	wenn	man	 es	 richtig	 angeht,	 für	 dieses	 Land

nützlich	 sein	 kann.«9	 Doch	 UN-Ermittler	 und	 westliche	 Aktivisten
begannen	 nun,	 auf	 die	 Rolle	 der	 Rohstoffgeschäfte	 bei	 der
Finanzierung	 des	 Krieges	 hinzuweisen.	 Die	 Fluggesellschaft,	 die	 bis
dahin	 das	 Erz	 für	 MHI	 nach	 Europa	 geflogen	 hatte,	 brach	 ihre
Verbindungen	 mit	 dem	 Unternehmen	 ab.	 »Wir	 verstehen	 nicht,
warum	 sie	 das	 tun«,	 erklärte	 Mwangachuchu	 einem	 Journalisten.
»Die	Kongolesen	haben	das	Recht,	 in	 ihrem	eigenen	Land	Geschäfte

zu	treiben.«10

Andere	 ausländische	Geschäftsleute	hatten	weniger	Probleme	mit
Geschäften	 in	 einer	 Kriegszone,	 und	 ein	 Kriegsgebiet	 blieb	 der
Ostkongo	 auch	nach	dem	offiziellen	Ende	der	Kriegshandlungen	 im
Jahr	2003.	Laut	Schätzungen,	die	ich	gesehen	habe,	beträgt	der	Anteil
der	 kongolesischen	 Mineralproduktion,	 der	 aus	 dem	 Land
geschmuggelt	wird,	zwischen	30	und	80	Prozent.	Etwa	die	Hälfte	des
Coltans,	das	Ruanda	jahrelang	als	eigenes	Exportprodukt	ausgegeben

hat,	stammte	in	Wirklichkeit	aus	dem	Kongo.11

Die	 Milizen	 und	 die	 kongolesische	 Armee	 kontrollieren	 einige
Minenoperationen	direkt	und	erheben	Steuern	und	Schutzgelder	von
anderen.	 Korrupte	 Beamte	 sind	 bei	 diesem	 Geschäft	 behilflich.	 Die
»comptoirs«	oder	Handelshäuser	von	Goma	an	der	Grenze	zu	Ruanda



organisieren	 den	 Fluss	 sowohl	 offiziell	 deklarierter	 Rohstoffexporte
als	 auch	den	 von	Schmuggelware.	Weitere	 illegale	Routen	 verlaufen
direkt	von	den	Minen	über	die	Grenze	nach	Ruanda	und	Uganda.	UN-
Ermittler	 haben	 den	 Kauf	 geplünderter	 kongolesischer	 Rohstoffe
durch	 europäische	 und	 asiatische	 Unternehmen	 dokumentiert.
Sobald	die	Erze	 erst	 einmal	 aus	dem	Land	geschafft	 sind,	 ist	 es	 ein
Leichtes,	 sie	 zu	 raffinieren	 und	 das	 resultierende	 Gold,	 Zinn	 oder
Tantal	 an	 die	 verarbeitende	 Industrie	 zu	 verkaufen.	 Der	 Weg	 mag
gewunden	sein,	 aber	er	 führt	aus	dem	Herzen	des	Kriegs	 im	Kongo
überallhin,	wo	es	Handys	und	Laptops	gibt.

Da	es	nichts	gibt,	was	einem	funktionierenden	Staatswesen	ähnlich
sieht,	 profitiert	 eine	 ständig	 wechselnde	 Kollektion	 bewaffneter
Gruppen	auch	weiterhin	von	den	gesetzlosen	Zuständen,	wühlt	nach
Mineralien	und	beutet	 eine	Bevölkerung	 aus,	 die	wie	Tantalos	 dazu
verdammt	ist,	inmitten	großer	Fülle	Mangel	zu	leiden.	2007	überwarf
sich	 Mwangachuchu	 mit	 dem	 Mitgründer	 seines
Bergbauunternehmens	 Robert	 Sussman	 –	 ein	 Streit,	 der	 damit
endete,	 dass	 ein	 Gericht	 in	 Maryland	 den	 Kongolesen	 zu	 einer
Zahlung	 von	 2	 Millionen	 Dollar	 an	 den	 Amerikaner	 verurteilte.
Mwangachuchu	 machte	 daraufhin	 alleine	 weiter.	 Seine	 Ländereien
lieferten	weiterhin	ihr	kostbares	Erz.	Und	er	arbeitete	jetzt	mit	einem
neuen	Partner	zusammen:	dem	Congrès	National	pour	la	Défense	du
Peuple	 (Nationalkongress	 für	 die	 Verteidigung	 des	 Volkes),	 einer
Miliz,	 die	 weitgehend	 das	 Gegenteil	 dessen	 tut,	 was	 ihr	 Name
nahelegt.

Der	Dauerkonflikt	 im	Ostkongo	hat	die	Entwicklung	eines	Bergbaus
in	industriellem	Maßstab	verhindert.	Fast	der	gesamte	Bergbau	wird
per	Hand	betrieben.	Die	Rohstoffe	des	Ostens	haben	zwar	den	Krieg
geschürt,	aber	im	Vergleich	zu	den	immensen	Minen	im	Süden	ist	der
Wert	des	Mineralienertrags	im	Osten	winzig.

Die	 zwischen	 Angola	 und	 Mosambik	 gelegene	 kongolesische



Provinz	 Katanga	 beherbergt	 etwa	 die	 Hälfte	 der	 weltweiten

Kobaltvorräte.12	 Dieses	 Metall	 wird	 vorwiegend	 zur	 Herstellung
ultrastarker	 Superlegierungen	 verwendet,	 wie	 man	 sie	 überall	 in
Turbinen	 und	 Düsentriebwerken	 findet.	 Es	 entsteht	 als
Nebenprodukt	 des	 Abbaus	 von	 Kupfer,	 das	 seinerseits	 seit	 seiner
ersten	Verwendung	 in	 antiken	Münzen	 bis	 zu	 den	Drähten	 unserer
Elektronetze	 als	wichtiger	Bestandteil	 der	menschlichen	Zivilisation
fungiert	 hat.	 Der	 afrikanische	 Kupfergürtel	 erstreckt	 sich	 vom
Norden	 Sambias	 bis	 Katanga	 und	 birgt	 einige	 der	 reichhaltigsten
Kupfervorräte	des	Planeten.	 In	Katanga	wurden	riesige	Spiralen	aus
roter	 Erde	 und	 rotem	 Stein	 in	 den	 Dschungel	 geschnitten,
Tagebauminen,	die	wie	Amphitheater	in	Stufen	absteigen.

Katanga	 hat	 während	 des	 Krieges	 Sezessionskonflikte
durchgemacht	und	unter	schweren	Kämpfen	gelitten.	Aber	da	es	viel
weiter	 von	 der	Grenze	 zu	 Ruanda	 entfernt	 liegt,	 das	 der	wichtigste
ausländische	 Akteur	 in	 den	 unaufhörlichen	Konflikten	 ist,	 hat	 es	 in
Katanga	 letztlich	 doch	 mehr	 Stabilität	 gegeben	 als	 im	 Osten.
Multinationale	 Minengesellschaften	 aus	 Kanada,	 den	 Vereinigten
Staaten,	 Europa,	 Australien,	 Südafrika	 und	 China	 haben
Unternehmen	 dort;	 der	 Abbauertrag	 hier	 stellt	 den	 Rest	 der
Wirtschaft	 des	Kongo	 in	 den	 Schatten.	Doch	 auf	 der	Grundlage	 der
Rohstoffe	 Katangas	 haben	 die	 Herrscher	 des	 Kongo	 einen
Schattenstaat	errichtet,	der	dem	ähnelt,	den	Angolas	Futungo	auf	der
Basis	von	Rohöl	geschaffen	haben.

Augustin	 Katumba	 Mwanke	 war	 in	 Katanga	 aufgewachsen	 und
hatte	die	Manager,	die	an	der	Spitze	von	Gécamines,	der	nationalen
Kupferbergbaugesellschaft	 standen,	wie	 Idole	 verehrt.	Während	 der
Kongo	 in	 den	 letzten	 Jahren	 der	 Mobutu-Herrschaft	 allmählich	 in
Stücke	 zerfiel,	 führte	 ihn	 eine	 Mischung	 aus	 scharfer	 Intelligenz,
Glück	 und	 Entschlossenheit	 nach	 Südafrika,	 das	 damals,	 nach	 dem
Ende	 der	 Apartheid,	 vor	 neuen	 Möglichkeiten	 nur	 so	 strotzte.	 Er



arbeitete	 dort	 zunächst	 für	 Bergbaugesellschaften	 und	 bekam	 dann
einen	 Posten	 bei	 einer	 Tochtergesellschaft	 von	 HSBC.	 Als	 Laurent
Kabilas	 Streitkräfte	 im	 April	 1997	 auf	 ihrem	 Vormarsch	 über	 den
ganzen	 Kongo	 auch	 Katanga	 einnahmen,	 wuchs	 bei	 der	 Bank	 die
Befürchtung,	 die	 Rebellen	 könnten	 sich	 weigern,	 einen	 Kredit
zurückzuzahlen,	 den	HSBC	Gécamines	 gewährt	 hatte.	Man	 schickte
eine	 Delegation	 in	 den	 Kongo,	 um	 Gespräche	 mit	 den	 Rebellen	 zu
führen.	 In	 der	 Hoffnung,	 ein	 kongolesisches	 Gesicht	 werde	 für	 die
Interessen	 der	 Bank	 hilfreich	 sein,	 wurde	 Katumba	 zum	 Teil	 der

Gruppe	gemacht.13

»Als	sie	ankamen,	sah	ich	da	einen	jungen	Mann,	der	einen	äußerst
gescheiten	 Eindruck	 machte«,	 erzählte	 mir	 Mawampanga	 Mwana

Nanga,	 der	 damals	 Finanzchef	 der	 Rebellen	 war,	 Jahre	 später.14

Mawampanga	 war	 ein	 in	 Kentucky	 ausgebildeter
Agrarwissenschaftler	 und	 jetzt,	 da	 er	 ein	 geplündertes
Finanzministerium	übernahm,	auf	der	Suche	nach	talentierten	neuen
Leuten.	 Er	 fand	 sofort	 Gefallen	 an	 Katumba.	 »Ich	 sagte	 ihm,	 ›Du
solltest	 zurückkommen.	 Das	 Land	 braucht	 Leute	 wie	 dich.‹	 Zuerst
war	das	bloß	 im	Scherz.	 Ich	sagte,	 ›Ich	kann	dir	einen	Job	anbieten,
aber	 ich	 kann	 dich	 noch	 nicht	 bezahlen.‹«	 Die	 unbeschwerte
Konversation	enthielt	 jedoch	ein	ernsthaftes	Angebot.	Mawampanga
bat	 Katumba	 dringlich,	 die	 Bank	 dazu	 zu	 bringen,	 ihn	 gehen	 zu
lassen,	 damit	 er	 an	 der	 Bildung	 der	 entstehenden	neuen	Regierung
des	 Kongo	mitwirken	 konnte.	 Katumba	 sehnte	 sich	 sehr	wohl	 nach
Einfluss,	 aber	 er	 hatte	 da	 eher	 an	 eine	 Karriere	 im	 internationalen
Handel	 gedacht	 als	 an	 das	 Chaos	 der	 kongolesischen	 Regierung.
Dennoch	 nahm	 er	 die	 Einladung	Mawampangas	 schließlich	 an	 und
machte	 sich	 im	Alter	 von	 33	 Jahren	 auf	den	Weg	nach	Hause.	 Seine
Verwandlung	 in	 einen	 der	 mächtigsten	 Männer	 Afrikas	 hatte
begonnen.

Während	 die	 Rebellen	 nach	 der	 Absetzung	 Mobutus	 mit	 der



Aufgabe	 rangen,	 eine	 Regierung	 auf	 die	 Beine	 zu	 stellen,	 machte
Katumba	als	Berater	im	Finanzministerium	großen	Eindruck.	Er	war
noch	 kein	 Jahr	 zurück	 im	 Kongo,	 als	 eines	 Tages	 sein	 Telefon
klingelte.	»Hallo,	kann	ich	mit	Katumba	sprechen?«	fragte	es	aus	dem
Hörer.

»Ja,	am	Apparat.«

»Hier	spricht	Kabila.«

Katumba	hatte	einen	Freund	mit	demselben	Namen	und	fragte	ihn,
was	er	wolle.

»Nein«,	sagte	die	Stimme.	»Hier	spricht	Laurent-Désiré	Kabila.«15

Der	Präsident,	der	wie	Katumba	selbst	aus	Katanga	stammte,	sagte
ihm,	 er	 wolle	 ihn	 treffen.	 Einige	Wochen	 später	 stand	 Katumba	 im
Präsidentenpalast	 vor	 dem	 korpulenten	 Guerillachef.	 Nach	 einigen
raschen	Fragen	über	den	Hintergrund	des	 jungen	Mannes	sagte	der
Präsident:	 »Ich	möchte,	 dass	 Sie	Gouverneur	 von	Katanga	werden.«
Laut	 seinen	Memoiren	wendete	der	 vom	Donner	gerührte	Katumba
ein,	 er	 sei	 völlig	 unqualifiziert	 für	 den	 Posten,	 der	 eine	 der
einflussreichsten	 Positionen	 in	 der	 Politik	 des	 Kongo	 war.	 Aber
konnte	schwerlich	ablehnen.	Die	Ernennung	wurde	noch	am	selben
Abend	publik	gemacht.	»Katanga	ist	so	groß	wie	Frankreich«,	erklärte
Finanzminister	 Mawampanga	 seinem	 Protegé.	 »Wenn	 du	 das
hinbekommst,	gibt	es	nach	oben	keine	Grenzen	mehr.«	Er	hätte	noch
hinzufügen	 können,	 dass	Katumba	damit	 die	 Schlüssel	 zu	 einer	 der
größten	Mineralienschatzkammern	der	Welt	in	der	Hand	hielt.

Die	 urplötzlich	 aus	 Rebellen	 zu	 Herrschern	 gewordenen	 Männer
Kabilas	mussten	aus	zweierlei	Gründen	so	schnell	wie	möglich	Geld
mit	 der	 heruntergekommenen	 kongolesischen	 Bergbauindustrie
machen:	 Zum	 einen	 galt	 es,	 eine	 Invasion	 ihrer	 ehemaligen
Unterstützer	aus	Ruanda	abzuwehren,	und	zum	anderen	wollten	sie
ihre	möglicherweise	 schnell	 vergängliche	Zeit	 an	der	Macht	nutzen,



um	 ihre	 privaten	 Finanzen	 aufzubessern.	 Oscar	 Mudiay,	 ein	 hoher
Zivilbeamter	 in	Kabilas	Regierung,	 erzählte	mir,	 der	Präsident	habe
von	staatlichen	und	privaten	Minengesellschaften	jede	Woche	Koffer

voller	Geld	im	Wert	von	mindestens	vier	Millionen	Dollar	erhalten.16

Die	 Regierung	 Kabilas	 unterzeichnete	 bald,	 ohne	 sich	 groß	 um
vorgeschriebene	 Prozeduren	 zu	 scheren,	 eine	 ganze	 Reihe	 von
Minen-	 und	 Ölverträgen.	 Die	 regionale	 Koalition,	 die	 Kabila	 an	 die
Macht	 gespült	 hatte,	 hatte	 sich	 inzwischen	 in	 Pro-Kabila	 und	 Pro-
Ruanda-Bündnisse	 aufgespalten,	 und	 Kabila	 musste	 zusehen,	 seine
Verbündeten	 im	Ausland,	 in	 erster	Linie	 Simbabwe	und	Angola,	 bei
Laune	zu	halten.	Einer	der	Nutznießer	dieser	Verträge	war	Sonangol,
die	 von	 den	 Futungo	 kontrollierte	 angolanische	 staatliche
Ölgesellschaft,	 mit	 der	 der	 kongolesische	 Staat	 nun	 eine

Partnerschaft	 einging.17	 Als	 Gouverneur	 der	 Provinz	 Katanga	 war
Katumba	genau	in	der	richtigen	Position,	um	seinen	Einfluss	auf	die
Minenindustrie	 auszubauen.	 »Er	 war	 intelligenter	 als	 die	 anderen
und	 stellte	 ein	 enges	 Verhältnis	 zu	 Gécamines	 her«,	 erinnerte	 sich
Oscar	Mudiay.

Während	er	 sich	 im	Herzen	der	Bergbauindustrie	des	Kongo	eine
Basis	 aufbaute,	 wurde	 Katumba	 zugleich	 zum	 Mitglied	 von	 Kabilas
innerem	 Kreis.	 Während	 gemeinsamer	 Reisen	 auf	 heiklen
diplomatischen	 Missionen	 freundete	 er	 sich	 mit	 dem	 Sohn	 des
Präsidenten,	 Joseph	 Kabila,	 an.	 Einsilbig	 und	 in	 sich	 gekehrt,	 fand
sich	 dieser,	 als	 sein	 Vater	 zum	Aushängeschild	 der	Rebellion	 gegen
Mobutu	wurde,	auf	einmal	im	Militär	wieder.	Er	wurde	vorzeitig	zum
General	 und,	 zumindest	 dem	 Namen	 nach,	 sogar	 zum	 Chef	 der
Armee	befördert.	Im	Dezember	2000	fügten	ruandische	Truppen	und
Anti-Kabila-Streitkräfte	 der	 kongolesischen	 Armee	 und	 ihren
ausländischen	 Alliierten	 in	 Pweto,	 der	 Heimatstadt	 Katumbas	 in
Katanga,	 eine	 vernichtende	 Niederlage	 zu.	 Dabei	 eroberten	 die
Ruander	 ein	 wertvolles	Waffenlager,	 aber	 es	 befand	 sich	 noch	 eine



weitere	Trophäe	 in	Reichweite:	 Irgendwo	 auf	 dem	Schlachtfeld	war
auch	Joseph	Kabila.	Während	die	kongolesische	Armee	sich	in	einem
hektischen	 Rückzug	 auflöste	 und	 das	 militärische	 Oberkommando
Fersengeld	 gab,	 erhielt	 Katumba	 einen	 Anruf	 des	 Präsidenten:

»Kleiner,	du	musst	meinen	Sohn	Joseph	finden.«18

Katumba	 rief	 Joseph	 umgehend	 an	 und	 fand	 heraus,	 dass	 dieser
sowohl	 am	 Leben	 als	 auch	 immer	 noch	 in	 Freiheit	 war.	 Die
Militärkampagne	der	Regierung	war	offenbar	derart	in	der	Klemme,
dass	Katumba,	wie	 er	 in	 seinen	Memoiren	 schreibt,	 erst	 persönlich
Benzin	auftreiben	und	es	zum	Flughafen	schaffen	musste,	damit	ein

Flugzeug	starten	und	den	Sohn	des	Präsidenten	evakuieren	konnte.19

Dieser	 Augenblick	 legte	 den	 Grundstein	 für	 eine	 unverbrüchliche
Freundschaft	 zwischen	 Katumba	 und	 dem	 jüngeren	 der	 beiden
Kabilas.

Vier	Wochen	später	trat	einer	der	Leibwächter	Laurent	Kabilas,	ein
Kongolese	aus	dem	Osten,	der	zu	der	Kohorte	von	Kindersoldaten	in
Kabilas	 Rebellenarmee	 gehört	 hatte,	 an	 den	 Präsidenten	 heran	 und
feuerte	 aus	 nächster	 Nähe	 drei	 Schüsse	 auf	 ihn	 ab	 –	 seine
Beweggründe	sind	bis	heute	Gegenstand	einander	widersprechender
Verschwörungstheorien.	 In	 ihrer	 Panik	 beschlossen	 seine	 engsten
Vertrauten,	an	Ort	und	Stelle	eine	Dynastie	zu	errichten,	und	riefen
Joseph	 nach	 Kinshasa,	 um	 ihn	 zum	 Präsidenten	 zu	 machen.	 Auch
Mawampanga	 Mwana	 Nanga,	 der	 frühere	 Finanzminister,	 der
Katumba	 zurück	 in	 den	 Kongo	 geholt	 hatte,	 war	 an	 diesen
angespannten	 Bemühungen,	 die	 Regierung	 nach	 dem	 Attentat
zusammenzuhalten,	 beteiligt.	 »Joseph	 war	 ein	 General	 –	 er	 hatte
keine	 Ahnung	 von	 Politik«,	 erklärte	 Mawampanga	 mir.	 »So	 bat	 er
Katumba,	aus	Katanga	zurückzukommen,	um	zu	seiner	rechten	Hand
zu	werden	und	ihm	zu	zeigen,	wie	man	in	der	Politik	zurechtkommt.«

Innerhalb	 von	vier	 Jahren	war	Katumba	von	einem	kleinen	 Job	 in
einer	Bank	in	Johannesburg	zum	Berater	des	neuen	Präsidenten	des



Kongo	 aufgestiegen.	 Er	 wurde	 zum	 für	 die	 staatseigenen
Unternehmen	 zuständigen	 Staatsamts-	 und	 Präsidialminister
ernannt.	 In	einem	Bericht	von	2002	bezeichneten	 ihn	UN-Ermittler,
die	mit	 der	Untersuchung	der	 illegalen	Ausbeutung	der	Ressourcen
des	 Kongo	 betraut	 waren,	 als	 eine	 der	 Schlüsselfiguren	 in	 einem
»hochrangigen	 Netz«	 aus	 kongolesischen	 und	 simbabwischen
Beamten,	 ausländischen	 Geschäftsleuten	 und	 Vertretern	 des
organisierten	 Verbrechens,	 das	 unter	 dem	 Deckmantel	 des	 Krieges

die	Plünderung	kongolesischer	Rohstoffe	organisierte.20	»Im	Lauf	der
letzten	 drei	 Jahre	 hat	 dieses	 Netzwerk	 ohne	 Ausgleich	 oder	 Nutzen
für	den	Etat	der	Demokratischen	Republik	Kongo	Guthaben	im	Wert
von	mindestens	fünf	Milliarden	Dollar	vom	staatlichen	Bergbausektor
an	private	Gesellschaften	unter	seiner	Kontrolle	transferiert«,	schrieb
das	Team	der	UN.

Nachdem	die	UN-Ermittler	die	Empfehlung	ausgesprochen	hatten,
Katumba	 unter	 UN-Sanktionen	 zu	 stellen,	 wurde	 er	 aus	 seinen
offiziellen	 Posten	 in	 der	Kabila-Regierung	 entfernt	 –	 und	 etablierte
sich	stattdessen	im	Schattenstaat.	Er	wurde	zum	führenden	Vertreter
eines	 Systems,	 das	 Africa	 Confidential,	 die	 umfassendste
englischsprachige	 Publikation	 zu	 Fragen	 des	 Kontinents,	 so
zusammenfasste:	 »Vom	 verstorbenen	 Präsidenten	 Mobutu	 bis	 zur
Kabila-Dynastie	 basierte	 die	 Ausübung	 der	 Macht	 immer	 auf	 dem
Zugang	 zu	 geheimen,	 nicht	 rückverfolgbaren	 Geldern,	 mit	 denen
Unterstützer	 belohnt,	 Wahlen	 gekauft	 und	 riesige	 Patronagenetze
betrieben	 wurden.	 Dieser	 Parallelstaat	 existiert	 zugleich	 mit	 und
neben	den	formalen	Strukturen	und	 ihrer	nominellen	Verpflichtung

gegenüber	Transparenz	und	Rechtstaatlichkeit.«21

Einige	 Leute	 haben	 Katumba	 mir	 gegenüber	 mit	 Rasputin,	 Karl
Rove	und	den	Großwesiren	des	osmanischen	Reiches	verglichen.	Er
trifft	 selten	mit	 Diplomaten	 zusammen.	 Auf	 Fotos	 sieht	 man	 einen
durchdringenden	 Blick	 und	 ein	 in	 ständiger	 Berechnung



angespanntes	 Gesicht.	 Ein	 Ausländer,	 der	 sich	 einmal	 zufällig	 im
selben	 Raum	 mit	 Katumba	 wiederfand,	 beschrieb	 einen
eindrucksvollen	Mann,	 gescheit	 und	 höflich	 und	mit	 einer	 Vorliebe
für	die	eigenen	Witze.	»Er	sprach	nie	viel«,	sagte	Oscar	Mudiay,	der
Beamte,	der	unter	Laurent	Kabila	gedient	hatte.	»Ein	Blick	genügte.«

Katumba	war	 für	 den	 jungen	 Präsidenten	wie	 ein	 älterer	 Bruder.
»Joseph	 Kabila	 hatte	 uneingeschränktes	 Vertrauen	 zu	 Katumba«,
berichtete	 mir	 der	 Oppositionspolitiker	 Olivier	 Kamitatu,	 der	 fünf

Jahre	lang	Planungsminister	in	Kabilas	Regierung	gewesen	war.22	»Er
war	extrem	intelligent.	Er	wusste,	wie	man	die	politischen	Netze	und
die	wirtschaftlichen	Netze	betreibt.	Der	Staat	ist	heute	das	Eigentum
bestimmter	 Einzelpersonen.	 Katumba	 hat	 erfolgreich	 einen
Parallelstaat	geschaffen.«

Am	15.	Oktober	2004	entdeckten	die	Bewohner	der	Minenstadt	Kilwa
in	Katanga,	was	es	bedeutete,	mit	Katumbas	Plünderungsmaschine	in
Konflikt	 zu	 geraten.	 Am	 Tag	 zuvor	 war	 ein	 einundzwanzigjähriger
Fischer,	 der	 von	 Größenwahn	 besessene	 Alain	 Kazadi	 Makalayi,	 an
der	 Spitze	 eines	 halben	 Dutzends	 verlumpter	 Separatisten	 in	 Kilwa

eingetroffen	 und	 hatte	 die	 Unabhängigkeit	 Katangas	 verkündet.23

Nicht	 einmal	 hundert	 junge	 Männer	 folgten	 seinem	 Ruf	 zu	 den
Waffen.	In	der	Erkenntnis,	dass	eine	Rebellion,	die	noch	nicht	einmal
eine	 Proklamation	 übers	 Radio	 zustande	 brachte,	 wohl	 nicht	 sehr
lange	dauern	würde	und	dass	die	Nationalarmee	vermutlich	schon	in
der	Nähe	war,	suchten	die	meisten	Einwohner	der	Stadt	das	Weite.

Die	 Separatisten	 waren	 keine	 nennenswerte	 Bedrohung,	 aber	 sie
hatten	es	gewagt,	sich	den	Interessen	des	Schattenstaats	in	den	Weg
zu	 stellen.	 Und	 Dikulushi,	 die	 50	 Kilometer	 außerhalb	 der	 Stadt
liegende	Kupfermine,	stand	in	enger	Beziehung	zu	Katumba.

1998	 hatte	 sich	 die	 kleine	 australische	 Firma	 Anvil	 Mining	 die
Rechte	auf	den	Bergbau	in	diesem	Gebiet	gesichert,	und	2002	begann



sie	mit	der	Produktion	von	Kupfer.	Laut	einer	späteren	Untersuchung
des	 kongolesischen	 Parlaments	wurde	 dem	Unternehmen	 dabei	 für

zwanzig	 Jahre	 Befreiung	 von	 allen	 Steuern	 gewährt.24	 Katumba	war
Gründungs-	und	Vorstandsmitglied	der	örtlichen	Tochtergesellschaft
Anvils,	 und	 sein	 Name	 erscheint	 in	 den	 Protokollen	 von	 drei

Vorstandssitzungen	 zwischen	 2001	 und	 2004.25	 Der
Vorstandsvorsitzende	 Anvils,	 Bill	 Turner,	 bestritt,	 dass	 Katumba
irgendwelche	 Anteile	 an	 der	 Gesellschaft	 besaß.	 Er	 sagte,	 Katumba
sitze	 lediglich	 als	 Repräsentant	 der	 Regierung	 im	 Vorstand.	 Doch
gegenüber	 einem	 Journalisten	 der	 australischen	 Rundfunkanstalt
ABC	gab	Turner	zu,	dass	die	Firma	Katumba	nicht	nur	einige	tausend
Dollar	 Direktorengehalt	 zahlte,	 sondern	 auch	 50	 000	 Dollar
Jahresmiete	 für	 sein	 Anwesen	 in	 Lubumbashi,	 der	 Hauptstadt
Katangas,	das	dem	Unternehmen	als	Geschäftssitz	diente.

Nachdem	 der	 junge	 Separatist	 auf	 dem	 Marktplatz	 Kilwas	 eine
öffentliche	Versammlung	abgehalten	hatte,	bei	der	er	seine	Rebellion
ausrief	 und	 kundtat,	 die	 Zeiten,	 in	 denen	 sich	 Joseph	 Kabila	 und
Katumba	das	»Geld	der	Minen	in	die	Tasche	stecken	konnten«,	seien
vorbei,	 befahl	 der	 Präsident	 dem	Regionalkommandeur	 der	 Armee,
die	 Stadt	 innerhalb	 von	 achtundvierzig	 Stunden	 wieder

einzunehmen.26	 Laut	 einer	 UN-Untersuchung	 der	 folgenden
Ereignisse	hatten	die	Truppen	die	Order,	»auf	alles	zu	schießen,	was

sich	bewegt«.27

Die	Soldaten	trafen	mit	Flugzeugen	von	Anvil	Mining	am	Einsatzort
ein	 und	 verwendeten	 außerdem	 auch	 den	 Fuhrpark	 des
Unternehmens.	Sie	stießen	kaum	auf	Widerstand	und	verzeichneten
bei	 der	 Niederschlagung	 der	 unbeholfenen	 Rebellion	 keine	 eigenen
Opfer.	 Sowie	 die	 Kämpfe	 vorüber	 waren,	 erteilten	 sie	 Kilwa	 eine
grausame	 Lektion.	 Soldaten	 gingen	 von	 Haus	 zu	 Haus	 und	 übten
Rache.	 Mindestens	 hundert	 Menschen	 wurden	 getötet.	 Einige	 von
ihnen	wurden	gezwungen,	neben	einem	Gemeinschaftsgrab	zu	knien,



bevor	 sie	 einer	 nach	 dem	 anderen	 hingerichtet	 wurden.	 Unter	 den
Toten	waren	sowohl	Aufständische	als	auch	Zivilisten,	darunter	auch
ein	 Teenager,	 dessen	 Mörder	 sich	 dann	 mit	 seinem	 Fahrrad
davonmachten.	 Der	 glücklose	 Separatistenführer	 Kazadi	 erlag
Berichten	 zufolge	 im	 Krankenhaus	 seinen	 Verletzungen.	 Der	 UN-
Untersuchung	 zufolge	 fuhren	 Soldaten,	 nachdem	 sie	 Häuser	 und
Geschäfte	geplündert	hatten,	ihr	Raubgut	in	Anvil-Fahrzeugen	davon
und	 benutzten	 diese	 außerdem	 zum	 Transport	 von	 Leichen	 –	 alles

Behauptungen,	die	von	Anvil	selbst	bestritten	wurden.28

Zehn	Jahre	später,	2014,	fragte	ich	Bill	Turner	nach	der	Rolle	Anvils
bei	 dem	 Massaker	 von	 Kilwa.	 »Anvil	 wusste	 natürlich	 von	 der
Rebellion	in	Kilwa	und	ihrer	Unterdrückung	im	Oktober	2004,	da	wir
dem	 Militär	 der	 DRC	 logistische	 Unterstützung	 gaben,	 wie	 es	 das
Gesetz	 verlangte«,	 erklärte	 er	 mir,	 wollte	 aber	 nicht	 sagen,	 worin
diese	 logistische	 Unterstützung	 bestand.	 Doch	 Turner	 behauptete,
ihm	 sei	 nichts	 von	 »Anschuldigungen	 von	 Gräueln	 oder
Kriegsverbrechen«	 bekannt	 gewesen,	 bis	 ein	 ABC-Reporter	 ihn
sieben	Monate	nach	dem	Massaker	in	einem	Interview	danach	gefragt
habe,	 und	 fügte	 hinzu,	 das	 Interview	 sei	 mit	 dem	 Ziel	 redigiert
worden,	 »Anvil	 und	 mich	 im	 schlimmstmöglichen	 Licht
darzustellen«.	 »Es	 gab	 etliche	 staatliche	 Untersuchungen	 dieser
Beschuldigungen	 in	 einer	 Reihe	 von	 Ländern,	 darunter	 eine
detaillierte	 Ermittlung	 der	 Australischen	 Bundespolizei	 in
Australien«,	führte	Turner	in	einem	Antwortbrief	an	mich	weiter	aus.
»Keine	 dieser	 Ermittlungen	 kam	 zu	 dem	 Ergebnis,	 diese
Beschuldigungen	 hätten	 irgendein	 Gewicht.	 Außerdem	 gab	 es
Gerichtsverfahren	 in	 der	 Demokratischen	 Republik	 Kongo,	 in
Westaustralien	und	in	Kanada,	in	denen	die	von	ihnen	aufgeworfenen
Fragen	 zumindest	 berührt	 wurden.	 Nirgends	 wurde	 Anvil	 dabei

irgendwelcher	Rechtsverstöße	für	schuldig	befunden.«29

Vertreter	 der	 Überlebenden	 kämpften	 jahrelang	 darum,	 die



Verantwortlichen	 für	 das	 Massaker	 von	 Kilwa	 zur	 Rechenschaft	 zu
ziehen,	 blieben	 aber	 erfolglos.	 Katumba	 war	 unantastbar.	 2009
beschrieb	 ihn	 ein	 diplomatisches	 Telegramm	 der	 US-Botschaft	 als
»eine	zwielichtige,	ja	sogar	bösartige	Figur	aus	Kabilas	innerem	Kreis,
[von	 der]	 man	 vermutet,	 dass	 sie	 einen	 Großteil	 des	 persönlichen

Vermögens	Kabilas	verwaltet«.30	Das	Telegramm	übermittelte	ferner
die	 Nachricht,	 dass	 Katumba	 von	 seinem	 jüngsten	 formalen	 Posten
als	 Chef	 der	 Mehrheit	 Kabilas	 in	 der	 Nationalversammlung
zurückgetreten	war.	 Aber	 es	 sagte	 –	 zutreffend	 –	 voraus,	 dass	 sein
Einfluss	bestehen	bleiben	würde.

2006	 und	 2007	 kämpften	 zwei	 Rebellengruppen	 und	 die
kongolesische	 Armee	 um	 die	 Kontrolle	 über	 Edouard

Mwangachuchus	Coltanmine	in	Bibatama.31	Die	Gruppe,	die	den	Sieg
davontrug,	 war	 vermutlich	 die	 furchteinflößendste	 Rebellentruppe
im	 Ostkongo	 –	 eine	 beachtliche	 Auszeichnung	 angesichts	 der
Heftigkeit	 der	 Kämpfe,	 die	 trotz	 der	 offiziellen	 Beendigung	 des
Krieges	2003	auch	weiterhin	allenthalben	ausbrachen.

Bekannt	 unter	 seiner	 französischen	 Abkürzung	 CNDP	 war	 der
Nationalkongress	 für	die	Verteidigung	des	Volkes	 eine	Kreation	von
Laurent	 Nkunda,	 einem	 abtrünnigen	 Tutsi-General	 und	 Pastor	 der
Siebenten-Tags-Adventisten	 in	 Nordkivu.	 Nkunda	 hatte	 auf	 Seiten
Ruandas	 gegen	 Laurent	 Kabila	 gekämpft,	 bevor	 er	 sich	 der
kongolesischen	 Nationalarmee	 anschloss,	 als	 diese,	 den
Vereinbarungen	 des	 Friedensabkommens	 von	 2003	 folgend,	 die
verschiedenen	einander	bekriegenden	Fraktionen	vereinigte.	Er	stieg
zum	 General	 auf,	 bevor	 er	 sich	 wieder	 der	 Rebellion	 zuwandte	 –
dieses	Mal	seiner	eigenen.

Die	Hügel	und	Wälder	rund	um	Nkundas	Heimatstadt	in	Nordkivu
wurden	zu	 seinem	Lehensgut,	während	die	Zahl	der	Truppen	unter
seinem	 Kommando	 auf	 achttausend	 Männer	 (und	 Kinder)



anschwoll.32	 Als	 ehemaliger	 Psychologiestudent	 gelang	 es	 ihm	 eine
Weile,	alle	anderen	zu	überlisten	und	gerissen	auf	dem	trügerischen
Terrain	 zu	 navigieren,	 auf	 dem	 Ruanda	 und	 Kinshasa	 mit	 UN-
Friedenstruppen,	Waffenhändlern,	örtlichen	Politikern	und	diversen
paramilitärischen	Gruppen	im	Ostkongo	um	Einfluss	rangen.

Ungeachtet	 aller	 Rhetorik	 Nkundas	 –	 2008	 sprach	 er	 gegenüber
einem	 Journalisten	 der	 Financial	 Times	 von	 einem	 »Schrei	 nach
Frieden	 und	 Freiheit«	 –	 handelte	 es	 sich	 bei	 seiner	 Unternehmung
genau	 wie	 bei	 vielen	 seiner	 Rivalen	 um	 ein	 profitorientiertes

Geschäft.33	 Die	 Milizen	 im	 Ostkongo	 –	 ganz	 zu	 schweigen	 von	 der
Armee	selbst	–	haben	viele	Möglichkeiten,	an	Einkünfte	zu	kommen.
Sie	 reichen	 von	 der	 Besteuerung	 des	 Geschäftsverkehrs	 bis	 zur
Viehzucht	 und	 dem	Handel	mit	Holzkohle.	 Aber	 das	Minengewerbe
ist	besonders	lukrativ	und	bringt	außerdem	Devisen,	mit	denen	man
Waffen	kaufen	kann.

Die	 Arrangements	 des	 geheimen	 Rohstoffhandels	 im	 Ostkongo
enthüllen	 aber	 auch	 noch	 einen	 anderen	 Aspekt,	 der	 die	 stupide
Vorstellung	 untergräbt,	 die	 primitiven	 Hassgefühle	 afrikanischer
Stämme	seien	die	einzige	und	wichtigste	Triebkraft	des	Konflikts.	Die
beiden	 bedeutendsten	 Milizen,	 die	 CNDP	 und	 die	 Demokratischen
Kräfte	 für	 die	 Befreiung	 Ruandas	 (Forces	 Démocratiques	 de
Libération	 du	 Rwanda	 –	 FDLR),	 sind	 geschworene	 Feinde.	 Der
erklärte	 Existenzgrund	 der	 ersten	 Gruppe	 ist	 die	 Verteidigung	 der
Tutsis	 im	 Kongo	 vor	 der	 zweiten,	 einer	 von	 genau	 jenen	 Hutus
gebildeten	Formation,	die	den	Genozid	 in	Ruanda	verübte.	Zugleich
dienen	beide	 als	Werkzeuge	 staatlicher	Kräfte:	 So	hat	 Joseph	Kabila
die	 FDLR	 unterstützt,	 um	 den	 Einfluss	 einzudämmen,	 den	 Paul
Kagames	 Tutsi-geführte	 ruandische	 Regierung	 mittels	 der	 CNDP
ausübt.

Aber	wie	ein	Mann	aus	dem	Osten,	der	sowohl	im	Minensektor	als
auch	 im	 Nachrichtendienst	 gearbeitet	 hat,	 mir	 sagte:	 »Formal	 sind



die	 Gruppen	 alle	 miteinander	 verfeindet.	 Aber	 wenn	 es	 ums
Geldverdienen	 oder	 den	 Bergbau	 geht,	 funktioniert	 ihre
Zusammenarbeit	 ziemlich	 gut.	 Die	 Kriegskonjunktur	wechselt,	 aber
die	Geschäfte	gehen	weiter.	Die	Akteure	wechseln	ebenfalls,	aber	das
System	bleibt	–	die	Beziehungen	zwischen	den	bewaffneten	Gruppen
und	 den	 Minen.	 Der	 Konflikt	 geht	 weiter,	 weil	 er	 seine	 eigene
Finanzquelle	 hat:	 die	 Minen	 und	 die	 Waffen.	 Er	 hat	 seine	 eigene

Ökonomie.«34

An	einem	Samstagnachmittag	im	Juli	2013	trank	ich	in	einem	Hotel
in	 Goma	 neben	 dem	 Swimmingpool	 mit	 Oberst	 Olivier	 Hamuli	 ein
Bier.	 Er	 ist	 Sprecher	 der	 kongolesischen	 Streitkräfte,	 und	 viele
Journalisten	 betrachten	 ihn,	 was	 die	 militärischen
Auseinandersetzungen	 betrifft,	 als	 eine	 der	 verlässlicheren	Quellen,
obwohl	 er	 nicht	 gern	 über	 die	 eigene	 Rolle	 des	 Militärs	 bei
Plünderungen	und	Gräueltaten	diskutiert.	Auch	er	 stammt	aus	dem
Osten,	 und	 sein	 geselliges	 Auftreten	 kann	 nicht	 die	 Augen	 eines
Mannes	 verbergen,	 der	 zu	 viel	 gesehen	 hat.	 Bei	 unserem	 Treffen
führte	 er	 ein	 Telefonat	 nach	 dem	 anderen;	 es	 ging	 um	 die
Zusammenstöße	 zwischen	 Tutsi-Rebellen	 und	 der	 Armee.	 Die
Rebellen	waren	vorgerückt	und	hatten	dabei	strategische	Positionen
am	Rande	Gomas	eingenommen;	die	Armee	und	UN-Friedenstruppen
bereiteten	jetzt	Kampfhubschrauber	für	einen	Gegenangriff	vor.

»Die	 CNDP,	 die	 FDLR,	 sie	 behaupten	 alle,	 sie	 würden	 gegen	 die
schlechte	 Verwaltung	 des	 Staates	 kämpfen.	 Aber	 es	 geht	 ihnen	 nur
um	 die	 Minen.	 Selbst	 die	 FDLR	 versucht	 nicht	 wirklich,	 die
ruandische	 Regierung	 zu	 stürzen	 –	 sie	 sind	wegen	 der	Minen	 hier.

Das	 ist	 das	 Problem	des	Krieges	 im	Osten«,	 sagte	 der	Oberst.35	 »Es
geht	um	wirtschaftliche	Möglichkeiten.	Es	 ist	nicht	nur	Ruanda,	das
Vorteile	daraus	zieht,	es	sind	auch	Geschäftsleute	in	den	Vereinigten
Staaten	 und	 in	 Australien.«	 Er	 hielt	 mir	 eines	 seiner	 unablässig
summenden	Mobiltelefone	entgegen.	»Der	Schmuggel	geht	weiter.	Es



werden	 immer	 noch	 Handys	 hergestellt.	 Und	 dazu	 braucht	 man
immer	Rohstoffe,	egal,	woher	sie	kommen.«

Laut	 der	 UN-Expertengruppe,	 die	 versucht,	 die	 Beziehungen
zwischen	 dem	 Konflikt	 im	 Ostkongo	 und	 dem	 Rohstoffhandel	 zu
verstehen,	 machte	 der	 Warlord	 Nkunda	 nach	 seinem	 Sieg	 in	 der
Schlacht	 um	 die	 Minengebiete	 einen	 Deal	 mit	 Mwangachuchu	 und
erlaubte	diesem,	seine	Minen	zu	behalten,	wenn	er	ihm	einen	Anteil

des	 Coltans	 abgab.36	 Mwangachuchu	 berichtete	 dem	 UN-Team,	 er
zahle	20	Cent	pro	Kilo	exportierten	Coltans	an	Kontrollpunkten,	die

seiner	 Meinung	 nach	 vom	 CNDP	 betrieben	 wurden.37	 Wenn	 das
stimmte,	spülte	diese	Abgabe	allein	 jedes	 Jahr	Tausende	von	Dollars
in	die	Kriegskasse	der	Miliz.	Schätzungen	zufolge	haben	die	Milizen
2008	im	Ostkongo	an	den	Einkünften	aus	dem	Handel	mit	Coltan	und
anderen	 Mineralien	 einen	 Anteil	 von	 etwa	 185	 Millionen	 Dollar

eingestrichen.38	 Das	 UN-Team	 zitierte	 außerdem	 auch	 noch	 die
Rechtfertigung	 Mwangachuchus	 für	 diese	 Subventionierung	 der
Miliz:	 Er	 erklärte,	 er	 habe	 keine	Wahl	 gehabt,	 »als	 die	 Präsenz	 der
CNDP	 zu	 akzeptieren	 und	 in	 Bibatama	 zu	 bleiben,	 da	 er	 Geld
benötige,	um	der	Regierung	16	000	Dollar	Steuern	zu	bezahlen«.

Für	 seine	 Anhänger	 ist	 Mwangachuchu	 ein	 wohlmeinender
Arbeitgeber,	der	 sowohl	Tutsis	 als	 auch	andere	Ethnien	beschäftigt:
Er	 ist	 einfach	 Opfer	 des	 Angriffs	 gieriger	 Milizmänner.	 Seine
Unterstützer,	 die	 nach	 unseren	 Gesprächen	 alle	 anonym	 bleiben
wollten,	 beschrieben	 ihn	 als	 rechtmäßigen	Geschäftsmann,	 der	 sich
in	 einer	 Zeit	 des	 Aufruhrs	 und	 rücksichtsloser
Auslandsinterventionen	 um	 die	 Einführung	 moderner
Bergbautechniken	 bemühte.	 Einige	 gut	 informierte	 kongolesische
Beobachter	 räumen	 ihm	weit	 weniger	 Vertrauensvorschuss	 ein.	 Als
ich	 eines	 Nachts	 in	 einer	 Bar	 einen	 hohen	 Armeeoffizier	 nach
Mwangachuchu	 und	 anderen	 Minenbaronen	 in	 Nordkivu	 fragte,
schäumte	er	vor	Wut.	Er	verdammte	sie	alle	als	Kriegsgewinnler,	die



lieber	 ein	 paar	 Dollars	 an	 von	 Rebellen	 betriebene	 Erpresserringe
zahlten,	 als	 sich	 von	 einem	 funktionierenden	 Staatswesen
angemessen	besteuern	zu	 lassen.	Als	 ich	den	Ostkongolesen,	der	 im
Bergbau	und	im	Geheimdienst	gearbeitet	hatte,	nach	seiner	Meinung
zu	Mwangachuchus	Behauptung	fragte,	er	sei	vom	CNDP	gezwungen
worden,	 Abgaben	 zu	 zahlen,	 entgegnete	 er	 nur	 trocken,	 »Es	 geht
nicht	um	Steuern.	Mwangachuchu	und	die	bewaffneten	Gruppen	sind
ein	und	dasselbe.”

Es	 ist	 schwer	vorstellbar,	wie	Mwangachuchu	sich	 im	Osten	ohne
Beziehungen	 zu	 bewaffneten	 Gruppen	 als	 führender	 Tutsi-
Geschäftsmann	 hätte	 etablieren	 können.	 Die	 Tutsis	 im	 Ostkongo
strebten	 nach	Wohlstand,	 doch	 gleichzeitig	 standen	 sie	 fast	 immer
unter	akuter	Lebensgefahr,	vor	allem	wegen	der	Hutu-Völkermörder
aus	Ruanda,	die	dort	in	den	Bergen	umherzogen.

2011	 stellte	 sich	 Mwangachuchu	 als	 Kandidat	 des	 politischen
Flügels	des	CNDP	zur	Wahl	 für	die	Nationalversammlung	–	und	die
Fußsoldaten	 der	 Organisation	 sorgten	 dafür,	 dass	 sein	 Sieg	 nie	 in
Frage	stand.	Sie	waren	unter	den	Bestimmungen	eines	auf	schwachen
Füßen	stehenden	Friedensabkommens	in	die	gesetzlosen	Reihen	der
Armee	 des	 Kongo	 eingegliedert	 worden,	 hatten	 aber	 ihre
Schiebergeschäfte	 im	 Bergbau	 und	 ihre	 alten	 Loyalitäten	 nie

aufgegeben.39	 »Die	 CNDP-Leute	 nutzten	 jeden	 nur	 erdenklichen
Trick,	 um	 sicherzustellen,	 dass	 er	 durchkam«,	 meinte	 ein
ausländischer	 Wahlbeobachter,	 der	 gesehen	 hatte,	 wie	 ehemalige
Rebellen	der	CNDP	lang	nach	Schließung	der	Wahllokale	Stimmzettel

für	Mwangachuchu	ausfüllten.40	 Einige	 von	 ihnen	wurden	 sogar	bei
der	offenen	Bedrohung	von	Wählern	in	Nordkivu	beobachtet,	womit
sie	 einen	 der	 übelsten	 Rechtsverstöße	 in	 der	 ohnehin	 zutiefst
fragwürdigen	 Wahl	 begingen,	 mit	 der	 sich	 Kabila	 seine	 zweite

Amtszeit	 sicherte.41	 Laut	 dem	 Bericht	 einer	 UN-Expertengruppe	 an
den	 Sicherheitsrat	 hatte	 Mwangachuchu	 für	 die	 Unterstützung	 der



früheren	 CNDP-Kämpfer	 einem	 gewissen	 Bosco	 Ntaganda
Bestechungsgeld	 gezahlt.	 Bekannt	 unter	 dem	 Namen	 »Terminator«
hatte	Ntaganda	drei	Jahre	zuvor	Laurent	Nkunda	als	Chef	der	CNDP
abgelöst	 und	 seine	 Schützlinge	 in	 die	 offizielle	 Armee	 integriert,
obwohl	 er	 vom	 Internationalen	 Strafgerichtshof	 wegen
Kriegsverbrechen	 wie	 Mord,	 Vergewaltigung,	 Rekrutierung	 von

Kindersoldaten	 und	 ethnischer	 Verfolgung	 gesucht	 wurde.42	 Trotz
überwältigender	 Beweise	 für	 Wahlfälschungen	 und	 Monaten
rechtlicher	 Streitereien	 blieb	 es	 am	 Ende	 bei	 dem	 Votum	 für
Mwangachuchu.	 Noch	 bevor	 sein	 Sieg	 formal	 feststand,	 machte
Ntaganda	ihn	zum	Vorsitzenden	des	politischen	Arms	der	CNDP.

Die	Führungsrolle	Mwangachuchus	war	allerdings	nur	von	kurzer
Dauer.	 Einige	 Monate	 nach	 den	 Wahlen	 von	 2011	 versuchte	 die
Kabila-Regierung	 ihre	Macht	 im	Osten	 zu	 stärken,	 indem	 sie	 die	 in
die	 nationale	 Armee	 integrierten	 ehemaligen	Kämpfer	 der	CNDP	 in
andere,	 weit	 von	 den	 Coltan-,	 Gold-	 und	 Zinnminen	 des	 Ostens
entfernte	Gebiete	des	Landes	verlegte.	Doch	die	Milizmänner	waren
nicht	bereit,	all	das	einfach	kampflos	aufzugeben.	Einige	Hundert	von
ihnen	meuterten	 und	 schlossen	 sich	 unter	 der	 neuen	 Bezeichnung
M23	 zusammen.	 Sie	 stand	 für	das	Datum	der	Vereinbarung	 vom	23.
März	 2009,	 durch	 die	 sie	 Teil	 der	 Nationalarmee	 geworden	 waren.
Und	wieder	bot	Ruanda,	das	eng	mit	dem	Netzwerk	aus	militärischen
und	Bergbauinteressen	im	Ostkongo	verstrickt	war,	dem	vorwiegend
aus	Tutsis	bestehenden	Rebellentrupp	insgeheim	Unterstützung,	der

nun	auf	Goma	vorrückte.43

Anfang	 März	 2012	 rief	 der	 gefürchtete	 Verteidigungsminister
Ruandas,	General	James	Kabarebe,	bei	Mwangachuchu	an.	Er	war	der
Kopf	 hinter	 Ruandas	 militärischen	 Kampagnen	 im	 Kongo	 und	 in
Wahrheit	auch	der	Kommandeur	der	M23.	Er	befahl	Mwangachuchu,
die	Rebellen	zu	unterstützen	und	das	Bündnis	des	politischen	Arms

des	 CNDP	 mit	 Kabila	 aufzukündigen.44	 Mwangachuchu	 lehnte	 ab.



Vielleicht	fürchtete	er,	ein	Verrat	an	Kabila	werde	seine	Interessen	im
Bergbau	 beeinträchtigen,	 aber	 vielleicht	 ahnte	 er	 auch,	 dass	 diese
Rebellion	ohnehin	zum	Scheitern	verurteilt	war.	Kabarebe	raste	vor
Wut	und	prophezeite	Mwangachuchu,	er	werde	»vom	Blitz	getroffen
werden«.	 Binnen	 weniger	 Tage	 war	 sein	 Amt	 als	 Vorsitzender	 des
politischen	Flügels	des	CNDP	Geschichte.

Doch	 Mwangachuchu	 hatte	 eine	 kluge	 Wahl	 getroffen.	 Einige
westliche	Mächte,	die	lange	vor	der	Einmischung	Ruandas	im	Kongo
die	Augen	verschlossen	hatten,	verloren	nun	die	Geduld	und	stellten
ihre	 Hilfe	 ein.	 Bosco	 Ntaganda,	 der	 Tutsi-Kriegsherr,	 der	 sich	 der
Revolte	 angeschlossen	 hatte,	 fand	 sich	 nun	 derart	 in	 die	 Enge
getrieben,	dass	er	es	auf	eine	Verhandlung	 in	Den	Haag	ankommen
ließ	und	sich	in	die	US-Botschaft	in	Ruanda	begab,	um	sich	freiwillig
zu	 stellen.	 Von	 dort	 aus	 wurde	 er	 an	 den	 Internationalen
Strafgerichtshof	überstellt,	um	ihm	den	Prozess	zu	machen.	Bei	den
in	Uganda	geführten	Verhandlungen	zwischen	der	Regierung	Kabilas
und	 den	 M23-Rebellen	 war	 Mwangachuchu	 Teil	 der
Regierungsdelegation.	 Bei	 den	 Gesprächen	 kam	 nur	 wenig	 heraus,
und	 Ende	 2013	 trugen	 kongolesische	 Streitkräfte	mit	 Unterstützung
einer	 neuen	 UN-Truppe,	 die	 ein	 Mandat	 zur	 Zerschlagung	 von
Rebellengruppen	hatte,	einen	klaren	Sieg	über	die	M23	davon.

Ich	bat	Mwangachuchu,	mir	seine	eigene	Sicht	der	Dinge	zu	geben,
aber	 er	 lehnte	 ab.	 Als	 ich	 ihm	per	E-Mail	 eine	Liste	meiner	 Fragen
schickte,	 war	 es	 sein	 Anwalt,	 der	 mir	 antwortete.	 Er	 schrieb,
Mwangachuchu	wolle	 »Sie	 daran	 erinnern,	 dass	 in	 diesem	 Teil	 des
Landes	ein	Krieg	geführt	wird.	Er	hat	daher	derzeit	nicht	die	Muße
zur	Beantwortung	Ihrer	Fragen.«	Mwangachuchu	kann	den	Anspruch
erheben,	Frieden	gestiftet	zu	haben	–	aber	nur,	als	es	ihm	nutzte.	»Er
ist	 kein	 Kämpfer,	 sondern	 Geschäftsmann«,	 erklärte	 mir	 ein
ehemaliger	 Minister	 der	 Kabila-Regierung.	 »Er	 hat	 keinen	 großen
Sinn	für	Loyalität	–	außer	zu	seinem	Geschäft.«



Unser	aus	zwei	Jeeps	bestehender	Konvoi	verlangsamte	sein	Tempo,
als	er	sich	tief	in	den	tropischen	Wäldern	eines	der	Nationalparks	im
Ostkongo	 einer	 Straßensperre	 näherte,	 die	 mit	 Soldaten	 der
kongolesischen	 Armee	 besetzt	 war.	 Theoretisch	 gesehen	 soll	 die
Armee	das	staatliche	Gewaltmonopol	sichern,	aber	in	der	Praxis	stellt
sie	 in	 erster	 Linie	 eine	weitere	 Bedrohung	 für	 die	 Zivilbevölkerung
dar.	Während	meine	 kongolesischen	Reisegefährten	nervös	mit	 den
Soldaten	verhandelten,	trat	ich	zur	Seite,	um	mir	diese	Pause	auf	der
langen	 Fahrt	 zunutze	 zu	 machen	 und	 mich	 zu	 erleichtern,	 als	 ich
plötzlich	 bemerkte,	 wie	 hinter	 mir	 jemand	 auf	 mich	 zurannte.
Nachdem	 ich	 mir	 hastig	 den	 Reißverschluss	 hochgezogen	 hatte,
drehte	ich	mich	um	und	sah	einen	rasch	näherkommenden	Soldaten,
der	 mit	 seiner	 AK-47	 herumfuchtelte.	 Mit	 einer	 Stimme,	 die	 einen
schweren	 Rechtsverstoß	 signalisierte,	 erklärte	 er:	 »Es	 ist	 verboten,
im	Park	zu	pissen.«	Menschlicher	Urin,	so	der	Soldat,	sei	eine	Gefahr
für	das	Überleben	der	Gorillas	 im	Ostkongo.	 Ich	hielt	 es	 für	klüger,
dem	 nicht	 zu	 erwidern,	 dass	 diese	 bedauernswerten	 Wesen	 nicht
zuletzt	 auch	 von	 der	 Armee	 an	 den	Rand	 der	 Ausrottung	 getrieben
worden	 waren	 und	 dass	 sich	 im	 Park	 sicherlich	 wesentlich	 mehr
Milizionäre	 herumtrieben	 als	 Touristen,	 die	 sich	 Gorillas	 ansehen
wollten.

Wie	 sich	 herausstellte,	 war	 mein	 Verbrechen	 auch	 mit	 einer
Geldstrafe	 verbunden.	 Meine	 Mitreisenden	 nahmen	 den	 Soldaten
beiseite	 und	 regelten	 die	 Sache.	 Vielleicht	 redeten	 sie	 ihm	 die	 Idee
aus,	 indem	 sie	 ihm	 klar	 machten,	 dass	 ich	 immerhin	 ein
ausländischer	 Journalist	 sei.	 Vielleicht	 steckten	 sie	 ihm	 ein	 paar
Dollar	 zu.	Während	wir	 von	 der	 Sperre	 wegfuhren,	 schoss	mir	 der
Gedanke	 durch	 den	 Kopf,	 dass	 wir	 gerade	 einen	 Mikrokosmos	 des
kongolesischen	 Staates	 gesehen	 hatten.	 Der	 Soldat	 folgte	 dem	 von
Kabila,	Katumba,	Mwangachuchu	und	Nkunda	vorgegebenen	Beispiel:
Erst	 besetzt	man	 ein	 Stück	Territorium,	 egal	 ob	 es	 eine	 abgelegene
Kreuzung	 an	 einer	 Straße	 voller	 Schlaglöcher,	 eine	 riesige



Kupferkonzession	 oder	 das	 Präsidentenamt	 ist.	 Dann	 schützt	 man
seinen	 Anspruch	 darauf	 mit	 einer	 Waffe,	 einer	 Drohung,	 einem
Anschein	 von	 Recht	 und	 Gesetz	 oder	 einem	 abgedroschenen
Spruch	 –	 und	 schließlich	 kassiert	 man	 seinen	 Anteil	 dafür.	 Die
politische	 Ökonomie	 der	 Straßensperre	 hat	 sich	 durchgesetzt.	 Je
mehr	der	Staat	zerbröselt,	desto	dringender	wird	die	Notwendigkeit
für	 jeden	Einzelnen,	 irgendwie	über	die	Runden	zu	kommen,	und	je
mehr	 die	 Selbstbereicherung	 der	 Einzelnen	 um	 sich	 greift,	 desto
schneller	schwindet	die	Autorität	des	Staates.

Wir	 ließen	 die	 Straßensperre	 hinter	 uns	 und	 holperten	 die
erodierten	Pisten	entlang,	die	ins	Innere	der	Provinz	Südkivu	führten.
Es	 war	 Ende	 2010,	 und	 eine	 gemeinsame	 Offensive	 kongolesischer
und	ruandischer	Truppen	und	mit	 ihnen	verbündeter	Milizen	gegen
Hutu-Rebellen	 hatte	 große	 Massen	 von	 Zivilisten	 von	 ihren
Bauernhöfen	 vertrieben.	 Kwashiorkor,	 die	 schwere	 und	 akute
Unterernährung	von	Kindern,	war	weit	verbreitet.

Das	einsame	Krankenhaus	in	Bunyakari	dient	der	Versorgung	von
160	000	Menschen.	Es	hat	keine	Ambulanz	und	keinen	Strom,	was	es
nach	Einbruch	der	Nacht	fast	unmöglich	macht,	die	Venen	zu	finden,
wenn	eine	Injektion	nötig	ist.	Das	rostende	Metall	des	Dachs	ist	kaum
weniger	 löchrig	 als	 die	 Dächer	 der	 ringsherum	 stehenden
Lehmhütten.	Als	 ich	zu	Besuch	kam,	waren	die	Arzneimittel	wieder
knapp,	 da	 das	 Krankenhaus	 erst	 kurz	 zuvor	 von	 der	 Armee
geplündert	 worden	 war.	 Es	 gab	 keinen	 Handy-Empfang,	 eine
besondere	 Ironie	 in	 einem	 Teil	 der	 Welt,	 dessen	 Tantal	 für	 die
Herstellung	dieser	Geräte	unentbehrlich	ist.

Die	Kinderabteilung	des	Krankenhauses	hatte	vierzehn	Betten;	auf
jedem	saßen	mindestens	zwei	Mütter	mit	ihren	Kindern	im	Arm.	Auf
einem	 davon	 sah	 Bora	 Sifa	 argwöhnisch	 um	 sich	 her.	 Zwei	 Jahre
zuvor	war	ein	Überfallkommando	der	FDLR,	der	von	den	Tätern	und
Mittätern	des	ruandischen	Völkermordes	gegründeten	Miliz,	auf	der



Suche	 nach	 Raubgut,	 mit	 dem	 sie	 ihr	 Einkommen	 aus	 ihren
Minengeschäften	 ergänzen	 konnte,	 in	 ihr	 Dorf	 eingefallen.	 Die
Angreifer	 befahlen	 Boras	 Mann,	 alles,	 was	 ihnen	 gefiel,
herbeizuschleppen.	 »Sie	 zwangen	 ihn,	 die	 Sachen	 in	 den	 Wald	 zu
tragen«,	berichtete	mir	Bora.	»Dann	haben	sie	ihn	getötet.«

Bora	 floh	 und	 hatte	 das	 Glück,	 von	 einem	 Fremden	 in	 einem
anderen	Dorf	 aufgenommen	 zu	werden,	 der	 ihr	 und	 ihren	 Kindern
erlaubte,	 in	 einem	 Nebengebäude	 zu	 wohnen.	 Sie	 war	 inzwischen
zwanzig	Jahre	alt	und	verdiente	etwa	einen	Dollar	am	Tag,	indem	sie
beim	 Anbau	 von	 Maniok	 half,	 einer	 Wurzelpflanze,	 die	 zwar	 den
Magen	füllt,	aber	wenig	Nährwert	hat.	Fünf	Tage	vor	meiner	Ankunft
hatte	 sie	 ihren	 Sohn,	 Chance,	 hier	 ins	 Krankenhaus	 gebracht.	 »Er
wollte	nicht	wachsen«,	sagte	Bora.	»Ich	hatte	nicht	genug	Milch.«	Wie
bei	 vielen	 unterernährten	 Kindern	 waren	 Chances	 Gesichtszüge
frühzeitig	 gealtert.	 Seine	 Augen	 waren	 eingesunken,	 ein	 Großteil
seines	Haars	ausgefallen.

Seit	 Beginn	 des	 großen	 Krieges	 im	 Kongo	 waren	 zu	 jeder	 Zeit
zwischen	einer	Million	und	3,5	Millionen	Kongolesen	in	einem	ebenso
entwurzelten	Zustand	wie	Bora.	Die	 große	Mehrheit	davon	befindet
sich	 im	 Osten	 und	 wurde	 aus	 Bergbaugebieten	 vertrieben	 oder
musste	 vor	 den	 ständig	 wechselnden	 Konflikten	 bewaffneter
Gruppen	fliehen.	2013	waren	2,6	Millionen	der	66	Millionen	Bewohner
des	 Kongo	 »Binnenvertriebene«,	 der	 Name,	 unter	 dem	 innerhalb
eines	 Landes	 verbliebene	 Flüchtlinge	 im	 Jargon	 der	 menschlichen
Katastrophe	 bekannt	 sind	 –	 sie	 bildeten	 damit	 zehn	 Prozent	 aller

Menschen	dieser	Kategorie.45	Viele	landen	schließlich	in	notdürftigen
Camps,	 die	 mit	 Hilfe	 von	 Planen	 zusammengezimmert	 sind,	 auf
denen	Logos	diverser	Hilfsorganisationen	prangen.	Andere	wiederum
appellieren	an	die	Solidarität	 ihrer	kongolesischen	Mitbürger,	die	es
trotz	 der	 vielfältigen	 Spaltlinien,	 die	 Krieg,	 Verzweiflung	 und
ethnische	 Konflikte	 zwischen	 ihnen	 aufgerissen	 haben,	 auch



weiterhin	gibt.	 In	einem	Land,	 in	dem	zwei	Drittel	der	Bevölkerung
nicht	 genug	 zu	 essen	 haben,	 kann	 diese	 Solidarität	 jedoch	 nur	 eine
begrenzte	 Wirkung	 haben.	 Und	 so	 müssen	 die	 entwurzelten
Millionen,	die	im	Kongo	auf	der	Wanderschaft	sind,	Hunger	leiden.

Mit	 der	 Hilfe	 des	 unermüdlichen	 Krankenhausarztes	 und	 einer

französischen	Hilfsorganisation	kam	Chance	wieder	auf	die	Beine.46

Nur	wenige	andere	hatten	so	viel	Glück.	Einige	Meilen	weiter	entfernt
in	der	Stadt	Hombo	Sud	besuchte	ich	auf	der	Kuppe	eines	Hügels	eine
Klinik,	 die	 neben	 einer	 Schule	 lag.	 Dutzende	 von	 ausgezehrten
Kindern	wurden	nacheinander	an	eine	Balkenwaage	gehängt	und	auf
die	 beiden	 typischen	 Zeichen	 schwerer	 Unterernährung	 geprüft:
Ödeme	 (Wasseransammlungen	 in	 den	 Beinen)	 und	 ein	 Armumfang
von	weniger	als	10,5	Zentimeter.

Auch	 Anna	 Rebecca	 Susa,	 ein	 bis	 auf	 die	 Knochen	 abgemagertes
kleines	 Mädchen	 in	 einem	 pinkfarbenen	 Hemdchen,	 auf	 dem	 das
Wort	»Prinzessin«	aufgedruckt	war,	hatte	gefährliches	Untergewicht.
Als	ein	Sanitäter	das	geeichte	Bandmaß	straff	um	ihren	Arm	spannte,
war	 es	 im	 roten	 Bereich.	 Ihr	 Bauch	 war	 geschwollen,	 ihre	 Rippen
standen	 hervor,	 und	 von	 ihrem	 Haar	 war	 nur	 noch	 ein	 schwacher
Flaum	übrig.	Sie	war	erst	fünf	und	begriff	nicht,	was	mit	ihr	geschah,
aber	ihre	großen	Augen	waren	voller	Angst,	als	ob	sie	spürte,	dass	ihr
Körper	kurz	vor	dem	Zusammenbruch	stand.	Sie	konnte	nicht	einmal
die	 kleine	 Dosis	 Erdnusspaste	 bei	 sich	 behalten,	 die	 bei
unterernährten	Kindern	oft	Wunder	tut.	Man	gab	ihr	etwas	davon	mit
und	 schickte	 sie	 nach	Hause,	 in	 der	Hoffnung,	 dass	 ihr	Magen	 sich
beruhigen	würde.	Ihr	Vater,	Lavie,	lud	mich	in	das	Haus	der	Familie
ein,	 ein	 kleines	 Nebengebäude,	 das	 einem	 entfernten	 Verwandten
gehörte	 und	 in	 dem	 Lavie,	 seine	 Frau	 und	 ihre	 vier	 Kinder	 gelebt
hatten,	 seit	 sie	 zwei	 Jahre	 zuvor	 vor	 einem	 Rebellenangriff	 auf	 ihr
Heimatdorf	geflohen	waren.

Die	für	die	kongolesische	Musik	typische	Falsettgitarre	wehte	über



die	 schartigen	 Dächer	 der	 winzigen,	 über	 dem	 Hügel	 verstreuten
Metallhütten.	 Lavies	 Frau,	 deren	 Ehering	 er	 aus	 dem	 Hals	 einer
Plastikflasche	 gemacht	 hatte,	 war	 nicht	 da,	 da	 sie	 im	 Wald	 nach
essbaren	 Blättern	 suchte.	 Anna	 schlief	 auf	 dem	 einzigen	 Bett	 der
Hütte	ein.	Ihr	jüngerer	Bruder,	Espoir,	torkelte	durch	die	Hütte	und
nahm	keine	Notiz	von	den	Qualen	seiner	Schwester.

Einige	Wochen	später	fragte	ich	bei	den	Sanitätern	der	Klinik	nach
Anna.	Nachdem	sie	die	Erdnusspaste	immer	weiter	erbrochen	hatte,
hatte	 die	 französische	 Hilfsorganisation	 sie	 ins	 Krankenhaus	 in
Bunyakiri	 gebracht.	 Aber	 es	 konnte	 kaum	 noch	 etwas	 für	 sie	 getan
werden.	 Die	 Unterernährung	 hatte	 ihr	 Immunsystem	 zerstört,	 und
sie	starb	an	einer	Infektion.

An	 dem	 Tag,	 an	 dem	 Augustin	 Katumba	 Mwanke	 begraben	 wurde,
regnete	 es	 in	 Strömen.	 Das	 Establishment	 des	 Kongo,	 das	 sich	 in
Kinshasa	 vor	 dem	 unter	 einer	 riesigen	 Blumengirlande	 stehenden

Sarg	versammelt	hatte,	suchte	unter	Markisen	Schutz.47	Dann	traf,	in
schwarzem	 Anzug	 und	 schwarzem	 Hemd,	 auch	 Joseph	 Kabila	 ein,
inmitten	 einer	 Phalanx	 von	 Leibwächtern,	 die	 mühsam	 einen
Regenschirm	 über	 seinen	 Kopf	 hielten.	 Es	 war	 einer	 der	 seltenen
öffentlichen	Auftritte	des	 zurückgezogen	 lebenden	Präsidenten,	 von
dem	behauptet	wurde,	er	habe	seine	ersten	Amtsjahre	ausschließlich
in	 der	 Gesellschaft	 von	 Videospielen	 verbracht.	 Seine	 Mine	 war
ausdruckslos.	Es	war	erst	zwei	Monate	her,	dass	er	sich	durch	Betrug
den	Weg	zum	Sieg	bei	den	Präsidentschaftswahlen	gebahnt	und	sich
seine	 zweite	 fünfjährige	 Amtszeit	 gesichert	 hatte.	Mit	 Katumba	war
der	 führende	 Kopf	 hinter	 seiner	 Macht	 und	 seinem	 Reichtum
verschwunden.	 Am	 Tag	 zuvor,	 am	 12.	 Februar	 2012,	 hatte	 der
amerikanische	 Pilot	 des	 Jets,	 der	 eine	 Gruppe	 hoher	 Mitarbeiter
Kabilas	nach	Bukavu	am	Kivusee	bringen	sollte,	sich	bei	der	Landung
verkalkuliert.	Als	das	Flugzeug	von	der	Landebahn	abkam	und	in	eine
grasbewachsene	Böschung	krachte,	war	Katumas	 letzter	Augenblick



gekommen.	Er	war	achtundvierzig	Jahre	alt.

Ein	weiterer	Gast	des	Begräbnisses	stach	aus	der	Menge	heraus.	In
der	 vordersten	 Reihe	 war	 ein	 einsamer	 Weißer	 zu	 sehen.	 Kabila
drückte	 ihm	 die	Hand.	 Bei	 dem	 vierschrötigen,	 bärtigen	Mann,	 der
eine	 Jarmulke	–	die	 jüdische	Kippa	–	 trug,	handelte	es	sich	um	Dan
Gertler.	 Er	 war	 die	 äußerst	 wichtige	 Schnittstelle	 zwischen	 dem
Schattenstaat,	 der	 den	 Zugang	 zu	 den	 Rohstoffen	 des	 Kongo
kontrollierte,	und	den	multinationalen	Bergbaugesellschaften,	die	um
sie	konkurrierten.

Als	 Enkel	 eines	 Mitgründers	 der	 israelischen	 Diamantenbörse
machte	 sich	 Gertler	 mit	 Anfang	 zwanzig	 an	 den	 Aufbau	 seines
eigenen	 Vermögens.	 Er	 ging	 nach	 Angola,	 das	 sich	 damals	 noch
mitten	im	Bürgerkrieg	befand,	aber	auch	eine	reichhaltige	Quelle	an
Diamanten	war.	Dort	hatte	allerdings	bereits	ein	weiterer	Israeli,	Lev
Leviev,	seine	Eisen	im	Feuer.	So	begab	sich	Gertler	1997	in	den	Kongo,
nur	wenige	Tage	nachdem	Laurent	Kabila	Mobutu	gestürzt	hatte.	Da
er	 ultraorthodoxer	 Jude	war,	 war	 es	 ein	 Rabbi,	 der	 ihn	 dem	 neuen

Kommandeur	der	kongolesischen	Armee,	 Joseph	Kabila,	vorstellte.48

Der	 jüngere	 der	 beiden	Kabilas	 und	Gertler	 hatten	 viel	 gemeinsam.
Beide	 standen	 im	 Schatten	 ihrer	 älteren	 Familienmitglieder;	 ihre
jungen	 Schultern	 trugen	 eine	 schwere	 Last,	 als	 sie	 sich	 in	 den
Hexenkessel	 von	 Krieg	 und	 Politik	 im	 Kongo	 begaben.	 Sie	 wurden
enge	Freunde.

Gertler	 entdeckte	 bald,	 wie	 wichtig	 seine	 Freundschaft	 mit	 dem
Sohn	des	Präsidenten	war.	Kabila	senior	brauchte	dringend	Geld,	um
seine	Truppen	gegen	Angreifer	aus	Ruanda	und	Uganda	aufzurüsten

und	um	seine	Verbündeten	bei	Laune	zu	halten.49	Als	 Joseph	seinen
neuen	 Freund	 zu	 einem	 Treffen	 mit	 seinem	 Vater	 mitbrachte,
erklärte	 der	 Präsident	 dem	 jungen	 Israeli,	 sofern	 er	 sofort
20	 Millionen	 Dollar	 beischaffen	 könne,	 würde	 er	 ein	 Monopol	 auf
jeden	im	Kongo	geschürften	Diamanten	erhalten.	Gertler	kratzte	das



Geld	irgendwie	zusammen	und	bekam	das	Monopol.

Es	 war	 nicht	 das	 letzte	 Mal,	 dass	 ein	 Arrangement,	 das	 gut	 für
Gertler	und	den	Kabila-Klan	war,	den	Interessen	der	Bevölkerung	des
Kongo	weit	weniger	 diente.	 »Das	war	 kein	 gutes	Geschäft	 für	 uns«,
sagte	 mir	 Mawampanga	 Mwana	 Nanga,	 der	 damals	 Finanzminister

war.	»Wir	hätten	den	Markt	für	den	höchsten	Bieter	öffnen	sollen.«50

UN-Ermittler	 erklärten,	 Gertlers	 Diamantenmonopol	 sei	 für	 die
Regierung	 des	 Kongo	 ein	 »Albtraum«	 und	 für	 den	 lokalen
Diamantenhandel	 eine	 »Katastrophe«	 gewesen.	 Es	 habe	 den

Schmuggel	 ermutigt	und	den	Staat	 Steuern	gekostet.51	 So	 konnte	 es
nicht	 von	 Dauer	 sein.	 Nachdem	 Joseph	 Kabila	 2001	 seinem
ermordeten	Vater	auf	dem	Posten	nachfolgte,	wurde	das	Monopol	auf

den	Druck	ausländischer	Geldgeber	hin	aufgehoben.52

Gertler	 ließ	 sich	 davon	 nicht	 beirren.	 Er	 schuf	 sich	 erneut	 eine
dominierende	Position	im	kongolesischen	Diamantengeschäft,	indem
er	 die	 Steine	 nunmehr	 dem	 staatseigenen	 Diamantenunternehmen
abkaufte.	 Außerdem	 begann	 er,	 seine	 Aufmerksamkeit	 einem	 noch
viel	 lukrativeren	 Bereich	 zuzuwenden:	 dem	 Kupfer	 und	 Kobalt	 in
Katanga,	 wo	 Produktion	 und	 Preise	 gerade	 dramatisch	 in	 die	 Höhe
gingen,	da	es	 in	Asien	einen	 sprunghaften	Anstieg	 in	der	Nachfrage
nach	metallischen	Rohstoffen	gab.	Sein	wichtigstes	Guthaben	–	seine
Beziehungen	 zu	 dem	neuen	Präsidenten	–	war	nach	wie	 vor	 intakt.
»Gertler	hatte	demonstriert,	dass	er	der	Familie	helfen	konnte,	und
im	 Gegenzug	 sagten	 sie	 ihm:	 ›Wir	 können	 Geschäfte	 mit	 dir
machen‹«,	so	ein	Diplomat,	der	die	Umtriebe	Gertlers	im	Kongo	viele
Jahre	 lang	 beobachtet	 hatte.	 »Kabila	 kann	 sich	 nur	 mit	 Hilfe	 von
Leuten	 wie	 Gertler	 an	 der	 Macht	 halten:	 Es	 ist	 wie	 eine
Versicherung	 –	 da	 ist	 jemand,	 der	 dir	 Mittel	 und	 Geld	 verschaffen
kann,	wenn	du	sie	brauchst.«

In	den	folgenden	Jahren	pflegte	Gertler	auch	seine	Beziehungen	zu



Katumba	und	 lud	 ihn	 sogar	 zu	 einer	 Jachtparty	 im	Roten	Meer	 ein,
auf	 der	 es	 auch	 eine	 Vorstellung	 des	 israelischen	 Illusionskünstlers

und	selbsternannten	Hellsehers	Uri	Geller	gab.53	In	schwärmerischer
Dankbarkeit	 gegenüber	 Gertler	 schrieb	 Katumba	 auf	 den	 letzten
Seiten	 seiner	 posthum	 publizierten	 Memoiren,	 er	 sei	 »trotz	 all
unserer	scheinbaren	Unterschiede	[…]	stolz,	der	Bruder	zu	sein,	den

du	nie	hattest«.54

Das	Trio	Kabila,	Katumba	und	Gertler	war	unantastbar.	»Es	ist	wie
bei	 einem	 exklusiven	 Golfclub«,	 erklärte	 mir	 einer	 von	 Kabilas
ehemaligen	Ministern.	»Wenn	man	protestiert	und	sagt,	›Die	Gründer
betrügen	 ja‹,	 sagen	 sie	 einfach,	 ›Und	 wer	 zum	 Teufel	 bist	 du	 denn

überhaupt?‹«55	 Gertlers	 Rolle	 in	 diesem	 exklusiven	 Club	 war
vielgestaltig.	 »Es	 ist	 ein	 Amalgam	 –	 Geschäft,	 politische	 Hilfe,
Finanzen«,	 sagte	 Olivier	 Kamitatu,	 der	 nach	 seiner	 fünfjährigen
Amtszeit	 als	 Kabilas	 Planungsminister	 Oppositionsabgeordneter

wurde.56	 Gertlers	 spezieller	 Beitrag	 bestand	 im	 Aufbau	 eines
verschlungenen	Netzes	von	Unternehmen,	mittels	dessen	mit	ihm	in
Beziehung	 stehende	 Gesellschaften	 über	 den	 Verkauf	 einiger	 der
wertvollsten	Minenbestände	des	Kongo	sensationelle	Profite	gemacht
haben.	»Die	Trennlinie	zwischen	den	Interessen	des	Staates	und	den
persönlichen	 Interessen	 des	 Präsidenten	 ist	 nicht	 klar«,	 sagte
Kamitatu	mir.	»Das	liegt	nicht	zuletzt	an	der	Präsenz	Gertlers.«

Seit	 er	 Laurent	 Kabila	 das	 erste	Mal	mit	 20	Millionen	 Dollar	 zur
Finanzierung	 seiner	 Kriegsanstrengungen	 zu	 Hilfe	 kam,	 hat	 sich
Gertler	 für	 die	 Herrscher	 des	 Kongo	 als	 Mann	 von	 unschätzbarem
Wert	 erwiesen.	 Katumba	 schrieb	 in	 seinen	 Memoiren,	 Gertlers
»unerschöpfliche	 Großmut	 und	 die	 extreme	 Effizienz	 seiner	 Hilfe«
seien	 »für	 uns	 in	 den	 entscheidenden	 Momenten	 von	 großer

Bedeutung	 gewesen«.57	 Berichten	 zufolge	 haben	 Geschäfte	 unter
Beteiligung	Gertlers	zur	Finanzierung	von	Joseph	Kabilas	Wahlkampf



im	 Jahr	2006	beigetragen.58	Kamitatu	 sagte	mir,	Gertler	habe	Kabila
geholfen,	die	Wahl	zu	gewinnen,	und	meinte,	er	habe	außerdem	auch
das	Geld	 für	 die	Militärkampagne	 gegen	 Laurent	Nkundas	 Rebellen
im	Osten	des	Landes	aufgetrieben.	 Ich	 fragte	die	Vertreter	Gertlers,
ob	 er	 Kabila	 damals	 und	 bei	 den	 Wahlen	 von	 2011	 geholfen	 habe,
erhielt	aber	keine	Antwort.	Gertler	hat	jedoch	bestritten,	zu	wenig	für
Schürfrechte	 im	 kongolesischen	 Bergbau	 bezahlt	 zu	 haben.	 »Diese
Lügen	 schreien	 zum	 Himmel«,	 erklärte	 er	 einem	 Reporter	 von

Bloomberg	2012.59

Kamitatu	 ist	 Sohn	 eines	 führenden	 kongolesischen
Unabhängigkeitskämpfers	und	hat	vor	seiner	politischen	Karriere,	die
als	hoher	Führer	einer	Rebellengruppe	während	des	Krieges	begann,
Wirtschaft	 studiert.	 Er	 sieht	 den	 Schattenstaat	 als	 die	 Wurzel	 des
Scheiterns	seiner	Nation	im	Kampf	gegen	die	Armut.	»Man	kann	das
Land	 nicht	 durch	 Parallelinstitutionen	 entwickeln.	 All	 unsere
infrastrukturellen	 Projekte	 werden	 nicht	 aufgrund	 einer
strategischen	 Vision,	 sondern	 nur	 mit	 Blick	 auf	 den	 persönlichen
finanziellen	 Gewinn	 unternommen«,	 sagte	 er	 mir,	 als	 wir	 2013	 in
seinem	 Haus	 zusammensaßen.	 Kamitatus	 Meinung	 nach	 waren
Politik	und	Privatgeschäft	im	Kongo	ein	und	dasselbe	geworden.	Eine
Präsidentschaftswahl	 zu	 gewinnen	 kostet	 Dutzende	 von	 Millionen
Dollars,	 und	 die	 einzigen	 Leute,	 die	 so	 viel	 Geld	 haben,	 sind	 die
ausländischen	 Minenunternehmen.	 »Ich	 bin	 sehr	 besorgt	 über	 ein
politisches	 System,	 in	 dem	 die	 Wähler	 Hunger	 leiden	 und	 die
Politiker	 sich	 mit	 dem	 Geld	 der	 Rohstoffgesellschaften	 Stimmen
kaufen«,	sagte	Kamitatu.	»Soll	das	etwa	Demokratie	sein?«

Dan	Gertlers	Minengeschäfte	 im	Kongo	haben	 ihn	 zum	Milliardär
gemacht.	 Viele	 der	 Transaktionen,	 an	 denen	 er	 beteiligt	 war,	 sind
teuflisch	 kompliziert	 und	 basieren	 auf	 vielfachen	 ineinander
verflochtenen	 Käufen	 und	 Verkäufen,	 die	 durch	 Offshore-
Gesellschaften	getätigt	werden.	Diese	sind	in	Steueroasen	registriert,



in	 denen	 alles	 außer	 den	 grundlegendsten	 Unternehmensdaten
geheim	 bleibt.	 Trotzdem	 ist	 ein	 klares	 Muster	 erkennbar.	 Eine
Kupfer-	oder	Kobaltmine,	die	dem	kongolesischen	Staat	gehört,	oder
ein	 neu	 aufgefundener	 Rohstoffvorrat	 werden,	 manchmal	 unter
komplettem	 Ausschluss	 der	 Öffentlichkeit,	 weit	 unter	 ihrem
tatsächlichen	Wert	 an	 ein	 Unternehmen	 verkauft,	 das	 von	 Gertlers
Offshore-Netz	 kontrolliert	 wird	 oder	mit	 ihm	 in	 Verbindung	 steht.
Dann	wird	 dieser	 Aktivposten	 ganz	 oder	 zum	Teil,	 aber	 immer	mit
Gewinn	 an	 große	 ausländische	 Bergbaugesellschaften	 –	 darunter
einige	 der	 größten	 Gruppen	 an	 der	 Londoner	 Aktienbörse	 –
weiterverkauft.

Dabei	 ist	 die	 Komplexität	 der	 Geschäfte	 im	 Minensektor	 keine
Erfindung	 Gertlers.	 Komplizierte	 Netze	 von	 Tochterunternehmen
und	 Offshore-Holdinggesellschaften	 sind	 in	 der	 Rohstoffindustrie
gang	 und	 gäbe,	 entweder	 um	 der	 Steuer	 zu	 entgehen	 oder	 um	 die
Profiteure	vor	gar	zu	viel	Kontrolle	abzuschirmen.	Aber	selbst	an	den
dubiosen	Normen	des	Geschäftszweigs	gemessen	sind	die	Strukturen
der	Geschäfte	Gertlers	 im	Kongo	ein	wahrhaftes	Labyrinth.	Typisch

hierfür	war	der	Verkauf	von	SMKK.60

SMKK	 wurde	 1999	 als	 Joint	 Venture	 der	 staatseigenen
kongolesischen	 Bergbaufirma	 Gécamines	 und	 einer	 kleinen

kanadischen	Minengesellschaft	gegründet.61	SMKK	hielt	die	Rechte	an
einem	 Stück	 Land	 im	Herzen	 des	 kongolesischen	 Kupfergürtels.	 Es
liegt	 zwischen	 einigen	 der	 gewaltigsten	 Kupferminen	 der	 Welt,
woraus	sich	bereits	schließen	lässt,	dass	das	von	der	Schürflizenz	der
Firma	 abgedeckte	 Gebiet	 ein	 beträchtliches	 Maß	 an	 Kupfererz
enthält.	 Tatsächlich	 hatte	 Gécamines	 dort	 schon	 in	 den	 achtziger
Jahren,	 bevor	 die	 Plünderungsexzesse	 Mobutus	 die	 Gesellschaft	 in

den	Ruin	trieben,	Kupfer	abgebaut.62	Nach	einer	Serie	komplizierter
Transaktionen,	 die	 im	 November	 2007	 begann	 und	 in	 die	 ein
ehemaliger	 englischer	 Kricketspieler,	 ein	 weißer	 Kumpan	 Robert



Mugabes	 und	 eine	 Reihe	 von	 Offshore-Firmen	 involviert	 waren,
befanden	 sich	 schließlich	 50	 Prozent	 von	 SMKK	 in	 der	 Hand	 der
Eurasian	Natural	Resources	Corporation	(ENRC),	deren	oli garchische
Eigentümer	 2007	 in	 der	 Londoner	City	 für	 einige	negative	 Publicity
gesorgt	 hatten,	 als	 sie	 mit	 einem	 Unternehmen,	 das	 sie	 aus
privatisierten	Minen	in	Kasachstan	gebildet	hatten,	an	der	Londoner

Aktienbörse	 zugelassen	 wurden.63	 Über	 Gécamines	 hielt	 der
kongolesische	Staat	immer	noch	die	restlichen	50	Prozent	von	SMKK.

Ende	 2009	 kaufte	 ENRC	 in	 einem	 erst	 Monate	 später	 publik
gemachten	 Geschäft	 eine	 Option	 auf	 den	 Kauf	 der	 50	 Prozent	 von
SMKK,	die	die	Gesellschaft	noch	nicht	besaß.	Das	Merkwürdige	daran
war,	 dass	 ENRC	 diese	 Option	 nicht	 vom	 Besitzer	 des	 Anteils,	 der
staatseigenen	 Gécamines,	 erwarb,	 sondern	 von	 einem	 bis	 dahin
unbekannten	 Unternehmen	 namens	 Emerald	 Star	 Enterprises

Limited.64	 Emerald	Star	wurde	kurz	 vor	diesem	Geschäft	mit	ENRC
auf	den	Britischen	Jungferninseln	registriert,	einem	der	beliebtesten
Zufluchtshäfen	 für	Firmen,	die	etwas	zu	verbergen	haben.	Das	 lässt
vermuten,	dass	Emerald	nur	wegen	dieses	Optionsvertrags	gegründet

worden	war.65	Nichts	an	den	Registrierungsdokumenten	von	Emerald
Stars	 weist	 irgendeinen	 Eigentümer	 aus.	 Doch	 andere,	 mit	 dem
Geschäft	 in	Beziehung	stehende	Dokumente	zeigten	später,	wer	der

Haupteigentümer	war,	nämlich	Gertlers	Familienstiftung.66

In	diesem	Stadium	hatte	Gertler	noch	nichts	weiter	in	der	Hand	als
einen	Vertrag,	 nach	dem	er	ENRC	 einen	Anteil	 an	 SMKK	 verkaufen
würde	 –	 einen	Anteil,	 der	 ihm	noch	 gar	 nicht	 gehörte.	Doch	dieser
missliche	 Umstand	 wurde	 bald	 bereinigt.	 Am	 1.	 Februar	 2010
unterzeichnete	Emerald	Star	einen	Vertrag	mit	Gécamines,	mit	dem
Emerald	 dem	 kongolesischen	 Staatsunternehmen	 seinen	 50-

prozentigen	Anteil	an	SMKK	für	15	Millionen	Dollar	abkaufte.67	ENRC
nahm	 dann	 seine	 Option	 auf	 Kauf	 dieses	 Anteils	 wahr,	 indem	 es



Emerald	Star	für	weitere	50	Millionen	Dollar	aufkaufte,	die	somit	zu
den	 25	 Millionen	 Dollar	 hinzukamen,	 die	 es	 bereits	 für	 die	 Option
bezahlt	 hatte.	 Diese	 bizarr	 verflochtenen	 Geschäfte	 waren	 dann	 im

Juni	 2010	 fertig	 abgewickelt.68	 All	 die	 Manöver	 dienten	 jedoch	 nur
dazu,	eine	simple	Tatsache	zu	verschleiern:	Der	kongolesische	Staat
hatte	 seine	 Rechte	 an	 einem	 ertragreichen	 Kupfervorrat	 für	 nur
15	 Millionen	 Dollar	 an	 ein	 Privatunternehmen	 verkauft,	 das	 genau
dieselben	Rechte	sofort	für	75	Millionen	Dollar	weiterverkaufte	–	ein
Verlust	 von	 60	Millionen	 Dollar	 für	 den	 Staat	 und	 ein	 Gewinn	 von
60	Millionen	Dollar	für	Gertler.

Die	kongolesische	Bevölkerung	war	bei	dem	SMKK-Geschäft	nicht
der	 einzige	 Verlierer.	 Auch	 ENRC	 wurde	 dabei	 offensichtlich
benachteiligt.	 Als	 ENRC	 die	 ersten	 50	 Prozent	 von	 SMKK	 kaufte,
erwarb	das	Unternehmen	 auch	 ein	Recht	 auf	 erste	Ablehnung,	 falls

Gécamines	beschließen	sollte,	auch	die	andere	Hälfte	zu	verkaufen.69

Das	 bedeutete	 jedoch,	 dass	 ENRC	 diesen	 Anteil	 schon	 hätte	 kaufen
können,	als	er	Dan	Gertlers	Gesellschaft	Emerald	Star	für	15	Millionen
Dollar	 angeboten	 wurde.	 Stattdessen	 bezahlte	 ENRC	 einige	Monate
später	 75	Millionen	Dollar,	nachdem	der	Anteil	 erst	durch	die	Hand
von	 Gertlers	 Offshore-Unternehmen	 gegangen	 war.	 ENRC	 hat	 die
genauen	 Bedingungen	 seines	 Rechts	 auf	 erste	 Ablehnung	 nicht
veröffentlicht	 und	 auf	 meine	 Fragen	 zu	 diesem	 Thema	 nicht
geantwortet.	Vielleicht	gab	es	darin	ja	eine	Klausel,	die	festlegte,	ein
direkter	Kauf	des	Gécamines-Anteils	an	SMKK	würde	ENRC	teurer	zu
stehen	kommen	als	ein	Kauf	auf	dem	Weg	über	Gertler.	Aber	auf	der
Basis	 der	 bisher	 bekannten	 Details	 ist	 schwer	 zu	 sehen,	 wie	 die
oligarchischen	 Gründer	 von	 ENRC	 zu	 der	 Meinung	 gelangten,	 das
SMKK-Manöver	sei	 im	besten	 Interesse	der	anderen	 Investoren,	die
ENRC-Anteile	gekauft	hatten,	nachdem	diese	an	der	Londoner	Börse
verfügbar	geworden	waren.

ENRC	war	Mitglied	der	FTSE	100,	der	prestigeträchtigen	Liste	der



größten	 an	 der	 Börse	 geführten	 Gesellschaften	 Großbritanniens	 –
Unternehmen,	 in	 die	 Rentenversicherungen	 die	 Ersparnisse	 ihrer
Klienten	 stecken.	 Die	 Investoren,	 die	 Anteile	 kauften,	 als	 ENRC	 im
Dezember	 2007	 einen	 Teil	 seiner	 Aktien	 an	 die	 Börse	 brachte,
bezahlten	 pro	 Anteil	 5,40	 Pfund	 und	 brachten	 dem	 Unternehmen
damit	1,4	Milliarden	Pfund	ein.	Im	Lauf	der	folgenden	sechs	Jahre	war
die	 Vorstandsetage	 von	 ENRC	 Schauplatz	 unaufhörlicher
Turbulenzen,	 da	 die	 oligarchischen	 Gründer	 auch	 weiterhin	 ihren
Einfluss	in	einem	Unternehmen	geltend	machten,	das	eigentlich	den
britischen	 Regeln	 für	 an	 der	 Börse	 geführte	 Konzerne	 unterworfen

sein	sollte.70	ENRC	kaufte	Vermögen	in	Afrika,	darunter	auch	SMKK,
und	SMKK	war	nicht	das	einzige	Geschäft	mit	Gertler	im	Kongo.	2015
befand	 sich	 das	 britische	 Dezernat	 für	Wirtschaftsbetrug	mitten	 in
einer	Untersuchung	der	ENRC-Aktivitäten	in	Afrika	und	Kasachstan,
und	 die	 Aktienpreise	 des	 Unternehmens	 gingen	 auf	 eine	 steile
Talfahrt,	 als	 die	 Oligarchen	 verkündeten,	 sie	 wollten	 nunmehr	 mit
Hilfe	 der	 kasachischen	 Regierung	 die	 in	 London	 an	 die	 Börse
gebrachten	Aktien	wieder	 zurückkaufen	 und	 die	Gesellschaft	 in	 ein

Privatunternehmen	 zurückverwandeln.71	 Eine	 Aktie	 wurde	 nun	 für
2,28	 Pfund	 gehandelt	 –	 weniger	 als	 der	 Hälfte	 dessen,	 was	 die

Investoren	zu	Beginn	dafür	bezahlt	hatten.72

Während	einige	britische	Amateurspekulanten	an	der	Renten-	und
Aktienbörse	 sicher	 das	 Gefühl	 hatten,	 sich	 mit	 ihren	 ENRC-
Investitionen	die	Finger	verbrannt	zu	haben,	waren	ihre	Verluste	im
Vergleich	 zu	 denen,	 die	 Gertlers	 geheime	 Kungeleien	 dem	 Kongo
zugefügt	haben,	doch	recht	leicht	zu	verschmerzen.	Laut	der	besten,
von	Kofi	Annans	Africa	Progress	Panel	erstellten	Schätzung	lagen	die
Verluste,	die	der	kongolesische	Staat	zwischen	2010	und	2012	durch
SMKK	 und	 vier	 ganz	 ähnliche	 Geschäfte	 erlitt,	 bei	 1,36	 Milliarden

Dollar.73	 Dieser	 Schätzung	 zufolge	 verlor	 der	 kongolesische	 Staat
allein	 durch	 diese	 fünf	 Geschäfte	 mehr	 Geld,	 als	 ihm	 in	 dieser



Zeitspanne	 an	 humanitärer	 Hilfe	 zufloss.74	 Die	 Schatzkammer	 des
kongolesischen	 Staates	 ist	 zwar	 derart	 porös,	 dass	 es	 keineswegs
feststeht,	 dass	 diese	 Einkünfte,	 wenn	 sie	 dort	 gelandet	 wären,	 für
Schulen,	 Krankenhäuser	 und	 andere	 sinnvolle	 Projekte	 verwendet
worden	 wären.	 Tatsächlich	 stimuliert	 ein	 vorwiegend	 auf
Rohstoffrenten	 beruhendes	 Staatseinkommen	 fast	 immer	 die
Tendenz	 zur	 Misswirtschaft,	 weil	 es	 die	 Herrscher	 von	 der
Notwendigkeit	 befreit,	 ihre	 Wähler	 davon	 zu	 überzeugen,	 dass	 sie
Steuern	 zahlen	 sollten.	 Dennoch	 kann	 kein	 Staat,	 der	 bankrott	 ist,
seine	 Pflichten	 erfüllen.	 Zwischen	 2007	 und	 2012	 flossen	 nur
2,5	 Prozent	 der	 41	 Milliarden	 Dollar,	 die	 die	 Bergbauindustrie	 im
Kongo	an	Einkünften	generierte,	 in	den	mageren	Staatshaushalt	des

Landes.75	Unterdessen	floriert	der	Schattenstaat.

Spätestens	 seit	 1885,	 als	 der	 Kongo	 zum	 persönlichen	 Besitz	 des
belgischen	Königs	Leopold	II.	wurde,	haben	sich	äußere	Kräfte	an	der
Plünderung	der	natürlichen	Reichtümer	des	 Landes	 beteiligt.	 König
Leopold	verwandelte	das	Land	in	ein	Geschäftsunternehmen,	das	auf
den	Knochen	von	Millionen	toter	Kongolesen	erst	Elfenbein	und	dann
Gummi	 produzierte.	 1908	 trat	 Leopold	 sein	 persönliches	 Eigentum
am	Kongo	an	den	belgischen	Staat	ab.	Nach	der	Unabhängigkeit	des
Landes	 1960	 war	 dieser	 erpicht	 darauf,	 seinen	 Einfluss	 über	 die
Mineralflöze	Katangas	zu	behalten,	weshalb	er	die	Sezessionisten	der
Region	ermutigte	und	bei	dem	von	der	CIA	organisierten	Putsch	half,
mit	dem	der	Führer	der	Befreiung,	Patrice	Lumumba,	gestürzt	wurde
und	 der	 Mobutu,	 einen	 der	 räuberischsten	 Kleptokraten	 des

Jahrhunderts,	an	die	Macht	brachte.76	Er	wurde	von	US-Präsidenten
wie	Richard	Nixon,	Ronald	Reagan	und	George	H.	W.	Bush	wärmstens
in	Washington	willkommen	geheißen.	Erst	als	er	nach	dem	Ende	des
Kalten	 Krieges	 nicht	 mehr	 nützlich	 war,	 ließen	 die	 Vereinigten
Staaten	 Mobutu	 fallen,	 der	 nun	 schutzlos	 vor	 den	 vorrückenden
Rebellen	fliehen	musste.



In	der	Ära	der	Globalisierung	sind	die	ausländischen	Protagonisten
der	 im	 Kongo	 wütenden	 Plünderungsmaschine	 keine	 Monarchen
oder	 imperialen	 Staaten	 mehr,	 sondern	 Wirtschaftsmagnaten	 und
Multinationale.	 Zu	 ihnen	 zählen	 nicht	 nur	 Leute	 wie	 Dan	 Gertler,
sondern	auch	die	Unternehmen,	die	mit	 ihm	Geschäfte	machen	und
von	denen	ENRC	nur	eines	ist.	Ein	weiteres	ist	Glencore,	das	riesige,
geheimnisumwitterte	 Rohstoffhandelshaus	 in	 der	 Schweizer	 Stadt
Zug.	 Als	 es	 2013	 seine	 Anteile	 an	 der	 Londoner	 Aktienbörse	 listete,
wurde	es	auf	einen	Schlag	zu	einem	der	größten	in	Großbritannien	an
der	 Börse	 geführten	 Unternehmen.	 2010	 und	 2011	 war	 Glencore	 an
Transaktionen	 beteiligt,	 bei	 denen	 der	 kongolesische	 Staat
Berechnungen	 des	 Africa	 Progress	 Panels	 zufolge	 Bestände	 im
Minensektor	 zu	 einem	 Preis	 an	 mit	 Gertler	 verflochtene
Unternehmen	 verkaufte,	 der	 Hunderte	 von	 Millionen	 Dollar	 unter

ihrem	 tatsächlichen	 Wert	 lag.77	 Sowohl	 ENRC	 als	 auch	 Glencore
insistieren	darauf,	an	ihren	Geschäften	im	Kongo	sei	nie	irgendetwas

Unrechtes	gewesen.78

Von	den	Multimilliardengeschäften	mit	dem	Kupfer	in	Katanga	bis
zu	 den	 Schmugglernetzen,	 die	 Coltan	 aus	 dem	 Osten	 des	 Landes
schaffen,	 erstreckt	 sich	 die	Maschinerie,	 die	 den	 Kongo	 plündert	 –
von	 den	 Kräften	 vor	 Ort,	 die	 den	 Zugang	 zu	 den	 Bergbaugebieten
kontrollieren,	über	die	Mittelsmänner	bis	zu	den	Händlern,	globalen
Märkten	und	Konsumenten.	Während	des	Krieges	bezeichneten	UN-
Ermittler	 die	 Unternehmen,	 die	 mit	 Mineralien	 handelten,	 als	 »die

treibende	 Kraft	 des	 Konflikts«.79	 Ein	 hoher	 kongolesischer
Armeeoffizier	erinnerte	sich,	wie	Victor	Bout,	ein	berüchtigter	KGB-
Agent,	 der	 zum	 Waffenhändler	 wurde	 und	 auch	 in	 den	 illegalen
Coltanhandel	verwickelt	war	–	und	dessen	Machenschaften	dem	Film
von	2005	Händler	des	Todes	zur	Vorlage	dienten	–	in	den	Kongo	kam,

um	Geschäfte	zu	machen.80	»Er	tat	hier	furchtbare	Dinge«,	sagte	mir

der	Offizier.81	 Der	 Handel	 mit	 den	 Mineralien	 des	 Kongo	 erstreckt



sich	über	die	ganze	Welt.	Offiziellen	Daten	zufolge	gingen	allein	die
deklarierten	Rohstoffexporte	der	Provinz	Nordkivu	2012	nach	Dubai,
China,	Hongkong,	Panama,	Singapur	und	in	die	Schweiz.

Als	der	Aktienmarkt	 an	der	Wall	 Street	 2008	beinahe	 implodierte
und	das	 finanzielle	Beben	weit	über	Manhattan	hinaus	spürbar	war,
wurde	die	Welt	daran	erinnert,	wie	viel	Schaden	ein	komplexes,	über
alle	 Grenzen	 hinweg	 gespanntes	 Netz,	 in	 dem	 finanzielle,
wirtschaftliche	 und	 politische	 Macht	 miteinander	 kombiniert	 sind,
anrichten	kann.	Die	Reformgesetzgebung	nach	der	Krise	beschäftigte
sich	größtenteils	mit	den	finanziellen	Schwindeleien,	die	 in	den	US-
Banken	zur	Norm	geworden	waren.	Aber	auf	den	hinteren	Seiten	des
848	 Seiten	 starken	 Dodd-Frank-Gesetzes	 von	 2010	 fand	 sich	 eine
Passage,	die	nichts	mit	Subprime-Hypotheken	oder	Liquiditätsraten
zu	tun	hatte.	»Der	Kongress	ist	zu	dem	Schluss	gekommen,	dass	die
Ausbeutung	 von	 und	 der	 Handel	 mit	 Rohstoffen,	 die	 aus
Konfliktregionen	 der	 Demokratischen	 Republik	 Kongo	 stammen,
dazu	 beitragen,	 einen	 Konflikt	 zu	 finanzieren,	 der	 durch	 extreme
Gewalt	 im	 Osten	 der	 Demokratischen	 Republik	 Kongo
gekennzeichnet	 ist«,	 heißt	 es	 in	 einer	 Klausel	 des	 Gesetzes,	 die	 in
Reaktion	auf	jahrelangen	Druck	von	Aktivisten	aufgenommen	worden
war.	 Ihr	 zufolge	 müssten	 Unternehmen,	 die	 in	 ihren	 Produkten
Coltan	 und	 andere	 Ressourcen	 aus	 dem	 Kongo	 verwenden,	 in
Zukunft	 den	 Behörden	 in	 den	 USA	 eigentlich	 einen	 von	 einem
unabhängigen	 Wirtschaftsprüfer	 unterzeichneten	 Bericht	 über	 ihre
Nachschubkette	vorlegen,	der	zeigt,	dass	mit	diesen	Produkten	keine
bewaffneten	 Gruppen	 finanziert	 werden.	 Davon	 wären	 an	 die
sechstausend	 Unternehmen	 betroffen,	 darunter	 Apple,	 Ford	 und

Boeing.82

Dagegen	 könnte	 wohl	 kaum	 jemand	 etwas	 einwenden.	 Aber	 das
Gesetz	wurde	 im	Kongress	ausgearbeitet,	nicht	 im	Kongo.	Es	erwies
sich	 als	 Fehlschlag.	 Zum	 einen	 ließ	 die	 Definition	 »bewaffnete



Gruppen«	die	kongolesische	Armee	aus,	die	oft	für	Plünderungen	und
willkürliche	Gewalt	 verantwortlich	 gewesen	 ist.	Dann	 gab	 es	 da	 die
praktische	 Schwierigkeit,	 in	 einer	 Kriegszone	 die	 Nachschubketten
zurückzuverfolgen.	Nach	Verabschiedung	 des	Dodd-Frank-Gesetzes
verlegten	 viele	 Käufer	 kongolesischer	 Rohstoffe	 ihre	 Geschäfte
einfach	woandershin.	Damit	unterstützten	sie	lediglich	ein	zeitweises
Verbot	des	Exports	von	Mineralien,	das	Joseph	Kabila	in	Reaktion	auf
den	 Druck,	 den	 Unruhen	 im	 Osten	 ein	 Ende	 zu	 bereiten,	 verhängt
hatte.

Es	 hat	 seitdem	 eine	 Reihe	 von	 Ideen	 für	 Zertifikate	 gegeben,	mit
denen	 Rohstoffen	 bescheinigt	 wird,	 »konfliktfrei«	 zu	 sein.	 Einige
davon	 gehen	 auf	 das	 Dodd-Frank-Gesetz	 selbst	 zurück,	 andere	 auf
Initiativen	aus	dem	Kongo	und	wieder	 andere	 auf	Bemühungen	der
Industrie,	 ihre	 Produkte	 von	 dem	 ihnen	 anhaftenden	 Stigma
reinzuwaschen.	 Im	 April	 kam	 ein	 unabhängiger	 deutscher
Buchprüfer,	 der	 fünf	 Tage	 in	 den	 Coltanminen	 Edouard
Mwangachuchus	verbracht	hatte,	zu	dem	Schluss,	»aufgrund	des	dort
präsentierten	Beweismaterials«	gebe	es	»keinen	Hinweis	darauf,	dass

bewaffnete	Gruppen	an	den	Bergbauaktivitäten	beteiligt	sind«.83	Die
größeren	Milizen	hatten	sich	aus	dem	Schürfgebiet	Mwangachuchus
in	 Nordkivu	 zurückgezogen,	 und	 M23,	 die	 zu	 diesem	 Zeitpunkt
bedrohlichste	 bewaffnete	 Gruppe,	 hatte	 ihr	 Lager	 ein	 Stück	 weit
entfernt	 von	 den	 wichtigsten	 Bergbauregionen	 in	 der	 Nähe	 der
ugandischen	Grenze	aufgeschlagen.

Ich	wollte	selbst	prüfen,	ob	sich	die	enge	Verbindung	zwischen	den
Rohstoffen	des	Ostkongo	und	dem	dortigen	Konflikt	nun	tatsächlich
lockerte.	Ich	bat	um	einen	Besuch	in	Mwangachuchus	Minen.	Er	war
zu	dem	Zeitpunkt	nicht	dort,	und	sein	Unternehmen	verweigerte	mir
den	 Zugang.	 Aber	 ich	 wusste,	 dass	 außer	 seiner	 Gesellschaft	 auch
noch	eine	Kooperative	»informeller«	Schürfer	in	diesem	Gebiet	tätig
war,	 was	 seit	 Jahren	 zu	 Streit	 mit	 Mwangachuchu	 Anlass	 gegeben



hatte.	Auf	der	dreistündigen	Fahrt	von	Goma	kamen	wir	an	einer	 in
der	 Biegung	 eines	 Tals	 gelegenen	 Siedlung	 vorbei,	 die	 früher	 den
CNDP-Rebellen	 Laurent	 Nkundas	 als	 Basis	 gedient	 hatte.	 Ein	 Stück
weiter	befand	sich	ein	Lager	für	Flüchtlinge,	die	vor	dem	Konflikt	mit
den	M23	geflohen	waren.	An	den	Metallbarrieren,	die	allenthalben	die
Einfahrten	zu	den	Dörfern	kennzeichnen,	hielten	uns	 junge	Männer
an	 und	 versuchten,	 Wegzoll	 von	 uns	 zu	 erheben.	 Kinder,	 die	 nicht
älter	 als	 fünf	 waren,	 hatten	 ihre	 älteren	 Vorbilder	 imitiert	 und	 aus
Steinen	 und	 der	 Hälfte	 eines	 gelben	 Wasserkanisters	 eine
improvisierte	 Barrikade	 errichtet.	 Sie	 sprangen	 schnell	 von	 der
Straße	 weg,	 da	 die	 näherkommenden	 Autos	 ihr	 Tempo	 nicht
verlangsamten.

Ein	weiteres	Flüchtlingslager	signalisierte,	dass	wir	nun	in	Rubaya
waren	–	der	Minenstadt	am	Fuß	der	Berge,	in	denen	Mwangachuchu
und	die	»informellen«	Minenarbeiter	schürfen.	Am	Rand	der	Straße
stolperten	 kleine	 Kinder	 mit	 aufgeblähten	 Bäuchen	 herum,	 dem
Zeichen	der	Unterernährung.	Die	Gebäude	in	der	Stadt	selbst	waren
robuster	 als	 die	 zusammengestoppelten	 Zelte	 der	 Flüchtlinge.	 Das
Geld	 aus	 dem	 Bergbau	 hatte	 sogar	 den	 Bau	 einiger	 stabiler
Holzhäuser	 ermöglicht.	 In	 der	 Sonne	 bleichten	 Reihen	 von
Maniokknollen.	 Die	 Säuglinge	 überall	 waren	 so	 zahlreich,	 dass	 die
ganze	Stadt	von	ihrem	Geschrei	erfüllt	zu	sein	schien	–	ein	Chor,	der
nur	 von	 dem	 gelegentlichen	 Schrei	 eines	 Kuckucks	 unterbrochen
wurde.	 An	 einem	 mageren	 Baumstamm	 flatterte	 eine	 ramponierte
kongolesische	Flagge.

Nachdem	wir	eine	Stunde	gewartet	hatten,	um	den	Bürgermeister
der	Stadt	 zu	 treffen	–	während	der,	wie	mir	 ein	 lokaler	Aktivist	 ins
Ohr	flüsterte,	die	Chefs	der	Minen	dafür	sorgten,	dass	wir	nicht	gar
zu	 viele	 arbeitende	 Kinder	 sehen	 würden	 –,	 begannen	 meine
kongolesischen	Begleiter	und	ich	unseren	Aufstieg	auf	den	Berg.	Rote
Staubwolken	 umwirbelten	 uns,	 während	 wir	 hochkletterten.	 Ein



Mann	 aus	 der	 Gegend,	 der	 sich	 gegen	 Kinderarbeit	 in	 den	 Minen
einsetzte,	deutete	auf	das	jenseits	eines	Tals	gelegene	Dorf,	in	dem	er
einer	 der	 wenigen	 Überlebenden	 eines	 von	 ruandischen	 Invasoren
verübten	Rachemassakers	an	Hutus	gewesen	war.

Auf	 den	 unbefestigten	 Wegen,	 die	 von	 der	 Bergspitze
herunterführten,	kamen	uns	Träger	mit	weißen	Säcken	auf	dem	Kopf
entgegen	 und	 wirbelten	 Wolken	 von	 rotbraunem	 Staub	 auf.	 Jeder
Sack	 enthielt	 25	 Kilogramm	 Gestein,	 das	 aus	 dem	 Berg
herausgebrochen	 worden	 war.	 Die	 Eile	 der	 Träger	 war	 eine
wirtschaftliche	 Frage:	 Man	 zahlte	 ihnen	 1	 000	 kongolesische	 Franc
pro	 Transport,	 was	 etwa	 einem	Dollar	 entspricht,	 und	 sie	mussten
ihre	Last	 erst	noch	 in	dem	Fluss	 ganz	unten	 am	Berg	waschen	und
sieben,	bevor	diese	ihre	lange	Reise	in	Richtung	Grenze	oder	zu	den
Ankaufzentren	in	Goma	antrat.

Die	 meisten	 der	 neuen	 Zertifizierungsmechanismen	 für
kongolesische	 Rohstoffe	 sehen	 vor,	 dass	 die	 Erzsäcke,	 direkt
nachdem	 sie	 aus	 der	Mine	 gekommen	 sind,	 etikettiert	 werden,	 um
ihre	 Herkunft	 sicherzustellen.	 Vorbild	 dabei	 ist	 der	 »Kimberley-
Prozess«,	der	entwickelt	wurde,	um	die	Flut	von	»Blutdiamanten«	zu
unterbinden.	Der	Grundgedanke	 ist,	die	kriegführenden	Parteien	zu
hindern,	 Embargos	 zu	 umgehen,	 indem	 sie	 einfach	 behaupten,	 ihre
Rohstoffe	stammten	aus	einer	anderen	Mine,	oder	indem	sie	sie	über
die	 Grenze	 schmuggeln,	 wobei	 dann	 Coltan	 aus	 dem	 Kongo	 als
solches	aus	Ruanda	oder	Diamanten	aus	Angola	als	solche	aus	Sambia
deklariert	werden.	Aber	auf	diesem	Abhang	hier	waren	weit	und	breit
keine	Etiketten	in	Sicht.	Ein	Mann	aus	dem	Ort,	ein	Friedensaktivist,
der	mit	uns	auf	diese	Klettertour	gekommen	war	und	Abstand	zu	den
Minenchefs	hielt,	die	an	der	Spitze	vor	uns	her	liefen,	sagte	mir,	ein
Teil	 des	 hier	 abgebauten	 Coltans	 werde	 heimlich	 über	 die	 nahe
ugandische	 Grenze	 gebracht.	 Das	 hieß,	 dass	 es	 direkt	 durch	 das
Territorium	der	M23-Rebellen	transportiert	wurde.



Der	Hang	wurde	 steiler.	Die	Erde	 unter	 unseren	Füßen	 gab	nach
wie	 eine	 Sanddüne.	 Schließlich	 tauchte	 ein	 Gipfel	 aus	 zerklüftetem
Stein	 auf,	 ein	 gigantischer	 steinerner	 Schwamm	 mit	 zahllosen
Löchern,	 die	 die	 Bergarbeiter	 in	 Handarbeit	 gegraben	 hatten.	 Etwa
zweitausend	Bergarbeiter,	die	alle	Wellington-Stiefel	trugen	und	von
denen	 viele	 Spaten	 und	 Hacke	 dabeihatten,	 schwärmten	 um	 die
Gruben	 und	 Gräben,	 von	 denen	 einige	 bis	 zu	 15	 Meter	 tief	 in	 den
Boden	 reichten,	 aber	 nur	 rudimentär	 von	 Stemmbrettern	 gestützt
waren,	die	verhindern	sollten,	dass	die	Arbeiter	durch	von	den	Seiten
einstürzende	 Erde	 lebendig	 begraben	 wurden.	 Einige	 der	 Arbeiter
sahen	deutlich	 jünger	 aus	 als	 achtzehn.	Einer	 von	 ihnen	 zeigte	 sich
sehr	 über	 den	 weißhäutigen	 Besucher	 verwirrt,	 dessen	 Haar
wesentlich	 länger	 war	 als	 der	 im	 Kongo	 übliche	 Kurzhaarschnitt.
»Seine	 Stimme	 ist	 die	 eines	Mannes«,	 sagte	 der	 junge	 Bergarbeiter
konsterniert	zu	einem	meiner	Begleiter,	»aber	er	hat	Haare	wie	eine
Frau.«

Auf	 dem	 Nachbarberg	 konnten	 wir	 die	 Mine	 Mwangachuchus
sehen.	Seine	Schürfkonzession	umfasste	das	gesamte	Gebiet,	aber	die
»informellen«	 Minenunternehmer	 hatten	 genügend	 politisches
Gewicht,	um	ungeachtet	 seiner	Proteste	weiterzumachen,	wobei	die
Hutu-Führung	 der	 Kooperative	 gegen	 den	 Tutsi	 Mwangachuchu
teilweise	 auch	die	 ethnische	Karte	 ausspielte.	Die	Kooperative	hatte
die	wiederholten	Versuche	Mwangachuchus,	sie	von	seinem	Land	zu
vertreiben,	 abgewehrt,	 indem	 sie	 seinen	 Besitzanspruch	 in	 Frage
stellte.	 Mwangachuchu	 konterte	 mit	 dem	 Versuch,	 die	 informellen
Bergarbeiter	 dazu	 zu	 zwingen,	 ihre	 gesamte	 Ware	 über	 sein
Unternehmen	zu	verkaufen,	da	er	sonst	nicht	beweisen	könne,	dass
die	 aus	 seiner	 Konzession	 stammenden	 Mineralien	 nicht	 zur
Finanzierung	der	Milizen	beitrugen.

Der	 Chef	 der	 Bergarbeiter,	 Bazinga	 Kabano,	 ein	 gut	 gekleideter
Mann	 mit	 einem	 langen	 Gehstock	 und	 einer	 Neigung	 zum	 rauen



Umgang	 mit	 seinen	 Untergebenen,	 berichtete	 mir,	 als	 das	 Gebiet
noch	 unter	 Kontrolle	 des	 CNDP	 gestanden	 habe,	 habe	 der
Bergarbeiterverband	den	Rebellen	 für	die	Schürfrechte	eine	Abgabe
von	 50	 Dollar	 zahlen	müssen.	 Aber	 er	 legte	 großen	Wert	 darauf	 zu
unterstreichen,	sein	Unternehmen	sei	nicht	Teil	der	Kriegsmaschine,
sondern	 der	Weg	 zu	 einem	 besseren	 Leben.	 Er	 erklärte	mir,	 einige
der	Bergarbeiter	bildeten	sich	zu	négociants	fort,	den	Mittelsmännern
also,	 die	 der	 Mine	 Coltan	 abkaufen	 und	 es	 an	 die	 comptoirs
weiterverkaufen,	 die	 es	 dann	 exportieren.	 Er	 ließ	 seinen	Blick	 über
den	 vor	 Menschen	 wimmelnden	 Berggipfel	 schweifen	 und
verkündete:	»Wir	helfen	ihnen,	ihre	Träume	zu	leben.«

Ich	 ließ	 ihn	 hinter	 mir,	 um	 die	 Gelegenheit	 zu	 nutzen,	 außer
Hörweite	 ihres	 Chefs	 mit	 einigen	 der	 Bergarbeiter	 zu	 sprechen.
Kafanya	 Salongo	 hatte	 eine	 gewisse	 Ähnlichkeit	 mit	 einem
Erdmännchen,	als	sein	glänzender	Kopf	plötzlich	aus	einem	Loch	im
Boden	 auftauchte.	 Er	 war	 klein,	 dünn	 und	 stark	 –	 ein	 idealer
Körperbau	für	einen	menschlichen	Bagger.	Er	grub	jeden	Tag	an	die
hundert	 Säcke	 Gestein	 aus,	 und	 das	 brachte	 ihm	 neun	 Dollar	 ein.
Davon	 musste	 er	 jeden	 Monat	 die	 25	 Dollar	 abzweigen,	 die	 jeder
Arbeiter	für	die	Schürferlaubnis	an	die	Chefs	entrichten	musste.	»Es
reicht	 nicht	 für	 die	 Familie«,	 sagte	 er	 mir.	 »Ich	 kann	 damit	 ein
bisschen	Essen	und	ab	und	an	Medikamente	kaufen,	 aber	das	war’s
dann	 schon.«	 Er	war	 zweiunddreißig	 und	 hatte	 eine	 Frau	 und	 zwei
Kinder.	 Über	 die	 Gefahren	 seiner	 Arbeit	 lachte	 er.	 »Ja,	 es	 sieht
gefährlich	 aus,	 aber	wir	wissen,	wie	man	einen	Schacht	 anlegt,	 und
deswegen	geht	das	schon	klar.«

Es	 ist	 leicht,	 sich	 über	 die	 Behauptung	 des	 Chefs,	 diese	 Arbeiter
verfolgten	 hier	 ihre	 Träume,	 lustig	 zu	 machen.	 Die	 Arbeit	 ist
zermürbend	 und	 gefährlich.	 2012	 verzeichneten	 die	 offiziellen
Statistiken	 in	Nordkivu	 zwanzig	 tödliche	Minenunfälle,	 sechs	 davon
in	 einer	 ebenfalls	 von	 der	 Kooperative	 betriebenen	 Nachbarmine.



Zudem	 stellten	 die	 Behörden	 fest,	 es	 sei	 »sehr	 gut	 möglich«,	 dass
nicht	 alle	 Todesfälle	 berichtet	 würden.	 Aber	 an	 den	 Standards	 der
Gegend	gemessen	waren	die	Löhne	der	Bergarbeiter	sehr	ansehnlich.
Einige	 geben	 ihren	 Lohn	 für	 Alkohol	 und	Huren	 aus,	 andere	 bauen
sich	bessere	Häuser.

Kabilas	Exportverbot	und	der	auf	das	Dodd-Frank-Gesetz	folgende
Boykott	 machten	 Tausende	 von	 Bergarbeitern	 im	 Ostkongo
arbeitslos.	 Laut	 Schätzungen	 der	 Weltbank	 sind	 16	 Prozent	 der
Bevölkerung	 des	 Kongo	 direkt	 oder	 indirekt	 am	 informellen
Minensektor	 beteiligt;	 von	 den	 insgesamt	 in	 der	 Industrie

Beschäftigten	 ist	 das	 der	 Löwenanteil.84	 In	 Nordkivu	 bildeten	 die
Steuereinnahmen	 aus	 den	 Minen	 2006	 etwa	 zwei	 Drittel	 des

Staatseinkommens.85	 Doch	 diese	 Einnahmen	 der	 Provinzregierung
fielen	 von	 2008	 bis	 2012	 um	 volle	 75	 Prozent,	was	 zum	Teil	 auf	 das
neue	 Phänomen	 zurückzuführen	 war,	 das	 Beamte	 als	 die	 »globale
Kriminalisierung	 des	 Minensektors«	 im	 Ostkongo	 bezeichnen.	 Was
der	 Staat	 verlor,	 gewannen	 die	 Schmuggler:	 Wenn	 die	 offiziellen
Wege	verschlossen	sind,	füllt	der	illegale	Handel	die	Lücke.

Bis	 Mitte	 2013	 war	 Kabilas	 Verbot	 zumindest	 teilweise	 gelockert
worden,	 und	 zuvor	 auf	 der	 schwarzen	 Liste	 stehende	 comptoirs	 in
Goma	hatten	wieder	aufgemacht.	Ein	Dutzend	Minen	in	Nordkivu,	die
der	 Regierung	 zufolge	 keine	 Beziehungen	 zu	 bewaffneten	 Gruppen
hatten,	 hatten	 »grünes	 Licht«	 für	 den	 Export	 bekommen.	 Aber
Emmanuel	 Ndimubanzi,	 der	 Chef	 der	 Minenabteilung	 Nordkivus,
erklärte	 mir,	 keine	 einzige	 Mine	 etikettiere	 ihr	 Produkt,	 damit	 die
Käufer	 sehen	 können,	 aus	 welcher	 Mine	 es	 stammt.	 »Die
Etikettierung	ist	sehr	teuer«,	sagte	er.	»Wir	haben	nicht	die	Partner,
die	dafür	bezahlen.«	Mit	Worten,	die	aus	Catch-22	stammen	könnten,
fügte	er	hinzu:	»Zertifizierung	ist	nur	bei	entsprechender	Sicherheit
möglich.«

Inzwischen	 verfolgen	 immer	 mehr	 regionale	 Initiativen	 die



Lieferungen	von	Coltan	und	anderen	Erzen	zur	Quelle	zurück,	auch
wenn	 Nordkivu	 noch	 hinterherhinkt.	 Einige	 Aktivisten	 haben
anerkennend	 darauf	 hingewiesen,	 dass	 die	 dokumentierten
Beziehungen	 zwischen	 Minenunternehmen	 und	 Milizen	 durch	 die
Zertifikationsbemühungen	und	eine	UN-unterstützte	Offensive	gegen

die	bewaffneten	Gruppen	offenbar	sehr	stark	zurückgegangen	sind.86

Westliche	 Elektronikunternehmen	 arbeiten	 an	 der	 Erstellung	 von
Listen	akzeptierter	Schmelzbetriebe,	die	beweisen	können,	dass	ihre
Metalle	 nicht	 aus	 Minen	 kommen,	 die	 mit	 den	 Milizen
zusammenarbeiten.	 Allerdings	 warnte	 die	 Aktionsgruppe	 Global
Witness	2014,	dass	es	den	ersten	Berichten	über	die	Lieferketten,	die
US-Unternehmen,	 die	 kongolesische	 Rohstoffe	 kaufen,	 jetzt	 den
staatlichen	 Aufsichtsbehörden	 vorlegen	 müssen,	 »an	 Substanz

mangelt«.87	 Die	 deutsche	 Bundesanstalt	 für	 Geowissenschaften	 und
Rohstoffe	 (BGR)	 hat	 eine	 »Fingerabdruck«-Technologie	 entwickelt,
die	 jede	 Erzlieferung	 bis	 zu	 ihrer	 Ursprungsmine	 zurückverfolgen
kann.	 Bei	 umfassender	 Anwendung	 könnte	 diese	 Technologie	 die
Lieferung	 von	 Mineralien	 aus	 von	 Milizen	 kontrollierten	 Minen	 an
den	 internationalen	 Markt	 verhindern,	 vorausgesetzt,	 sie	 würde
durch	ein	nachrichtendienstliches	Programm	ergänzt,	das	sämtliche
von	Milizen	kontrollierte	Bergbauaktivitäten	dokumentiert.

Es	 ist	 unwahrscheinlich,	 dass	 Zertifikationsmechanismen	 je
verlässlich	den	Minenhandel	im	gesamten	Ostkongo	erfassen	können.
»Saubere«	Minenunternehmen	sind	in	eine	schwierige	Lage	geraten,
da	 der	 Rückzug	 westlicher	 Käufer	 den	 chinesischen	 comptoirs	 eine
monopol artige	 Position	 im	 Hinblick	 auf	 Coltan	 aus	 dem	 Kongo
beschert	 hat,	 durch	 die	 sie	 die	 Preise	 praktisch	 diktieren	 können.
Und	die	Bemühungen,	wenigstens	ein	gewisses	Maß	an	Kontrolle	im
Rohstoffhandel	 durchzusetzen,	 mögen	 zwar	 die	 Einkünfte	 der
bewaffneten	 Gruppen	 schmälern,	 aber	 der	 Preis	 dafür	 ist	 die
Schwächung	 der	 ohnehin	 prekären	 Lebensgrundlage	 der	 Schürfer



und	Träger	im	Ostkongo	und	ihrer	Familien.	In	einem	Land,	das	vom
Gesetz	 der	 Straßensperre	 regiert	wird,	 können	 derartige	 Initiativen
den	Eindruck	erwecken,	hier	werde	gegen	Windmühlen	gekämpft.	Es
ist	 so,	 wie	 einer	 der	 scharfsinnigsten	 ostkongolesischen
Kommentatoren,	Aloys	Tegera	vom	Pole	Institute	 in	Goma,	schreibt:
»Wie	können	die	Rohstoffe	des	Kongo	ohne	einen	Staat,	der	die	ihm
anstehende	 Rolle	 bei	 Kontrolle	 und	 Verwaltung	 spielt,	 vom	 Stigma

des	Verbrechens	befreit	werden?«88

Vor	den	Wahlen	von	2011	und	in	den	folgenden	Monaten	sorgten	die
Transaktionen	 um	 SMKK	 und	 andere,	 ähnliche	 Operationen	 dafür,
dass	Hunderte	von	Millionen	Dollar,	die	dem	Staat	gehörten,	 in	den
Kassen	eines	engen	persönlichen	Freundes	des	Präsidenten	landeten.
Außer	 in	 dieser	Rolle	 fungierte	Dan	Gertler	 auch	 als	Gesandter	 des
Präsidenten	 und	 begab	 sich	 für	 ihn	 auf	 diplomatische	Missionen	 in
Washington	 und	 Ruanda.	 »Die	 Wahrheit	 ist,	 dass	 es,	 als	 wir	 so
schwere	 Zeiten	 durchmachten,	 Investoren	 gab,	 die	 kamen	 und
gingen,	 während	 andere	 dem	 Sturm	 standhielten«,	 sagte	 Kabila

einmal	über	Gertler.89	»Er	ist	einer	von	letzteren.«	Kabila	hätte	noch
hinzufügen	können,	dass	einige	der	Investoren,	die	gingen,	dies	taten,
nachdem	 ihre	 Vermögen	 konfisziert	 –	 und	 in	 einigen	 Fällen	 an

Gertler	übertragen	–	worden	waren.90

Gertler	 selbst	 sagt	 von	 sich,	 er	 sei	 keineswegs	 ein	 Raubritter,
sondern	einer	der	größten	Wohltäter	des	Kongo.	Mit	einem	gewissen
Recht	 weisen	 er	 und	 seine	 Sprecher	 darauf	 hin,	 dass	 Gertlers
Unternehmungen	 im	 Kongo,	 anders	 als	 die	 der	 schamlosesten
Finanzjongleure,	 die	 nichts	 tun,	 als	 Beziehungen	 und
Bestechungsgelder	 zum	 Kauf	 und	 sofortigen	 Weiterkauf	 von
Schürfrechten	 einzusetzen,	 tatsächlich	 der	 Produktion	 von
Rohstoffen	 dienen	 –	 und	 das	 in	 nicht	 geringen	 Mengen.	 Seine
Gesellschaft,	 die	 Fleurette-Gruppe,	 behauptet	 von	 sich,	 sie	 habe
1,5	Milliarden	Dollar	»in	den	Erwerb	und	die	Entwicklung	von	Minen-



und	 anderen	 Vermögen	 in	 der	 DRC«	 investiert,	 womit	 sie
zwanzigtausend	Arbeitsplätze	im	Kongo	geschaffen	habe	und	zu	den

größten	 Steuerzahlern	 und	Wohltätern	 des	 Kongo	 gehöre.91	 Gertler
selbst	 sagte	 über	 sich,	 sein	 Werk	 im	 Kongo	 sei	 eines	 Nobelpreises

würdig.92

Der	 Tod	 Katumbas	 sandte	 Schockwellen	 durch	 Kabilas	 Regime.
Investoren,	deren	einziger	Vertrag	in	einer	Übereinkunft	bestand,	die
sie	 mit	 Katumba	 getroffen	 hatten,	 waren	 nach	 dessen
Flugzeugabsturz	 schlicht	nicht	mehr	 vorhanden.	Doch	 seine	Brüder
im	Geiste,	der	Präsident	und	Gertler	haben	die	Schattenregierung,	zu
deren	Aufbau	Katumba	so	viel	beigetragen	hatte,	beibehalten.	Gertler
ist	 nun	 auch	 im	 Ölgeschäft	 tätig	 und	 exploriert	 vielversprechende
neue	Lagerstätten	am	Albertsee.	Kabila	muss	 sich	 jetzt	 entscheiden,
ob	er	 in	den	2016	anstehenden	Wahlen	erneut	kandidieren	will.	Um
das	 zu	 tun,	müsste	 er	 erst	 die	 Nationalversammlung	 dazu	 bringen,
die	Verfassung	zu	ändern	und	die	Beschränkung	des	Präsidenten	auf
zwei	Amtszeiten	 aufzuheben,	 und	dann	 eine	Operation	 in	 die	Wege
leiten,	 von	 der	 mir	 ein	 Beobachter	 der	 Wahlen	 von	 2011	 sagte,	 sie
könne	 nur	 eine	 »Orgie	 von	 Betrug«	 sein,	 um	 trotz	 der	 Wut	 der
Wählerschaft	Erfolg	zu	haben.	Und	für	eine	so	kostspielige	Kampagne
müsste	 Kabila	 ein	 weiteres	 Mal	 die	 Plünderungsmaschine	 auf
Hochtouren	bringen.



3	Brutstätten	der	Armut

Der	 Chef	 der	 Grenzstation	 tat	 einen	 weiteren	 langen	 Seufzer.	 »On
attend.«	Wir	warteten	jetzt	schon	seit	Stunden.	Es	war	nicht	das	erste
Mal,	 dass	 ich	 den	 Launen	 eines	 unzuverlässigen	 Faxgeräts
ausgeliefert	 war.	 Gerade	 eben	 versuchte	 ich,	 die	 Grenze	 zwischen
Nigeria	 und	 seinem	 nördlichen	 Nachbarn	 Niger	 zu	 überqueren,	 an
der	 die	 offizielle	 Sprache	 von	 Englisch	 zu	 Französisch	 wechselt.
Irgendwer	 in	 der	 Visumsabteilung	 der	 Botschaft	 Nigers	 in	 Nigeria
hatte	 vergessen,	 ein	 Dokument	 zur	 Autorisierung	 an	 den
diplomatischen	Dienst	 zu	 schicken,	 und	 es	 hierher	 zu	 faxen	 erwies
sich	nun	als	kompliziert.	Ich	saß	auf	der	Treppe	des	Grenzhäuschens
und	 sah	 hinaus	 über	 das	 sonnenverbrannte	 Gebiet,	 das	 zur	 Sahara
führte.	 Ziegen	 sowie	 hungrige	 und	 verletzte	 Menschen	 schlurften
zwischen	 den	 Betonhäusern	 einher,	 gepeitscht	 vom
umherwirbelndem	 Staub.	 Ab	 und	 zu	 tätigte	 der	 Stationschef	 mit
seinem	Handy	 einen	 Anruf,	 um	 zu	 fragen,	 ob	 ich	 passieren	 durfte.
Danach	 verfiel	 er	 wieder	 in	 sein	 kontemplatives	 Schweigen	 und
sprach	 nur	 noch,	 um	 sich	 über	 »diese	 ewige	 Hitze«	 beklagen.	 Die
Sonne	ließ	den	Horizont	zu	einem	silbrigen	Schimmer	zerschmelzen.
»On	attend.«

Während	 ich	 den	 Morgen	 in	 Gesellschaft	 des	 schweigsamen
Grenzchefs	 verbrachte,	 hatte	 ich	 Gelegenheit,	 eine	 der	 wenigen
effizienten	 Institutionen	 in	 diesem	 Teil	 der	 Welt	 bei	 der	 Arbeit	 zu

beobachten:	 das	 Schmugglernetz.1	 In	 einer	 Schlange	 standen
Dutzende	von	Lastwagen	aufgereiht	und	warteten	auf	die	Überfahrt
von	 Niger	 nach	 Nigeria.	 Ihre	 Ladung	 schien	 harmlos	 genug:	 Viele
hatte	 Stoffe	 und	 Kleidung	 dabei,	 die	 für	 die	 Märkte	 von	 Kano	 und
Kaduna,	die	zwei	wichtigsten	Städte	Nordnigerias,	bestimmt	waren.

Waffen	 und	 unwillige	 Menschen	 werden	 im	 Geheimen	 über	 die



nördliche	 Grenze	 Nigerias	 gebracht.	 Doch	 der	 Strom	 gefälschter
Textilware	aus	China	ist	so	enorm	geworden,	dass	er	auch	dann	nicht
geheim	 gehalten	 werden	 könnte,	 wenn	 eine	 solche	 Geheimhaltung
für	 seine	 sichere	 Ankunft	 überhaupt	 nötig	 wäre.	 Dennoch	 erfolgen
die	 meisten	 Transporte	 im	 Schutz	 der	 Dunkelheit.	 Diejenigen,	 die
dieses	Geschäft	kontrollieren,	betreiben	auch	eine	hoch	organisierte
»Befriedung«,	 genauer	 gesagt,	 Bestechung	 der	 Grenzbeamten,	 was
für	den	reibungslosen	Transit	der	Textilien	sorgt.

Die	 nigerianische	 Etappe	 ist	 nur	 der	 letzte	 Abschnitt	 einer	 10
000	Kilometer	langen	Reise.	Sie	beginnt	in	chinesischen	Fabriken,	die
in	 großen	 Massen	 Imitate	 der	 Stoffe	 ausstoßen,	 die	 die	 Nigerianer
früher	 selbst	 produzierten.	 Sie	 haben	 dieselben	 typischen
Primärfarben	 und	 dieselbe	wachsartige	 Konsistenz	 und	 kommen	 in
Schiffsladungen	in	westafrikanischen	Häfen	an,	vor	allem	in	Cotonou,
der	Hauptstadt	des	kleinen	Nachbarlandes	Nigerias	Benin,	das	heute
wie	Montenegro	in	Europa	oder	Paraguay	in	Südamerika	ein	Staat	ist,
in	 dem	 der	 Umschlag	 von	 Schmuggelware	 die	 wirtschaftliche
Hauptaktivität	 ist.	 In	 den	 Häfen	 werden	 die	 Lieferungen	 an
gefälschter	Ware	 auf	 Lastwagen	 geladen	 und	 entweder	 direkt	 über
die	Landesgrenze	zwischen	Benin	und	dem	Westen	Nigerias	gefahren
oder	 auf	 dem	Umweg	über	Niger	 bis	 zu	 einer	Grenzstation	wie	 der
des	wortkargen	Chefs	gebracht.	Der	Wertumfang	dieses	Handels	wird
auf	jährlich	zwei	Milliarden	Dollar	geschätzt,	was	einem	Fünftel	aller
offiziell	 deklarierten	 Importe	 von	 Textilien,	 Kleidung,	 Stoffen	 und

Garn	im	gesamten	subsaharischen	Afrika	entspricht.2

Der	Schmuggel	ist	hier	seit	langem	ein	ganz	normaler	Beruf.	Bevor
koloniale	 Kartografen	 eine	 Grenze	 durchs	 Gebiet	 zogen,	 waren	 die
heutigen	 Schmuggelrouten	 die	 Seitenwege	 der	 offiziellen
Handelsstraßen.	Die	Grenze	markiert	die	Scheidelinie	zwischen	dem
ehemaligen	britischen	und	 französischen	Territorium	 in	Westafrika,
aber	 dem	 entsprechen	 keine	 gewachsenen	 sprachlichen	 oder



ethnischen	Unterschiede.	Auf	beiden	Seiten	 sprechen	die	Menschen
Hausa,	eine	Sprache,	in	der	das	Wort	für	»Schmuggel«,	sumoga,	einen
weniger	 abwertenden	 Beiklang	 hat	 als	 sein	 englisches	 Gegenstück.
Die	 Chefs	 dieser	 Textilschmuggelunternehmen	 sind	 die	 Oligarchen
der	nördlichen	Grenzgebiete	Nigerias.	Für	diejenigen,	die	von	 ihnen
bezahlt	werden,	können	sie	großzügige	Wohltäter	sein.

Da	 ich	keine	Rolle	gefälschten	westafrikanischen	Stoffs	war,	hatte
man	 es	 nicht	 eilig,	mich	 über	 die	 Grenze	 zu	 befördern.	 Schließlich
klingelte	 das	 Telefon	 des	 Stationschefs.	 So	 rollten	 wir	 endlich	 los,
vorbei	an	Lastwagen,	auf	deren	Seite	das	Wort	»Chine«	gepinselt	war,
ein	dreister	Hinweis	auf	die	Herkunft	ihrer	Fracht.	Ein	anderer	Name
blieb	 jedoch	 unerwähnt,	 nämlich	 der	 des	 Eigentümers	 der
Lastwagen.	 Seinen	 Namen	 trauen	 sich	 hier	 nur	 wenige	 offen
auszusprechen.	Doch	weiter	im	Süden,	wo	diese	Lastwagenladungen
an	 gefälschten	 Stoffen	 zu	 riesigen	 wirtschaftlichen	 Schäden
beigetragen	 haben,	 hatte	man	 ihn	mir	 ein	 Jahr	 zuvor	 im	Flüsterton
genannt.

Ein	Land	mit	170	Millionen	Menschen	–	Heimat	eines	Sechstels	aller
Afrikaner	und	vier	großer	ethnischer	Gruppen,	die	sich	in	Hunderte
von	 kleineren	 aufteilen,	 die	 fünfhundert	 Sprachen	 sprechen	 und
durch	 die	 Willkür	 britischer	 Kolonialverwalter	 zusammengepfercht
wurden;	gespalten	in	einen	Norden,	der	weitgehend	Allah	folgt,	und
einen	 Süden,	 der	 dem	 Gott	 der	 Christen	 und	 animistischen
Gottheiten	 zuneigt;	 zermürbt	 von	 einer	 Korruption,	 die	 eine
märchenhaft	 reiche	 herrschende	 Klasse	 fett	 gemacht	 hat,	 während
der	Rest	meist	nicht	einmal	die	Mittel	hat,	sich	den	Magen	zu	füllen,
für	 seine	Gesundheit	 zu	 sorgen	oder	 seinen	Kinder	 eine	Bildung	 zu
verschaffen;	 gedemütigt	 durch	 einen	 Ruf,	 laut	 dem	 es	 außer
bestechlichen	Politikern	und	erfinderischen	Betrugsmanövern	wenig
zum	Fortschritt	der	Menschheit	beiträgt	–	alles	 in	allem	hat	Nigeria
einen	 hohen	 Preis	 für	 die	 zweifelhafte	 Ehre	 gezahlt,	 der	 größte



Ölproduzent	des	Kontinents	zu	sein.

Das	Öl	begann	 1956	zu	 fließen,	zwei	 Jahre	vor	der	Unabhängigkeit
von	 Großbritannien.	 Und	 damit	 begann	 fast	 sofort	 der	 Ruin.	 Zwei
Drittel	 der	 neu	 gefundenen	 Reserven	 lagen	 innerhalb	 des
Territoriums,	das	Sezessionisten	für	sich	beanspruchten,	als	sie	1967
die	Republik	Biafra	ausriefen.	Das	erhöhte	den	Einsatz,	um	den	es	in
der	 Pattsituation	 zwischen	 den	 ethnischen	 Blöcken	 ging,	 die	 in	 der
jungen	 Nation	 miteinander	 um	 die	 Macht	 rangen.	 Im	 folgenden
Bürgerkrieg	 starben	 zwischen	 fünfhunderttausend	 und	 zwei
Millionen	 Nigerianer,	 viele	 von	 ihnen	 an	 Hunger.	 Nigeria	 blieb	 ein
einheitlicher	 Staat,	 aber	 mit	 jedem	 der	 einander	 nun	 ablösenden
verheerenden	 Diktatoren	 schwand	 die	 Hoffnung,	 es	 könne	 sich	 zu
einem	 schwarzen	 Stern	 erheben,	 der	 ein	 unabhängiges	 Afrika
anführt.	 Stattdessen	 wurde	 es	 zu	 einem	 Petrostaat,	 in	 dem	 Öl	 für
achtzig	Prozent	der	Staatseinkünfte	sorgt	und	 in	dem	die	Sicherung
des	 eigenen	Anteils	 an	 der	Rohstoffrente	 ein	Kampf	 um	Leben	 und
Tod	ist.

Das	Nigerdelta,	das	Labyrinth	von	Flüsschen,	über	die	der	Niger	im
Süden	Nigerias	das	Meer	erreicht,	erwies	sich	als	äußerst	reichhaltige
Lagerstätte	 von	 Rohöl.	 Zusammen	 mit	 den	 folgenden	 Offshore-
Entdeckungen	 verwandelte	 es	 Nigeria	 in	 einen	 wichtigen
Öllieferanten	 für	 die	 USA	 und	 die	 viergrößte	 Quelle	 der	 Ölimporte
Europas.	 Nur	 wenige	 Länder	 können	 von	 sich	 sagen,	 eine	 so
bedeutende	 Quelle	 des	 vielleicht	 wichtigsten	 Bestandteils	 der	 auch
heute	 noch	 auf	 Öl	 basierenden	 Weltwirtschaft	 zu	 sein.	 Nigerias
Erdgasvorräte,	laut	Schätzungen	die	achtgrößten	der	Welt,	sind	zwar
bisher	noch	kaum	ausgebeutet	worden,	machen	aber	schon	jetzt	fünf
Prozent	aller	Importe	der	Europäischen	Union	aus.

Die	 tückischen	 Auswirkungen	 des	 Öls	 sind	 auch	 über	 das
brutalisierte,	 geplünderte	 und	 verarmte	 Nigerdelta	 hinaus
vorgedrungen.	 Als	 ich	 in	 Kaduna	 ankam,	 hatte	 ich	 noch	 keine	 zwei



Wochen	 in	 Nigeria	 gelebt.	 Die	 Stadt	 ist	 das	 Tor	 zwischen	 dem
christlichen	 Süden	 und	 der	 nördlichen	 Hälfte	 des	 Landes,	 einem
Gebiet,	 das	 sich	 bis	 zur	 Grenze	 mit	 Niger	 erstreckt	 und	 einst	 Teil
eines	 vor	 zweihundert	 Jahren	durch	den	Heiligen	Krieg	Usman	dan
Fodios	 geschaffenen	 islamischen	 Kalifats	 war.	 Kaduna	 liegt	 im
unruhigen	 »Mittelgürtel«,	 in	 dem	 es	 immer	 wieder	 zu	 Ausbrüchen
kommunaler	 Gewalt	 kommt,	 wenn	 die	 unter	 dem	 Deckmantel	 von
Religion	oder	Ethnie	betriebene	Politik	der	Patronage	blutig	wird.

An	einem	drückend	heißen	Sonntagmorgen	führte	mich	ein	Freund
auf	Kadunas	Zentralmarkt	herum,	 einem	wimmelnden	Geflecht	 von
hölzernen	 Ständen.	 Viele	 davon	 verkauften	 Kleidung.	 Einige	 der
Etiketten	 hatten	 die	 Rechtschreibfehler,	 die	 der	 unbeabsichtigte
Beweis	 für	 gefälschte	 Ware	 sind:	 »Clavin	 Klein«	 hieß	 es	 auf	 dem
Etikett	 eines	 Hemdes.	 Andere	 trugen	 das	 Gegenstück	 der
Schutzsiegel,	 die	 französische	 Winzer	 und	 Käsehersteller	 an	 ihren
Produkten	 anbringen	 und	 die	 die	 geografische	 Herkunft	 der	 Ware
garantieren	 sollen.	 »Made	 in	 Nigeria«,	 wurde	 auf	 ihnen	 verheißen.
Aber	auch	das	waren	Fälschungen.	Aike,	ein	junger	Händler	aus	dem
Osten,	 erzählte	 mir,	 er	 hole	 sich	 Nachschub	 an	 gefälschten	 Logos,
wenn	er	in	den	Norden	nach	Kano	fuhr,	um	seinen	Vorrat	an	Schnur
aufzustocken.	»Praktisch	alles	hier	ist	 in	China	hergestellt«,	erklärte
mir	ein	anderer	Händler,	der	Jeans	verkaufte.

Am	 Stand	 von	 Raymond	 Okwuanyinu	 sah	 ich	 stapelweise	 Rollen
des	farbigen	Stoffs,	der	zur	Herstellung	einer	sehr	beliebten	Version
von	 Pluderhosen	 verwendet	 wird.	 Er	 unternahm	 nicht	 einmal	 den
Versuch,	etwas	zu	vertuschen.	Raymond	meinte,	es	sei	schlicht	eine
wirtschaftliche	 Frage.	 Nigeria	 mag	 zwar	 der	 größte	 afrikanische
Energieexporteur	(in	Form	von	Öl	und	Gas)	sein,	aber	seine	kärgliche
eigene	Stromproduktion	spiegelt	sich	in	der	Tatsache	wider,	dass	nur
einer	 von	 vierundvierzig	 Nigerianern	 einen	 Toaster	 besitzt.
Milliarden	 von	 Dollars,	 die	 eigentlich	 dazu	 bestimmt	 waren,	 die



heruntergekommenen	 Kraftwerke	 und	 verfallenen	 Stromnetze	 auf
Vordermann	 zu	 bringen,	wurden	 verschwendet	 oder	 veruntreut.	 In
den	 letzten	 Jahren	 hat	 eine	 Privatisierungsinitiative	 die	 zaghafte
Hoffnung	 auf	 Besserung	 geweckt,	 aber	 vorläufig	 produziert	 Nigeria
nur	 halb	 so	 viel	 Strom	 wie	 Nordkorea.	 Selbst	 die,	 die	 das	 Glück
haben,	einen	funktionierenden	Netzanschluss	zu	haben,	müssen	sich
mit	der	unerträglichen	Aufgabe	herumschlagen,	mit	der	Behörde	zu
verhandeln,	die	einst	National	Electric	Power	Authority	 (NEPA)	hieß
und	als	»Never	Expect	Power	Anytime«	–	»Rechnen	Sie	zu	keiner	Zeit
mit	 Strom«	 –	 bekannt	 war.	 Sie	 wurde	 später	 in	 Power	 Holding
Company	 (PHCN)	 umbenannt,	 was	 flugs	 zu	 »Please	 Have	 Candles
Nearby«	–	 »Bitte	 immer	Kerzen	 in	der	Nähe	haben«	–	 oder	 einfach
»Problem	 Has	 Changed	 Name«	 –	 »Das	 Problem	 hat	 den	 Namen
gewechselt«	 –	 wurde.	 Die	 meisten	 Stromverbraucher	 müssen	 sich
mit	 stotternden	Dieselgeneratoren	behelfen.	Und	 in	 einem	Land,	 in
dem	 62	 Prozent	 der	 Menschen	 von	 weniger	 als	 1,25	 Dollar	 am	 Tag
leben,	 kostet	 der	 Betrieb	 eines	 Generators	 doppelt	 so	 viel,	 wie	 ein

Brite	im	Durchschnitt	für	Strom	aufwendet.3

Die	 exorbitanten	 Stromkosten	 machen	 die	 Produktion
nigerianischer	 Textilien	 sehr	 teuer.	 Raymond,	 der	 Händler	 in
Kaduna,	 erklärte	 mir,	 er	 könne	 aus	 chinesischem	 Stoff	 gemachte
Hosen	 für	 nur	 zwei	 Drittel	 des	 Preises	 von	 solchen	 aus
nigerianischem	 Stoff	 verkaufen	 und	 immer	 noch	 Gewinn	 machen.
Einige	Stände	weiter	pflichtete	Hillary	Umunna	dem	bei.	Der	Versuch
der	 Regierung	 zur	 Stützung	 des	 nigerianischen	 Textilsektors	 durch
ein	 Importverbot	 sei	 wenig	 zielführend,	 meinte	 Hillary	mit	 um	 die
Schultern	geschlungenem	Bandmaß.	»Von	den	Sachen	hier«,	sagte	er
und	deutete	auf	seine	Waren,	»sagen	sie	jetzt,	sie	sei	Schmuggelware.
Sie	 können	 sie	 nicht	 herstellen,	 verbieten	 sie	 aber.	 Was	 bleibt	 uns
übrig,	als	zu	schmuggeln?«

Der	verglichen	mit	den	lokal	produzierten	Artikeln	niedrigere	Preis



der	 Schmuggelware	war	 zumindest	 auf	 den	 ersten	Blick	 ein	 Vorteil
für	 die	 wenig	 wohlhabenden	 Kunden	 der	 Händler,	 doch	 für	 die
Beschäftigten	der	nigerianischen	Textilindustrie	traf	das	weniger	zu.
»Die	 Lage	 ist	 erbärmlich«,	 sagte	 Hillary,	 dem	 die	 Rolle,	 die	 er	 und
seine	Kollegen	beim	Ruin	 seiner	Landsleute	 spielten,	 offenbar	nicht
bewusst	 war.	 »All	 die	 [Textilfabriken]	 hier	 haben	 zugemacht.	 Die
Arbeiter	stehen	jetzt	auf	der	Straße.«

Mitte	 der	 achtziger	 Jahre	 hatte	 Nigeria	 175	 Textilfabriken.	 In	 den
folgenden	Jahren	bis	2010	mussten	bis	auf	25	alle	schließen.	Und	viele
von	denen,	die	sich	weiter	zu	behaupten	versuchen,	arbeiten	jetzt	mit
stark	 verringerter	 Kapazität.	 Von	 den	 350	 000	 Arbeitern,	 die	 die
Industrie	zu	ihrer	besten	Zeit	beschäftigte,	was	sie	zum	mit	Abstand
wichtigsten	 verarbeitenden	 Sektor	 der	 Wirtschaft	 Nigerias	 machte,

mussten	inzwischen	bis	auf	25	000	alle	gehen.4	Der	Markt	besteht	zu
85	Prozent	aus	Importen,	obwohl	der	Import	von	Textilien	eigentlich
illegal	 ist.	 Laut	 Schätzung	der	Weltbank	haben	die	 jedes	 Jahr	durch
Benin	 nach	 Nigeria	 geschmuggelten	 Textilien	 einen	 Wert	 von
2,2	 Milliarden	 Dollar,	 während	 die	 lokale	 nigerianische	 Produktion

auf	 40	 Millionen	 Dollar	 im	 Jahr	 geschrumpft	 ist.5	 Experten	 der
Vereinten	Nationen	kamen	2009	zu	dem	Schluss:	»Die	nigerianische

Textilindustrie	steht	vor	dem	totalen	Zusammenbruch.«6	Angesichts
der	Elektrizitätskrise,	dem	fast	unpassierbaren	Zustand	der	Straßen
Nigerias	und	der	Flut	gefälschter	Waren	 ist	es	ein	Wunder,	dass	die
Industrie	sich	überhaupt	so	lange	gehalten	hat.

Die	 Folgen	 dieses	 Zusammenbruchs	 sind	 schwer	 in	 Zahlen	 zu
messen,	 aber	 reichen	 weit	 in	 die	 gesamte	 nigerianische	 Wirtschaft
hinein,	 besonders	 im	 Norden.	 Etwa	 eine	 halbe	 Million	 Bauern,	 die
früher	 Baumwolle	 für	 die	 Belieferung	 der	 Textilfabriken	 anbauten,
haben	 damit	 aufgehört,	 auch	 wenn	 einige	 auf	 andere	 Pflanzen
umgesattelt	haben.	Wichtige	Arbeitsplätze	sind	in	Nigeria	selten	und
begehrt.	 Jeder	Beschäftigte	 im	Textilsektor	versorgt	etwa	ein	halbes



Dutzend	 Familienangehöriger	 mit.	 So	 kann	man	 sicher	 sagen,	 dass
die	 Vernichtung	 der	 nigerianischen	 Textilindustrie	 Millionen	 von
Menschen	in	Mitleidenschaft	gezogen	hat.

Nachdem	wir	den	Markt	von	Kaduna	verlassen	hatten,	nahm	mich
mein	Freund	zu	einigen	der	Leute	mit,	die	der	Zusammenbruch	der
Industrie	 am	 härtesten	 getroffen	 hatte.	 Im	 Zwielicht	 eines
Klassenzimmers	 neben	 der	 Kirche,	 in	 der	 einige	 der	 Christen
Kadunas	laut	eine	höhere	Macht	um	Beistand	anflehten,	saßen	neun
entlassene	Textilarbeiter	auf	wackligen	Tischen	und	berichteten	von
ihrer	 Leidensgeschichte.	 Ihrem	 Bericht	 zufolge	 waren	 allein	 in
Kaduna	 Zehntausende	 von	 Arbeitsplätzen	 in	 der	 Textilindustrie
verlorengegangen.	 Ich	 hatte	 die	 Fabrik	 gesehen,	 in	 der	 einige	 von
ihnen	gearbeitet	hatten.	Die	Tore	der	Fabrik	United	Nigerian	Textiles
waren	 fest	verschlossen.	Auf	den	hohen	Mauern	war	gezacktes	Glas
eingelassen,	 und	 ein	 einsamer	 Sicherheitsmann	 bewachte	 die
Maschinen,	wohl	 für	 den	 äußerst	 unwahrscheinlichen	 Fall,	 dass	 sie
jemals	 wieder	 laufen	 sollten.	 Bis	 auf	 die	 im	 Unterholz
umherraschelnden	gelbköpfigen	Eidechsen	zeigte	sich	weit	und	breit
kein	anderes	Lebewesen.

Pater	Matthew	Hassan	Kukah	verzog	schmerzlich	sein	Gesicht,	als
er	 sich	 an	 den	 Tag	 erinnerte,	 an	 dem	 die	 Fabrik,	 als	 die	 letzte	 in
Kaduna,	 im	 Jahr	 zuvor	 die	 Tore	 geschlossen	 hatte.	 Er	 hatte	 gerade
erst	 die	 Sonntagmesse	 beendet.	 Genau	 wie	 Erzbischof	 Tutu	 in
Südafrika	ist	Kukah	in	Nigeria	eine	Figur	von	moralischem	Gewicht	–
und	 er	 teilt	 mit	 Tutu	 auch	 einen	 subversiven	 Sinn	 für	 Humor,	 der
allen	 Widrigkeiten	 trotzt.	 Kukahs	 Stimme	 versetzt	 den	 Mächtigen
Stiche,	wie	nur	wenige	andere	es	können.	Gekleidet	in	eine	einfache
schwarze	Robe,	sagte	er	mir	in	seinem	brütend	heißen	Büro	oberhalb
seiner	Sakristei,	der	Tod	der	Textilindustrie	Kadunas	habe	der	Stadt
das	Leben	ausgesaugt.	»Wir	sind	um	zwanzig	 Jahre	zurückgefallen«,
meinte	 er.	 »Damals,	 in	 den	 Siebzigern	 gab	 es	 Textilien,	 die	 Leute



waren	 voller	 Tatendrang.	 Aber	 diese	 Generation	 schaffte	 es	 nicht,
eine	junge	Elite	mit	Aufstiegschancen	zu	schaffen.	Das	ist	es,	was	ihre
Kinder	 hätten	 sein	 sollen.«	 Jetzt	 hätten	 die	 verarmten	 Bewohner
Kadunas	 sich	 auf	 ihre	 jeweilige	 ethnische	 und	 religiöse	 Identität
zurückgezogen.	»Kaduna	ist	heute	eine	Geschichte	von	zwei	Städten«,
sagte	der	Priester.	»Auf	dieser	Seite	des	Flusses	die	Christen,	auf	der
anderen	die	Muslime.«

Der	Niedergang	Kadunas	sei	nur	eines	der	Symptome	des	Abstiegs
Nigerias	 in	 den	 Mangel,	 fuhr	 Kukah	 fort.	 Die	 nationale	 politische
Klasse	habe	ihre	Pflichten	gegenüber	der	Gesellschaft	vergessen,	um
sich	 stattdessen	 die	 Taschen	 zu	 füllen.	 Das	 soziale	 Gewebe	 sei
zerrissen.	 »Weil	 der	 Staat	 kollabiert	 ist,	 streben	 alle,	 beim
Präsidenten	 angefangen,	 nach	 ihrer	 eigenen	 Macht,	 ihrer	 eigenen
Sicherheit.	 Die	 Leute	 organisieren	 sich	 sogar	 in	 Bürgerwehren.«
Gewalt	 sei	 zur	 Grundform	 des	 Lebens	 geworden.	 »Ghettos	 sind
überall	 auf	 der	 Welt	 sehr	 leicht	 entflammbar.	 Der	 Norden	 ist	 eine
Brutstätte	der	Armut.«

Die	 ehemaligen	 Fabrikarbeiter	 in	 Kukahs	 Kirchengemeinde	 und
Kadunas	Muslime	waren	beide	gleichermaßen	arm:	Essen	zu	kaufen,
ganz	zu	schweigen	vom	Aufbringen	der	Schulgebühren,	die	selbst	von
den	heruntergekommenen	staatlichen	Schulen	verlangt	werden,	war
ein	 täglicher	 Kampf.	 Die	 Fabrikarbeiter	 berichteten,	 sie	 hätten
versucht,	vorm	Haus	des	Staatsgouverneurs	zu	demonstrieren,	seien
aber	 von	 der	 Polizei	 daran	 gehindert	worden.	Die	 Bundesregierung
hatte	immer	wieder	versprochen,	der	Industrie	wieder	auf	die	Beine
zu	 helfen,	 aber	 dann	 sei	 doch	 fast	 nichts	 passiert.	 Den
Weitsichtigeren	unter	den	Arbeitern	war	klar,	dass	das	Spiel	ohnehin
aus	 war.	 Selbst	 wenn	 sie	 die	 Fabriken	 wieder	 zum	 Laufen	 bringen
würden	 –	 die	 chinesische	 Schmuggelware	 hatte	 den	 Markt	 so
gründlich	erobert,	 dass	die	nigerianischen	Unternehmen	unmöglich
mit	ihr	konkurrieren	könnten.	Und	da	war	noch	ein	weiterer	Faktor,



der	 die	 Beförderung	 der	 Fabrikarbeiter	 in	 den	 Mülleimer	 der
Globalisierung	 beschleunigt	 hatte.	 Mit	 den	 Füßen	 scharrend	 und
argwöhnisch	 um	 sich	 blickend,	 ob	 nicht	 vielleicht	 jemand	 lauschen
könnte,	murmelten	die	Männer	ein	einziges	Wort:	»Mangal.«

Alhaji	 Dahiru	 Mangal	 ist	 ein	 Geschäftsmann,	 dessen	 Vermögen	 auf
mehrere	Milliarden	 geschätzt	wird,	 ein	 Vertrauter	 von	 Präsidenten,
ein	 frommer	 Muslim	 und	 ein	 Philanthrop,	 dessen
Luftfahrtgesellschaft	jedes	Jahr	viele	nigerianische	Pilger	zum	Hadsch
nach	 Mekka	 fliegt.	 Außerdem	 zählt	 er	 zu	 den	 bedeutendsten
Schmugglern	Westafrikas.

Mangal	 wuchs	 in	 Katsina,	 dem	 letzten	 Vorposten	 vor	 Nigerias
Grenze	 mit	 Niger,	 auf	 und	 hat	 nur	 wenig	 formelle	 Schulbildung.
Weltoffenere	 nigerianische	 Geschäftsmänner	 sprechen	 von	 ihm	mit
einer	Mischung	 aus	 Herablassung,	 Neid	 und	 Angst.	 Er	 begann	 sein
Leben	als	Geschäftsmann	in	den	achtziger	Jahren,	in	denen	er	seinem
Vater	ins	Import/Export-Geschäft	folgte,	und	er	sorgte	schnell	dafür,

dass	 die	 Frachtrouten	 über	 die	 Grenze	 ihm	 gehörten.7	 »Er	 ist
gerissen«,	 erzählte	mir	ein	politischer	Führer	 im	Norden.	 »Er	weiß,
wie	man	Geld	macht.«

In	 den	 dunkleren	 Ecken	 der	 weltweiten	 Warenproduktion	 fand
Mangal	 seine	 perfekten	Geschäftspartner.	 »Die	 Chinesen	 griffen	 im
Herz	 der	 Textilindustrie	 an:	 im	 Wachsprint	 und	 im	 afrikanischen
Druck«,	 erklärte	 mir	 ein	 Textilberater,	 der	 Jahre	 mit	 der
Untersuchung	 des	 langsamen	 Todes	 der	 nigerianischen
Textilindustrie	 –	 und	mit	 dem	Versuch,	 das	 Rad	 zurückzudrehen	 –
verbracht	 hat.	 In	 den	 neunziger	 Jahren	 begannen	 chinesische
Fabriken	mit	dem	Kopieren	westafrikanischer	Stoffmuster	und	dem
Aufbau	eigener	Vertriebsabteilungen	 in	der	Region.	 »Das	 ist	 absolut
illegal	–	aber	der	Schmuggel	wird	von	Nigerianern	betrieben«,	so	der
Berater	weiter.	Es	gebe	in	China	sechzehn	Fabriken,	die	Textilwaren
mit	 eingenähtem	 »Made-in-Nigeria«-Etikett	 produzierten.	 Eine



Weile	 lang	war	die	Qualität	der	chinesischen	Stoffe	viel	geringer	als
die	der	nigerianischen	Originale,	aber	das	änderte	sich	sehr	rasch.	So
gewannen	 die	 Chinesen	 in	 Zusammenarbeit	 mit	 nigerianischen
Verkäufern	 allmählich	 die	 Kontrolle	 über	 den	Markt.	Mangal	 agiert
als	 der	 Moderator,	 der	 Mittelsmann	 zwischen	 Hersteller	 und
Vertriebspartner,	 und	 verwaltet	 eine	 Schattenwirtschaft,	 die	 die
Grenzbehörden	 und	 seine	 politischen	 Verbündeten	 einschließt.	Wie
viele	 anderen,	 die	 vom	 Fluch	 des	 Rohstoffreichtums	 profitieren,
macht	 er	 seine	 Geschäfte	 auf	 den	 geheimen	 Seitenwegen	 der
Weltwirtschaft.

Das	 Netz	 der	 Vorratslager	 und	 Händler	 Mangals	 reicht	 bis	 nach
Dubai,	 dem	 Golf-Emirat,	 in	 dem	 ein	 Großteil	 der	 geheimen
Afrikageschäfte	abgewickelt	wird,	und	von	da	aus	bis	nach	Indien	und
China.	»Man	bringt	es	in	sein	Lager	und	er	schmuggelt	es«,	sagte	mir
ein	Spitzenbanker	aus	dem	Norden.	»Er	kontrolliert	den	Import	aller
Waren,	die	verzollt	werden	müssen	oder	Schmuggelgut	sind.«

Von	seinem	Standort	in	Katsina	aus	organisiert	Mangal	den	Import
von	Nahrungsmitteln,	Benzin	und	allem	anderen,	was	 seine	 reichen
nigerianischen	 Kunden	 sich	 wünschen.	 Aber	 die	 Basis	 seines
Geschäfts	 sind	 die	 Textilien,	 die	 so	 viel	 zum	 Tod	 der	 örtlichen
Industrie	 beigetragen	 haben.	 Berichten	 zufolge	 verlangt	 er	 neben
dem	 Preis	 der	Waren	 pro	 Ladung	 eine	 Flatrate	 von	 zwei	Millionen

Naira	(etwa	13	000	Dollar).8	Es	wird	geschätzt,	dass	Mangal	2008	pro

Monat	etwa	hundert	Schiffscontainer	über	die	Grenze	brachte.9

Aufstieg	 und	 Fall	 in	 der	 Prozession	 nigerianischer	 Diktatoren
wirkten	 sich	 auch	 auf	 Mangals	 Geschäfte	 aus.	 Als	 1999	 die
Demokratie	 –	 und	 auf	 dem	 Papier	 auch	 der	 Rechtsstaat	 –	 nach
Nigeria	zurückkehrte,	brauchte	er	in	der	neuen	Ordnung	Verbündete.
Einen	 davon	 fand	 er	 in	 Umaru	 Yar’Adua.	 Er	 war	 von	 der
Volksdemokratischen	 Partei	 (People’s	 Democratic	 Party	 –	 PDP),	 zu
der	 im	neuen	System	der	größte	Teil	der	politischen	Eliten	Nigerias



gehörte,	 für	 den	 Posten	 des	 Gouverneurs	 von	Mangals	 Heimatstaat
Katsina	ausgewählt	worden.	Einige	politische	Führer,	Geschäftsleute
und	Regierungsinsider	 im	Norden	berichteten	mir,	Mangal	sei	einer
der	 generösesten	 Sponsoren	 der	 beiden	 erfolgreichen
Gouverneurskandidaturen	Yar’Aduas	1999	und	2003	gewesen.

Die	 großzügigen	 Gaben	 des	 Meisterschmugglers	 machten	 ihn
allerdings	 nicht	 vollkommen	 unangreifbar.	 Etwa	 gegen	 2005
beschloss	 der	 ehemalige	 Militärherrscher	 Olusegun	 Obasanjo,	 der
damals	 begann,	 sich	 auf	 seine	 zweite	 Amtszeit	 als	 gewählter
Präsident	 vorzubereiten,	 etwas	 gegen	 den	 Schmuggel	 und	 den
Schaden	 zu	 tun,	 den	 er	 in	 der	 nigerianischen	 Textilindustrie
anrichtete.	 Wie	 ein	 Berater,	 der	 beim	 Präsidenten	 Lobbyarbeit
machte,	 berichtete,	 sagte	 man	 Obasanjo,	 Mangal	 sei	 hier	 »die
Nummer	eins«.	Obasanjo	schickte	den	aus	dem	Norden	stammenden,
als	Reformer	geltenden	Minister	Nasir	El-Rufai	mit	dem	Auftrag	los,
Mangal	 dazu	 zu	 bringen,	 seine	 Geschäfte	 auf	 eine	 legale	 Basis	 zu

stellen.10	 El-Rufai	 erzählte	 mir,	 er	 habe	 mit	 Yar’Adua,	 dem
Nutznießer	 der	 großzügigen	 Wahlkampfspenden	 und	 politischen
Protektor	 Mangals,	 ein	 Abkommen	 getroffen,	 mit	 dem	 der
Schmuggler	sich	verpflichtete,	sich	in	einen	legitimen	Geschäftsmann
zu	verwandeln.

El-Rufai	 erinnerte	 sich,	 dass	 Mangal	 ihn	 fragte:	 »Warum	 nennt
Obasanjo	 mich	 einen	 Schmuggler?	 Ich	 mache	 nur	 die	 Logistik.	 Ich
kaufe	 nichts	 von	 dem,	 was	 geschmuggelt	 wird.	 Ich	 stelle	 nur	 eine
Dienstleistung	 zur	 Verfügung.«	 Mangal	 erklärte	 El-Rufai,	 er	 habe
einen	 Fuhrpark	 von	 sechshundert	 Lastern,	 die	 auf	 den
Handelsstraßen	 unterwegs	 seien.	 Er	 versprach,	 stattdessen	 ins
Geschäft	mit	 raffinierten	Erdölprodukten	einzusteigen,	 eine	weitere
traditionelle	 Goldgrube	 für	 die	 politisch	 gut	 vernetzten
Handelsbarone	Nigerias.	Doch	 der	 illegale	 Textilhandel	 ging	weiter,
und	Mangals	Geschäfte	blieben	weiter	unter	staatlicher	Beobachtung.



Die	 nigerianische	 Kommission	 für	 Wirtschafts-	 und
Finanzkriminalität	 (Economic	 and	 Financial	 Crimes	 Commission	 –
EFCC),	bis	dahin	lediglich	ein	Instrument	zur	Begleichung	politischer
Rechnungen,	 hatte	 unter	 einem	 energischen	 Vorkämpfer	 gegen
Betrug	namens	Nuhu	Ribadu	an	Biss	und	Unabhängigkeit	gewonnen.

Sie	begann,	 sich	 für	Mangal	 zu	 interessieren.11	 Aber	plötzlich	waren
die	 Götter	 der	 Petropolitik	 Nigerias	 dem	 Schmuggler	 wieder
wohlgesinnt.

Nachdem	 Obasanjos	 Versuche,	 eine	 Verfassungsänderung	 zu
erreichen,	 die	 ihm	 eine	 dritte	 Amtszeit	 als	 Präsident	 ermöglichen
sollte,	 vereitelt	 worden	 waren,	 versuchte	 er,	 seinen	 Einfluss	 im
Hintergrund	 weiter	 zu	 bewahren.	 Er	 holte	 Yar’Adua	 aus	 der
Vergessenheit	 Katsinas,	 um	 ihn	 bei	 den	 Wahlen	 von	 2007	 zum
Präsidentschaftskandidaten	der	PDP	zu	machen,	was	angesichts	der
Dominanz	 der	 Partei	 bedeutete,	 dass	 er	 die	 Schlüssel	 zum
Präsidentenpalast	bereits	 in	der	Hand	hielt.	Ebenso	wie	 andere,	die
die	Aufmerksamkeit	der	Antikorruptionsschwadron	auf	sich	gezogen
hatten,	 unterstützte	 Mangal	 den	 Präsidentschaftswahlkampf
Yar’Aduas	mit	Spenden.	Nicht	lange	nach	dessen	Amtsantritt	wurden
sie	 dafür	 belohnt.	 Ribadu	 wurde	 entlassen,	 und	 der
Antikorruptionseinheit	wurden	die	Zähne	gezogen.	»Sowie	Yar’Adua
Präsident	 war,	 hatte	 [Mangal]	 einen	 Blankoscheck«,	 sagte	 mir	 El-
Rufai,	den	Yar’Adua	ebenfalls	in	die	Wüste	geschickt	hatte.	Es	war	ein
weiterer	Todesstoß	für	die	Textilindustrie	des	Nordens.

Die	 Hegemonie	 Mangals	 und	 der	 anderen	 Verbrecherbosse	 in
Nordnigeria	–	ebenso	wie	die	qualvolle	Lage	der	im	Stich	gelassenen
Textilarbeiter	 –	 geht	 bis	 auf	 die	 Entdeckung	 von	 Öl	 im	 Nigerdelta
zurück.

1959,	 drei	 Jahre	 nachdem	 Royal	 Dutch	 Shell	 im	 Delta	 auf
kommerziell	 verwertbare	 Ölmengen	 gestoßen	 war,	 legte	 das
Unternehmen	in	der	Nähe	des	nordholländischen	Dorfes	Slochteren



in	 Nordholland	 gemeinsam	 mit	 der	 US-Firma	 Exxon	 ein	 weiteres
Bohrloch	an.	Dabei	stießen	sie	auf	das	größte	Erdgasvorkommen	ganz
Europas,	 woraufhin	 es	 einen	 regelrechten	 Run	 auf	 Erdgas	 gab.	 Es
dauerte	jedoch	nicht	lange,	bis	man	sich	in	Holland	zu	fragen	begann,
ob	die	Entdeckung	tatsächlich	ein	Segen	gewesen	war.	Außerhalb	der

Energieindustrie	 gingen	 immer	mehr	Arbeitsplätze	 verloren.12	 Auch
andere	 Wirtschaftssektoren	 erlitten	 einen	 Einbruch	 und	 folgten
damit	einem	Muster,	das	das	Businessmagazin	The	Economist	1977	als
die	»holländische	Krankheit«	diagnostizierte.

Was	 in	Holland	 geschah,	war	 jedoch	 kein	 beschränkter	 Ausbruch
einer	Krankheit,	obwohl	ein	prosperierendes	europäisches	Land	wie
die	 Niederlande	 besser	 als	 andere	 aufgestellt	 war,	 den	 Erregern
standzuhalten.	 Die	 holländische	 Krankheit	 ist	 eine	 weltweite
Epidemie,	 zu	 deren	 Symptomen	 oft	 Armut	 und	 Unterdrückung
gehören.

Die	 Krankheit	 findet	 ihren	 Eingang	 in	 ein	 Land	 über	 dessen
Währung.	 Die	 Dollars,	 mit	 denen	 exportierte	 Kohlenstoffe,
Mineralien,	Erze	und	Edelsteine	 gekauft	werden,	 drücken	den	Wert
der	Währung	des	Landes	nach	oben.	 Importe	werden	relativ	zu	den
nationalen	 Produkten	 billiger	 und	 schwächen	 die	 heimische
Industrie.	 Fruchtbares	 Land	 liegt	 brach,	 weil	 die	 Erzeugnisse	 der
örtlichen	Bauern	durch	Importware	ersetzt	werden.	Bei	Ländern,	die
mit	 der	 Industrialisierung	 begonnen	 haben,	 wird	 der	 Prozess	 nun
umgekehrt:	 die,	 die	 auf	 eine	 Industrialisierung	hoffen,	 kommen	gar
nicht	erst	so	weit.	Die	Verarbeitung	von	Rohstoffen	kann	ihren	Wert
um	 bis	 zu	 vierhundert	 Prozent	 steigern,	 aber	 da	 die
Ressourcenstaaten	 Afrikas	 keine	 industriellen	 Kapazitäten	 haben,
entschwinden	 ihr	Öl	 und	 ihre	Mineralien	 in	 Rohform,	während	 die

Wertschöpfung	anderswo	stattfindet.13

Nun	 setzt	 ein	 Kreislauf	 wirtschaftlicher	 Abhängigkeit	 ein:	 Der
Verfall	 der	 anderen	 Wirtschaftssektoren	 macht	 die	 Förderung	 der



natürlichen	 Ressourcen	 unentbehrlich.	 Die	 wirtschaftlichen
Möglichkeiten	 beschränken	 sich	 zunehmend	 aufs	 Rohstoffgeschäft,
das	 aber	nur	wenigen	dient:	Zwar	 verschlingen	Minen	und	Ölfelder
gewaltige	 Summen	 von	 Kapital,	 schaffen	 aber	 verglichen	 mit	 der
Landwirtschaft	 oder	 anderen	 Wirtschaftszweigen	 nur	 eine
verschwindend	 geringe	 Zahl	 von	 Arbeitsplätzen.	 Während	 die	 Öl-
und	 Bergbauwirtschaft	 dem	 Rest	 Wirtschaft	 das	 Wasser	 abgraben,
wird	 der	 Aufbau	 einer	 Infrastruktur,	 die	 für	 breitere	Möglichkeiten
sorgen	könnte	–	Stromnetze,	Straßen,	Schulen	–,	vernachlässigt.

In	Afrika	hat	sich	die	holländische	Krankheit	zu	einer	chronischen
Malaise	entwickelt,	die	einen	lähmenden	Effekt	hat.	Statt	einer	breit
gefächerten	 Wirtschaft	 mit	 einer	 industriellen	 Basis,	 die	 für
Massenbeschäftigung	 sorgt,	 wächst	 die	 Armut,	 während	 der
Rohstoffsektor	 für	die,	die	 ihn	 in	der	Hand	haben,	zu	einer	Enklave
des	 Reichtums	 wird.	 Zwischen	 1991	 und	 2008	 ist	 der	 Anteil	 des
verarbeitenden	Sektors	an	der	afrikanischen	Gesamtwirtschaft	von	15

auf	 elf	 Prozent	 gefallen.14	 Telekommunikation	 und	 die
Finanzdienstleistungen	haben	einen	Boom	erlebt,	doch	der	Weg	zur
Industrialisierung	 ist	 versperrt.	 In	 genau	 den	 Jahren,	 in	 denen
Brasilien,	 Indien,	 China	 und	 die	 anderen	 »aufstrebenden	 Märkte«
ihre	 Wirtschaft	 umkrempelten,	 blieben	 die	 afrikanischen
Rohstoffstaaten	am	untersten	Ende	der	industriellen	Nachschubkette.
2011	war	der	Anteil	Afrikas	am	weltweiten	Output	der	verarbeitenden

Industrie	genauso	groß	wie	2000,	nämlich	ein	Prozent.15

In	 bestimmten	 Regionen	 Afrikas	 hat	 die	 verarbeitende	 Industrie
Fuß	 gefasst,	 besonders	 in	 Südafrika,	 wo	 Platin	 zur	 Herstellung	 von
Katalysatoren	verwendet	wird,	und	in	Botswana,	in	denen	eine	neue
Schneide-	 und	 Polierindustrie	 zur	 Wertschöpfung	 im
Diamantensektor	 beiträgt.	 Viel	 verbreiteter	 ist	 jedoch	 ein	 anderes
Bild,	 so	 etwa	 die	 stillgelegte	Montagefabrik	 von	General	Motors	 am
Rand	 Kinshasas	 oder	 der	 Edelsupermarkt	 in	 Luanda,	 der	 acht



verschiedene	 Sorten	 Dosenerbsen	 anbietet,	 von	 denen	 keine	 in
Angola	angebaut	wird,	obwohl	die	bebaubaren	Fläche	Angolas	größer
ist	als	Deutschland.	Der	Rohstoffboom	der	letzten	zehn	Jahre,	der	bei
Hedgefondsmanagern	 und	 Investmentanalysten	 so	 großen
Enthusiasmus	 über	 die	 ökonomischen	 Zukunftsaussichten	 Afrikas
ausgelöst	 hatte,	 hat	 die	 Lage	 für	 die	 Afrikaner	 außerhalb	 der
Rohstoffblase	 womöglich	 noch	 verschlechtert.	 Während	 Nigeria	 im
Zeitraum	 2005	 bis	 2011	 einen	 jährlichen	 Zuwachs	 des
Bruttoinlandprodukts	 von	 mehr	 als	 fünf	 Prozent	 hatte,	 stieg	 die

Arbeitslosenrate	 von	 15	 auf	 25	 Prozent,16	 wobei	 die
Jugendarbeitslosigkeit	auf	60	Prozent	geschätzt	wurde.

Eine	 neue	 Kalkulation	 des	 BIP	 Nigerias	 von	 2014,	 die	 den	 bisher
noch	nicht	 in	Betracht	 gezogenen	Boom	 in	 der	Telekommunikation
und	 im	 Banksektor	mit	 einbezog,	machte	 das	 bevölkerungsreichste
Land	Afrikas	noch	vor	Südafrika	zumindest	zahlenmäßig	zur	größten
Wirtschaft	des	Kontinents.	Auch	wenn	sie	den	Anteil	des	Öls	am	BIP
auf	14	Prozent	halbierten,	machten	diese	statistischen	Revisionen	die
Nigerianer	nicht	weniger	arm.	»Die	neuen	Zahlen	zeigen,	dass	Nigeria

viel	 mehr	 ist	 als	 nur	 eine	 Ölenklave«,	 verkündete	 The	 Economist.17

»Nigeria	sieht	jetzt	nach	einer	Wirtschaft	aus,	die	man	ernst	nehmen
muss.«

Doch	 das	 Öl	 hat	 Nigeria	 derart	 korrumpiert,	 dass	 die	 Aussichten
für	 Geschäftsleute,	 die	 ehrlich	 Geld	 verdienen	wollen,	 entmutigend
sind.	 Richard	 Akerele,	 ein	 langjähriger	 britisch-nigerianischer
Geschäftsmann	 aus	 einer	 alten	 Familie	 in	 Lagos,	 dessen	 jüngstes
Projekt	die	Schaffung	einer	neuen	Generation	von	Fluggast-Lounges
an	 afrikanischen	 Flughäfen	 war,	 ist	 ein	 Mann	 von	 schier
unverwüstlichem	 Frohsinn.	 Aber	 selbst	 er	 verliert	 allmählich	 die
Hoffnung.

»Wir	haben	hier	alles,	wirklich	alles«,	erklärte	mir	Akerele.	»Aber
unsere	 Menschen	 sind	 arm	 und	 unsere	 Gesellschaft	 ist	 arm.«	 Wir



saßen	in	einer	Strandbar	auf	einer	der	Inseln	des	wohlhabenden	Teils
von	Lagos.	Die	Sonne	tanzte	auf	dem	Wasser,	das	die	reichen	Inseln
von	der	anschwellenden	Masse	der	Menschen	auf	dem	Festland	mit
ihren	 überfüllten	 gelben	 Bussen,	 ihrer	 Kakofonie	 von	 Acrobat	 und
Stromgeneratoren	 und	 ihren	 ungeachtet	 aller	 Armut	 picobello
gekleideten	Slumbewohnern	trennt.

Für	die	Generation	Akereles	 ist	 es	 zutiefst	 schmerzhaft	 zu	 sehen,
was	 aus	 Nigeria	 geworden	 ist.	 Er	 hatte	 recht	 –	 Nigeria	 hat	 alles:
fruchtbares	 Land,	 große	Naturreichtümer,	Universitäten,	 die	 in	 den
Jahren	nach	der	Unabhängigkeit	der	Neid	ganz	Afrikas	waren,	einen
Überfluss	 an	 Intelligenz	 und	 Erfindergeist,	 der	 sich	 in	 der
Leichtigkeit	 widerspiegelte,	 mit	 der	 Nigerianer	 im	 Ausland
vorankamen,	 Literaturnobelpreisträger	 und	 clevere	 Geschäftsleute.
Aber	 das	 Herz	 Nigerias	 war	 vom	 Öl	 vergiftet	 worden.	 Akerele,	 der
einige	 Jahre	 lang	mit	 einem	der	 erfolgreichsten	 und	 umstrittensten
Bergbaumagnaten,	 Tiny	 Rowland	 und	 seiner	 Firma	 Lonrho,
zusammengearbeitet	 hat,	weiß	besser	 als	 die	meisten,	wie	 groß	das
Unheil	 ist,	 das	 die	 Rohstoffindustrie	 seinem	 Land	 und	 seinem
Kontinent	zugefügt	hat.

Eines	 Tages,	 als	 wir	 beide	 morgens	 um	 drei	 die	 letzten
Überlebenden	einer	Zechtour	waren,	auf	der	wir	versucht	hatten,	die
Ursachen	der	Misere	Nigerias	dingfest	zu	machen,	fragte	ich	Akerele,
wie	 er	 die	 Zukunft	 Afrikas	 sah.	 Wie	 üblich	 antwortete	 er	 mir	 gut
gelaunt.	»Afrika	wird	eine	Mine	sein«,	meinte	er,	»und	die	Afrikaner
werden	die	Packesel	der	Welt	sein.«

Der	Elektronikmarkt	in	Alaba	rühmt	sich,	der	größte	ganz	Afrikas	zu
sein.	 Es	 ist	 ein	 ausgedehnter	 Basar	 unweit	 der	 –	 absurderweise	 als
Schnellstraße	 bezeichneten	 –	 immerzu	 verstopften	 Straße,	 die	 sich
durch	 das	 Festland	 von	 Lagos	 zieht,	 wo	 der	 größte	 Teil	 der
20	 Millionen	 Einwohner	 lebt.	 Hier	 werden	 die	 Statussymbole	 der
Mittelklasse	verkauft:	Kühlschränke	und	Telefone,	Stereoanlagen	und



Fernsehgeräte.	 Die	 Händler	 sind	 stolz,	 dass	 sie	 die	 Mittel	 eines
Lebens	 in	 Komfort	 für	 einen	 größeren	 Teil	 ihrer	 Landsleute
erschwinglich	gemacht	haben	statt	nur	für	die	Angehörigen	der	Elite,
die	 vor	 der	 Ankunft	 der	 billigeren	 Ware	 aus	 China	 die	 einzigen
Kunden	des	Marktes	waren.	Doch	wie	 im	Fall	 der	Textilmärkte	 des
Nordens	zeigt	die	Allgegenwart	ausländischer	Waren	das	fast	völlige
Scheitern	 Nigerias	 beim	 Aufbau	 einer	 eigenen	 verarbeitenden
Industrie.

Während	 ich	 an	 den	 Ständen	mit	 Küchen-	 und	Haushaltsgeräten
vorbeischlenderte,	 zog	mich	 einer	 der	Händler	 beiseite.	 Okolie	war
neunundfünfzig	und	hatte	dreißig	Jahre	mit	dem	Verkauf	von	Radios
zugebracht	 –	 und	 damit,	 herauszufinden,	 wie	 Nigerias	 Petropolitik
die	Dynamik	von	Angebot	und	Nachfrage	beeinflusst.

Wie	Okolie	mir	berichtete,	 lief	das	Geschäft	nicht	gut.	Es	war	Mai
2010:	 Griechenland	 stand	 am	 Rande	 der	 Staatspleite,	 und	 ich
vermutete,	Grund	für	die	schlechten	Umsätze	in	Alaba	seien	letztlich
die	 Schwierigkeiten	 der	 Weltwirtschaft.	 Aber	 ich	 irrte	 mich.	 »Die
Geschäfte	 gehen	 nicht«,	 erklärte	 mir	 Okolie,	 »weil	 der	 Präsident
krank	ist.«

Schon	 vor	 seiner	 Beförderung	 ins	 höchste	 Staatsamt	 war	 die
Gesundheit	 Umaru	 Yar’Aduas	 nicht	 die	 beste	 gewesen.	 Bei
Taxifahrern	 und	 in	 den	Hotelbars,	 in	 denen	 die	Geschäftsleute	 und
Politiker	 verkehrten,	 war	 der	 Zustand	 der	 Nieren	 des	 Präsidenten
beliebtes	 Gesprächsthema.	 Als	 sich	 das	 Jahr	 2009	 seinem	 Ende
zuneigte,	bekam	Yar’Adua	dann	auch	noch	Herzprobleme.	Er	wurde
zur	Behandlung	nach	Saudi-Arabien	geflogen,	was	einen	politischen
Lähmungszustand	auslöste.

Der	Markt	in	Alaba	hatte	mit	Schwierigkeiten	zu	kämpfen,	weil	das
Patronagesystem	zum	Stillstand	gekommen	war.	Das	Ganze	war	eine
perfekte	Illustration	dessen,	was	die	Tochter	des	hingerichteten,	aus
dem	Nigerdelta	 stammenden	 Aktivisten	 Ken	 Saro-Wiwa,	 Noo	 Saro-



Wiwa,	 Nigerias	 »Kontraktokratie«	 genannt	 hat.18	 Unter	 normalen
Umständen	 würden	 die	 Nutznießer	 der	 Staatsaufträge,	 über	 die
Nigerias	 Ölrente	 in	 das	 Patronagesystem	 fließt,	 einen	 Teil	 ihres
zweifelhaften	 Einkommens	 an	 Orten	 wie	 dem	 Markt	 von	 Alaba
ausgeben.	 Das	 gilt	 sowohl	 für	 die	 begünstigten	 Auftragnehmer	 als
auch	 die	 Beamten	 und	 Politiker,	 die	 von	 ihnen	 geschmiert	werden.
Aber	 Yar’Aduas	 lange	 Krankheit	 und	 die	 von	 ihr	 ausgelösten
Machtkämpfe	 führten	 dazu,	 dass	 viele	 Verträge	 nicht	 unterzeichnet
wurden.	Der	von	der	Plünderungsmaschine	 induzierte	Konsum	kam
ins	 Stocken.	 Aber	 Okolie	 war	 nicht	 übermäßig	 besorgt.	 Die
Kontraktokratie	 würde	 ihren	 normalen	 Dienst	 bald	 wieder
aufnehmen.	 Die	 öffentlichen	 Güter,	 für	 die	 die	 Verträge	 angeblich
sorgen	 sollten,	 würden	 sich	 nicht	 materialisieren	 –	 das
subventionierte	 Benzin	 würde	 in	 dunklen	 Kanälen	 versickern,	 die
Schlaglöcher	 der	 Straßen	 würden	 nicht	 asphaltiert	 werden,	 die
Lichter	würden	ausbleiben	–,	aber	zumindest	die	Schattenwirtschaft
würde	bald	wieder	funktionieren.	»Wenn	der	Staat	den	Kontraktoren
Geld	gibt,	wird	auch	bei	uns	etwas	ankommen«,	sagte	Okolie.

Okolie	 hatte	 eine	 zentrale	 Wahrheit	 über	 das	 Funktionieren	 von
Ressourcenstaaten	 begriffen.	 Als	 die	 amerikanischen	 Revolutionäre
von	 ihren	 britischen	 Kolonialherrschern	 ihre	 Rechte	 einforderten,
erklärten	 sie,	 ohne	 Repräsentation	 würden	 sie	 keine	 Steuern
tolerieren.	Doch	der	Umkehrschluss	stimmt	ebenfalls:	Ohne	Steuern
gibt	 es	 auch	 keine	 Repräsentation.	 Da	 die	 Herrscher	 der
Rohstoffstaaten	nicht	von	der	Bevölkerung	finanziert	werden,	fühlen
sie	sich	ihr	auch	nicht	verpflichtet.

Die	Regierungen	Afrikas	als	Ganzem	nehmen	im	Durchschnitt	 für
jede	 sechs	Dollar,	 die	 durch	 direkte	 Steuern	wie	 Einkommensteuer
und	Steuern	auf	Unternehmensgewinne	hereinkommen,	zehn	Dollar

Abgaben	 für	die	Förderung	und	den	Export	von	Rohstoffen	ein.19	 In
Mali	machen	Abgaben	auf	Gold	und	andere	Mineralien	20	Prozent	des



Staatseinkommens	 aus;	 im	 Tschad,	 einem	 Staat	 mit	 Ölvorräten,
bilden	die	Einkünfte	aus	Rohstoffen	mehr	als	die	Hälfte	des	Etats.	In
Nigeria	sorgt	der	Verkauf	von	Rohöl	und	Erdgas	für	etwa	70	Prozent
des	Staatseinkommens;	im	neu	entstandenen	Südsudan	sind	es	sogar
98	 Prozent.	 Steuern,	 Zölle	 und	 Einnahmen	 aus	 dem	 Verkauf
staatlicher	Guthaben	–	all	das,	womit	ein	 Industrieland	seinen	Staat
finanziert	 und	 was	 überdies	 die	 Zustimmung	 der	 Bevölkerung
erfordert,	 ist	 in	 diesen	 Ländern	wesentlich	weniger	wichtig	 als	 der
fortgesetzte	 Fluss	 der	 Rohstoffrenten.	 Eine	 2014	 vorgenommene
Neukalkulation	des	BIP	Nigerias	 zeigte,	 dass	 der	 Staat	 sich	 von	den
Abgaben	 der	 Ölindustrie	 ernährt	 und	 nur	 vier	 Prozent	 seines
Einkommens	aus	der	Besteuerung	der	Bevölkerung	erhält.20

Die	Tatsache,	dass	die	Herrscher	der	afrikanischen	Rohstoffstaaten
ohne	die	Zustimmung	der	Bevölkerung	regieren	können,	ist	der	Kern
des	 Ressourcenfluchs.	 Das	 Rohstoffgeschäft	 zerstört	 den	 sozialen
Vertrag	zwischen	Herrschern	und	Beherrschten	–	die	von	politischen
Philosophen	 wie	 Rousseau	 und	 Locke	 entwickelte	 Idee,	 dass	 die
Regierung	 ihre	Legitimität	aus	einem	Tauschgeschäft	bezieht.	Dabei
erklärt	 sich	 die	 Bevölkerung	 bereit,	 auf	 bestimmte	 Freiheiten	 zu
verzichten,	 während	 die,	 denen	 Autorität	 gewährt	 wird,	 sich	 dafür
dem	 Gemeinwohl	 verpflichten	 müssen.	 Statt	 ihre	 Herrscher	 zur
Rechenschaft	 ziehen	 zu	 können,	 bleibt	 den	 Bürgern	 der
Rohstoffstaaten	 wenig	 mehr	 als	 der	 Versuch,	 selbst	 einen	 Teil	 der
Beute	zu	ergattern.	Der	Staatshaushalt,	der	so	entsteht,	ist	der	ideale
Nährboden	 für	Autokraten,	von	der	saudischen	Königsfamilie	bis	zu
den	starken	Männern	der	Staaten	am	Kaspischen	Meer.	Paul	Collier
von	 der	 Oxford	 University	 hat	 sein	 Leben	 lang	 die	 Gründe	 für	 die
Armut	Afrikas	studiert.	Die	Daten,	die	er	gesammelt	hat,	weisen	auf
etwas	 noch	 Bösartigeres	 hin.	 »Der	 Kern	 des	 Ressourcenfluchs«,
schreibt	 Collier,	 »besteht	 darin,	 dass	 er	 die	 Demokratie

verkrüppelt.«21



Sobald	 der	 Anteil	 der	 Rohstoffrente	 acht	 Prozent	 des	 BIP
übersteigt,	 so	 Collier,	 wächst	 die	 Wirtschaft	 eines	 Landes	 mit
pluralistischem	 System	 im	 Durchschnitt	 jährlich	 um	 drei
Prozentpunkte	 langsamer	 als	 die	 Wirtschaft	 einer	 ansonsten
vergleichbaren	 Autokratie.	 Seine	 Forschung	 führte	 Collier	 zu	 dem
Schluss,	dass	der	eigentliche	Zweck	von	Wahlen	in	Ländern,	in	denen
ein	 wesentlicher	 Teil	 des	 nationalen	 Einkommens	 aus	 der
Rohstoffindustrie	 kommt,	 kaum	 noch	 zum	 Tragen	 kommt.
Normalerweise	 ist	 politischer	 Wettbewerb	 bei	 Wahlen	 sehr	 gesund
und	 sorgt	 dafür,	 dass	 die	 gewählten	 Amtsträger	 den	 Wählern
rechenschaftspflichtig	 sind.	 Politische	 Parteien,	 die	 an	 der	 Macht
sind,	 können	 abgewählt	 werden.	 Doch	 in	 den	 Rohstoffstaaten,	 die
sich	 wenigsten	 der	 Riten	 der	 Demokratie	 befleißigen,	 stehen	 die
Regeln	dafür,	wie	man	an	die	Macht	kommt	und	wie	 sie	 verwendet
wird,	auf	dem	Kopf.	Dabei	macht	größere	ethnische	Vielfalt	alles	noch
schlimmer,	da	diese	Vielfalt	zu	noch	höheren	Anforderungen	an	das
Patronagesystem	 führt.	 »Wo	 keine	 Patronagepolitik	 möglich	 ist,
besteht	 eine	 größere	 Wahrscheinlichkeit,	 dass	 Politiker	 sich
tatsächlich	 für	 den	 Dienst	 an	 der	 Öffentlichkeit	 interessieren«,
schreibt	 Collier.	 »Für	 Gesellschaften,	 in	 denen	 die	 Patronage
funktioniert,	 gilt	 natürlich	 das	 Umgekehrte:	 Demokratische	 Politik
zieht	 hier	 eher	 Betrüger	 als	 Altruisten	 an.«	 Collier	 hat	 auch	 einen
Namen	 für	 dieses	 politische	 Gesetz	 in	 Rohstoffstaaten:	 »das
Überleben	der	Fettesten.«

Machterhaltung	 durch	 Patronage	 ist	 kostspielig.	 Andererseits
winkt	der	Lohn	der	Selbstbereicherung.	Und	schließlich	muss	all	das
gestohlene	 Geld	 ja	 irgendwohin.	 Einiges	 davon	 wird	 zur	 Bezahlung
von	 Patronagenetzen	 verwendet,	 mit	 einem	 anderen	 Teil	 werden
Wahlen	 gekauft.	 Ein	 Großteil	 geht	 ins	 Ausland:	 Laut	 einem	 Bericht
des	 US-Senats	 haben	 Kleptokraten	 afrikanischer	 Ressourcenstaaten
sich	 verschiedener	 Banken,	 darunter	 HSBC,	 Citibank	 und	 Riggs,
bedient,	 um	 hohe	 geplünderte	 Geldbeträge	 im	 Ausland	 zu	 parken;



allein	in	den	USA	handelte	es	sich	hier	um	Millionen	von	Dollar.	Oft
verschleierten	 sie	 den	 Ursprung	 des	 Reichtums,	 indem	 sie	 ihn	 erst

durch	 ausländische	 Steueroasen	 schleusten.22	 Einen	 Teil	 davon
müssen	sie	jedoch	trotzdem	zu	Hause	waschen.

Man	muss	vom	Elektronikmarkt	in	Alaba	etwa	ein	bis	zwei	Stunden
durch	 Lagos’	 verstopfte	 Straßen	 fahren,	 um	 zu	 dem	 Büro	 in	 einer
belaubten	Allee	 in	der	Nähe	des	Finanzdistrikts	zu	kommen,	 in	dem
Bismarck	 Rewane	 der	 Chef	 einer	 Gruppe	 fantastisch	 kluger	 junger
Nigerianer	 ist,	 die	 versuchen,	 den	 Mysterien	 einer	 Volkswirtschaft
auf	 die	 Spur	 zu	 kommen,	 die	 weltweit	 den	 26.	 Platz	 einnimmt.
Rewane	 hat	 pomadisiertes	 Haar	 und	 trägt	 einen	 auffälligen
Nadelstreifenanzug;	 er	 ist	 einer	 der	 geschäftstüchtigsten	 Finanziers
Nigerias	 und	 scharfer	Kritiker	 der	Misswirtschaft,	 die	 ein	 Land	mit
enormem	Potential	 in	 das	 Jammerbild	 verwandelt	 hat,	 das	 es	 heute
abgibt.	 Einige	 der	 wirtschaftlichen	 Verzerrungen,	 die	 ihn
beunruhigen,	sind	nur	allzu	offensichtlich,	wie	die	Auswirkungen	des
Öls	 auf	 Inflation,	 Wechselkurs	 und	 Finanzsystem.	 Aber	 eine	 der
größten	 dieser	 Verzerrungen	 ist	 kaum	 dingfest	 zu	 machen:	 die
Wirkung	 von	 gestohlenem	 Geld,	 das	 wieder	 in	 die	 Wirtschaft
eingespeist	wird.

»Diejenigen,	 die	 Geld	 für	 den	 Machterhalt	 durch	 Patronage
brauchen,	 werden	 es	 anderweitig	 kaum	 los«,	 erklärte	 mir	 Rewane.
»Es	 kann	 nicht	 offen	 investiert	 werden,	 weil	 es	 unsichtbar	 bleiben
muss.«	Die	Auswirkungen	all	 dieses	klandestinen	Geldes,	das	durch
eine	 unterentwickelte	 Wirtschaft	 strömt,	 sind	 fast	 unmöglich
einzuschätzen.	Weil	 Geldwäscher	 vor	 allem	 daran	 interessiert	 sind,
schmutziges	 Geld	 so	 rasch	 wie	möglich	 in	 andere	 Vermögenswerte
umzuwandeln,	 nicht	 aber	 in	 gewinn-	 oder	 nutzbringende
Investitionen,	 machen	 ihnen	 überhöhte	 Preise	 für	 Waren	 und
Dienstleistungen	nichts.	Das	 führt	überall,	 vom	Banksektor	bis	 zum
Immobilienmarkt,	zu	Verzerrungen.	Es	fördert	die	Konzentration	der



wichtigsten	wirtschaftlichen	Aktivposten	eines	Landes	in	den	Händen
der	 Minderheit.	 Ein	 Beispiel	 ist	 die	 staatseigene	 angolanische
Ölgesellschaft	 Sonangol,	 die	 treibende	 Kraft	 der
Plünderungsmaschine	der	Futungo,	die	sich	jetzt	in	den	Immobilien-,
Finanz-	und	Luftfahrtsektor	ausgedehnt	hat.	Schließlich	gibt	es	auch
noch	schmutziges	Geld,	das	schlicht	auf	Bankkonten	geparkt	oder	in
Kellern	gebunkert	wird,	statt	die	Wirtschaft	zu	stimulieren	und	deren
Kreislauf	zu	fördern.	Als	ich	Rewane	um	seine	Schätzung	bat,	wie	viel
Geld	auf	diese	Art	der	Wirtschaft	entzogen	werde,	lachte	er.	»Das	ist
die	 Eine-Million-Dollar-Frage.«	 Ich	 fragte	 ihn	 nach	 den	 Folgen	 der
ganzen	Gaunereien	für	die	nigerianische	Wirtschaft	als	Ganze.	»Wenn
man	 eine	 derart	 fehlerhafte	 Wirtschaft	 hat,	 in	 der	 alles	 Geld
schmutziges	 Geld	 ist,	 ist	 das	 Ergebnis	 ein	 völlig	 funktionsgestörtes
wirtschaftliches	Arrangement.«

Wo	 kein	 Platz	 ist	 für	 legitime	 Unternehmungen	 ist,	 gedeiht	 das
Verbrechen.	Die	Mafia	von	New	York	bis	Neapel	funktioniert,	 indem
sie	 für	Mangel	 sorgt	 und	 das	 Angebot	 kontrolliert.	 Bei	 den	Mafiosi
Nordnigerias	 ist	 das	 nicht	 anders.	 Dahiru	 Mangal	 mag	 nicht	 der
Schuldige	 am	 Zusammenbruch	 des	 Stromnetzes	 und	 den
verrottenden	 Straßen	 sein,	 die	 zum	 Tod	 der	 nigerianischen
Textilindustrie	 beigetragen	haben	–	 die	 holländische	Krankheit	 und
die	 vom	Öl	 induzierte	 Korruption	 haben	 das	 schon	 alleine	 besorgt.
Und	 er	 ist	 auch	 nicht	 der	 Einzige,	 der	 den	 nigerianischen	 Zoll
bestochen	 hat.	 Shell	 hat	 zugegeben,	 zwischen	 2004	 und	 2006	 an
nigerianische	 Zollbeamte	 zwei	 Millionen	 Dollar	 an	 Schmiergeldern
gezahlt	 zu	 haben,	 um	 für	 einen	 reibungsfreieren	 Import	 von
Materialien	 für	 Shells	 gewaltiges	 Offshore-Ölfeld	 Bonga	 zu	 sorgen.
Die	 Zahlungen	 waren	 Teil	 einer	 größeren	 Operation,	 bei	 der	 die
schweizerische	 Gruppe	 Panalpina	 massenhaft	 –	 und	 teilweise	 im
Namen	 Shells	 –	 Bestechungsgelder	 an	 nigerianische	 Beamte	 zahlte
und	 diese	 als	 »Räumungen«,	 »Sonderzahlungen«	 und



»Vorabfreigaben«	verbucht	wurden.23	Aber	Mangal	hat	das	durch	die
holländische	 Krankheit	 bereits	 verwüstete	 Terrain	weiter	 abgegrast
und	damit	eine	wirtschaftliche	Erholung	des	nigerianischen	Nordens
noch	unwahrscheinlicher	gemacht.

Von	 Anfang	 der	 siebziger	 bis	Mitte	 der	 achtziger	 Jahre,	 während
der	 Zeit,	 als	 zwei	 Ölschocks	 den	 Preis	 von	 Rohöl	 von	 drei	 auf
38	Dollar	pro	Fass	hochtrieben,	stieg	der	Wert	der	Währung	Nigerias

dramatisch	an.24	Diese	Veränderung	im	realen	Wechselkurs	des	Naira
zum	 Dollar	 versetzte	 der	 entstehenden	 industriellen	 Basis	 Nigerias
einen	 schweren	 Schlag.	 »Das	 war	 es,	 was	 zusammen	 mit	 der
Stromkrise	 unserer	 Industrie	 und	 Landwirtschaft	 den	 Garaus
gemacht	hat«,	sagte	mir	der	ehemalige	Minister	Nasir	El-Rufai.	»Als
ganze	 Wirtschaftszweige	 zusammenbrachen,	 war	 für	 Leute	 wie
Mangal	ihre	Zeit	gekommen.«

Während	 sich	 eine	 Volkwirtschaft	 durchsetzte,	 die	 auf
Unterschlagung	 und	 der	 Nutzung	 öffentlicher	 Ämter	 zum	 privaten
Vorteil	 basierte,	 wurden	 staatliche	 Verträge	 für	 die	 Reparatur	 und
Wartung	von	für	die	Industrialisierung	unentbehrlichen	öffentlichen
Einrichtungen	 –	 darunter	 vor	 allem	 ein	 funktionierendes
Stromnetz	 –	 bevorzugt	 an	 die	 Kumpane	 der	 jeweiligen	 Herrscher
vergeben.	Das	Muster	war	dasselbe	wie	in	Angola	oder	im	Kongo:	Je
mehr	 die	 Industrien	 außerhalb	 des	 Ölsektors	 verschwanden,	 desto
stärker	 war	 der	 Anreiz	 zu	 Unterschlagung.	 So	 verewigt	 sich	 der
Kreislauf	 der	 Plünderung.	 Der	 Niedergang	 der	 Textilindustrie
Nordnigerias	 schuf	 neue	 Nachfrage	 nach	 Importstoffen	 und	 -
kleidung,	was	Mangals	Würgegriff	über	den	Markt	verstärkte	und	die
Chancen	der	einheimischen	Industrie	auf	Erholung	zunichtemachte.

Das	bloße	Ausmaß	der	Schmuggeltätigkeit	Mangals	gab	ihm	in	den
nördlichen	Grenzgebieten	Nigerias	enorm	viel	Macht,	und	mir	wurde
berichtet,	 er	 habe	 dort	 viele	 hohe	 Politiker	 »in	 der	 Tasche«.	 »Es
profitieren	 so	 viele	 Leute	 von	 der	 [Zoll-]Bürokratie	 in	 der



gegenwärtigen	Form,	und	da	wollen	sie	natürlich,	dass	es	so	bleibt«,
sagte	 mir	 Yakubu	 Dogara,	 ein	 aus	 dem	 Norden	 kommender
Abgeordneter	 der	 nigerianischen	 Nationalversammlung,	 der	 Leiter

einer	 offiziellen	 Untersuchung	 des	 Zolldienstes	 gewesen	 war.25	 Ich
fragte	 ihn	 nach	 Mangals	 Rolle,	 wobei	 ich	 durchblicken	 ließ,	 dass
dieser	 meiner	 Meinung	 nach	 im	 Zentrum	 des	 Schmuggelgeschäfts
stand.	 »Einige	der	Akteure	 sind	gut	bekannt«,	 sagte	Dogara.	 »Selbst
der	 Zolldienst	 kennt	 sie.	 Aber	 er	 hat	 keine	 freie	 Hand,	 sie	 zu
verfolgen.«	 Er	 machte	 eine	 Pause.	 »Die	 Person,	 die	 Sie	 gerade
erwähnt	haben,	ist	unantastbar,	unantastbar.«

Indem	er	die	Wahlkämpfe	Yar’Aduas	finanzierte,	hatte	sich	Mangal
einen	Schutzherrn	an	der	Spitze	der	Klasse	von	Rentiers	verschafft,
die	 Nigerias	Öl	 zur	 Aufrechterhaltung	 ihrer	Hegemonie	 benutzt.	 Er
hatte	 der	 Volksdemokratischen	 Partei	 aber	 auch	 noch	 andere
wichtige	 Dienste	 geleistet	 und	 sich	 so	 eine	 Sicherheit	 gegen	 deren
unablässige	Fraktionskämpfe	verschafft.	Mangal	wurde	 für	Yar’Adua
zum	 Gegenstück	 dessen,	 was	 Andy	 Uba	 für	 Olusegun	 Obasanjo
gewesen	war.	Uba,	ein	nigerianischer	Exilant	 in	den	USA,	hatte	 sich
bei	Obasanjo	eingeschmeichelt,	als	dieser	1999	an	die	Macht	kam,	und
dann	 als	 Torwächter	 des	 Präsidenten	 fungiert,	 dessen	 ständige
Präsenz	beim	Abschluss	geheimer	Ölgeschäfte	berüchtigt	war.	Genau
wie	Uba	vor	ihm	hatte	sich	Mangal	den	Spitznamen	»Weichensteller«
oder	 »Mr.	 Fix	 It«	 verdient.	 Laut	 einem	 Geschäftsmann	 im	 Norden
Nigerias,	 der	 in	 einem	 US-amerikanischen	 diplomatischen
Telegramm	 zitiert	 wird,	 kümmerte	 sich	 Mangal	 um	 »alle

Drecksarbeit,	die	 für	Yar’Adua	getan	werden	muss«.26	Yar’Adua	war
eigentlich	 im	 linken	 Milieu	 des	 politischen	 Denkens	 im
nigerianischen	 Norden	 groß	 geworden,	 aber	 er	 war	 kränklich	 und
entweder	 nicht	 fähig	 oder	 nicht	 willens,	 mit	 der	 Regel	 der
nigerianischen	Petropolitik	zu	brechen,	nach	der	ein	hohes	Amt	das
Recht	 auf	 Diebstahl	 bedeutet.	 Er	 bezeichnete	 sich	 einmal	 als



Bewohner	 »eines	 goldenen	 Käfigs«,	 womit	 er	 offenbar	 auf	 den

habgierigen	Klüngel	anspielte,	der	ihn	umgab.27

Kaum	 hatte	 Yar’Adua	 das	 Land	 in	 Richtung	 Saudi-Arabien
verlassen,	begannen	die	Granden	der	nigerianischen	Petropolitik	mit
ihrem	 Konkurrenzkampf	 um	Macht	 und	 Posten,	 denn	 es	 konnte	 ja
sein,	dass	er	nicht	wiederkam.	Binnen	Wochen	befand	sich	Nigeria	in
einer	 tiefen	Krise.	 Ein	Ausbruch	 kommunaler	Gewalt	 in	 Jos	 –	 einer
Stadt,	 die	 wie	 Kaduna	 im	 leicht	 entflammbaren	Mittelgürtel	 liegt	 –
verstärkte	 das	 Gefühl,	 Afrikas	 Öl-Moloch	 steuere	 führerlos	 einem
Desaster	entgegen.	Bewaffnete	Kämpfer	im	Nigerdelta	beendeten	den
bestehenden	 Waffenstillstand	 und	 nahmen	 ihre	 Kampagne	 von
Bombenanschlägen	 wieder	 auf.	 Theoretisch	 stand	 Vizepräsident
Goodluck	Jonathan	an	der	Spitze	des	Staates,	aber	er	hatte	wenig	zu
sagen.	 Die	 Mitglieder	 von	 Yar’Aduas	 innerem	 Kreis,	 genannt	 die
»Kabale«,	klammerten	sich	an	die	Macht.	In	den	ersten	zehn	Monaten
des	Jahres	2010	nahmen	sie	Nigeria	in	Geiselhaft.

Zur	 Kabale	 gehörten	 eine	 Handvoll	 getreuer	 Unterstützer
Yar’Aduas	 im	Norden	und	zwei	Männer,	deren	Präsenz	das	Ausmaß
illustrierte,	in	dem	das	organisierte	Verbrechen	die	höchsten	Ebenen
der	Macht	infiltriert	hatte:	James	Ibori	und	Dahiru	Mangal.	Ibori	hatte
sich	 in	 der	 Delta-typischen	 Politik	 per	 AK-47	 hochgedient	 und	war
Gouverneur	 des	 Bundesstaates	 Delta	 geworden,	 eines	 der	 drei
wichtigsten	 Staaten	 des	 Ölgebiets.	 Er	 ist	 ein	 imposanter	 Mann	mit
einem	einschüchternden	Blick	 und	hat	 im	Lauf	 der	 Zeit	 enorm	 viel
Besitz	angehäuft,	darunter	Autos	der	Spitzenklasse,	Luxushäuser	und

ein	20	Millionen	Dollar	teurer	Privatjet.28	Während	sein	Versuch,	sich
2007	 die	 Nominierung	 der	 Volksdemokratischen	 Partei	 zum
Vizepräsidenten	 zu	 sichern,	 knapp	 danebenging,	 war	 er	 Berichten
zufolge	 neben	 Mangal	 einer	 der	 wichtigen	 Finanziers	 der
Präsidentschaftswahlkampagne	Yar’Aduas.

In	 dem	 Wissen,	 dass	 die	 Amtszeit	 auch	 kerngesunder



nigerianischer	Präsidenten	oft	durch	Putsche	und	Attentate	verkürzt
wurde,	hatte	der	Hofstaat	Yar’Aduas	die	Profite,	die	ihre	Macht	ihnen
verschaffte,	 gierig	 gehamstert	 und	 es	 versäumt,	 genügend
Patronagegelder	 in	 Umlauf	 zu	 bringen,	 um	 ihre	 Rivalen	 zum
Stillhalten	 zu	 bewegen.	 Als	 dann	 Yar’Adua	 zur	 Behandlung	 ins
Ausland	gehen	musste,	weil	der	Staat	das	Gesundheitssystem	wie	alle
anderen	 öffentlichen	 Dienste	 hatte	 verrotten	 lassen,	 begann	 die
Weigerung	der	Kabale,	ihre	Macht	abzugeben,	ein	wichtigeres	Projekt
zu	 gefährden.	 Während	 Gerüchte	 über	 Putschverschwörungen	 die
Runde	machten,	wussten	die	Königsmacher	der	herrschenden	Partei,
dass	 nur	 ein	 einziger	 Nachwuchsoffizier	 zu	 dem	 Schluss	 kommen
müsste,	 man	 könne	 den	 Zivilisten	 nicht	 mehr	 die	 Regierung
überlassen,	 und	 man	 würde	 ihnen	 die	 Kontrolle	 über	 die
Plünderungsmaschine	 nehmen.	 Als	 die	 Kabale	 einen	 verzweifelten
letzten	 Versuch	machte,	 der	 Öffentlichkeit	 vorzuspiegeln,	 Yar’Adua
werde	 womöglich	 wieder	 gesund,	 indem	 sie	 diesen	 mitten	 in	 der
Nacht	 ins	 Land	 zurückbrachte	 und	 gleichzeitig	 in	 den	 Straßen	 der
Hauptstadt	 Abuja	 Truppen	 aufmarschieren	 ließ,	 löste	 dieser
Theatercoup	eine	ungewöhnlich	scharfe	öffentliche	Warnung	seitens
der	 USA	 aus,	 immerhin	 einer	 der	 wichtigsten	 Importeure
nigerianischen	Öls.	»Wir	hoffen,	dass	Präsident	Yar’Aduas	Rückkehr
nach	Nigeria	kein	Versuch	seiner	engen	Mitarbeiter	zur	Störung	der
Stabilität	 Nigerias	 ist«,	 sagte	 der	 stellvertretende	 Außenminister

Johnnie	 Carson.29	 Es	 war	 sehr	 wohl	 ein	 solcher	 Versuch,	 aber	 er
scheiterte.

Da	 sie	 eine	 Katastrophe	 von	 unkontrollierbarem	 Ausmaß
fürchteten,	sammelten	die	großen	Tiere	der	herrschenden	Elite	sich
jetzt	hinter	Goodluck	Jonathan	–	zumal	sie	zu	Recht	davon	ausgingen,
dass	dieser	seinen	Mangel	an	Autorität	kompensieren	müsste,	indem
er	 die	 Plünderungsmaschine	 auf	 Hochtouren	 brachte	 und	 ihre
Erträge	 großzügig	 verteilte.	 Jonathan	 wurde	 zum	 amtierenden



Präsidenten	 ernannt	 und,	 als	 Yar’Adua	 schließlich	 starb,	 zum
Präsidenten	vereidigt.

Die	meisten	Verbündeten	Yar’Aduas	 verloren	 schnell	 ihre	Posten;
mit	 ihrer	Straflosigkeit	war	es	vorbei.	Auch	 für	 James	 Ibori	war	das
Spiel	 zu	 Ende.	 Er	 floh	 nach	 Dubai,	 wo	 er	 verhaftet	 und	 nach
Großbritannien	ausgeliefert	wurde,	damit	ihm	in	London	der	Prozess
gemacht	 werden	 konnte.	 Es	 war	 einer	 der	 seltenen	 Momente,	 in
denen	 die	 britischen	 Behörden	 den	 Ursprüngen	 des	 geplünderten
Auslandskapitals	 nachspürten,	 das	 in	 den	 Immobilienmarkt	 der
britischen	 Hauptstadt	 investiert	 wird.	 Ibori	 bekannte	 sich	 der
Geldwäsche	und	des	Betrugs	für	schuldig	und	wurde	im	April	2012	zu
einer	dreizehnjährigen	Haftstrafe	verurteilt.

Mangal	 entging	 einem	solchen	Schicksal.	 Im	Unterschied	 zu	 Ibori
hatte	 er	 noch	 andere	 Trumpfkarten	 als	 politische	 Patronage	 und
Einschüchterung	 im	Ärmel.	 Er	 hatte	 die	 holländische	Krankheit	 auf
seiner	 Seite,	 ganz	 zu	 schweigen	 von	 einem	 ganzen	 Bataillon	 von
chinesischen	 Fälschern,	 nigerianischen	 Textilhändlern	 und
bestochenen	 Zollbeamten.	 Goodluck	 Jonathan	 hatte	 genügend
Rivalen	 unter	 den	 intriganten	 Staatsgouverneuren	 und	 abtrünnigen
Rebellen	 seiner	 eigenen	 Partei,	 um	 zu	 wissen,	 dass	 ein	 Kampf	 mit
dem	 Schmuggler,	 der	 für	 die	 PDP	 ein	 so	 generöser	 Wohltäter
gewesen	 war,	 jetzt	 nicht	 ratsam	 war.	 Außerdem	 hatten	 Yar’Aduas
vorzeitiger	 Tod	 und	 der	 Aufstieg	 Jonathans	 ein	 ungeschriebenes
Gesetz	 über	 die	 Aufteilung	 der	 Rohstoffrente	 innerhalb	 der	 Partei
über	 den	 Haufen	 geworfen.	 Danach	 musste	 die	 Macht	 zwischen
Norden	 und	 Süden	 abwechseln,	 und	 der	 neue	 Präsident	 aus	 dem
Süden	hatte	wenig	zu	gewinnen,	wenn	er	einen	einflussreichen	Mann
im	Norden	gegen	sich	aufbrachte.

Selbst	 wenn	 einmal	 der	 Tag	 kommen	 sollte,	 an	 dem	 Mangals
Schmuggelreich	 fällt,	 wäre	 die	 bloße	 Rettung	 dessen,	 was	 von	 der
Textilindustrie	 in	 Nigerias	 Norden	 noch	 übriggeblieben	 ist,	 eine



gewaltige	Aufgabe,	 ganz	 zu	 schweigen	 von	 einer	Rückkehr	 zu	 ihren
glorreichen	früheren	Tagen.	Mehr	als	jeder	kriminelle	Bandenchef	ist
es	 das	Wirtschaftssystem	 eines	 vom	Öl	 abhängigen	 Landes,	 das	 die
Fabrikarbeiter	ins	Elend	gestoßen	hat.	Wenn	man	den	BIP-Zahlen	auf
den	Titelblättern	Glauben	 schenkt,	 erlebt	Nigeria	 einen	Boom,	 aber
der	Norden	des	Landes	 ist	dabei,	auseinanderzufallen.	Für	Gruppen
wie	 die	 mit	 Al-Qaida	 verbündete	 islamistisch-terroristische	 Boko
Haram,	 die	 sich	 den	 Sicherheitskräften	 bisher	mehr	 als	 ebenbürtig
gezeigt	 haben,	 erzeugen	 die	 Korruption	 des	 Staates	 und	 die
mangelnden	 wirtschaftlichen	 Möglichkeiten	 ideale
Rekrutierungsbedingungen.

Die	durch	die	Rohstoffabhängigkeit	entstehenden	wirtschaftlichen
Verzerrungen	schaffen	die	Voraussetzungen,	unter	denen	repressive
Regimes	 samt	 ihrer	 Alliierten	 hervorragend	 gedeihen.	 Das
Unternehmen	Mangals	ist	nur	ein	Beispiel	für	die	Art	von	Netzen,	die
sich	entwickeln,	um	von	den	Enklavenwirtschaften	der	afrikanischen
Rohstoffstaaten	 zu	 profitieren.	 Diese	 Netze	 variieren	 je	 nach	 Land,
Religion	 und	 Ware,	 aber	 sie	 haben	 einige	 Dinge	 gemeinsam.	 Sie
verschmelzen	privates	 Interesse	und	öffentliches	Amt,	sie	operieren
im	 »Unterleib«	 der	 Globalisierung,	 wo	 kriminelle	 Geschäfte	 und
internationaler	Handel	sich	überschneiden,	und	sie	sind	letztlich	ein
Auswuchs	 der	 Macht	 der	 Öl-	 und	 Minenindustrie	 zur	 Entwicklung
verkrüppelter	Wirtschaften,	 in	 denen	 der	 Zugang	 zum	Reichtum	 in
den	 Händen	 kleiner,	 repressiver	 herrschender	 Klassen	 und	 derer
konzentriert	ist,	die	sich	durch	Bestechung	einen	Platz	an	der	Sonne
verschaffen.

Einige	dieser	Netze	reichen	Jahrzehnte	in	die	Vergangenheit	bis	zu
der	Zeit	vor	der	Unabhängigkeit	Afrikas	zurück.	Andere	sind	erst	vor
kürzerer	Zeit	entstanden.	Ein	ganz	besonderes	darunter	entstand	aus
der	größten	Umwälzung,	die	Afrika	seit	dem	Ende	des	Kalten	Krieges,
vielleicht	 sogar	 seit	 der	 Unabhängigkeit	 erlebt	 hat:	 aus	 Chinas	 Jagd



nach	den	natürlichen	Ressourcen	des	Kontinents.



4	Guanxi

Gegen	 Ende	 des	 zwanzigsten	 Jahrhunderts	 beförderten	 zwei
Jahrzehnte	 raschen	 wirtschaftlichen	 Wachstums	 China,	 die	 Heimat
eines	 Fünftels	 der	 Erdbevölkerung,	 in	 die	 Reihe	 der	 Großmächte
zurück.	 Während	 sie	 die	 vorsichtige	 Einführung	 einer
marktwirtschaftsähnlichen	 Wirtschaftsform	 durch	 kompromisslose
politische	Kontrolle	 ausglichen,	 beschlossen	die	 von	Präsident	 Jiang
Zemin	 geführten	 kommunistischen	 Herrscher	 Chinas,	 dies	 sei	 der
Augenblick,	»nach	außen«	zu	gehen.	Die	staatseigenen	Unternehmen
Chinas	 wurden	 angewiesen,	 in	 die	 Welt	 auszuschwärmen.	 Chinas
Wirtschaft	 öffnete	 sich,	 und	 sobald	 China	 der
Welthandelsorganisation	 WTO	 beitrat,	 würden	 einheimische
Unternehmen	 sich	 ausländischem	 Wettbewerb	 gegenübersehen.
China	 hungerte	 nach	 neuen	 Märkten,	 auf	 denen	 es	 den	 enormen
Ausstoß	 seiner	 Fabriken	 verkaufen	 konnte,	 nach	 Arbeitsplätzen	 im
Ausland	 für	 seine	 enorme	 Zahl	 von	 Arbeitskräften,	 nach	 Verträgen
für	 seine	 Baukonsortien	 –	 und	 nach	 Rohstoffen	 für	 die	 heimische
Industrie.	Von	Anfang	der	neunziger	Jahre	bis	2010	wuchs	der	Anteil
Chinas	 am	weltweiten	 Verbrauch	 von	 veredelten	Metallen	 von	 fünf
auf	 45	 Prozent.	 In	 derselben	 Zeit	 wuchs	 der	 Ölverbrauch	 auf	 das
Fünffache	 und	 lag	 damit	 nur	 noch	 unter	 dem	 der	 Vereinigten

Staaten.1	2012	war	Chinas	Wirtschaft	achtmal	größer	als	im	Jahr	2000,
und	 die	 Nachfrage	 nach	 Rohstoffen	 konnte	 sehr	 bald	 nicht	 mehr
durch	Chinas	eigene	Ressourcen	befriedigt	werden.

Doch	 im	 Umgang	 mit	 der	 Rohstoffindustrie	 konnten	 die
Staatsunternehmen	 mit	 Sitz	 in	 Beijing	 nicht	 mit	 westlichen
Konglomeraten	 konkurrieren,	 die	 seit	 der	 Kolonialzeit	 die	 Flaggen
ihrer	 Reiche	 über	 Ölfeldern	 und	 anderen	 Rohstoffvorräten
aufgepflanzt	 hatten.	Dazu	 brauchte	man	Mittelsmänner	 –	 und	 zwar



besonders	solche,	die	Kontakte	zu	den	Diktatoren	und	Kleptokraten
herstellen	 konnten,	 die	 den	 Reichtum	 in	 den	 Böden	 und
Meeresböden	Afrikas	kontrollierten	–	der	Heimat	einiger	der	größten
unerschlossenen	Mineralvorkommen	der	Welt.

Um	an	sie	heranzukommen,	brauchte	ein	angehender	Mittelsmann
Aktien	eines	physisch	nicht	greifbaren	Kapitals,	das	in	China	hoch	im
Kurs	 steht.	 Es	 gibt	 keine	 Übersetzung,	 die	 die	 Bedeutung	 des
Mandarin-Wortes	 Guanxi	 (关系)	 genau	 wiedergibt.	 Es	 bezeichnet
etwas	 Ähnliches	 wie	 die	 westlichen	 Begriffe	 »Verbindungen«,
»Beziehungen«	 oder	 »Netz«,	 ist	 aber	 zugleich	 viel	 umfassender.	 Ein
gutes	Guanxi	 zu	 haben	 bedeutet,	 das	man	 persönliche	Beziehungen
aufgebaut	hat,	die	die	bindende	Kraft	eines	ungeschriebenen	Vertrags
haben.	 Zum	Teil	 ist	Guanxi	 eine	 schlichte	 Anstandsregel:	 Für	 einen
Gefallen	wird	ein	anderer	Gefallen	erwartet.	Eine	Gefälligkeit	nicht	zu
erwidern	stellt	einen	groben	Benimmverstoß	dar.	Dabei	gehen	diese
Bande	 über	 die	 Familie	 hinaus	 und	 erstrecken	 sich	 zu	 jedem,	 der
einem	beim	eigenen	Fortkommen	behilflich	sein	kann.	Wie	»Karma«
oder	 Flugmeilen	 kann	 man	 Guanxi	 anhäufen.	 In	 Politik	 und
Wirtschaft	ist	Guanxi	oft	nicht	leicht	von	Korruption	und	Nepotismus
zu	 unterscheiden.	 Die	 jüngste	 Welle	 von	 Korruptionsskandalen	 in
China,	 in	 der	 ausländische	 multinationale	 Konzerne	 eine	 tragende
Rolle	 spielten	 –	 so	 etwa	 die	 angebliche	 Schwarzkasse	 von
GlaxoSmithKline	 zur	 Bestechung	 von	 Ärzten	 und	 Beamten	 oder	 die
derzeit	 von	 Behörden	 in	 den	 USA,	 Großbritannien	 und	 Hongkong
untersuchte,	J.	P.	Morgan	Chase	vorgeworfene	Praxis,	Jobs	bevorzugt
an	Familienangehörige	der	chinesischen	Elite	 zu	vergeben	–	könnte
als	 die	 übereifrige	 Jagd	 nach	 Guanxi	 interpretiert	 werden.	 Als	 die
Wirtschaftsoffensive	 Chinas	 in	 Afrika	 anrollte,	 hatte	 ein
ambitionierter,	aber	bis	dahin	praktisch	unbekannter	Mann	von	Mitte
vierzig	 genügend	 Guanxi	 angesammelt,	 um	 auf	 den	 Zug
aufzuspringen.



Sam	 Pa	 hat	 viele	 Namen	 und	 viele	 Biografien.	 Laut	 dem	 US-
Schatzministerium,	das	56	Jahre	später	sieben	seiner	Namen	auf	eine

Schwarze	Liste	 setzen	sollte,	 ist	er	am	28	Februar	 1958	geboren.2	 Es
gibt	 keine	 autorisierte	 Version	 seines	 Lebenslaufs,	 nur	 Fragmente,
von	denen	 einige	widersprüchlich	und	 großenteils	 unbestätigt	 sind.
Einigen	 Berichten	 zufolge	 stammt	 er	 aus	 der	 chinesischen	 Provinz
am	 Südchinesischen	 Meer	 Guangdong	 und	 dort	 vielleicht	 aus	 der
Hafenstadt	 Shantou.	Nach	 dieser	 Version	war	 er	 noch	 ein	 Kind,	 als
seine	Familie	ins	nicht	weit	entfernte	Hongkong	übersiedelte	–	aber
zwischen	 Shantou	 und	 Hongkong	 lag	 die	 Grenze	 zwischen	 Mao
Zedongs	Volksrepublik	China	und	einem	der	letzten	Außenposten	des
britischen	Empire.

Seitdem	 ist	 Pa	 viel	 in	 der	Welt	 herumgekommen.	Heute	 ist	 er	 im
Besitz	 von	 zwei,	 vielleicht	 sogar	 drei	 Staatsbürgerschaften,	 nämlich
der	chinesischen,	der	angolanischen	und	laut	US-Schatzministerium
auch	der	britischen,	was	vielleicht	mit	seinen	Wurzeln	 in	Hongkong

zu	 tun	hat.3	Er	 spricht	Englisch	und	einem	seiner	Geschäftsfreunde
zufolge	 auch	 Russisch.	 Seine	 Figur	 ist	 gedrungen,	 klein	 und
schmächtig.	 Er	 hat	 rundliche	 Wangen,	 und	 sein	 schwarzes	 Haar
weicht	 schon	 ein	 wenig	 zurück;	 auf	 Kinn	 und	 Oberlippe	 trägt	 er
gelegentlich	 ein	 Bärtchen.	 Der	 starre	 Blick	 durch	 rechteckige
Brillengläser	und	das	dünne	Lächeln,	das	man	auf	Fotos	sieht,	deuten
auf	 einen	 stählernen	Kern	 hin.	 Er	 gilt	 als	 aufbrausender	Mann,	 der
aber	 auch	 charmant	 sein	 kann.	 »Er	 ist	 manchmal	 sehr	 ernst	 und
angespannt«,	 sagte	 Mahmoud	 Thiam,	 der	 Pa	 begegnete,	 als	 er

Bergbauminister	des	westafrikanischen	Staates	Guinea	war.4	»Er	hat
eine	 sehr	 ideologische	 Auffassung	 von	 der	 Rolle,	 die	 China	 in	 der
Welt	spielen	sollte.	Aber	er	kann	auch	witzig	und	umgänglich	sein.«

Unternehmensaufzeichnungen	 in	 Hongkong	 von	 Mitte	 der
neunziger	 Jahre	 führen	Pa	mit	 einer	Adresse	 in	Beijing	als	Direktor
einer	Gesellschaft	namens	Berlin	Limited,	die	einige	Anteilseigner	in



Panama	 hatte.	 Ende	 der	 neunziger	 und	 Anfang	 der	 2000er	 Jahre
wurden	 Pa	 und	 seine	 Unternehmen	 wiederholt	 wegen	 unbezahlter

Rechnungen	 verklagt.5	 Andere	 Unternehmensdaten	 beschreiben	 ihn
als	 Wirtschaftsingenieur.	 Aber	 Pa	 war	 mehr	 als	 nur	 ein
Geschäftsmann,	 der	 versuchte,	 seinen	Weg	 zu	 gehen	–	 er	war	 auch
ein	Spion.

Einer	meiner	Kontakte,	der	während	etlicher	Jahre	Beziehungen	zu
afrikanischen	Geheimdiensten	und	Waffenhändlern	hatte	und	den	ich
hier	Ariel	nennen	werde,	begegnete	Sam	Pa	zuerst	Ende	der	achtziger
Jahre.	 »Er	 hat	 sein	 Leben	 lang	 für	 den	 chinesischen	 Geheimdienst
gearbeitet«,	 sagte	 mir	 Ariel.	 Als	 Ariel	 Pa	 traf,	 war	 er	 in	 der
Geheimdienstabteilung	 einer	 chinesischen	 Botschaft	 beschäftigt.	 Er
war	 jung,	 ambitioniert	 und	 tüchtig.	 »Er	 ist	 sehr	 ernsthaft«,	 sagte
Ariel.	 »Er	 weiß,	 was	 er	 tut.«	 Ariel	 berichtete	 mir,	 Pa	 habe	 damals
versucht,	 hochrangige	 Kontakte	 nach	 Afrika	 herzustellen,	 wo	 in
dieser	 Zeit	 des	 Kalten	 Krieges	 Befreiungsbewegungen,
Guerillaarmeen	und	Despoten	miteinander	um	die	Macht	rangen.

Selbst	 die	 verdientesten	 Analytiker	 der	 Geheimdienste	 Chinas
räumen	ein,	dass	Außenstehende	deren	Arbeitsweise	weitaus	weniger

durchschauen	 als	 die	 der	 CIA	 oder	 des	 MI6.6	 Seit	 1983,	 als	 die
Geheimdienstabteilung	 der	 Kommunistischen	 Partei	 Chinas	 in	 das
neu	 gebildete	 Staatssicherheitsministerium	 (SSM)	 integriert	 wurde,
ist	das	SSM	der	wichtigste	zivile	Geheimdienst	Chinas	und	damit	eine
Art	chinesisches	Gegenstück	der	CIA.	Es	konzentriert	sich	vor	allem
auf	 die	 Überwachung	 der	 Auslandsverbindungen	 heimischer
Bedrohungen	 der	 kommunistischen	 Herrschaft.	 Ebenso	 wie	 andere
chinesische	 Institutionen,	 wie	 das	 Ministerium	 für	 öffentliche
Sicherheit,	 ist	 das	 SSM	 sowohl	 gegenüber	 der	 Regierung	 als	 auch
gegenüber	 der	 in	 Wirklichkeit	 herrschenden	 Macht,	 der	 Partei,
rechenschaftspflichtig.	 Sein	militärisches	 Gegenstück	 ist	 die	 Zweite
Abteilung	 der	 Generalstabsabteilung	 der	 Volksbefreiungsarmee,



besser	 bekannt	 unter	 der	 Abkürzung	 2PLA.	 Die	 2PLA	 wendet	 viele
derselben	 Taktiken	 an	wie	 das	 SSM	 und	Geheimdienste	 überall	 auf
der	 Welt	 –	 den	 Einsatz	 von	 Auslandsagenten,	 Lauschangriffe	 im
Ausland	 und	 Geheimoperationen	 –,	 ist	 aber	 gegenüber	 dem
Machtgaranten	der	Partei,	dem	chinesischen	Militär	verantwortlich.

Dabei	 bleibt	 unklar,	 wo	 genau	 im	 Netzwerk	 der	 chinesischen
Spionage	 Pa	 zu	 verorten	 ist.	 Von	 Zeit	 zu	 Zeit	 wurden	 chinesische
Auslandsagenten	 enttarnt,	 und	 in	 den	 letzten	 Jahren	 hat	 es	 einen
Aufschrei	 über	 den	 chinesischen	 Diebstahl	 westlicher	 Technologie
und	die	Dreistigkeit	chinesischer	Hacker	gegeben,	doch	ein	Großteil
der	sonstigen	Aktivitäten	der	Geheimdienste	Chinas	bleibt	weiterhin
im	 Dunkeln.	 Viele	 der	 Details	 der	 Karriere	 Pas	 als	 Spion,	 über	 die
man	 mir	 berichtet	 hat,	 konnte	 ich	 nicht	 verifizieren.	 Einigen
Berichten	 zufolge	 arbeitete	 er	 in	 den	 neunziger	 Jahren	 im	 inneren
Kreis	des	kommunistischen	Herrschers	in	Kambodscha,	Hun	Sen,	als
Agent	 des	 chinesischen	 Geheimdienstes	 und	 versuchte,	 die
Beziehungen	 zwischen	 Hun	 und	 Beijing	 zu	 verbessern.	 China	 hatte
zuvor	den	Mann	unterstützt,	den	Hun	Sen	1979	stürzte,	nämlich	den
Völkermörder	 und	 Tyrannen	 Pol	 Pot.	 Klar	 ist	 jedenfalls,	 dass	 Pa
Erfolg	mit	dem	hatte,	was	viele	seiner	Kollegen	 in	den	chinesischen
Sicherheitsdiensten	 ebenfalls	 anstrebten:	 mit	 der	 Umwandlung	 von
in	 der	 Welt	 der	 Spionage	 aufgebauten	 Beziehungen	 in
Geschäftsmöglichkeiten.

Als	Deng	Xiaoping	1978	die	Maoisten	von	der	Macht	verdrängte	und
mit	der	Reformierung	der	chinesischen	Wirtschaft	begann,	ermutigte
er	das	Militär,	 sich	durch	 eigene	Unternehmen	 selbst	 zu	 versorgen,
wodurch	 der	 Staatsetat	 die	 Mittel	 zur	 Finanzierung	 von
Entwicklungsprojekten	 gewann.	 Zehn	 Jahre	 später	 war	 das	 aus
zwanzigtausend	 Unternehmen	 bestehende	 Netzwerk	 der	 PLA	 an
Bereichen	 beteiligt,	 die	 von	 Pharmazeutika	 über	 Waffenproduktion
bis	 zu	 Schmuggelgeschäften	 reichten.	 »Eigentlich	 sollten	die	 Profite



in	die	Verbesserung	der	Lebensbedingungen	der	einfachen	Soldaten
fließen«,	schreibt	der	ehemalige	Leiter	des	Büros	der	Financial	Times

in	Beijing,	Richard	McGregor.7	»In	Wirklichkeit	wanderte	ein	Großteil
des	Geldes	in	die	Taschen	korrupter	Generäle	und	ihrer	Verwandten
und	Freunde.«	Wer	Einfluss	in	den	beiden	Rüstungsunternehmen	der
PLA,	 Norinco	 und	 China	 Poly,	 besaß,	 konnte	 mit	 dem	 Export	 von
Waffen	 ein	 Vermögen	machen.	 »Von	 da	 an	 begannen	 etliche	 Leute,
Militärisches	mit	Privatgeschäften	zu	verquicken	und	damit	–	oft	 im
wörtlichen	 Sinn	 –	 fett	 zu	 werden«,	 erklärte	 mir	 Nigel	 Inkster,	 ein

Chinaspezialist,	der	31	Jahre	für	den	MI6	gearbeitet	hatte.8

Pas	 Karriere	 im	 Geheimdienst	 war	 eng	 mit	 dem	 Handel	 mit
chinesischen	 Waffen	 verbunden.	 »Sam	 ist	 ein	 wichtiger	 Akteur	 im
Waffengeschäft	 in	 Afrika«,	 sagte	 Ariel	 und	 berichtete	 weiter,	 Sam
habe	 mit	 Norinco	 zusammengearbeitet.	 »Sams	 Kontakte	 [in	 Afrika]
wurden	 zur	 Zeit	 der	 Befreiungsbewegungen	 geknüpft,	 und	 jetzt
werden	 daraus	 Geschäftsbeziehungen«,	 so	 Ariel.	 »Es	 ist	 ein
geschlossener	Club.	Das	Waffen-,	und	Rüstungsmilieu	ist	eine	kleine
Welt	 –	 jeder	 kennt	 jeden.	 Man	 macht	 Geld	 für	 den	 Club	 und	 man
macht	Geld	für	sich	selbst.	Wenn	man	es	sehr	hoch	nach	oben	schafft,
darf	man	seine	eigenen	Privatgeschäfte	betreiben.	Dabei	geht	es	um
Öl,	Diamanten	und	Waffen.«	Als	die	Globalisierung	die	 Ideologie	als
beherrschenden	 Faktor	 ersetzte,	 veränderte	 sich	 damit	 auch	 die
Mission	 der	 Spione	 in	 Afrika.	 »Heute	 geht	 es	 beim	 Sammeln	 von
Informationen	nicht	darum,	Kriege	zu	beginnen”,	sagte	Ariel.	»Heute
geht	es	dabei	um	Rohstoffe.«

Sam	Pa	war	nicht	der	erste	Ausländer	in	Afrika,	der	Spionage	und
Waffenhandel	 einsetzte,	 um	 Zugang	 zu	 den	 Schätzen	 unter	 Afrikas
Boden	zu	gewinnen.	Viktor	Bout	brachte	Waffen	in	den	Ostkongo	und

holte	 sich	 dafür	 Coltan.9	 Simon	 Mann,	 ein	 Alumnus	 von	 Eton	 und
ehemaliges	 Mitglied	 der	 Schottischen	 Garde,	 machte	 sich	 an	 der
Spitze	einer	Söldnerbande	auf	die	Suche	nach	Öleinnahmen	in	Angola



und	Diamanten	in	Sierra	Leone,	und	er	zettelte	einen	stümperhaften

Putschversuch	 in	 dem	 winzigen	 Petrostaat	 Äquatorialguinea	 an.10

Auch	 afrikanische	 Unternehmer	 haben	 den	Handel	mit	Waffen	 und
Rohstoffen	 miteinander	 kombiniert:	 Im	 Nigerdelta	 organisierte	 ein
Mann	 namens	 Henry	 Okah	 Waffenlieferungen	 an	 die	 Kämpfer	 der
Flussregion,	 was	 ihn	 zu	 einer	 mächtigen	 Figur	 in	 den	 kriminellen
Netzwerken	 machte,	 die	 sich	 an	 gestohlenem	 Öl	 bereichern.	 Doch
Sam	 Pa	 genoss	 den	 Vorteil,	 dass	 er	 nicht	 nur	 Beziehungen	 zum
Waffenhandel	 herstellen	 konnte,	 sondern	 auch	 zu	 einer	 im	Wandel
befindlichen	Weltwirtschaft.

Nach	25	Jahren	eines	immer	wieder	aufflammenden	Bürgerkriegs	war
Angola	 Ende	 des	 zwanzigsten	 Jahrhunderts	 pleite.	 Während	 seine
MPLA-Regierung	 den	 Abnutzungskrieg	 gegen	 die	 Unita-Rebellen
allmählich	 gewann,	 bat	 José	 Eduardo	 dos	 Santos	 die	Welt	 um	 Geld
zum	 Wiederaufbau	 seines	 zerstörten	 Landes.	 Doch	 die	 Futungo
hatten	 bereits	 den	 Ruf,	 korrupt	 zu	 sein.	 Westliche	 Kreditoren
weigerten	sich,	Geld	zu	geben,	ohne	die	Zusicherung	zu	bekommen,
dass	 dieses	 nicht	 einfach	 auf	 den	 Bankkonten	 und	 in	 den
Patronagenetzen	des	Präsidenten	und	seines	inneren	Kreises	landen
würde.	 Erzürnt	wandte	 der	 Präsident	 den	 Blick	 nach	Osten.	 In	 der
Anfangsphase	 des	 Konflikts	 in	 Angola	 hatte	 China	 die	 Rebellen
unterstützt,	 aber	 später	 wechselte	 es	 auf	 die	 Seite	 der	MPLA.	 1998,
vier	Jahre	vor	Kriegsende,	besuchte	dos	Santos	erstmals	Beijing	und
setzte	 damit	Gespräche	 in	Gang,	 die	 zu	Chinas	 erstem	Megadeal	 in
Afrika	führten.

Zum	Chefgesandten	Angolas	in	Beijing	ernannte	dos	Santos	seinen
Meisterspion.	General	Fernando	Miala	war	Leiter	des	angolanischen
Auslandsgeheimdienstes,	 unterstand	 direkt	 dem	 Präsidenten	 und
befand	 sich	 damit	 mitten	 im	 Herzen	 der	 Futungo.	 Er	 war	 ein
höflicher	Mann	und	war	 in	Armut	aufgewachsen	–	»er	weiß,	was	es
heißt,	 ohne	 Schuhe	 Fußball	 zu	 spielen«,	 erzählte	 mir	 ein



Mitstreiter	–,	bevor	er	im	Militär	aufstieg.	Als	der	Punkt	erreicht	war,
an	 dem	 der	 Sieg	 über	 die	 Rebellen	 der	 Unita	 gesichert	 schien,	war
Miala,	 in	 den	 Worten	 seines	 Kameraden,	 zu	 einem	 klaren	 Schluss
gekommen:	 »Wir	 müssen	 Geld	 verdienen,	 denn	 wir	 haben	 gelernt,
dass	Geld	Macht	bedeutet.«

China	 hatte	 auch	 zuvor	 Vorstöße	 nach	 Afrika	 unternommen,
besonders	 während	 der	 Zeit	 des	 Kalten	 Krieges,	 aber	 was	 nun	 ins
Auge	 gefasst	 wurde,	 war	 in	 seinem	 Ausmaß	 beispiellos.	 Der	 erste
Gipfel	des	Forums	über	chinesisch-afrikanische	Zusammenarbeit	im
Oktober	 2000	 in	 Beijing,	 der	 den	 formellen	 Beginn	 des	 sino-
afrikanischen	 Liebeswerbens	 markierte,	 wurde	 von	 Ministern	 aus
vierundvierzig	 afrikanischen	 Staaten	 besucht	 und	 durch	 eine
Ansprache	Jiang	Zemins,	des	Architekten	der	»Nach-Außen-Wende«
der	 Politik	 Chinas,	 eingeläutet.	 Das	 Topthema	 des	 Gipfeltreffens
spiegelte	 das	Maß	der	Ambitionen	Beijings	wider:	 »Wie	 können	wir
auf	 die	 Schaffung	 einer	 neuen	 internationalen	 politischen	 und

wirtschaftlichen	Ordnung	im	21.	Jahrhundert	hinarbeiten?«11

2002	 betrug	 das	 Volumen	 des	 chinesischen	 Handels	 mit	 Afrika
13	 Milliarden	 Dollar,	 die	 Hälfte	 des	 afrikanischen	 Handels	 mit	 den
USA.	 Zehn	 Jahre	 später	war	 dieser	 Betrag	 auf	 180	Milliarden	Dollar
gestiegen	 und	 erreichte	 damit	 das	 Dreifache	 des	 Handels	 zwischen
den	USA	 und	China	 –	 auch	wenn	 das	 europäische	Handelsvolumen

mit	 Afrika	 immer	 noch	 das	 Doppelte	 betrug.12	 Zwei	 Drittel	 der
Importe	 Chinas	 aus	 Afrika	 waren	 Öl,	 der	 Rest	 andere	 Rohstoffe,

vorwiegend	 Mineralien.13	 Die	 Zukunft	 des	 bevölkerungsreichsten
Landes	 der	 Erde	 und	 das	 des	 ärmsten	 Kontinents	 der	 Welt	 waren
jetzt	 fest	 verbunden,	 da	 die	 Nachfrage	 in	 China	 über	 den
Rohstoffpreis	wesentlich	über	die	wirtschaftlichen	Aussichten	Afrikas
mitbestimmt.	Wenn	China	niest,	bekommt	Afrika	eine	Erkältung.

China	 transformierte	 die	 Wirtschaft	 Afrikas	 schon	 durch	 den



Handel,	aber	investierte	auch	direkt.	Bei	den	größten	Geschäften,	die
bei	allen	Rohstoffstaaten	des	Kontinents	auf	die	gleiche	Art	abliefen,
gab	 es	 erst	 einen	 billigen	 Kredit,	 der	 sich	 meist	 im	 einstelligen
Milliardenbereich	bewegte.	Er	diente	der	Finanzierung	des	Baus	von
Infrastruktur	durch	 chinesische	Unternehmen	und	war	mit	Öl	 oder
Rohstoffen	 zurückzuzahlen.	Die	 günstigen	Angebote	Chinas	wurden
nach	 diesem	 ersten	 Muster	 als	 »Angola-Modus«	 bekannt.	 Die
diplomatischen	 Aktivitäten	 Fernando	 Mialas	 und	 anderer	 hoher
Angehöriger	der	Futungo	zeitigten	am	2.	März	2004	ihre	Früchte,	als
China	 ein	 Abkommen	 unterzeichnete,	 mit	 dem	 es	 Angola	 zur
Finanzierung	öffentlicher	Arbeiten	einen	Kredit	über	zwei	Milliarden

Dollar	 gab,	 der	 in	 Form	 von	 Öl	 zurückzuzahlen	 war.14	 Im	 Lauf	 der
Jahre	 sollte	 die	 Kreditlinie	 auf	 etwa	 zehn	 Milliarden	 Dollar
anwachsen.	 Genau	 weiß	 man	 es	 nicht,	 denn	 wie	 beim	 Rest	 der
Finanzen	 Angolas	 blieben	 auch	 hier	 die	 Details	 ein	 sorgfältig
gehütetes	 Geheimnis.	 So	 wurde	 Angola	 zum	 zweitgrößten
Öllieferanten	Chinas	nach	Saudi-Arabien.

Im	 Februar	 2005	 traf	 sich	 Chinas	 Vizeministerpräsident	 Zeng
Peyan	mit	dos	Santos	 in	Luanda	und	brachte	ein	Hoch	auf	die	sino-

angolanische	Freundschaft	aus.15	Wie	ähnliche	Abmachungen	Chinas
in	 Mittelasien	 und	 Lateinamerika	 wurden	 die	 neun
»Kooperationsverträge«	der	beiden	Regierungen	an	diesem	Tag,	 bei
denen	 es	 um	 Energie,	 Infrastruktur,	 Bergbau,	 Ölgewinnung	 und
»wirtschaftliche	 und	 technische	 Hilfe«	 ging,	 als	 Pakte	 zum
gegenseitigen	Nutzen	verbucht.	Die	Rhetorik	zählte	Chinas	Verträge
mit	Angola	zu	den	Gründungsurkunden	einer	neuen	Weltordnung,	in
der	 lang	 geknechtete	 Völker	 sich	 vereinigten,	 um	 gemeinsam
voranzukommen.	 Das	 war	 ein	 Geschäft	 von	 Staat	 zu	 Staat:
Chinesisches	 Geld	 würde	 Angola	 helfen,	 sich	 aus	 der	 Asche	 des
Krieges	 zu	 erheben,	 während	 das	 angolanische	 Öl	 zu	 einer
Umgestaltung	Chinas	 beitrug,	 die	 zahllose	Millionen	 aus	 der	 Armut



befreien	würde.	Unter	erheblich	weniger	Lärm	war	hier	jedoch	auch
noch	 ein	 anderes	 Band	 geschmiedet	 worden:	 nicht	 zwischen	 zwei
Regierungen,	 sondern	 zwischen	 zwei	 Schattenstaaten.	 Das	 neue
Bündnis	sollte	die	Rohstoffe	Angolas	nutzen,	um	den	Interessen	der
Futungo	 und	 einer	 kaum	 bekannten	 Gruppe	 privater	 Investoren	 in
Hongkong	zu	dienen.

Sam	 Pa	 bewegt	 sich	 in	 jenen	 Grenzbezirken	 der	 Weltwirtschaft,	 in
denen	 Staatsmacht	 und	 multinationale	 Unternehmen	 gemeinsam
agieren.	 Als	 China	 seine	 Offensive	 in	 Afrika	 begann,	 erweiterte	 er
seinen	Horizont	und	nahm	neue	Möglichkeiten	 in	den	Blick,	die	vor
Öl,	Diamanten	und	Mineralien	strotzten.	Um	sich	seinen	Anteil	daran
zu	 sichern,	musste	 Pa	 sein	Guanxi	 in	 Beijing	 und	 Luanda	 nutzen	 –
oder	 zumindest	den	Eindruck	 vermitteln,	 die	Unterstützung	 einiger
der	mächtigsten	Männer	und	Frauen	in	beiden	Städten	zu	genießen.

Während	seiner	Jahre	im	Geheimdienst	und	im	Waffenhandel	hatte
Pa	 ein	 Netz	 von	 Kontakten	 in	 Afrika	 aufgebaut,	 darunter	 auch	 in
Angola.	 Als	 die	 Unita	 nach	 den	 abgebrochenen	 Wahlen	 von	 1992
erneut	zur	Rebellion	griff,	 rüstete	die	MPLA	massiv	auf,	um	endlich
endgültig	 zu	 siegen.	 Zwischen	 1996	 und	 2000	 war	 Angola	 für	 ein
Viertel	 sämtlicher	 Waffenkäufe	 in	 ganz	 Subsahara-Afrika	 (mit

Ausnahme	Südafrikas)	 verantwortlich.16	 In	einem	unter	dem	Namen
»Angolagate«	bekannt	gewordenen	Skandal	arrangierten	die	Futungo
Waffenlieferungen	 über	 französische	 Mittelsmänner.	 Ein	 weiterer
williger	Lieferant	war	China,	obwohl	über	den	Verkauf	chinesischer

Waffen	an	Angola	weit	weniger	Details	bekannt	wurden.17	Laut	Ariel
beteiligte	 sich	 auch	 Sam	 Pa	 zu	 dieser	 Zeit	 an	 der	 Vermittlung
chinesischer	Waffenverkäufe	an	Angola,	eine	Behauptung,	mit	der	er
nicht	allein	steht,	 für	die	es	aber,	wie	 für	so	viele	andere	Details	 im
Waffengeschäft,	keine	sichere	Bestätigung	gibt.

Anfang	 2003,	 einige	 Monate	 nachdem	 dos	 Santos’	 Truppen	 den
Rebellenführer	 Jonas	 Savimbi	 getötet	 und	 damit	 den	 Bürgerkrieg



beendet	hatten,	tauchte	Sam	Pa	im	Büro	Hélder	Bataglias	in	Lissabon
auf.	Bataglia	ist	in	Portugal	geboren,	aber	er	war	erst	ein	Jahr	alt,	als
seine	 Familie	 in	 die	 damalige	 portugiesische	 Kolonie	 Angola
übersiedelte,	 und	 so	 versteht	 Bataglia	 sich	 selbst	 als	 Angolaner.
Während	 des	 Krieges	 wurde	 er	 zu	 einem	 der	 größten	 privaten
Investoren	 in	 Angola.	 Mit	 einer	 portugiesischen	 Bank	 hatte	 er	 ein
Konglomerat	namens	Escom	gegründet,	das	Aktivposten	im	Wert	von
Hunderten	von	Millionen	von	Dollars	 im	Diamanten-,	Öl-,	Zement-
und	 Grundstückssektor	 Angolas	 und	 andernorts	 in	 Afrika	 und
Lateinamerika	 besaß.	 Als	 Pa	 sich	 anschickte,	 von	 einem	 Spion	 zu
einem	Geschäftsmann	zu	werden,	 stand	Bataglia	als	Partner	 für	 ihn
ganz	oben	auf	der	Liste.

»Sie	kamen	in	unser	Büro	und	sagten,	wir	wüssten	doch	viel	über
Afrika	 und	 Lateinamerika,	 besonders	 über	 die	 portugiesischen	 Ex-
Kolonien«,	 erzählte	 mir	 Bataglia	 Jahre	 später	 über	 seine	 erste

Begegnung	mit	Sam	Pa	und	seinen	Geschäftspartnern.18	»Sie	wollten
mit	uns	ein	Unternehmen	gründen,	um	diese	Märkte	zu	erschließen.
Ich	sagte:	›Naja,	das	ist	großartig,	und	wir	würden	ihnen	gerne	helfen,
weil	China	für	die	Entwicklung	dieser	beiden	Kontinente	von	großer
Bedeutung	ist,	aber	wir	müssen	erst	mehr	über	Sie	wissen.‹«

Als	 Pa	 Bataglia	 dann	mit	 nach	 Peking	 nahm,	 achtete	 er	 sorgfältig
darauf,	 sein	 Guanxi	 zu	 demonstrieren.	 Unter	 anderem	 stellte	 er
Bataglia	 Vertretern	 der	 gigantischen	 staatseigenen	 Ölgesellschaft
Sinopec	 vor.	 »Wie	 wurden	 in	 China	 sehr	 gut	 aufgenommen«,
erinnerte	 sich	 Bataglia.	 »Überall,	 wo	 wir	 landeten,	 wurden	 wir
protokollarisch	von	den	örtlichen	Behörden	und	Leuten	von	Sinopec
begrüßt.	Sie	sagen	dasselbe,	was	uns	auch	Sam	Pa	schon	gesagt	hatte:
›Lassen	 Sie	 uns	 zusammenarbeiten;	 es	 fehlt	 uns	 an	 Erfahrung	 in
diesem	 Bereich.‹«	 Es	 war	 Bataglias	 erster	 Besuch	 in	 China,	 und	 er
war	 beeindruckt.	 Er	 und	 seine	Kollegen	 nahmen	 ihr	 Abendessen	 in
den	großen	Hallen	ein,	 in	denen	der	chinesische	Staat	 ausländische



Würdenträger	 zu	 empfangen	pflegt.	 »Natürlich	dachte	 ich	mir,	 dass
Sam	für	die	Regierung	arbeitete«,	erinnerte	sich	Bataglia.	»Nach	dem,
was	 ich	 gehört	 hatte,	 kam	 er	 aus	 dem	 Geheimdienst,	 und	 ich
vermutete,	dass	er	jetzt	den	Auftrag	hatte,	China	bei	seiner	Expansion
in	 der	 Welt	 zu	 helfen.«	 Als	 ich	 Bataglia	 fragte,	 ob	 er	 von	 Pas
Waffenhandel	 gewusst	 habe,	 antwortete	 er,	 er	 habe	 keine	 Ahnung
davon	gehabt,	aber	Pa	habe	ihm	erzählt,	er	sei	schon	viele	Jahre	zuvor
mit	 dos	 Santos	 zusammengetroffen.	 »Sam	 erzählte	 mir,	 er	 sei	 vor
zehn	 oder	 fünfzehn	 Jahren	 in	 Angola	 gewesen.	 Wer	 damals	 nach
Angola	ging,	musste	einen	offiziellen	Auftrag	haben.«

Bataglia	sagte	mir,	er	habe	Sam	Pa	nie	wirklich	richtig	einschätzen
können.	Als	ich	ihn	fragte,	was	er	inzwischen	über	Pas	Vergangenheit
wusste,	sagte	er:	»Ich	habe	da	bis	heute	noch	kein	sonderlich	klares
Bild.«	 Und	 er	 fügte	 hinzu:	 »Er	 ist	 sehr	 ernsthaft,	 immer	 sehr	 gut
vorbereitet.	Er	hat	einen	starken	Geist.«	Bataglia	willigte	ein,	mit	Pa
ein	Unternehmen	zu	gründen.	Ihr	Partner	würde	die	Beiya	Industrial
Group	 sein,	 eines	 der	 vielen	 neuen	 staatseigenen	 Konglomerate
Chinas,	 mit	 dessen	 Vorsitzendem	 Pa	 Bataglia	 in	 Beijing	 bekannt
gemacht	 hatte.	 Sie	 nannten	 das	 neue	 Unternehmen	 China	 Beiya
Escom	 und	 meldeten	 es	 in	 Hongkong	 an,	 wo	 viele	 chinesische
Unternehmen,	 die	 internationale	 Geschäfte	 machen	 wollen,	 ihre
Gesellschaften	registrieren	ließen.

Die	 ersten	 Ziele	 des	 neuen	 Projekts	 lagen	 in	 Lateinamerika.
Bataglia	 erinnert	 sich,	 wie	 er	 und	 Pa	 mit	 einer	 Delegation	 von
staatseigenen	 chinesischen	 Unternehmen	 nach	 Caracas	 flogen,	 um
dem	 sozialistischen,	 populistischen,	 antiamerikanischen
Unruhestifter	 Hugo	 Chávez	 ihre	 Aufwartung	 zu	 machen,	 der	 die
Präsidentschaftswahlen	von	1998	gewonnen	hatte	und	danach	mit	der
Realisierung	 eines	 massiven	 Programms	 begonnen	 hatte,	 das	 die
Öleinnahmen	 Venezuelas	 zur	 Finanzierung	 des	 Gesundheits-	 und
Bildungssystems	 und	 anderer	 öffentlicher	 Dienstleistungen



verwenden	sollte.	Pa,	Bataglia	und	 ihre	Entourage	 schlugen	vor,	die
chinesische	 Hilfe	 beim	 Ausbau	 der	 Infrastruktur	 solle	 mit
Öllieferungen	 nach	 China	 bezahlt	 werden.	 »Unser	 Ziel	 war	 es,	 ihre
Vorhaben	 in	die	Praxis	umzusetzen,	 vor	 allem	 im	Eisenbahnbereich
und	in	der	Bauindustrie«,	sagte	mir	Bataglia.

Chávez	 verkündete,	 er	 habe	 mit	 Portugal	 und	 China	 einen
Vorvertrag	 über	 verschiedene	 Projekte	 im	 Wert	 von	 300	 Millionen
Dollar	 unterzeichnet.	 Bataglia	 unterzeichnete	 für	 Portugal;
Unterzeichnerin	 für	 China	 war	 eine	 der	 engsten	 Mitarbeiterinnen
Sam	 Pas.	 Venezuelas	 Präsident	 präsentierte	 das	 Abkommen	 als
Riesenschritt	 im	 Kampf	 Südamerikas	 gegen	 die	 US-Hegemonie.
Dieses	 erste	 Abkommen	 scheint	 jedoch	 keine	 nennenswerten
Ergebnisse	gehabt	zu	haben,	obwohl	die	offiziellen	Beziehungen	und
der	 Handel	 zwischen	 Caracas	 und	 Beijing	 sich	 seitdem	 stark

entwickelt	 haben.19	 Doch	 auf	 der	 anderen	 Seite	 des	 Atlantiks,	 in
Angola,	 hatte	 Sam	 Pa	 noch	 ein	 Eisen	 im	 Feuer,	 das	 später
spektakuläre	Gewinne	einfahren	sollte.

Wenn	 Sam	 Pa	 von	 Afrikas	 beginnender	 Annäherung	 an	 China
profitieren	 wollte,	 musste	 er	 den	 Herrschern	 der	 Rohstoffstaaten
Afrikas	demonstrieren,	dass	er	Zugang	zu	den	höchsten	Ebenen	der
Macht	 in	 Beijing	 hatte.	 Denn	 ungeachtet	 des	 Bildes	 disziplinierter
Hegemonie,	das	die	Kommunistische	Partei	von	sich	projiziert,	ist	die
Macht	 im	 heutigen	 China	 keineswegs	 monolithisch,	 sondern	 auf
miteinander	 konkurrierende	 Hochburgen	 innerhalb	 der	 Partei,	 den
Sicherheitsdiensten	 und	 den	 immer	 mächtiger	 werdenden
Konzernen	verteilt,	die	zwar	staatseigen	sind,	aber	in	ihren	Strategien
und	 Prioritäten	 den	 internationalen	 Großkonzernen	 des	 Westens
immer	ähnlicher	sehen,	für	die	das	Streben	nach	Profit	wichtiger	ist
als	 irgendwelche	 nationalen	 Ziele.	 Pas	 Netzwerk	 musste	 all	 diese
Machtzentren	erreichen.

Schon	 2002	 hatte	 Pa	 ein	 Bündnis	 mit	 der	 Frau	 geschmiedet,	 die



sich	 als	 seine	wichtigste	 Partnerin	 erweisen	 sollte.	 Ein	 Foto	 von	 Lo
Fong	Hung	 zeigt	 eine	 zierliche	Frau	mit	 einem	breiten	Lächeln,	 die
eine	klotzige	Halskette	 trägt	und	deren	dunkles	Haar	 zu	einem	Bob
frisiert	 ist.	 Die	 Informationen	 über	 ihre	 Vergangenheit	 sind	 ebenso
bruchstückhaft	wie	bei	Pa,	und	genau	wie	bei	diesem	ist	es	schwierig,
zwischen	echten	Verbindungen	und	der	Fähigkeit	zu	unterscheiden,
eine	 eindrucksvolle	 Aura	 von	 Guanxi	 um	 sich	 zu	 verbreiten,	 die
Umfang	und	Ausmaß	ihrer	Beziehungen	größer	erscheinen	 lässt,	als
sie	sind.	Unternehmensdaten	in	Hongkong	liefern	keinerlei	Berichte
über	geschäftliche	Unternehmen,	 an	denen	Lo	 vor	 ihrer	Allianz	mit
Pa	 beteiligt	 gewesen	 wäre.	 Mahmoud	 Thiam,	 der	 guineische	 Ex-
Minister,	 der	 einige	 Jahre	 später	mit	 Lo	 und	 Pa	 zusammenarbeiten
sollte,	 ist	 einer	 von	 mehreren	 Leuten,	 die	 gehört	 haben,	 dass	 sie
früher	 einmal	 als	 Dolmetscherin	 für	 Deng	 Xiaoping	 gearbeitet

hatte.20	 Einem	 Jahre	 später	 eingereichten	 Gerichtsantrag	 zufolge
hatten	 Pa	 und	 Lo,	 als	 sie	 zusammenkamen,	 bereits	 »umfangreiche

Geschäftsbeziehungen	 in	 Afrika	 und	 Südamerika«.21	 Und	 es	war	 Lo,
die	den	Vorvertrag	mit	Venezuela	unterzeichnete.	Als	sie	zusammen
mit	 Hugo	 Chávez	 in	 dessen	 wöchentlicher	 Fernsehsendung	 Aló
Presidente	 erschien,	 um	 das	 Geschäft	 zu	 verkünden,	 erklärte	 der
venezolanische	 Präsident	 der	 Nation,	 sein	 Gast	 stamme	 aus	 einer

angesehenen	Militärfamilie	und	sei	die	Tochter	eines	Generals.22

Lo	strahlt	eine	Autorität	aus,	die	viele	Ausländer,	die	ihr	begegnet
sind,	 schwer	 zu	 entschlüsseln	 fanden.	 Sie	 war	 eine	 der	 ersten
Personen	in	China,	denen	Sam	Pa	Hélder	Bataglia	vorstellte.	Bataglia
war	wie	Chávez	der	Meinung,	sie	sei	die	Tochter	eines	Generals.	»Lo
ist	sehr	höflich	und	da	unten	in	China	eine	äußerst	wichtige	Dame«,

sagte	 mir	 Bataglia.23	 »Sie	 bewahrt	 immer	 kühles	 Blut.«	 Über	 ihren
Doppelakt	mit	Sam	Pa	sagte	Mahmoud	Thiam:	»Alles	deutete	darauf
hin,	dass	er	der	Chef	war.	Aber	man	bekam	auch	das	Gefühl,	dass	er
Lo	nicht	loswerden	könnte,	selbst	wenn	er	das	wollte.«



Ein	westlicher	Unternehmer,	der	Geschäfte	mit	Pa	und	Lo	machte,
traf	 sich	 2009	mit	 ihnen	und	 ihren	Untergebenen	 zum	Abendessen,
das	 in	 einem	 Separee	 im	 obersten	 Stockwerk	 eines	 Hongkonger
Wolkenkratzers	mit	wunderbarem	Ausblick	über	den	Hafen	stattfand.
»Während	 des	 Essens	war	 ganz	 klar,	 dass	 [Lo]	 die	Matriarchin	 ist«,
sagte	der	Unternehmer	mir.	»Sie	ist	völlig	in	Schwarz	gekleidet.	Sam
sieht	wie	ein	normaler	Typ	von	der	Straße	aus,	mit	offenem	Kragen,
wie	 einer,	 der	 Damenunterwäsche	 verkauft.	 Er	 war	 nicht	 bösartig
oder	 stellte	 seine	 Macht	 zur	 Schau.	 Die	 Frau,	 Lo,	 benahm	 sich
merkwürdig.«	Nichts	zeigte	an,	ob	sie	reich	war	oder	nicht.	»Von	ihr
kam	auch	sonst	nichts	außer	einer	Aura	der	Macht.	Sie	sitzt	einfach
da	 und	 hört	 zu.	Manchmal	 flüstert	 jemand	 ihr	 etwas	 ins	 Ohr.	Man
bekam	sehr	klar	das	Gefühl,	dass	sie	die	eigentliche	Macht	hinter	dem
Thron	und	Sam	einfach	nur	ein	Durchschnittstyp	war.«

Einen	Teil	ihres	Guanxi	bezog	Lo	aus	ihrer	Ehe.24	Ihr	Mann,	Wang
Xiangfei,	 ist	 ein	 ernsthafter	 Geschäftsmann	mit	 einem	Hintergrund
im	Finanzsektor,	der	in	einigen	der	angesehensten	Firmenvorstände
Chinas	 gesessen	 hat.	 Er	 studierte	 Wirtschaftswissenschaft	 an	 der
Eliteuniversität	 Renmin	 in	 Beijing	 und	 wurde	 dort	 Dozent	 für
Finanzwissenschaft.	Als	seine	Frau	und	Sam	Pa	2002	mit	dem	Aufbau
ihres	 Geschäftsunternehmens	 begannen,	 hatte	 Wang	 bereits	 fast
zwanzig	 Jahre	 bei	 dem	 bedeutenden	 staatseigenen
Finanzkonglomerat	China	Everbright	 verbracht.	Wang	begann	 seine
Laufbahn	 bei	 Everbright	 1983	 im	 selben	 Jahr,	 in	 dem	 das
Unternehmen	 gegründet	 wurde.	 Everbright	 war	 eine	 frühe
Verkörperung	 des	 Wunsches	 Deng	 Xiaopings,	 China	 den	 ihm
zustehenden	 Platz	 in	 der	 internationalen	 Handelsarena	 zu
verschaffen.	 Es	 wuchs	 rasch	 und	 besaß	 schließlich	 Aktivposten	 im
Wert	 von	mehreren	 Hundert	Milliarden	 Dollar,	 darunter	 auch	 eine
eigene	Bank.	Wang	war	sowohl	in	der	Muttergesellschaft	in	China	als
auch	in	diversen	Tochterunternehmen	in	Hongkong	tätig	und	hielt	im



Lauf	der	Zeit	eine	Reihe	hoher	Posten	inne.	Das	Management,	dessen
Mitglieder	 sich	 im	höchsten	Kreis	der	eng	miteinander	verwobenen
Eliten	 Chinas	 bewegen,	 untersteht	 direkt	 dem	 Staatsrat,	 dem
höchsten	 chinesischen	 Regierungsorgan,	 das	 nach	 dem	 Ständigen
Ausschuss	des	Politbüros	der	Kommunistischen	Partei	die	mächtigste
Körperschaft	 im	 Land	 ist.	 Zu	 Wangs	 Kollegen	 in	 dieser	 Gruppe
gehörte	auch	ein	Mann,	der	das	Pseudonym	Xueming	Li	trug.	Er	war
der	Bruder	Bo	Xilais,	des	Ikarus	der	chinesischen	Politik,	der	nah	an
den	Gipfel	der	Macht	herankam,	bevor	er	einer	Säuberung	durch	das
Beijinger	Establishment	zum	Opfer	fiel.

Pa	 und	 Lo	 wählten	 einen	 verheißungsvollen	 Namen	 für	 die
Gesellschaft,	 die	 den	 Grundstein	 für	 das	 Netz	 von	 Unternehmen
bilden	 sollte,	mit	 dessen	Aufbau	 sie	 jetzt	 begannen.	Am	9.	 Juli	 2003
wurde	New	Bright	 International	Development	Limited	 in	Hongkong
registriert.	 Es	war	 nur	 eines	 von	 Tausenden	 von	Unternehmen,	 die
dort	jeden	Monat	ihre	Gründungsurkunde	erhalten.	Schon	kurz	nach
seiner	 Gründung	 zog	 New	 Bright	 im	 Geschäftsbezirk	 Admiralty	 an
eine	neue	offizielle	Adresse	um.	Sie	 lag	einige	Blocks	weiter	 im	Two
Pacific	 Place,	 einem	 Wolkenkratzer	 in	 einem	 Areal,	 auf	 dem	 einst
Kasernen	 gestanden	 hatten	 und	 das	 durch	 eine	 Sanierung	 in	 einen
Komplex	 von	 Bürogebäuden	 und	 Luxusgeschäften	 verwandelt
worden	war.	Der	Name	der	Adresse	war	Queensway	88.	Das	war	das
erste	 Saatkorn	 des	 Syndikats,	 das	 später	 als	 die	 Queensway	 Group
bekannt	werden	sollte.

New	Bright	hatte	zwei	Anteilseignerinnen.	Die	eine,	mit	30	Prozent
der	 Anteile,	 war	 Lo	 Fong	Hung.	 Die	 übrigen	 70	 Prozent	 besaß	 eine
weitere	 Frau,	 der	 allerdings	 die	 weitreichenden	 Kontakte	 ihrer
Partnerin	fehlten.	Während	Lo	eine	königliche	Autorität	ausstrahlte,
die	 auf	 ihre	 offenbar	 bedeutenden	 Beziehungen	 zu	 den	 Eliten	 von
Militär	 und	 Partei	 zurückging,	 und	 ihr	 Mann	 Wang	 einen
beeindruckenden	geschäftlichen	Lebenslauf	vorweisen	konnte,	hatte



Veronica	Fung	nur	eine	Beziehung,	die	der	Erwähnung	wert	war	–	die
zu	Sam	Pa.

Die	einzige	registrierte	Geschäftsaktivität	Veronica	Fungs	vor	2003,
für	 die	 ich	 offizielle	 Unternehmensdaten	 finden	 konnte,	 bestand	 in
einem	 50-prozentigen	 Anteil	 an	 einer	 undurchsichtigen,	 1988	 in
Hongkong	 gegründeten	 und	 2001	 wieder	 aufgelösten	 Gesellschaft
namens	 Acegain	 Investment	 Limited.	 In	 den	 Jahresangaben	 der
Gesellschaft	 für	 1993	 gibt	 Fung	 eine	 Adresse	 in	 Hongkong	 und	 als
Berufsbezeichnung	 »Sekretärin«	 an,	 und	 sie	 bezeichnet	 sich	 als
britische	 Staatsbürgerin.	 (Die	 Angaben	 wurden	 vier	 Jahre	 vor	 der
Rückgabe	 Hongkongs	 an	 China	 gemacht.)	 Die	 Daten	 geben	 keinen
Hinweis,	 worin	 die	 geschäftliche	 Aktivität	 Acegains	 bestand,
enthalten	 aber	 den	Namen	des	Mannes,	 der	 die	 übrigen	 50	 Prozent
der	Anteile	hielt,	nämlich	»Ghiu	Ka	Leung	(alias	Sam	King)«.	Er	trug
im	 Lauf	 der	 Zeit	 auch	 andere	 Namen,	 die	 hier	 nicht	 auftauchten,
darunter	Xu	Jinghua,	Tsui	King	Wah	–	und	Sam	Pa.

Informanten	 haben	 mir	 gesagt,	 Veronica	 Fungs	 Beziehung	 zu	 Pa
gehe	über	das	Geschäftliche	hinaus.	Sie	ist	verschiedentlich	als	seine

Freundin	 bezeichnet	 worden.25	 In	 Macau,	 dem	 ehemaligen
portugiesischen	Vorposten	 und	 Standort	 zahlreicher	Kasinos	 in	 der
Nachbarschaft	 Hongkongs,	 machte	 Pa	 sie	 mit	 Hélder	 Bataglia
bekannt,	aber	dieser	erklärte	mir,	Pa	habe	ihm	nie	gesagt,	ob	sie	ein
Paar	waren	oder	ob	sie	die	Mutter	seiner	beiden	Kinder	war.	Einigen
Berichten	 zufolge	 sind	 Sam	 und	 Veronica	 miteinander	 verheiratet,
obwohl	ich	keine	Heiratsurkunde	finden	konnte.	Als	ich	dem	Anwalt
des	 Joint	 Ventures	 der	 Queensway	 Group	 mit	 Angolas	 nationaler
Ölgesellschaft,	 China	 Sonangol	 schrieb	 und	 ihn	 fragte,	 ob	 Fung	 als
Handlangerin	 für	 Pas	Geschäftsinteressen	 fungiert,	 beantwortete	 er

die	Frage	nicht.26

Sam	 Pas	 Name	 findet	 sich	 weder	 unter	 den	 Anteilseignern	 New
Brights	noch	unter	denen	der	Dutzenden	von	anderen	Unternehmen,



die	New	Bright	folgen	sollten,	während	die	Queensway	Group	Gestalt
annahm.	 Offiziell	 hat	 er	 keinerlei	 Anteile	 an	 dem	 von	 ihm
gegründeten	 Geschäftskonglomerat,	 obwohl	 er	 beträchtliche
Zahlungen	 von	 ihm	 erhält	 und	 in	 den	 öffentlichen	 Statements	 der
ausländischen	Regierungen,	mit	denen	die	Gruppe	Geschäfte	macht,

mit	hohen	Titeln	genannt	wird.27	Normalerweise	basiert	die	Höhe	der
Anteile	 an	 einem	 neuen	 Unternehmen	 auf	 dem	 Kapitalbetrag,	 den
ihre	 Gründer-Investoren	 einsetzen,	 oder	 auf	 wichtigen
Dienstleistungen.	 Und	 nichts	 deutet	 darauf	 hin,	 dass	 New	 Bright
irgendwelches	 Eigenkapital	 hatte.	 Wie	 die	 folgenden	 Ereignisse
zeigen	sollten,	wurde	New	Bright	als	Vehikel	gegründet,	mit	dem	ihre
Gründer	 ihr	 Guanxi	 in	 Profit	 verwandelten.	 Lo	 bekam	 ihren	 30-
prozentigen	Anteil	an	New	Bright,	um	ihre	wichtige	Rolle	deutlich	zu
machen,	und	was	Veronica	Fung	betrifft,	ist	schwer	zu	sehen,	warum
ihr	 ein	 Mehrheitsanteil	 am	 wichtigsten	 Unternehmen	 der
Gesamtstruktur	zukommen	sollte,	wenn	nicht	wegen	ihrer	Beziehung
zu	Sam	Pa.

Zusammen	 hatten	 Sam	 Pa,	 Lo	 Fong	 Hung	 und	 ihr	 Mann	 Wang
Xiangfei	 genügend	 Beziehungen	 zu	 Partei,	 Militär,	 Regierung	 und
Wirtschaft,	um	ihnen	die	Rückendeckung	zu	geben,	die	sie	brauchten,
um	 in	einigen	der	bedeutendsten	Auslandsbeziehungen	Chinas	eine
Mittlerrolle	 zu	 spielen.	 Sie	 brauchten	 jetzt	 nur	 noch	 ein	 weiteres
Stückchen	 Guanxi,	 nämlich	 jemanden,	 der	 ihnen	 den	 Zugang	 zu
Chinas	staatseigenem	Ölgiganten	Sinopec	ebnen	würde.	2002	 traten
Pa	 und	 Lo	 an	 Wu	 Yang	 heran,	 einen	 Mann,	 der	 seiner	 eigenen
Einschätzung	 zufolge	 eine	 Person	 von	 einigem	 Einfluss	 war.	 Seine
von	 ihm	 in	 Unternehmensdaten	 angegebene	 Adresse	 war	 identisch
mit	 der	 des	 Ministeriums	 für	 öffentliche	 Sicherheit	 in	 Beijing	 und
beherbergt	 Berichten	 zufolge	 außerdem	 ein	 Empfangsbüro	 des

Auslandsgeheimdienstes	 SSM.28	 Laut	 seiner	 eigenen,	 zehn	 Jahre
später	 in	 dem	 Urteil	 eines	 Gerichts	 in	 Hongkong	 zitierten	 Aussage



war	 Wu	 »eine	 Weile	 lang	 in	 Wirtschaftskreisen	 auf	 dem	 Festland«
tätig	gewesen	und	hatte	»starke	und	zweckdienliche	Beziehungen	zu
offiziellen	 Kreisen	 und	 zu	 verschiedenen	 großen	 Unternehmern«,

darunter	 auch	 Sinopec.29	 Wu	 war	 bereit,	 für	 seine	 neuen	 Partner
einige	Verbindungen	herzustellen,	und	erhielt	dafür	einen	Anteil	an
den	resultierenden	Geschäften.

Ende	2003	verschärfte	sich	der	Konkurrenzkampf	um	Angolas	Öl.	Der
Krieg	 war	 nun	 seit	 mehr	 als	 einem	 Jahr	 vorbei.	 Die	 größten
Ölkonzerne	der	Welt	konkurrierten	um	den	Zugang	zu	einer	Region,
die	 zu	 einer	 der	 wichtigsten	 neuen	 Energieregionen	 des	 Planeten
werden	 sollte.	 Sie	 umwarben	 die	 Futungo	 und	 tätigten	 hohe
Investitionen,	um	die	technischen	Leistungen	zu	erbringen,	die	nötig
waren,	 um	 nach	 tief	 im	 Meeresboden	 lagernden	 Ölvorräten	 zu
bohren.	Royal	Dutch	Shell	zählte	zu	den	Titanen	der	Industrie,	hatte
aber	den	richtigen	Zeitpunkt,	 in	Angola	Fuß	zu	 fassen,	verpasst.	Als
Shell	 Ende	 2003	 beschloss,	 seine	 Investitionen	 in	 Nigeria	 zu
konzentrieren,	 und	 seinen	 Anteil	 an	 einem	 angolanischen
Bohrprojekt	 zum	 Verkauf	 anbot,	 gab	 es	 eine	 Vielzahl	 begieriger
Bieter.	Es	 ging	dabei	um	 50	Prozent	 von	Block	 18,	 einer	Konzession
vor	 der	 angolanischen	 Küste	 auf	 einem	 Areal	 von	 der	 dreifachen
Größe	Londons.	Die	übrigen	50	Prozent	hielt	BP,	das	auch	Betreiber
des	 Projekts	 und	 zuständig	 für	 die	 Anmietung	 der	 Ausrüstung	 und
die	 Anlegung	 der	 Bohrlöcher	 war.	 BP	 hatte	 bereits	 ein	 halbes
Dutzend	 Ölfelder	 entdeckt,	 die	 etwa	 750	 Millionen	 Fass	 Rohöl
enthielten.	 Block	 18	 sah	 ganz	 nach	 einem	 weiteren	 angolanischen
Megaprojekt	 aus.	 Beteiligt	 waren	 zwei	 der	 größten	 Konzerne	 der
Welt:	 2003	 führte	 Forbes	 Shell	 und	 BP	 auf	 der	 Liste	 der
umsatzstärksten	Konzerne	der	Welt	auf	Platz	sechs	und	sieben.	In	der
Fachpresse	 prophezeite	 ein	 Analyst,	 der	 erfolgreiche	 Bieter	 werde
»wohl	 kaum	 jemand	 außer	 den	 ganz	 Großen«	 sein,	 dem	 halben
Dutzend	 von	 Giganten	 der	 Industrie,	 Firmen	 wie	 Exxon	Mobil	 und



Chevron	aus	den	USA	und	Total	aus	Frankreich.30

Aber	es	wehte	ein	neuer	Wind.	Neue	Kräfte	waren	im	Spiel,	so	etwa
staatlich	kontrollierte	Ölgesellschaften	wie	Petrobras	in	Brasilien	und
Petronas	in	Malaysia,	und	sie	begannen,	den	altehrwürdigen	Ölriesen
in	die	Quere	zu	kommen.	Im	April	2004	las	man	Berichte,	nach	denen
das	 indische	 Unternehmen	 ONGC	 einem	 Kauf	 des	 Shell-Anteils	 an

Block	 18	 für	 600	 Millionen	 Dollar	 zugestimmt	 hatte.31	 Im	 Lauf	 der
folgenden	Wochen	stellte	sich	jedoch	heraus,	dass	Sonangol,	Angolas
staatliche	 Ölgesellschaft,	 sich	 weigerte,	 auf	 ihr	 Vorkaufsrecht	 zu
verzichten.	 Bis	 Ende	 2004	 hatte	 Indiens	 riesiger	 Nachbarstaat	 das
Land	aus	dem	Rennen	geworfen.	Die	chinesische	Ölgruppe	Sinopec,
die	 gerade	 zu	 einer	 der	 größten	Ölgesellschaften	 der	Welt	 aufstieg,
indem	sie	 sich	einen	Auslandsposten	nach	dem	anderen	 schnappte,

kaufte	den	Anteil	Shells	an	Block	18.32	Auf	den	ersten	Blick	sah	alles
ganz	simpel	aus:	Die	eine	aufsteigende	Macht	verdrängte	die	andere
im	Kampf	ums	Öl.	Aber	das	war	nicht	die	ganze	Geschichte.

Nachdem	Shell	seine	Absicht	zum	Verkauf	seines	Anteils	an	Block
18	 bekannt	 gemacht	 hatte,	 reiste	 eine	 Delegation	 aus	 Luanda	 nach
Beijing.	Die	Delegation	hatte	Gespräche	mit	einigen	der	mächtigsten
Leute	 in	China,	darunter	auch	Vizepremier	Zeng	Peiyan.	Zeng	hatte
eine	exemplarische	Geschichte	in	der	Kommunistischen	Partei	hinter
sich	 –	 Ausbildung	 zum	 Ingenieur,	 Dienst	 als	 Diplomat	 an	 der
chinesischen	 Botschaft	 in	 Washington,	 Studium	 an	 der	 Zentralen
Parteihochschule,	an	der	Kader	auf	hohe	Ämter	vorbereitet	werden,
und	Spitzenposten	in	den	Parteikomitees	für	wirtschaftliche	Planung,
darunter	 den	 des	 stellvertretenden	 Direktors	 des	 Ausschusses	 für
den	 Bau	 des	 riesigen	 Dreischluchtendammes	 –,	 bevor	 er	 2002	 ins

Politbüro	und	2003	zum	Vizepremier	aufstieg.33

Zu	der	Delegation,	die	Zeng	Ende	2003	aufsuchte,	gehörten	Sam	Pa,
Hélder	 Bataglia	 und	 der	 Chef	 der	 angolanischen	 staatlichen



Ölgesellschaft	 Sonangol	 und	 inoffizielle	 Schatzmeister	 der	 Futungo,

Manuel	Vicente.34	Die	Tatsache,	dass	Pa	ein	Treffen	mit	einem	hohen
Staatsmann	 wie	 Zeng	 arrangieren	 konnte,	 war	 einer	 der	 Gründe
dafür,	 dass	 Bataglia	 zu	 der	 Überzeugung	 kam,	 dass	 sein	 neuer
chinesischer	 Geschäftspartner	 die	 Unterstützung	 der	 Herrscher
Chinas	 genoss.	 »Noch	 offiziellere	 Verbindungen	 sind	 gar	 nicht
möglich«,	 sagte	 mir	 Bataglia.	 2005	 kam	 Zeng	 zur	 feierlichen
Verkündung	 des	 auf	 Staatsebene	 geschlossenen	 Paktes	 zwischen
China	und	Angola	nach	Luanda.	Doch	noch	zuvor	schlossen	Manuel
Vicente	und	Sam	Pa	ein	schattenhaftes	Bündnis,	mit	dem	sie	die	neue
Vertrautheit	zwischen	China	und	Angola	vor	den	Karren	der	Futungo
und	der	Queensway	Group	spannten.

Als	Shell	seinen	Anteil	an	Block	18	zum	Verkauf	freigab,	sah	Manuel
Vicente	eine	neue	Gelegenheit.	Als	Chef	von	Sonangol	hatte	Vicente
die	 Ambitionen,	 Angolas	 nationale	 Ölgesellschaft	 genau	 wie	 ihre
Entsprechungen	 in	 Malaysia	 und	 Brasilien	 zu	 einer	 internationalen
Kraft	 zu	machen.	Doch	um	den	 indischen	Bieter,	 der	 kurz	 vor	 dem
Kauf	 des	 Shell-Anteils	 stand,	 ausbooten	 zu	 können,	 brauchte
Sonangol	 einen	 finanziellen	 Unterstützer.	 »Wir	 hatten	 kein	 Geld«,
sagte	mir	Vicente,	»und	wir	sahen	uns	nach	einem	Partner	in	China
um,	der	uns	helfen	würde,	diesen	Anteil	zu	bekommen.	Darum	haben
wir	 diese	 Gesellschaft	 gegründet.	 Die	 Chinesen	 beschafften	 den
Kredit,	wir	bezahlten	Shell.	Es	ging	hier	um	vielleicht	etwas	mehr	als
800	[Millionen	Dollar].	Und	später	traten	wir	dann	an	Sinopec	heran,

eine	weitere	chinesische	Gesellschaft,	eine	der	größten.«	35

Bei	den	neuen	Partnern	der	Futungo	handelte	es	sich	um	Sam	Pa
und	seine	neu	gebildete	Queensway	Group.	Und	die	neu	gegründete
Gesellschaft	hieß	China	Sonangol.	Chinas	Vordringen	in	Afrika	stand
damals	 noch	 am	Anfang,	 und	 es	 lag	 nahe,	 anzunehmen,	 dass	China
Sonangol	nichts	anderes	war	als	das,	was	der	Name	suggerierte:	eine
Partnerschaft	 zwischen	 dem	 chinesischen	 Staat	 und	 der



angolanischen	nationalen	Ölgesellschaft.	Aber	Vicente	und	Sonangol
beschlossen,	nicht	direkt	mit	der	chinesischen	Regierung	und	Chinas
staatseigener	 Ölgesellschaft	 Sinopec	 zu	 kooperieren.	 Stattdessen
kamen	 sie	 mit	 einem	 undurchsichtigen	 Privatunternehmen	 ins
Geschäft,	 das	 in	 Hongkong	 registriert	 war	 und	 keinerlei	 Guthaben

besaß	außer	dem	Guanxi	seiner	Gründer.36

Auf	 dem	 Gesellschaftsvertrag	 China	 Sonangols	 befinden	 sich	 in
krakeliger	 Handschrift	 die	 Namen	 der	 beiden	 Anteilseigner.	 Der
Eigner	 der	 Minderheit	 war	 mit	 30	 Prozent	 Sonangol.	 Inhaber	 der
übrigen	70	Prozent	war	eine	Holdinggesellschaft,	die	der	Queensway
Group	 gehörte	 und	 deren	 Unterschrift	 von	 Lo	 Fong	 Hung	 geleistet

worden	 war.37	 China	 Sonangol	 wurde	 am	 27.	 August	 2004	 in
Hongkong	als	Gesellschaft	 registriert.	 Sieben	Wochen	 später,	 am	 15.
Oktober,	 wurde	 auf	 den	 Cayman	 Islands	 ein	 Unternehmen	 namens
Sonangol	 Sinopec	 International	 Limited	 gegründet.	 Es	 war
gemeinsames	Eigentum	von	Sinopec,	Sonangol	und,	obwohl	ihr	Name

nichts	dergleichen	andeutet,	der	Queensway	Group.38	Und	Sonangol
Sinopec	 International	Limited	war	das	Unternehmen,	das	 sich	Ende
2004	 den	 50-prozentigen	 Anteil	 Shells	 an	 Block	 18	 sicherte.	 Die
staatseigene	Sinopec	steuerte	mehr	als	eine	Milliarde	Dollar	zu	dem

neuen	Projekt	bei.39

Manuel	Vicente	und	Sam	Pa	hatten	sich	eine	Enklave	innerhalb	der
angolanischen	 Ölindustrie	 aufgebaut,	 eine	 eigene	 wirtschaftliche
Festung	 innerhalb	 der	 ohnehin	 schon	 undurchdringlichen	 Mauern
des	 Staatskonzerns	 Sonangol.	 Durch	 ein	 Netz	 undurchsichtiger,	 in
Hongkong	 registrierter	 Unternehmen	 hatten	 die	 Futungo	 sich	 nun
einen	Mechanismus	im	Ausland	geschaffen,	der	die	politische	Macht
der	 autoritären	 Herrscher	 Angolas	 in	 das	 private
Wirtschaftsimperium	 umleitete,	 mit	 dessen	 Aufbau	 Pa	 und	 die
anderen	 Mitgründer	 der	 Queensway	 Group	 begonnen	 hatten.	 Die
Futungo	 stiegen	 von	der	Cessna	 auf	 die	Concorde,	 vom	Fischkutter



auf	das	Atom-U-Boot	um,	und	in	ihrer	Plünderungsmaschine	steckte
jetzt	auch	noch	eine	gehörige	Dosis	Guanxi.

Mit	 dem	 neuen	 Partner	 an	 Bord	 betrieb	 BP	 die	 Entwicklung	 der
Ölfelder	 von	 Block	 18	 mit	 gesteigerter	 Intensität,	 und	 im	 Oktober
2007	begann	das	Projekt	mit	der	Produktion	von	zweihunderttausend
Fass	 Öl	 pro	 Tag.	 2010	 betrug	 der	 Wert	 des	 Anteils	 der	 Queensway

Group	an	Block	 18	 fast	eine	Milliarde	Dollar.40	Der	Wert	des	Anteils
der	Gruppe	an	der	Tagesproduktion	lag	damit	bei	etwa	3,5	Millionen

Dollar.41	 BP	 lehnte	 es	 ab,	 meine	 Fragen	 zu	 seinen	 Beziehungen	 zu
China	Sonangol	zu	beantworten.

Das	 war	 nur	 der	 Anfang.	 China	 Sonangol	 entwickelte	 sich	 zum
Drehpunkt	 eines	 viele	Milliarden	 schweren	 Finanzierungsgeschäfts,
bei	 dem	 Banken	 Sonangol	 Geld	 liehen,	 das	 mit	 den	 Erträgen	 der
angolanischen	Ölverkäufe	an	Sinopec	zurückgezahlt	werden	sollte	–
aber	erst	nachdem	China	Sonangol	seinen	Anteil	abgezogen	hatte.	Im
Lauf	 der	 Jahre,	 die	 auf	 das	 ursprüngliche	 Geschäft	 mit	 Block	 18
folgten,	 erwarb	 China	 Sonangol	 Anteile	 an	 neun	 weiteren
angolanischen	Ölblocks	und	kaufte	Anteile	an	drei	weiteren	Blocks	in
Zusammenarbeit	 mit	 Sinopec.	 Es	 war	 eine	 Kombination	 von
Guthaben	 in	 einer	der	 am	 raschesten	wachsenden	Ölindustrien	der
Welt,	 die	 viele	 Milliarden	 Dollar	 wert	 war.	 Doch	 China	 Sonangol
beschäftigt	 sich	 nicht	 mit	 der	 Anlegung	 von	 Bohrlöchern	 und	 der
Förderung	 von	 Öl.	 Das	 Unternehmen	 ist	 eine	 Pipeline	 für
Petrodollars	–	und	eine	Möglichkeit	für	die	Futungo,	sich	Sam	Pa	und
seine	 Partner	 in	 den	 afrikanischen	 Rohstoffstaaten	 als	 Türöffner
zunutze	zu	machen.	»Wenn	es	irgendwo	eine	Möglichkeit	gibt,	an	Öl
zu	 kommen,	 rufen	 sie	 uns	 an,	 da	 wir	 ja	 schließlich	 dieses	 Joint

Venture	haben«,	erklärte	Vicente	mir.42

Isaías	Samakuva,	der	Führer	der	angolanischen	Oppositionspartei,	zu
der	die	Unita	sich	seit	ihrer	Niederlage	im	Bürgerkrieg	entwickelt	hat,



sagte	 mir,	 China	 Sonangol	 sei	 »der	 Schlüssel	 zu	 der	 gesamten
Unterstützung,	die	dos	Santos	und	seine	Herrschaft	heute	haben«.	Es
sei	 aber	 leider	 unmöglich,	 zu	 verstehen,	 wie	 genau	 die	 Futungo
Reichtum	und	Macht	aus	diesem	Unternehmen	zogen,	weil	»alles	im

Dunkeln	liegt«.43

Aber	 letztlich	 liegt	 doch	 nicht	 alles	 im	 Dunkeln.
Unternehmensdaten	 in	 Hongkong	 und	 anderswo	 gewähren	 einem
Einblicke	 in	 das	 wirtschaftliche	 Labyrinth	 der	 Queensway	 Group.
Doch	genau	wie	bei	den	Geschäften	Dan	Gertlers	im	Kongo	verlieren
sich	 viele	 der	 Spuren	 hinter	 den	 hohen	 Mauern	 von	 Offshore-
Finanzgeschäften.	 Ein	 Beispiel	 dafür	 ist,	 dass	 Manuel	 Vicente	 und
andere	 hohe	 angolanische	 Beamte	 in	 Unternehmensdaten	 neben
Gründungsmitgliedern	 der	 Queensway	 Group	 als	 Direktoren	 einer
Gesellschaft	namens	Worldpro	Development	Limited	geführt	werden.
Die	Registrierung	Worldpros	in	Hongkong	enthält	keinen	Hinweis	auf
den	Zweck	des	Unternehmens	und	konstatiert	 lediglich,	 sie	 befinde
sich	im	vollständigen	Besitz	der	Firma	World	Noble	Holdings	Limited.
Diese	 ist	 auf	 den	 Britischen	 Jungferninseln	 registriert,	 einer
Inselgruppe	in	der	Karibik,	wo	Unternehmen	keine	Auskunft	darüber
geben	müssen,	 wem	 sie	 gehören.	 Manuel	 Vicente	 streitet	 nicht	 ab,
Präsident	China	Sonangols	gewesen	zu	sein,	sagte	mir	aber,	er	habe
diese	Funktion	als	Vertreter	des	Anteils	 von	Sonangol	übernommen
und	 nicht	 wegen	 irgendwelcher	 persönlichen	 Vorteile.	 Als	 er	 zum
Vizepräsidenten	Angolas	 aufstieg,	 übernahm	sein	Nachfolger	 an	der

Spitze	Sonangols	auch	den	Vorsitz	China	Sonangols.44

Anders	 als	 im	 Fall	 der	 versteckten	 Anteile	 Vicentes	 und	 seiner
Kumpane	 an	dem	angolanischen	Ölprojekt	 von	Cobalt	 International
Energy	 deutet	 in	 den	 zahlreichen	 Unternehmensdaten,	 die	 ich
gesichtet	habe,	nichts	darauf	hin,	dass	Mitglieder	der	Futungo-Clique
irgendwelche	 direkten	 Gewinne	 aus	 den	 Unternehmen	 der
Queensway	 Group	 ziehen.	 Dennoch	 war	 Isaías	 Samakuva	 von	 der



Unita	 einer	 wichtigen	 Frage	 auf	 der	 Spur:	 Die	 zusätzlichen
Möglichkeiten	 zur	 Geheimhaltung,	 die	 die	 Arrangements	 der
Herrscher	 der	 »Kryptokratie«	 Angolas	 mit	 der	 Queensway	 Gruppe
ihnen	gaben,	 sind	 für	 sie	 schon	 für	 sich	genommen	von	Vorteil.	 Sie
schaffen	 neue,	 verborgene	 Fluchtwege	 für	 Sonangol,	 ein
Unternehmen,	 das	 bei	 dem	 Entstehen	 eines	 32	 Milliarden	 Dollar
großen	 Lochs	 in	 den	 Staatsfinanzen	 Angolas	 eine	 zentrale	 Rolle
gespielt	 hat.	 Diese	 Fluchtwege	 führen	 aus	 Angola	 selbst	 hinaus,
schlängeln	 sich	 durch	 Steueroasen	 im	 Ausland	 und	 enden	 in	 dem
weltweiten	 Wirtschaftsimperium	 der	 Queensway	 Group,	 das	 in
Angola	 seinen	 Anfang	 nahm	 und	 sich	 dann	 von	 Manhattan	 bis
Pjöngjang	 erstrecken	 und	 auch	 andere	 afrikanische	 Rohstoffstaaten
mit	einschließen	sollte.	Ein	Jahrhundert	nachdem	König	Leopold	zum
Privateigentümer	 des	 Kongo	 erklärt	 worden	 war,	 wurde	 China
Sonangol	zu	einem	der	wichtigsten	Werkzeuge	der	Kräfte	im	Ausland
und	in	Afrika,	deren	Ziel	es	war,	den	Kontinent	und	seine	natürlichen
Reichtümer	in	ihren	persönlichen	Besitz	zu	verwandeln.

Die	 Queensway	 Group	 und	 die	 mit	 ihr	 verbundenen	 Unternehmen
waren	 von	 Anfang	 an	 von	 Skandalen	 umwittert,	 bei	 denen	 es	 um
finanzielle	 Unregelmäßigkeiten	 ging.	 Der	 Vorsitzende	 der	 Beiya
Industrial	 Group,	 der	 staatseigenen	 chinesischen
Eisenbahngesellschaft,	 die	 in	 den	 frühen	 Tagen	 Verbindungen	 zu
Unternehmen	der	Queensway	Group	hatte,	wurde	wegen	Bestechung

und	Unterschlagung	zu	lebenslanger	Haft	verurteilt.45	In	einem	ihrer
frühen	 Ölgeschäfte	 machte	 die	 Queensway	 Group	 in	 Kongo-
Brazzaville,	einem	weiteren	Ölland	im	Norden	Angolas,	Geschäfte	mit
Unternehmen,	die	mit	der	herrschenden	Elite	verbunden	waren	und
die	später	beschuldigt	wurden,	Scheinformen	benutzt	zu	haben,	um

Öleinnahmen	zu	verheimlichen.46	Und	dann,	2007,	wäre	es	mit	dem
Erfolg	 der	 Queensway	 Group	 beinahe	 auf	 einen	 Schlag	 zu	 Ende
gewesen.



Während	 China	 Sonangol	 nur	 ein	 undurchsichtiges	 Vehikel	 in
einem	komplizierten	Ölgeschäft	war,	war	das	prominenteste	Gesicht
der	Queensway	Group	ein	Unternehmen	namens	China	International
Fund	(CIF).	CIF	wurde	2003	in	Hongkong	angemeldet	und	wurde	wie
ihre	 Schwestergesellschaft	 oft	 fälschlich	 für	 ein	 Instrument	 des
chinesischen	Staates	gehalten.	Das	lag	zum	Teil	am	Namen	und	zum
Teil	daran,	dass	es	 in	den	ersten	 Jahren	des	chinesischen	Vorstoßes
nach	 Afrika	 nur	 zu	 natürlich,	 wenn	 auch	 ein	 wenig	 zu	 simpel	 war,
davon	 auszugehen,	 jedes	 chinesische	 Unternehmen	 müsse	 den
Diktaten	des	kommunistischen	Regimes	in	Beijing	unterstehen.	Aber
das	war	nicht	der	Fall.	CIF	gehörte	zu	hundert	Prozent	den	Gründern
der	 Queensway	 Group	 –	 der	 Geschäftspartnerin	 Sam	 Pas,	 Lo	 Fong
Hung,	Veronica	Fung	und	Wu	Yang,	dem	chinesischen	Partner,	der	in
Beijing	so	nützliche	Verbindungen	hergestellt	hatte.

Das	 Hauptgeschäft	 des	 CIF	 war	 der	 Bau	 von	 Infrastruktur.	 Nach
dem	 Vorbild	 der	 Großverträge	 des	 chinesischen	 Staates	 mit	 den
afrikanischen	 Rohstoffstaaten	 verpflichtete	 die	 Queensway	 Group
sich	über	den	CIF	zum	Bau	von	Brücken,	Flughäfen	und	Straßen,	was
dann	in	der	Regel	von	Geschäften	im	Öl-	und	Minensektor	begleitet
wurde.	 2005	 vermittelte	 der	 CIF	 einen	 Kredit	 über	 2,9	 Milliarden
Dollar,	 mit	 dem	 eine	 Vielzahl	 von	 Aufträgen	 der	 angolanischen
Regierung,	 darunter	 ein	 neuer	 Flughafen,	 eine	 Bahnlinie,	 zwei
Autobahnen,	 Entwässerungsarbeiten	 in	 Luanda	 und	 ein

Wohnbauprojekt	 finanziert	 wurden.47	 Als	 ich	 Manuel	 Vicente	 nach
dem	 China	 International	 Fund	 fragte,	 erklärte	 er	 mir,	 dieser	 sei
»vollkommen	 unabhängig«	 von	 den	 ölgedeckten	 Multimilliarden
Dollar	 Krediten	 der	 chinesischen	 Regierung,	 mit	 denen	 öffentliche
Arbeiten	 in	 Angola	 finanziert	 wurden.	 Aber	 ebenso,	 wie	 China
Sonangol	bei	den	obskuren	Geschäften,	mit	denen	es	sich	Anteile	an
den	angolanischen	Ölblöcken	sicherte,	 letztlich	nur	ein	Mittelsmann
war,	spielte	der	CIF	eher	die	Rolle	eines	Maklers	als	die	eines	echten



Auftragnehmers:	Ein	Großteil	der	Arbeiten	wurde	als	Subauftrag	an
staatseigene	chinesische	Technik-	und	Bauunternehmen	vergeben.

Zuständig	 für	 die	 Projekte	 des	 CIF	 war	 ein	 neu	 geschaffenes
Sonderbüro	im	Präsidialamt,	das	Gabinete	de	Reconstrução	Nacional
oder	 Amt	 für	 Nationalen	 Wiederaufbau.	 Ursprünglich	 war	 der
Meisterspion	des	Präsidenten,	Fernando	Miala,	der	wichtigste	Mann
für	die	Beziehungen	der	Futungo	zu	den	Chinesen	gewesen.	Als	das
Geld	 jedoch	zu	 fließen	begann,	brachen	die	Potentaten	der	Futungo
einen	Streit	über	die	Kontrolle	der	gewaltigen	neuen	Geldströme	vom
Zaun.	 Miala	 wurde	 von	 General	 Kopelipa	 ausgebootet,	 dem
Sicherheitschef	und	Großmagnaten,	der	später	mit	Manuel	Vicente	in
zweifelhafte	Geschäfte	verstrickt	war,	zu	denen	auch	das	mit	Kobalt
gehörte.	Mialas	Fall	ging	rasch	vonstatten.	Er	wurde	im	Februar	2006
entlassen.	 Nachdem	 er	 sich	 geweigert	 hatte,	 zu	 seiner	 eigenen
Degradierung	vom	General	zum	Oberstleutnant	zu	erscheinen,	wurde
er	wegen	Befehlsverweigerung	festgenommen	und	der	Verschwörung
gegen	den	Präsidenten	angeklagt.

Bei	 seinem	Prozess	 im	 Jahr	 2007	brach	Miala	den	Schweigekodex
der	 Futungo	 und	 behauptete,	 für	 den	 Wiederaufbau	 Angolas
bestimmte	 Gelder	 aus	 China	 würden	 unterschlagen.	 Das
Finanzministerium	 Angolas	 gab	 sich	 daraufhin	 in	 einer	 seiner
seltenen	 öffentlichen	 Erklärungen	 höchst	 beleidigt	 und
kommentierte,	 man	 sei	 »bestürzt«	 über	 die	 Beschuldigungen
ehemaliger	 Mitarbeiter	 des	 Geheimdienstes,	 es	 gebe
»Unregelmäßigkeiten	bei	der	Handhabung	der	chinesischen	Kredite«.
Dann	 zählte	 die	 Erklärung	 die	 verschiedenen	 staatlichen	 und
privaten	chinesischen	Kredite	und	die	zahlreichen	nützlichen	Dinge
auf,	 die	 angeblich	 damit	 getan	 worden	 waren.	 Aber	 sie	 bestätigte
auch	 etwas,	 worüber	 bis	 dahin	 nur	 Gerüchte	 kursiert	 hatten:	 der
China	International	Fund	war	in	finanziellen	Schwierigkeiten.

Aufgrund	der	Selbstüberschätzung	Sam	Pas,	diverser	Streitigkeiten



mit	 Subunternehmern,	 des	 Missmanagements	 des	 angolanischen
Sonderbüros,	 das	 für	 die	 Aufsicht	 über	 die	 chinesischen	 Kredite
zuständig	 war,	 oder	 wahrscheinlich	 aufgrund	 aller	 drei	 Faktoren
zusammengenommen	 kamen	 die	 ambitionierten
Infrastrukturprojekte	 irgendwann	 nicht	 mehr	 weiter.	 Als	 die
Auftragnehmer	 nicht	mehr	 bezahlt	wurden,	 kamen	 die	 Bauarbeiten
zum	Stillstand.	 Im	Beijing	wuchs	 die	 Besorgnis,	 ein	 Abenteurer	 aus
Hongkong	 könnte	 Chinas	 Beziehungen	 zu	 einem	 immer	 wichtiger
werdenden	 Öllieferanten	 gefährden.	 Das	 Handelsministerium
empfahl	chinesischen	Unternehmen,	ihre	Geschäftsbeziehungen	zum
CIF	zurückzufahren.	Aus	einem	mir	vorliegenden	Brief	geht	hervor,
dass	die	staatliche	Unternehmensaufsicht	 in	Hongkong	 im	Mai	2007
eine	 Untersuchung	 von	 Behauptungen	 einleitete,	 nach	 denen
Hangxiao	 Steel,	 die	 chinesische	 Stahlgruppe,	 an	 die	 der	 China
International	Fund	einen	Auftrag	über	fünf	Milliarden	Dollar	für	ein
Wohnbauprojekt	 in	 Angola	 vergeben	 hatte,

Aktienmarktmanipulationen	betrieben	hatte.48

Hintergrund	der	Probleme	Pas	war	 eine	Reihe	 von	Umwälzungen
in	den	höchsten	Korridoren	der	staatlichen	Macht	 in	China.	 Im	Jahr
2007	war	die	 chinesische	Politik	 von	den	Machtkämpfen	 im	Vorfeld
des	 nationalen	 Kongresses	 der	 Kommunistischen	 Partei	 Chinas	 im
Oktober	desselben	Jahres	dominiert,	ein	Kongress,	der	alle	fünf	Jahre
stattfindet	 und	 eine	 neue	 Partei-	 und	 Staatsführung	 auf	 den	 Schild
heben	sollte.	Zeng	Peiyan,	der	Vizepremier,	 zu	dem	Sam	Pa	Zugang
gewonnen	hatte,	 als	 er	 sein	 erstes	Ölgeschäft	 in	Angola	 vermittelte,
wollte	sich	nach	dem	Kongress	aus	seinen	Ämtern	zurückziehen.	Der
Abgang	 anderer	 wichtiger	Machthaber	 von	 der	 Bühne	war	 weniger
elegant.	 Im	 Juni	 trat	 der	Vorsitzende	des	 staatlichen	Ölkonsortiums
Sinopec,	 Chen	 Tonghai,	 plötzlich	 zurück.	 Er	 hatte	 zum	 Aufstieg
Sinopecs	 zum	 mit	 Abstand	 umsatzstärksten	 Großunternehmen
Chinas	beigetragen,	während	die	Queensway	Group	ihm	in	Angola	als



Mittelsmann	gedient	hatte.	Im	offiziellen	Kommuniqué	Sinopecs	hieß
es,	 Chen	 sei	 aus	 »persönlichen	 Gründen«	 ausgeschieden,	 doch	 nur
wenige	 Monate	 darauf	 wurde	 er	 verhaftet	 und	 angeklagt,
»Bestechungsgelder	angenommen	[zu	haben],	um	anderen,	darunter
seiner	Geliebten	zur	Erzielung	gesetzwidriger	Gewinne	zu	verhelfen«,

und	sich	einer	»korrupten	Lebensführung«	zu	befleißigen.49	Er	wurde
später	 der	 Annahme	 von	 29	 Millionen	 Dollar	 Bestechungsgeldern
zwischen	 1999	und	 2007	 für	 schuldig	 befunden	und	 zur	Todesstrafe
»auf	 Bewährung«	 verurteilt,	 was	 letztlich	 auf	 eine	 lebenslange

Haftstrafe	 hinauslief.50	 Sowohl	 die	 Partei	 als	 auch	 Sinopec	 wurden
jetzt	von	neuen	Gesichtern	dominiert.	Verschiedene	Ministerien	und
Aufsichtsbehörden	 schöpften	 immer	 stärkeren	 Verdacht	 gegen	 die
Aktivitäten	der	Queensway	Group,	und	die	Schlinge	um	Sam	Pa	zog
sich	 allmählich	 zusammen.	 Sein	Guanxi	 war	 mit	 einem	Mal	 rapide
geschrumpft.	Aber	er	hatte	immer	noch	eine	Karte	im	Ärmel	–	und	es
war	ein	As.

Ganz	 gleich,	 wieviel	 Unbehagen	 man	 in	 Beijing	 gegen	 ihn	 hegte,
Sam	 Pa	 hatte	 sich	 zu	 einem	 unentbehrlichen	 Teil	 der
Plünderungsmaschine	der	Futungo-Clique	gemacht.	Indem	sie	China
Sonangol	 und	 den	 China	 International	 Fund	 als	 Vermittler	 von
Ölgeschäften	 und	 Verträgen	 zum	 Bau	 von	 Infrastruktur	 benutzten,
hatten	 die	 Herrscher	 Angolas	 sich	 ein	 neues,	 im	 Verborgenen
operierendes	Vehikel	geschaffen,	mit	dem	sie	im	Ölhandel	aktiv	sein
und	 ihre	Petrodollars	über	den	gesamten	Globus	 verteilen	konnten.
Als	 Sinopec	 sich	 aus	 seinen	 Joint	 Ventures	 mit	 den	 Unternehmen
Queensways	 in	 Angola	 zurückziehen	 wollte,	 da	 es	 den	 lästigen
Mittelsmann	 loswerden	 wollte,	 biss	 es	 bei	 den	 Futungo	 auf	 Granit.
Alex	Vines	 ist	Leiter	der	auch	Chatham	House	genannten	britischen
Denkfabrik	 Royal	 Institute	 of	 International	 Affairs	 und	 hat	 im
Rahmen	 seiner	 Recherchen	 über	 die	 Queensway	 Group	 auch
Interviews	 mit	 Spitzenmanagern	 der	 chinesischen	 Ölindustrie



durchgeführt.	 Er	 berichtete	 mir,	 Manuel	 Vicente	 habe	 den
staatseigenen	 chinesischen	 Ölgesellschaften	 mitgeteilt,	 wenn	 sie
Geschäfte	 mit	 Angola	 machen	 wollten,	 sei	 dies	 nur	 über	 die	 Joint

Ventures	 mit	 den	 Unternehmen	 der	 Queensway	 Group	 möglich.51

»Sinopec	 hatte	 diese	 Joint	 Ventures	 als	 vorübergehende	Maßnahme
betrachtet,	 um	 einen	 Fuß	 in	 die	 Tür	 zu	 bekommen,	 erkannte	 nun
aber,	 dass	 es	 aus	 dem	 Geschäft	 nicht	 mehr	 herauskam«,	 meinte
Vines.	 Als	 der	 US-Botschafter	 in	 Luanda	 seinen	 chinesischen
Kollegen	 vertraulich	 um	 Erläuterung	 der	 Beziehungen	 seiner
Regierung	 zum	China	 International	 Fund	bat,	 lag	dem	chinesischen
Gesandten	 viel	 daran,	 zu	 unterstreichen,	 dass	 der	 CIF	 ein
»Privatunternehmen«	 sei.	 Er	 sagte,	 seine	 Botschaft	 habe	 nichts	mit

den	 Geschäften	 des	 CIF	mit	 den	 angolanischen	 Behörden	 zu	 tun;52

allerdings	genieße	der	CIF	tatsächlich	ein	»enges	Verhältnis«	zu	dos
Santos.	 Sam	 Pa	 hatte	 sich	 zum	 Torwächter	 über	 das	 Öl	 Angolas
aufgeschwungen,	 und	 selbst	 China	 hatte	 nicht	 die	 Macht,	 an	 ihm
vorbeizukommen.

So	dauerte	es	nicht	lang,	bis	die	Queensway	Group	von	Beijing	zwar
nicht	wieder	gern	gelitten	war,	aber	doch	zumindest	toleriert	wurde.
Auch	die	Geldprobleme	des	China	International	Fund	wurden	gelöst:
Im	 Oktober	 2007	 erklärte	 das	 Finanzministerium	 Angolas	 in
demselben	 Statement,	 in	 dem	 es	 die	 Veruntreuung	 chinesischer
Gelder	 dementiert	 hatte,	 es	 habe	 zur	 Rettung	 der	 wankenden
Infrastrukturprojekte	 des	 CIF	 Staatsanleihen	 in	 Höhe	 von

3,5	Milliarden	Dollar	ausgegeben.53	Noch	im	selben	Monat	begann	BP
mit	 der	 Ölförderung	 in	 Block	 18,	 an	 der	 die	 Queensway	 Group	 ein
Anrecht	auf	15	Prozent	des	Gewinns	hatte.

Einige	 Leute	 sehen	 die	 Queensway	 Group	 als	 Angolas
Rettungsengel.	 »Die	 amtliche	 Regierung	 Chinas	 wollte	 es	 und	 die
angolanische	Regierung	wollte	es«,	meinte	Hélder	Bataglia,	der	sagte,
er	 sei	 2004	 ausgestiegen,	 nachdem	China,	 Sam	Pa	 und	 die	 Futungo



schon	 dabei	 waren,	 die	 ersten	 Geschäfte	 abzuschließen.54	 Bataglia
sagte,	 er	 selbst	 habe	 Sam	 Pa	 davon	 überzeugt,	 sich	 auf	 Angola	 zu
konzentrieren,	und	er	sei	stolz,	 ihm	dabei	geholfen	zu	haben,	seiner
Adoptivheimat	 einige	 dringend	 benötigte	 Investitionen	 zu
verschaffen.	»Für	mich	war	es	großartig,	weil	mein	Hauptziel	war,	die
beiden	Länder	zusammenzubringen,	da	damals	kein	Land	bereit	war,
Angola	beim	Wiederaufbau	zu	helfen.«	Bedenken	im	Hinblick	auf	die
Eigeninteressen	China	Sonangols	und	des	China	 International	 Fund
wischte	 er	 beiseite.	 »Für	 mich	 war	 es	 ein	 großer	 Erfolg.	 Natürlich
wollte	ich	eigentlich	mehr,	aber	was	sie	getan	haben,	ist	sehr	wichtig
für	dieses	Land.	Ich	bedaure	nichts.	Ich	bin	sehr	stolz	auf	das,	was	ich
getan	 habe.	 Am	 Ende	 des	 Krieges	 wurden	 150	 000	 Leute	 aus	 der
Armee	 entlassen.	Man	musste	 Arbeit	 für	 sie	 finden;	man	musste	 in
den	Wiederaufbau	investieren.«

Bataglia	meinte	weiter:	»Für	die	normalen	Leute	in	Angola	hat	das
eine	Menge	geändert	–	sehen	Sie	sich	die	Straßen,	die	Eisenbahnen,
die	 Brücken	 an.	 Es	 gibt	 kein	 unabhängigeres	 Land	 in	 Afrika	 als
Angola.	Nach	den	Beziehungen	zu	China	haben	sie	Beziehungen	auf
der	ganzen	Welt	entwickelt.	Sie	verteidigen	ihre	Unabhängigkeit	mit
Zähnen	und	Klauen.	Das	ist	sehr	wichtig	für	die	Selbstachtung	einer
Nation.	 Die	 Angolaner	 –	 sie	 sind	 sehr	 stolz	 auf	 das,	 was	 sie	 tun.
Natürlich	 gibt	 es	 Probleme,	 aber	 Probleme	 gibt	 es	 auch	 in	 Portugal
oder	 in	 Großbritannien.	 Wenn	 zwei	 Länder	 wie	 Angola	 und	 China
zum	 Wiederaufbau	 eines	 Landes	 zusammenkommen,	 ist	 ein
Unternehmen,	das	zwischen	beiden	steht,	für	beide	nicht	gut.«

Aber	 es	 gab	 ein	 Unternehmen,	 das	 zwischen	 beiden	 stand	 –	 die
Queensway	Group.	Nach	 Sam	Pas	 verwegenen	 ersten	Geschäften	 in
Angola	sollte	es	noch	fast	eine	Dekade	dauern,	bis	es	erste	Einblicke
in	 die	wahre	Natur	 der	 Geschäfte	Queensways	mit	 den	Herrschern
Angolas	gab.

Wu	Yang	war	der	Mann	mit	Einfluss	in	Beijing,	der	von	sich	sagte,



er	 habe	 dafür,	 dass	 er	 geholfen	 hatte,	 Sinopec	 mit	 an	 Bord	 des
Angolageschäfts	 zu	 bringen,	 einen	 kostenlosen	 Anteil	 an	 der
Holdinggesellschaft	der	Queensway	Group	bekommen,	die	den	Anteil
der	 Gruppe	 an	 China	 Sonangol	 hielt.	 2011	 zog	 er	 in	 Hongkong	 vor
Gericht	 und	 verklagte	 Lo	 Fong	 Hung,	 Veronica	 Fung	 und	 die
Holdinggesellschaft	selbst.	Wu	behauptete,	man	schulde	ihm	bis	dato
nicht	 gezahlte	 Dividenden	 im	 Wert	 von	 40	 Millionen	 Dollar.	 Er
verlangte	 Einblick	 in	 die	 Bücher	 mehrerer	 Gesellschaften	 der
Queensway	 Group,	 um	 zu	 sehen,	 wo	 ihr	 ganzes	 Geld	 hinfloss.	 2013
gab	ein	Richter	in	Hongkong	seinem	Antrag	statt.	Die	Beschreibung,
die	 der	 Richter	 von	 der	 Zeugenaussage	 Lo	 Fong	 Hungs	 gab,	 war
höchst	aufschlussreich.

Lo,	 schrieb	der	Richter	 in	 seiner	Entscheidung,	habe	 eingeräumt,
das	Block-18-Projekt,	das	bis	heute	180	000	Fass	pro	Tag	produziert,
sei	 profitabel	 gewesen,	 aber	 gesagt,	 die	 Gewinne	 seien	 zu	 anderen

Zwecken	verwendet	worden.55	»Der	Tenor	ihrer	Aussage	[…]	ist,	dass
das	 Geld,	 das	 China	 Sonangol	 erhielt,	 in	 die	 Finanzierung	 von
Projekten	 in	 Angola	 ging,	 die	 der	 Erzeugung	 von
Geschäftsbereitschaft	 dienten.	 Sie	 benennt	 kein	 bestimmtes	 Projekt
und	 sie	 erklärt	 nicht,	 bei	 wem	 [die	 fragliche	 Holdinggesellschaft
Queensways]	sich	anbiedern	wollte.	Diese	Projekte	machten	Verluste,
und	ihre	Aussage	deutet	darauf	hin,	dass	die	Gewinne	aus	dem	Block-
18-Projekt	durch	 ihre	Finanzierung	aufgebraucht	wurden.«	Kurz,	Lo
Fong	Hung,	Sam	Pas	wichtigste	Partnerin	 in	der	Queensway	Group,
hatte	 einem	 Gericht	 gegenüber	 zugegeben,	 dass	 das	 wichtigste
Unternehmen	 der	 Gruppe	 Geld	 abzweigte,	 um	 sich	 in	 Angola
»anzubiedern«.	 In	einer	behutsamen	Formulierung	 fuhr	der	Richter
fort:	 »Nach	 meinem	 Dafürhalten	 steht	 es	 nicht	 in	 Frage,	 dass	 eine
Unternehmensführung,	 die	 in	 Einklang	 mit	 den	 Geschäfts-	 und
Buchführungspraktiken	 steht,	 welche	 man	 in	 Hongkong	 als	 die
besten	 ansehen	 würde,	 in	 Angola	 schwer	 und	 teilweise	 unmöglich



sein	würde.«

Die	 Rechtsstreitigkeiten	 zwischen	 Wu	 Yang	 und	 der	 Queensway
Group	gingen	auch	nach	diesem	Urteil	weiter.	Doch	inzwischen	hatte
Sam	Pa	schon	neue	Höhen	erreicht.	Nachdem	er	sein	Guanxi	 in	das
Fundament	 eines	Wirtschaftsimperiums	 verwandelt	 hatte,	 nutzte	 er
seine	 Erfahrungen	 in	 Angola	 als	 Muster	 für	 weitere	 Geschäfte	 mit
repressiven	Herrschern	anderer	afrikanischer	Rohstoffstaaten.



5	Wenn	Elefanten	kämpfen,	wird
das	Gras	zertrampelt

Es	war	ein	feuchter,	bedeckter	Samstagnachmittag	im	April	2013,	und
Frederic	Cilins	hatte	Hunger.	»Setzen	wir	uns	doch	und	essen	etwas«,
sagte	er	zu	der	Frau,	die	gerade	am	Jacksonville	International	Airport

in	Florida	aus	einem	Taxi	gestiegen	war,	um	ihn	zu	treffen.1

Laut	einem	später	von	einer	staatlichen	Untersuchungskommission
in	 Guinea	 veröffentlichten	 Transkript	 ihres	 Gesprächs	 fanden	 die
beiden	im	noblen	Terminal	des	Flughafens	ein	Restaurant	und	ließen
sich	 dort	 nieder	 –	 Cilins,	 ein	 Franzose	 von	 Anfang	 fünfzig	 mit
beginnender	 Glatze,	 und	 Madame	 Touré,	 eine	 üppige
Westafrikanerin,	 die	 zwanzig	 Jahre	 jünger	 war	 als	 er.	 Sie	 machten
eine	 Weile	 lang	 Smalltalk,	 wobei	 sie	 Französisch	 sprachen.	 Seine
Tochter	 habe	 am	 Tag	 zuvor	 ein	 Kind	 bekommen,	 berichtete	 Cilins,
und	habe	ihn	damit	zum	ersten	Mal	zum	Großvater	gemacht.

Das	 Gespräch	 wandte	 sich	 sofort	 finanziellen	 Themen	 zu.	 »Ich
brauche	 Geld,	 und	 zwar	 sofort«,	 sagte	 Touré.	 Cilins	 erklärte,	 sie
könne	 20	 000	 Dollar	 gleich	 und	 noch	 einmal	 200	 000	 Dollar	 nach
ihrer	Ankunft	in	Sierra	Leone	bekommen.	Er	werde	sich	auch	um	das
Flugticket	kümmern.	Sie	begann	zu	feilschen.	Eine	Kellnerin	kam	zu
ihnen	 herüber.	 Cilins	 wechselte	 ins	 Englische	 und	 bestellte	 ein
Hühnersandwich	 für	 Touré	 und	 für	 sich	 selbst	 einen	 Cesar-Salat.
Danach	 änderte	 er	 seine	 Taktik.	 In	 Sierra	 Leone,	 dem	Nachbarland
der	guineischen	Heimat	Tourés,	hätte	sie	ihre	Ruhe	und	sei	weit	weg
von	den	Problemen,	die	gerade	auf	sie	beide	einstürzten.	Aber	Touré
wollte	erst	die	finanziellen	Bedingungen	ihres	Arrangements	klären.
Hatte	Cilins	nicht	gesagt,	er	werde	ihr	50	000	Dollar	im	Voraus	geben
und	nicht	bloß	20	000	Dollar?



»Nein,	nein,	nein.«,	sagte	Cilins.	»Hör	gut	zu,	hör	gut	zu.	Ich	habe
dir	 gesagt,	wie	 es	 läuft.«	 Er	 ging	 alles	 noch	 einmal	 durch.	 Ein	 paar
Tausend	Dollar	 seien	doch	völlig	belanglos.	»Der	Deal	 für	die	Akten
und	 für	die	Erklärung	war	genauso,	wie	 ich	es	dir	 gesagt	habe:	Wir
vernichten	 alle	 Dokumente,	 du	 kriegst	 zweihundert	 und	 dann
achthundert,	und	die	gehören	dir,	egal	was	kommt.	Ganz	gleich,	was
passiert,	du	kriegst	eine	Million,	die	dir	gehört.«

Der	Franzose	verlor	allmählich	die	Nerven.	Er	hatte	seit	 Jahren	in
Afrikas	 wildem	 Westen	 Geschäfte	 gemacht,	 aber	 das	 hier	 war	 ein
besonders	 heikles	 Gespräch.	 Touré	 befand	 sich	 im	 Besitz	 eines
halben	 Dutzends	 von	 Verträgen,	 die	 zwischen	 2006	 und	 2010
unterzeichnet	 worden	 waren	 und	 im	 Einzelnen	 festhielten,	 wie	 sie
mit	Bargeld	und	Anteilen	belohnt	würde,	wenn	es	 ihr	gelang,	einem
Unternehmen	namens	BSG	Resources	(BSGR)	zu	Minenkonzessionen
zu	 verhelfen.	Darunter	waren	 auch	 die	 Rechte	 auf	 Simandou,	 eines
der	reichsten	 jungfräulichen	Eisenerzvorkommen	der	Welt,	das	sich

in	einer	 fern	abgelegenen	Gegend	Guineas	befand.2	Als	die	Verträge
später	 ans	 Licht	 der	 Öffentlichkeit	 kamen,	 erklärte	 BSGR	 sie	 zu
Fälschungen.	2008	hatte	die	damalige	guineische	Regierung	BSGR	die
Rechte	 an	 Simandou	 übertragen.	 Zwei	 Jahre	 später	 hatte	 sich	 die
größte	 Eisenbergbaugesellschaft	 der	 Welt,	 Vale,	 bereitgefunden,
2,5	Milliarden	 Dollar	 für	 einen	 Anteil	 an	 diesen	 Rechten	 zu	 zahlen,
eine	 fürstliche	 Rendite	 auf	 die	 160	 Millionen	 Dollar,	 die	 BSGR	 für
vorläufige	 Erschließungsmaßnahmen	 in	 seinem	 Schürfgebiet
ausgegeben	 hatte,	 und	 eines	 der	 spektakulärsten	 Geschäfte	 der
neueren	afrikanischen	Bergbaugeschichte.

Aber	jetzt	gab	es	ein	Problem.	Touré	hatte	Cilins	berichtet,	sie	habe
Besuch	 vom	 FBI	 bekommen.	 Grund	 für	 das	 Interesse	 des	 FBI	 war,
dass	Touré	keine	gewöhnliche	Guineerin	war;	sie	war	die	vierte	Frau
Lansana	 Contés	 gewesen,	 des	 Diktators,	 der	 BSGR	 die	 fraglichen
Rechte	 genau	 einen	 Tag	 vor	 seinem	 Tod	 im	 Dezember	 2008



übertragen	 hatte.	 Die	 nunmehr	 verwitwete	 Touré	 war	 zuerst	 nach
Sierra	Leone	und	dann	nach	Florida	umgezogen,	und	dort	hatten	die
Bundespolizisten	 ihr	 einen	 Besuch	 abgestattet,	 nachdem	 das	 FBI
Wind	 davon	 bekommen	 hatte,	 dass	 sie	 etwas	 über	 Verstöße	 gegen
den	 Foreign	 Corrupt	 Practices	 Act	 (FCPA)	 und	 die	 Bestimmungen
gegen	Geldwäsche	wissen	könnte,	die	die	Einführung	von	Gewinnen
aus	korrupten	Geschäften	in	die	Vereinigten	Staaten	verbieten.

In	 einer	 Reihe	 von	 Telefonaten	 und	 Treffen	 in	 der	 Woche	 zuvor
hatte	Cilins	–	der	als	Mittelsmann	von	BSGR	in	Guinea	agierte,	aber,
wie	das	Unternehmen	hervorhebt,	nie	dort	beschäftigt	gewesen	war	–
versucht,	Touré	zur	Vernichtung	der	Dokumente	zu	überreden,	bevor
das	 FBI	 sie	 in	 die	 Hand	 bekam.	 Er	 konnte	 sie	 zur	 Unterzeichnung
einer	 Erklärung	 überreden,	 in	 der	 sie	 bestritt,	 eine	 Rolle	 bei	 der
Vergabe	 der	 Schürfrechte	 an	 BSGR	 gespielt	 oder	 Geld	 von	 dem
Unternehmen	bekommen	zu	haben.	Er	hatte	ihr	zugeredet,	das	Land
zu	 verlassen	und	nach	Sierra	Leone	umzusiedeln.	 Zusätzlich	 zu	der
Million,	die	er	ihr	für	die	Vernichtung	der	Dokumente	geboten	hatte,
hatte	Cilins	ihr	weitere	fünf	Millionen	Dollar	versprochen,	falls	BSGR
die	 Prüfung	 früherer	 Bergbauverträge	 durch	 die	 neue	 Regierung
unbeschadet	überstehen	würde.

»Brauchen	 Sie	 noch	 etwas?«	 fragte	 die	 Kellnerin,	 als	 sie	 die
Bestellungen	der	beiden	brachte.	»Mayonnaise,	Senf?«	Cilins	schickte
die	 Kellnerin	weg	 und	wandte	 sich	wieder	 Touré	 zu.	 Das	Gespräch
mäanderte	durch	Familienangelegenheiten,	die	Politik	in	Guinea,	das
Wetter	in	Miami.	Cilins	bestellte	noch	Käsekuchen	für	sich	und	Touré
und	quetschte	sie	nach	den	FBI-Agenten	aus,	die	 ihr	Fragen	gestellt
hatten.	Sie	meinte,	sie	habe	ihnen	gesagt,	sie	habe	keine	Dokumente,
doch	die	Agenten	hätten	ihr	gedroht,	sich	eine	gerichtliche	Vorladung
zu	besorgen	und	sie	vor	die	Grand	Jury	zu	bringen,	die	in	New	York
einberufen	 worden	 war,	 um	 Beweismaterial	 zu	 den
Korruptionsanschuldigungen	 zu	 hören.	 »Das	 alles	 muss	 schnell



vernichtet	 werden«,	 sagte	 er.	 Die	 Kellnerin	 brachte	 Cilins	 das
Wechselgeld.	»Nein,	behalten	Sie	es«,	sagte	er.

»Oh,	 vielen	 herzlichen	 Dank«,	 meinte	 die	 Kellnerin,	 »haben	 Sie
einen	wunderschönen	Tag.«

Touré	wollte	immer	noch	einen	größeren	Vorschuss.	»Ich	bin	doch
kein	 Kind«,	 schnappte	 sie	 wütend.	 Cilins	 verlor	 die	 Beherrschung.
»Ich	habʼ	das	allmählich	satt,	Mamadie.	Was	willst	du	denn	machen?
Sagʼ	 du	mir,	was	du	machen	willst.	 Ich,	 ich	habʼ	 es	 satt.	Du	machst
mir	Vorwürfe.	Ich	komme,	ich	bringe	dir	Geld.	Ich	finde	Lösungen	für
dich,	ich	tue	dies,	ich	tue	das.	Dann	sagʼ	mir	doch,	was	du	willst.	Du
bist	es,	die	eine	Entscheidung	treffen	muss.«	Er	erklärte	ihr,	es	sei	in
ihrem	ureigenen	Interesse,	die	Dokumente	zu	vernichten	–	wenn	sie
es	nicht	täte,	ginge	auch	für	sie	»eine	Atombombe«	los.	Er	schalt	sie,
weil	sie	einem	Bekannten	Kopien	gegeben	hatte,	der	dann	die	neuen
guineischen	Behörden	auf	 sie	aufmerksam	gemacht	hatte.	 »Ich	 sage
gar	nicht,	dass	du	ein	Kind	bist,	 aber	 ich	 sage	dir,	dass	du	ein	paar
schlechte	Entscheidungen	getroffen	hast«,	meinte	Cilins.	Er	machte
eine	Pause,	 entschuldigte	 sich	und	 sagte,	 er	müsse	die	Abflugzeiten
seines	Fluges	an	der	Tafel	überprüfen.

Da	kam	ein	Mann	auf	 sie	 zu.	 »Stehen	Sie	 auf«,	 sagte	 er	 zu	Cilins,
»und	nehmen	Sie	die	Arme	auf	den	Rücken.«

Beny	 Steinmetz	wurde	 sozusagen	 ins	Minengeschäft	 hineingeboren.
Als	 jüngster	 Sohn	 von	 Rubin	 Steinmetz,	 dem	 Gründer	 einer	 der
erfolgreichsten	 Handelsgesellschaften	 für	 Diamanten	 in	 Israel
beendete	er	1977	seinen	Militärdienst	und	begann	dann	im	Alter	von
einundzwanzig	 mit	 einer	 Lehre	 in	 Antwerpen.	 Diese	 belgische
Hafenstadt	 war	 seit	 fünf	 Jahrhunderten	 das	 Zentrum	 des
Diamantenhandels	und	ist	auch	heute	noch	der	Umschlagplatz	für	die
große	 Mehrzahl	 der	 Rohedelsteine,	 die	 aus	 weit	 entfernten	 Minen
dort	 hingebracht	werden,	 um	 geschnitten,	 poliert	 und	 an	 Juweliere
weiterverkauft	 zu	 werden.	 Schlank	 und	 gutaussehend,	 baute	 sich



Steinmetz	 bald	 einen	 Ruf	 als	 eine	 der	 bedeutendsten	 Figuren	 im
afrikanischen	 Diamantenhandel	 auf.	 Er	 kaufte	 Steine	 im

kriegszerrissenen	 Angola.3	 Steinmetz	 Diamond	 Group,	 das
Unternehmen,	 das	 er	 mit	 seinem	 Bruder	 gründete,	 wurde	 zum
größten	 Käufer	 von	 Rohedelsteinen	 von	 dem	 das	 Gewerbe
beherrschenden	 Kartell	 De	 Beers.	 Das	 Familienimperium	 der
Steinmetz’	 sponsert	 Formel-1-Teams	 und	 stellt	 seine	 Steine	 auf
Luxuspartys	zur	Schau,	die	an	weltweit	für	ihre	Schönheit	bekannten
Orten	wie	dem	Tempel	der	Morgenröte	 in	Bangkok	 stattfinden	und
an	denen	Stars	wie	Scarlett	Johansson	teilnehmen.

Während	 sein	 Vermögen	 immer	 weiter	 wuchs,	 fügte	 Steinmetz
seinem	Portfolio	Metallminen	und	Immobilien	hinzu	und	siedelte	von
Israel	 in	 die	 Schweizer	 Seestadt	 Genf	 über.	 In	 der	 Forbes-Liste	 der
reichsten	 Personen	 der	Welt	 stand	 er	 2011	 auf	 Platz	 162;	mit	 einem
Vermögen	von	sechs	Milliarden	Dollar	lag	er	komfortabel	vor	Bernie
Ecclestone	 und	 Richard	 Branson	 und	war	 doppelt	 so	 reich	wie	 der
Ebay-Gründer	 Jeff	 Skoll.	 Auf	 seiner	 persönlichen	 Website	 wird	 ein
ungenannter	Bekannter	mit	den	Worten	zitiert:	»Der	Ausdruck	›nach
oben	sind	keine	Grenzen	gesetzt‹	 ist	auf	Beny	nicht	anwendbar.	Für
ihn	ist	›oben‹	erst	der	Anfang.«

Steinmetz	 reagierte	 rasch	 auf	 die	 Veränderungen,	 die	 um	 die
Jahrhundertwende	 herum	 im	 Bergbaubereich	 stattfanden.	 Die
Nachfrage	 rasch	 wachsender	 Wirtschaften	 in	 Asien	 nach
Basismetallen	 brachte	 Minengesellschaften	 zur	 breiteren
Auffächerung	 ihrer	 Tätigkeiten;	 viele	 von	 ihnen	 stiegen	 von
kostbaren	Stoffen	wie	Diamanten	auf	die	klobigen	Rohmaterialien	für
Elektrodraht	 und	 Stahl	 um.	 Nach	 dem	 israelischen	 Tycoon	 Dan
Gertler,	 der	 eine	 Freundschaft	 mit	 dem	 Kabila-Regime	 im	 Kongo
pflegte,	machte	nun	auch	Steinmetz	einen	Vorstoß	nach	Katanga,	das
Gebiet	 im	 Südkongo,	 in	 dem	 es	 unübertroffene	 Mengen	 an	 Kupfer
und	 Kobalt	 gibt.	 Ein	 Unternehmen	 namens	 Nikanor,	 in	 dem



Steinmetz	 und	 Gertler	 wichtige	 Anteilseigner	 waren,	 sicherte	 sich
dort	 das	 Recht	 auf	 eine	 heruntergekommene	 Kupfermine.	 2008
kaufte	 der	 gigantische	 Rohstoffhändler	 Glencore	 (der	 noch	 weitere
Geschäfte	im	Kongo	tätigen	sollte,	an	denen	Gertler	beteiligt	war)	die

Gruppe.4	 Zu	 diesem	 Zeitpunkt	 war	 Steinmetz	 bereits	 auf	 der	 Jagd
nach	 einem	 noch	 begehrteren	 Schatz	 in	 einem	weiteren	 korrupten
Staat	im	frankophonen	Afrika.

Als	 Guineas	 französische	 Kolonialherrscher	 das	 Land	 1958
verließen,	 taten	 sie	 das	 nicht,	 ohne	 zuvor	 einen	 wütenden	 Akt
postkolonialer	 Sabotage	 zu	 begehen.	 Der	 Führer	 des
Befreiungskampfs	 Guineas,	 Ahmed	 Sékou	 Touré,	 hatte	 Charles	 de
Gaulles	Angebot	zum	Beitritt	zu	einer	frankophonen	Union	in	Afrika
abgelehnt.	 Nun	 gewährte	 Frankreich	 Guinea	 zwar	 die
Unabhängigkeit,	 übte	 aber	heftige	Rache	 für	die	Beleidigung,	 indem
es	 nicht	 einmal	 die	 Glühbirnen	 in	 den	 Büros	 der	 Behörden
zurückließ.	 Sékou	 Touré	 ließ	 sich	 nicht	 einschüchtern.	 »Wir	 ziehen
Armut	in	Freiheit	allen	Reichtümern	in	Sklaverei	vor«,	proklamierte

er.5

Die	 Armut	 blieb	 tatsächlich	 ein	 Dauerzustand,	 aber	 Freiheit
gewann	die	Bevölkerung	Guineas	dadurch	nicht.	Sékou	Touré	wurde
zum	 ersten	 einer	 ganzen	 Serie	 korrupter	 und	 gewalttätiger
Autokraten.	 Das	 gerade	 unabhängig	 gewordene	 Guinea	 genoss	 wie
Dutzende	 vergleichbarer	 Staaten	 in	 Afrika	 nur	 nominale
Souveränität.	 Die	 Supermächte	 und	 die	 Minenunternehmer	 hielten
das	Heft	in	der	Hand	und	richteten	ihre	Loyalitäten	an	dem	jeweils	an
der	Macht	befindlichen	Despoten	aus.

Guinea	 entging	 den	 Bürgerkriegen,	 die	 seine	 Nachbarn	 Sierra
Leone	 und	 Liberia	 zerrissen,	 wo	 Rebellen,	 die	 sich	 durch
Diamantenhandel	 finanzierten,	 ihren	Gegnern	die	Hände	abhackten.
Das	sieht	man	der	am	Meer	gelegenen	Hauptstadt	Guineas	Conakry
allerdings	 nicht	 unbedingt	 an.	 Die	 malariaverseuchte	 Metropole



vermittelt	 den	 Eindruck,	 als	 würde	 sie	 sich	 langsam	 im	Mulch	 des
tropischen	 Blätterwerks	 auflösen.	 Das	 Innere	 des	 Landes	 ist
erschütternd	arm,	auch	wenn	sein	Anblick	atemberaubend	 ist.	Vom
Unglück	verfolgt	und	armselig	regiert	ist	Guinea	zusammen	mit	dem
Kongo,	 Niger,	 Somalia	 und	 einer	 Handvoll	 anderer	 Länder	 im
untersten	 Kreis	 des	 Elends	 angesiedelt.	 In	 diesen	 Staaten	 sind	 alle
Indikatoren,	 die	 in	 Statistiken	 als	 Gradmesser	 menschlicher
Lebensqualität	 gelten,	miserabel	und	 liegen	 sogar	noch	beträchtlich
unter	dem	afrikanischen	Durchschnitt.	Im	Durchschnitt	erleben	von
tausend	in	der	Schweiz	geborenen	Babys	alle	bis	auf	vier	mindestens
ihren	 fünften	 Geburtstag.	 In	 derselben	 Zeitspanne	 sind	 bereits

einhundertvier	 von	 tausend	 guineischen	 Babys	 gestorben.6	 In	 den
sumpfigen,	 erodierten	 Straßen	 der	 Hauptstadt	 schlurft	 eine
alarmierend	 hohe	 Zahl	 von	 Menschen	 herum,	 die	 ihre	 Kindheit
überlebt	 haben,	 aber	 deren	 Start	 ins	 Leben	 durch	 zerebrale
Kinderlähmung	traumatisiert	ist.	Die	elf	Millionen	Menschen	Guineas
sind	um	etliches	weniger	gebildet	und	kränker	als	 fast	der	gesamte
Rest	der	Weltbevölkerung.

Als	Sékou	Touré	1984	starb,	war	Lansana	Conté,	ein	Soldat,	der	vor
der	 Unabhängigkeit	 in	 der	 französischen	 Armee	 gedient	 hatte	 und
dann	 im	Militär	 Guineas	 in	 einen	 hohen	 Rang	 aufstieg,	 perfekt	 zur
Durchführung	 eines	 Putschs	 positioniert,	 mit	 dem	 seine
fünfundzwanzigjährige	 Herrschaft	 begann.	 Er	 war	 Teil	 der
Generation	 von	Führern	–	Mobutu	 im	Kongo,	Bongo	 im	Gabun	und
dos	 Santos	 in	 Angola	 –,	 deren	 lange	 Jahre	 an	 der	 Macht	 in	 den
achtziger	 und	 neunziger	 Jahren	 die	 großen,	 auf	 die	 Unabhängigkeit
folgenden	 Hoffnungen	 zerstörten.	 Sie	 herrschten	 durch	 Diebstahl
und	Unterdrückung	und	behandelten	das	Öl	und	die	Mineralien	ihrer
Länder	als	persönliches	Eigentum.	Sie	spannen	sich	in	selbstgebaute
Plünderungsmaschinen	 ein.	 Aber	 diese	 Plünderungsmaschinen
funktionieren	nur,	wenn	sie	an	die	internationalen	Märkte	für	Öl	und



Rohstoffe	angekoppelt	werden	können.	Dafür	brauchen	die	Despoten
Afrikas	Verbündete	in	der	internationalen	Rohstoffindustrie.

Für	ein	Land,	das	nicht	größer	 ist	 als	Großbritannien,	hat	Guinea
einen	enormen	Anteil	 am	Metall	dieser	Erde.	 »Es	hat	diese	 riesigen
Metallvorräte«,	 erklärte	 mir	 ein	 ausländischer	 Minenmanager	 in
Guinea.	»Einige	der	Lagerstätten	sind	ein	Traum;	es	gibt	nirgends	auf
der	Welt	etwas	Vergleichbares.«	Das	Land	hat	die	größten	bekannten
Vorräte	an	Bauxit,	dem	Erz,	aus	dem	Aluminium	gewonnen	wird,	ein
hochgradig	widerstandsfähiges	Metall,	das	zu	den	wichtigsten	Gütern
der	 Weltwirtschaft	 zählt.	 Aluminiumlegierungen	 finden	 sich
praktisch	 überall:	 in	 Alufolie,	 Getränkedosen,
Medikamentenverpackungen	 und	 Flugzeugen.	 Guinea	 gehört	 seit
Jahrzehnten	 zu	 den	 größten	Bauxitexporteuren.	 Aber	 es	 beherbergt
außerdem	 auch	 riesige,	 unerschlossene	 Reserven	 des	 einzigen
Metalls,	 nach	 dem	 noch	 größere	 Nachfrage	 besteht	 als	 nach
Aluminium:	Eisen.

Eisenerz	wird	 zur	Herstellung	 von	 Stahl	 verwendet,	 ein	Material,
ohne	 das	 die	 moderne	 Welt,	 wie	 wir	 sie	 kennen,	 nicht	 existieren
würde.	Die	weltweite	jährliche	Stahlproduktion	liegt	bei	1,5	Milliarden
Tonnen	 oder	 etwa	 0,2	 Tonnen	 pro	 Erdbewohner.	 Die	 größten
Stahlproduzenten,	darunter	ArcelorMittal,	die	Tata-Familie	in	Indien
und	Baosteel	in	China,	beliefern	eine	industrielle	Weltwirtschaft,	die
Stahl	 für	 Schiffe	 und	 Brücken,	 Gabeln	 und	 Skalpelle	 benötigt.	 An
einem	 früheren	 Punkt	 der	 Kette	 tun	 dies	 auch	 die	 großen
Unternehmen,	 die	 Eisenerz	 abbauen:	 Vale	mit	 Sitz	 in	 Brasilien	 und
die	 große	 angloaustralische	 Minengruppe	 Rio	 Tinto,	 die	 sich	 von
ihren	Ursprüngen	im	neunzehnten	Jahrhundert,	in	denen	sie	an	den
Ufern	 eines	 spanischen	 Flusses	 nach	 Kupfer	 schürfte,	 zur
zweitgrößten	Minengesellschaft	der	Welt	entwickelt	hat,	deren	Wert
nur	hinter	dem	ihres	großen	Rivalen	BHP	Billiton	zurücksteht.

1996	trafen	Manager	von	Rio	Tinto	mit	dem	Minenminister	Lansana



Contés	 zusammen,	 um	 mit	 ihm	 über	 die	 Suche	 nach	 Eisenerz	 im

bergigen	 östlichen	Territorium	Guineas	 zu	 sprechen.7	 Im	 folgenden
Jahr	 bekam	 Rio	 die	 Erlaubnis,	 den	 110	 Kilometer	 langen
Simandoustreifen	zu	erkunden.	2002	entdeckten	Rios	Geologen	einen
Erzvorrat,	der	an	Qualität,	Masse	und	Wert	so	gut	wie	einzigartig	war.
Weitere	 Forschungen	 ergaben,	 dass	 er	 mehr	 als	 2,4	 Milliarden
Tonnen	 Eisenerz	 erstklassiger	Qualität	 enthielt,	was	 ihn	 zur	 besten
unberührten	 Lagerstätte	 der	 Welt	 machte.	 Doch	 Simandou	 lag
435	Meilen	von	der	Küste	entfernt.	Wenn	man	das	Erz	abbauen	wollte,
musste	 man	 eine	 Eisenbahnlinie	 durch	 schwieriges	 Terrain	 und
außerdem	 am	Ende	 der	 Linie	 einen	 großen	Hafen	 bauen.	 Die	Mine
selbst	 und	 die	 Infrastruktur	 würden	 alles	 in	 allem	 an	 die
20	Milliarden	Dollar	kosten	–	 es	war	die	 größte	 je	 im	afrikanischen
Bergbau	getätigte	Investition.

Während	 Conté	 seine	 Premierminister	 verschliss	 und	 seine
Sicherheitskräfte	Demonstranten	 töteten,	 verfolgte	Rio	weiter	 seine
Interessen.	 2006	 sicherte	 sich	 das	 Unternehmen	 nach	 jahrelangen
Streitigkeiten	mit	dem	Parlament	Guineas	endlich	das	Dokument,	das
als	 »Minenkonvention«	 für	 Simandou	 bekannt	 ist:	 das	 verbriefte
Recht	 auf	 Schürfbeginn.	 Aber	 das	 Projekt	 machte	 nur	 langsame
Fortschritte.	Die	guineischen	Behörden	waren	verärgert,	und	andere
Parteien	begannen,	 Interesse	zu	zeigen.	Unter	 ihnen	war	auch	Beny
Steinmetz.

Steinmetz	 kannte	 sich	 bereits	 gut	 in	 der	 afrikanischen
Minenindustrie	 aus,	und	der	 große	Schatz	Guineas	 an	Eisenerz	war
eine	 verlockende	 Aussicht	 für	 BSGR,	 den	 Bergbauzweig	 des
Familienkonglomerats,	 das	 seine	 Initialen	 trägt.	 Aber	 BSGR	 stand
zwei	Hindernissen	 gegenüber.	 Erstens	war	Guinea	 ein	 unvertrautes
Terrain.	 Zweitens	 hatte	 sich	 Rio	 Tinto	 schon	 die	 Rechte	 auf	 die
ergiebigsten	Vorräte	gesichert.	BSGR	brauchte	jemanden	vor	Ort,	der
herausfinden	konnte,	wie	man	vorgehen	sollte.	Und	es	fand	Frederic



Cilins.	Cilins	hatte	 seit	Anfang	der	 2000er	 in	 ganz	Afrika	Geschäfte
gemacht,	 unter	 anderem	 auch	 im	 Kongo	 und	 in	 Angola.	 Außerdem
hatte	 er	 zusammen	 mit	 zwei	 Partnern	 etwas	 begonnen,	 was	 BSGR
später	 als	 »umfangreiche	Geschäftsoperationen«	 in	 Lansana	Contés

Guinea	beschrieb.8

Cilins	begann	mit	seiner	Arbeit	als	Mittelsmann	für	BSGR	in	Guinea
2005.	 Einem	 Interview	 zufolge,	 das	 er	 Jahre	 später	 einem	Ermittler
gab,	 hielt	 er	 sich	 damals	 regelmäßig	 im	 Novotel	 auf,	 dem	 Hotel	 in
Conakry,	 in	dem	 jeder,	der	etwas	auf	sich	hält,	 zu	wohnen	hat,	und

sammelte	 Informationen	über	Rio	Tinto.9	Während	Rio	 die	 Erzflöze
Simandous	 erkundete,	 maß	 Cilins	 die	 politischen	 Verhältnisse
Guineas	 aus.	 Im	Verlauf	 seiner	Kontaktpflege	 kam	Cilins	 allmählich
dem	Herzen	der	Macht	näher:	dem	Präsidenten.

Wie	viele	andere	guineische	Muslime,	die	es	 sich	 leisten	konnten,
hatte	Lansana	Conté	mehrere	Frauen.	Er	hatte	bereits	drei	Gattinnen,
als	er	2000	der	schönen	achtzehnjährigen	Tochter	eines	ehemaligen
Militärkollegen	 begegnete.	 Binnen	 eines	 Jahres	 wurde	 Mamadie
Touré	die	vierte	Frau	des	Präsidenten.10	Sie	lebten	nicht	zusammen,
aber	er	unterstützte	sie	finanziell,	und	sie	verbrachten	in	dem	Haus,
das	er	ihr	gekauft	hatte,	sowie	in	der	Villa	des	Präsidenten	einige	Zeit
miteinander	und	diskutierten	Staatsangelegenheiten.

2005	 empfing	 die	 junge	 Präsidentengattin	 einen	 neuen	 Besucher:
den	 Mann,	 mit	 dem	 sie	 sieben	 Jahre	 später	 am	 Flughafen	 von
Jacksonville	eine	 leise,	 angespannte	Konversation	 führen	sollte.	Den
Erinnerungen	 Tourés	 zufolge	 –	 die	 einen	wichtigen	 Teil	 des	 später
von	 einer	 guineischen	 Untersuchungskommission	 in	 dieser	 Sache
veröffentlichten	 Beweismaterials	 bilden	 sollten	 –	 erklärte	 Cilins	 ihr
bei	 diesem	 Treffen,	 BSGR	 wolle	 in	 Guinea	 Rechte	 an	 Eisenerz

erwerben.11	 Beamte	 und	 Minister,	 die	 bei	 diesem	 Vorhaben	 helfen

würden,	sollten	einen	Anteil	von	zwölf	Millionen	Dollar	bekommen.12



Laut	Tourés	Version	der	Ereignisse,	 die	 von	den	Verträgen	 gestützt
wird,	 auf	 deren	 Vernichtung	 Cilins	 so	 verzweifelt	 hinarbeitete	 und
die	 laut	 BSGR	 Fälschungen	 sind,	 begann	 sie,	 die	 Interessen	 des
Unternehmens	 zu	 fördern,	 da	 ihr	 dafür	 die	 Zahlung	 von	 Millionen
von	Dollars	und	Anteile	an	der	BSGR-Operation	in	Guinea	in	Aussicht
gestellt	wurden.	 (BSGR	bestreitet,	 je	Zahlungen	an	Touré	getätigt	zu

haben.)13	Als	Erstes	nahm	Touré	Cilins	zu	einem	Treffen	mit	Lansana
Conté	 im	 Präsidentenpalast	 mit.	 Nicht	 lange	 danach,	 im	 Februar
2006,	 erhielt	 BSGR	 seine	 ersten	 Rechte	 für	 Eisenerz.	 Aber	 BGSR
wollte	mehr,	nämlich	einen	Anteil	an	Simandou.

Vielleicht	 sah	 Touré	 an	 ihren	 Beziehungen	 zu	 Cilins	 und	 BSGR
nichts	 Ungehöriges.	 In	 Contés	 Guinea	 gab	 es	 keine	 Trennung
zwischen	 Politik	 und	 Geschäft.	 Zusammen	mit	 dem	 Irak,	 Myanmar
und	 Haiti	 wurde	 es	 als	 eines	 der	 korruptesten	 Länder	 der	 Welt

eingestuft.14	Was	dem	Staat	gehörte,	gehörte	auch	Conté.	Das	Leben
in	 Guinea	 war	 im	 Allgemeinen	 ärmlich	 und	 kurz.	 Aber	 Touré	 fand
sich	 in	 der	 kleinen	 Clique	 von	 Guineern	 wieder,	 denen	 ein
Entkommen	 aus	 der	 Armut	 gelang	 –	 denen,	 die	 die	 Gunst	 des
Diktators	 genossen.	 Jahre	 später	 erinnerte	 sie	 sich	 in	 einer
vereidigten	 Erklärung	 daran,	 wie	 sie	 ihren	 Gatten	 nach	 den	 200
000	Dollar	gefragt	habe,	die	sie	nach	einem	ihrer	Treffen	mit	Cilins
und	anderen	BSGR-Vertretern	bekommen	hatte:	»Er	sagte,	da	hätte
ich	aber	Glück	gehabt«.15

Nachdem	 BSGR	 seine	 ersten	 Schürfrechte	 erhalten	 hatte,
intensivierte	die	Firma	ihre	Bemühungen.	Wie	sich	Touré	erinnerte,
machte	 Cilins	 nun	 höheren	 Figuren	 von	 BSGR	 selbst	 Platz.	 Asher
Avidan,	 der	 27	 Jahre	 lang	 ein	 hoher	 Beamter	 im	 Außen-	 und
Verteidigungsministerium	 Israels	 gewesen	 war,	 bevor	 er	 einen
Posten	 als	 Leiter	 der	 guineischen	 Tochtergesellschaft	 von	 BSGR

annahm,	überschüttete	Touré	angeblich	mit	Geschenken.16	Bei	einer
dieser	 Gelegenheiten,	 so	 Touré,	 habe	 Avidan	 sie	 in	 einen	 Raum



gebracht,	in	dem	auf	einem	Bett	eine	Million	Dollar	für	sie	lagen.17	Als
ich	 BSGR	 2014	 nach	 dieser	 und	 anderen	 in	 Tourés	 Erklärung
beschriebenen	Begebenheiten	 fragte,	wollte	das	Unternehmen	nicht
auf	meine	Fragen	antworten.

Neben	 den	 Geschenken,	 die	 BSGR-Abgesandte	 Guineern	 mit
Einfluss	 machten	 –	 darunter	 die	 diamantbesetzte	 Miniatur	 eines
Formel-1-Wagens,	 von	 der	 die	 Vertreter	 der	 Gesellschaft	 später
behaupteten,	 sie	 sei	 dem	 Bergbauministerium,	 nicht	 einer
Einzelperson	geschenkt	worden	–,	setzte	das	Unternehmen	auch	die
Tatsache	ein,	dass	in	der	Conté-Regierung	Unzufriedenheit	über	das
gemächliche	 Tempo	 der	 Arbeiten	 von	 Rio	 Tinto	 in	 Simandou

herrschte.18	2008	zahlte	sich	BSGRs	Strategie	dann	aus.	Im	Juli	entzog
die	 Regierung	 Rio	 Tinto	 die	 Rechte	 an	 der	 nördlichen	 Hälfte	 von
Simandou.	 Die	 –	 von	 Rio	 bestrittene	 –	 Begründung	 war,	 die
Gesellschaft	 habe	 ihre	 Frist	 für	 die	 Aufnahme	 des	 Minenbetriebs
versäumt,	weshalb	sie,	wie	in	der	Branche	üblich,	gezwungen	werden
könne,	 einen	 Teil	 ihrer	 Gebiete	 abzutreten.	 Im	 Dezember	 wurden
diese	Rechte	per	Ministerialdekret	BSGR	zugesprochen.	So	erreichten
Steinmetz	 und	 seine	 Gesellschaft	 gerade	 noch	 rechtzeitig	 den
Durchbruch.

Berichten	 zufolge	 war	 Conté	 Diabetiker	 und	 Kettenraucher,	 und
mit	seiner	Gesundheit	ging	es	rapide	bergab.	Am	22.	Dezember	2008
starb	 Conté,	 nur	 zwei	Wochen	 nachdem	BSGR	 die	 nördliche	Hälfte
von	Simandou	 in	Besitz	genommen	hatte.	Falls	die	Guineer	nun	auf
eine	bevorstehende	Erlösung	von	allem	Übel	zu	hoffen	gewagt	hatten,
hatten	 sie	 sich	 geirrt.	 Nach	 24	 Jahren,	 die	 Conté	 an	 der	 Macht
gewesen	war,	 hinterließ	 sein	 Tod	 ein	Vakuum,	 das	 prompt	 von	 der
Armee	ausgefüllt	wurde.

Nachdem	er	2007	haarscharf	an	einer	Katastrophe	vorbeigeschrammt
war,	 stand	Sam	Pa	2008	wieder	 fest	auf	den	Füßen.	Die	Queensway
Group	war	um	alle	negativen	Konsequenzen	der	Untersuchungen	der



Börsenaufsicht	 in	 Beijing	 und	Hongkong	 herumgekommen,	 die	 den
Vertrag	über	ein	Angola-Projekt	betrafen,	den	der	Infrastrukturzweig
Queensways,	 der	 China	 International	 Fund,	 an	 eine	 chinesische
Stahlgesellschaft	vergeben	hatte.	Die	Warnungen	vor	Geschäften	mit
der	 Queensway	 Group,	 die	 das	 chinesische	 Handelsministerium	 an
chinesische	 Unternehmen	 ausgegeben	 hatte,	 waren	 entweder
zurückgezogen	 oder	 ignoriert	 worden.	 Damit	 war	 ein	 wesentlicher
Pfeiler	 des	 Geschäftsmodells	 des	 Syndikats	 wiederhergestellt,	 das
darin	 bestand,	 seinen	 privilegierten	 Zugang	 zu	 afrikanischen
Herrschern	 dazu	 zu	 nutzen,	 um	 für	 sich	 selbst	 und	 für	 die
staatseigenen	 chinesischen	 Konzerne	 gewinnträchtige	 Geschäfte

abzuschließen.19

Pa	 leitete	 eine	 schwindelerregende	 Expansion	 der	 Interessen	 der
Queensway	 Group	 ein.	 Die	 Gruppe	 kaufte	 prestigeträchtige
Immobilien	 in	 Manhattan	 und	 umwarb	 auch	 weiterhin	 Nordkorea.
Doch	 Afrika	 –	 und	 ganz	 besonders	 Angola	 –	 blieb	 der	 Grundstein
ihres	 Imperiums.	Um	das	 phänomenal	 lukrative	Modell,	 das	 sie	mit
Manuel	 Vicente	 und	 der	 angolanischen	 Futungo-Clique	 entwickelt
hatte,	auch	anderswo	zu	praktizieren,	musste	sie	weitere	afrikanische
Länder	finden,	die	sowohl	natürliche	Reichtümer	als	auch	Herrscher
hatten,	die	über	einen	Schattenstaat	unkontrollierte	Macht	ausübten.

Der	 »Weihnachtsputsch«	 in	 Guinea	 nach	 Lansana	 Contés	 Ende
2008	 brachte	 einen	 fast	 unbekannten	 Armeehauptmann	 um	 Mitte
vierzig	an	die	Macht.	Moussa	Dadis	Camara	hatte	ein	kantiges	Kinn,
trug	 ein	 rotes	 Barett	 und	 besaß	 theatralisches	 Talent.	 Wie	 viele
Putschisten	 präsentierte	 er	 sich	 als	 der	 Mann,	 der	 die	 Ställe
ausmisten	würde.	Die	Chefs	der	Netze	von	Kokainhändlern,	die	sich
in	 den	 Sicherheitskräften	 festgesetzt	 hatten,	 wurden	 öffentlich
denunziert,	und	Contés	Sohn	Ousmane	gestand	 im	Fernsehen,	auch
er	 sei	 am	Drogenhandel	 beteiligt	 gewesen,	 und	 kam	 tatsächlich	 ins
Gefängnis.	 Die	 neue	 Regierung,	 so	 hieß	 es,	 würde	 die	 vor	 ihrem



Machtantritt	 abgeschlossenen	 Minengeschäfte	 untersuchen.	 Die
Junta	 gab	 sich	 den	 Namen	 Nationaler	 Rat	 für	 Demokratie	 und
Entwicklung	 (National	 Council	 for	 Democracy	 and	 Development	 –
NCDD).

Der	junge	Hauptmann	war	unberechenbar,	paranoid	und	offenbar
zwanghaft	nachtaktiv.	Er	hielt	seine	Meetings	mitten	in	der	Nacht	ab
und	 schlief	 am	 Tag.	 Minister	 und	 Investoren	 wurden	 zu	 seinem
Stützpunkt	 in	 einer	 Kaserne	 in	 Conakry	 einbestellt,	 wo	 sich	 dann
Geschäftsleute	in	Roben	und	Anzügen	mit	Soldaten	in	Kampfmontur
mischten.	 Dadis	 empfing	 seine	 Besucher	 in	 einem	 Raum,	 der	 mit
Porträts	 von	 ihm	 selbst	 vollgehängt	 war,	 die	 ihn	 in	 verschiedenen

heroischen	 Posen	 zeigten.20	 Untergebene,	 die	 seinen	 Zorn	 erregt
hatten,	 putzte	 er	 gnadenlos	herunter.	 Selbst	wenn	der	 starke	Mann
seine	 Wut	 versehentlich	 gegen	 die	 falschen	 Leute	 richtete,	 wagten
diese	 es	 nicht,	 ihn	 darauf	 hinzuweisen,	 dass	 sie	 Opfer	 einer
Verwechslung	 geworden	waren.	 Als	 Showman	 genoss	Dadis	 es,	 live
im	 Fernsehen	 über	 ausländische	 Investoren	 und	 Diplomaten
herzuziehen,	die	er	für	respektlos	hielt.	Diese	Auftritte	wurden	als	die
»Dadis-Show«	bekannt.

Der	cholerische	Führer	der	Junta	bildete	einen	starken	Kontrast	zu
dem	 weltgewandten,	 kosmopolitischen	 Investmentbanker,	 der	 jetzt
nach	 Guinea	 zurückkehrte,	 um	 den	 mächtigen	 Posten	 des
Bergbauministers	 zu	 übernehmen.	 Mahmoud	 Thiam	 war	 nicht	 das
erste	Mitglied	seiner	Familie,	das	die	schwierige	Aufgabe	übernahm,
unter	 einem	 Despoten	 ein	 Regierungsamt	 zu	 bekleiden:	 Als	 Thiam
fünf	 Jahre	 alt	 war,	 wurde	 sein	 Vater,	 ein	 ehemaliger	 Leiter	 der
Außenhandelsbank	 Guineas,	 zum	 Finanzminister	 ernannt,	 fiel	 aber
schon	ein	paar	Tage	später	einer	der	Säuberungen	Sékou	Tourés	zum

Opfer.	Er	wurde	verhaftet,	gefoltert	und	getötet.21	Sein	kleiner	Sohn
wurde	 ins	 Exil	 gebracht	 und	 landete	 schließlich	 in	 den	 Vereinigten
Staaten,	 wo	 er	 die	 Staatsbürgerschaft	 erhielt.	 Intelligent	 und	 im



Besitz	 eines	 gewinnenden	 Charmes,	 erlangte	 er	 an	 der	 Cornell
University	 einen	 Grad	 in	 Wirtschaftswissenschaft	 und	 ging	 danach
ins	Bankgeschäft,	wo	 er	 an	der	Wall	 Street	Karriere	machte.	 Thiam
arbeitete	zuerst	bei	Merrill	Lynch	und	dann	im	New	Yorker	Büro	der
Schweizer	 Bank	 UBS;	 er	 verwaltete	 die	 Vermögen	 reicher
ausländischer	Klienten	und	beriet	Finanzminister	und	Unternehmen
aus	Ländern	wie	Norwegen,	China	und	Südafrika.	Dabei	verdiente	er
genügend	Geld,	um	4	600	Dollar	an	die	Kampagne	von	Barack	Obama

zur	Präsidentschaftswahl	2008	spenden	zu	können.22

Thiam	 war	 Mitte	 vierzig,	 als	 sein	 neuer	 Posten	 in	 Conakry	 ihm
einen	 Grund	 gab,	 nach	 Hause	 zurückzukehren.	 Er	 sah	 sich	 die
Ausrichtung	der	Wirtschaft	Guineas	an	und	befand,	dass	hier	einige
Änderungen	nötig	 seien.	Die	 Exporteinkünfte	Guineas	 stammten	 zu
85	 Prozent	 aus	 der	 Minenindustrie,	 aber	 der	 Staat	 hatte	 nur	 einen
kläglich	 geringen	 Anteil	 an	 den	 Einnahmen	 aus	 diesen	 Ressourcen,
die	 sich	unter	der	Kontrolle	 einiger	der	mächtigsten	Figuren	dieses
Wirtschaftszweigs	 befanden.	 Das	 Minenministerium,	 das	 Thiam
übernahm,	 bestand	 aus	 einem	 Gewirr	 baufälliger	 Flure	 und	 Büros,
deren	 Beschäftigte,	 obwohl	 es	 sich	 dabei	 teilweise	 um	 sehr	 kluge
Köpfe	 handelte,	 kaum	 die	 Möglichkeiten	 hatten,	 sich	 mit	 den
Heerscharen	von	Anwälten	der	multinationalen	Konzerne	anzulegen.
Aber	Thiam	kannte	die	Welt	der	Hochfinanz	und	des	Schacherns.	Er
verfügt	 über	 ein	 geschmeidiges	 Auftreten,	 das	 durch	 seinen
kahlgeschorenen	 Kopf	 und	 seine	 gepflegten	 Anzüge	 noch
unterstrichen	wird,	 und	 er	war	 bereit,	 seine	Kräfte	mit	 den	 großen
Tieren	des	Minengeschäfts	zu	messen.

Tiams	erste	Angriffsziele	waren	Rusal,	der	Aluminiumgigant,	der	in
Guinea	 Bauxit	 abbaute,	 und	 der	 russische	Oligarch	Oleg	Deripaska,
dem	 das	 Unternehmen	 gehörte.	 Deripaska	 hatte	 im	 Rahmen	 einer
Privatisierung	 2006	 eine	 guineische	 Bauxitmine	 und	 -raffinerie
erworben.	Thiam	behauptete,	Rusal	habe	hier	nur	einen	Bruchteil	des



tatsächlichen	 Werts	 gezahlt,	 und	 daher	 sei	 der	 Verkauf	 ungültig	 –

Behauptungen,	 die	 Rusal	 zurückwies.23	 Als	 Rusal	mit	 großem	 Trara
an	die	Hongkonger	Börse	ging,	verlangte	Thiam,	ein	Teil	der	Erlöse
aus	 den	 Aktienverkäufen	 müsse	 in	 die	 Begleichung	 der	 Schulden
gehen,	die	Rusal	laut	Thiam	bei	dem	afrikanischen	Land	hatte	und	die
etwa	 zehn	 Prozent	 der	 weltweiten	 Jahresproduktion	 des
Unternehmens	 an	 Bauxit	 ausmachten.	 Unter	 Einrechnung
behaupteter	 Umweltschäden	 betrug	 die	 von	 Thiam	 geforderte

Summe	mehr	als	eine	Milliarde	Dollar.24

Rusal	 weigerte	 sich,	 nachzugeben,	 und	 es	 folgte	 ein	 langes
Tauziehen.	 (Rusal	wies	 die	 Geldforderungen	 zurück,	 und	 nach	 dem
Abtritt	 Thiams	 und	 der	 Junta	 stellte	 das	 Unternehmen	 seine	 guten
Beziehungen	 zur	 Regierung	 Guineas	 wieder	 her.	 2014	 verkündete
Rusal,	 man	 habe	 mit	 den	 Arbeiten	 an	 einer	 neuen	 Bauxitmine

begonnen.)25	Aber	das	war	nur	eine	Front	 in	der	Kampagne	Thiams.
Wie	 vielen	 anderen	 hohen	 guineischen	 Beamten	 war	 ihm	 die
Behandlung	Guineas	durch	die	multinationalen	Konzerne,	besonders
durch	die	nassforschen	Australier	von	Rio	Tinto,	ein	Dorn	 im	Auge.
Rio	 hatte	 nur	 zu	 gern	 mit	 Simandou	 als	 seinem	 großem	 Schatz
geprahlt,	 nachdem	 es	 den	 Übernahmeversuch	 von	 BHP	 Billiton
abgewehrt	hatte,	aber	Guinea	wartete	nun	schon	zehn	 Jahre	darauf,
dass	Simandou	begann,	tatsächlich	Erz	zu	produzieren.

Thiam	 erhöhte	 den	 Druck	 auf	 Rio	 und	 drohte,	 der	 Gesellschaft
weitere	Rechte	zu	entziehen,	wenn	sie	 sich	weigerte	anzuerkennen,
dass	 die	 Beschlagnahme	 der	 nördlichen	 Hälfte	 der	 Lagerstätte,	 die
Conté	 an	 BSGR	 abgetreten	 hatte,	 legal	 gewesen	 war.	 Schließlich
veranlassten	 Thiams	 Rangeleien	 mit	 Rio	 den	 Afrika-Minister	 der
britischen	Regierung	David	Camerons,	Henry	Bellingham,	 zu	 einem
Brief	an	ihn	und	drei	weitere	guineische	Minister,	in	dem	er	sich	für
das	Unternehmen	 starkmachte	 und	warnte,	 jedes	weitere	Vorgehen
gegen	das	in	London	gelistete	Rio	werde	»ein	negatives	Signal	an	die



Investoren	senden«.26	Thiam	schlug	sich	auf	die	Seite	von	BSGR	und
argumentierte,	 wenn	 es	 zwei	 separate	 Projekte	 zum	 Bergbau	 in
Simandou	gebe,	werde	genau	das	dafür	sorgen,	dass	das	Erz	endlich
fließen	würde.

»Wir	könnten	auch	noch	fünfzig	weitere	Jahre	auf	diesen	Reserven

sitzen,	wie	wir	es	 ja	schon	getan	haben«,	sagte	mir	Thiam.27	Guinea,
so	 merkte	 er	 trocken	 an,	 sei	 kein	 Börsenunternehmen:	 Im
Unterschied	 zu	 gelisteten	 Minengesellschaften	 wie	 Rio,	 deren
Aktienpreise	 profitierten,	wenn	 sie	 unerschlossene	Mineralreserven
in	 ihren	 Büchern	 listeten,	 gewann	 das	 Land	 nichts,	 wenn	 seine
Mineralien	 im	 Boden	 blieben.	 »Wir	 verdienen	 nur	 Geld,	 wenn	 und
sobald	 wir	 Eisenerz	 exportieren.	 Wir	 haben	 das	 reichste	 und
reichlichste	Eisenerz	der	Welt,	und	sind	trotzdem	eines	der	ärmsten
Länder.«

Seinen	 Widersachern	 zufolge	 hatte	 Thiam	 auch	 weniger
ehrenwerte	Motive.	 In	 einer	Gerichtsklage	 von	 2014	 behauptete	 Rio
Tinto,	 er	 habe	 von	 Beny	 Steinmetz	 ein	 Bestechungsgeld	 von	 200
000	Dollar	erhalten,	damit	er	sich	vor	BSGRs	neuen	Anspruch	auf	die

Nordhälfte	Simandous	stellte.28	Später	hieß	es	dann,	es	seien	nur	100
000	 Dollar	 gewesen.	 Thiam	 nannte	 Rios	 Beschuldigungen	 »falsch,
verleumderisch	 und	 beinahe	 komisch«	 und	 bezeichnete	 sie	 als
Versuch	 Rios,	 »die	 Aufmerksamkeit	 von	 seinem	 mangelnden
Engagement	 in	 der	 Entwicklung	 Simandous	 abzulenken«.	 BSGR
äußerte	 sich	 ähnlich	 abfällig:	 »Rio	 Tinto	 hat	 nichts	 mit	 seinen
Minenrechten	 getan,	 also	 wurden	 sie	 ihm	 weggenommen.	 Haltlose
und	 groteske	 Gerichtsklagen	 werden	 an	 dieser	 Tatsache	 nichts

ändern.«29

Simandou	 war	 der	 größte	 Schatz	 Guineas,	 aber	 noch	 viele	 Jahre
davon	entfernt,	Einnahmen	zu	erbringen,	und	die	dringlichste	Sorge
der	 Junta	 war,	 die	 Staatskasse	 rasch	mit	 Geld	 zu	 versorgen.	 Direkt



nach	 dem	 Putsch	 hatte	 Dadis	 versprochen,	Wahlen	 abzuhalten,	 die
Macht	 an	 Zivilisten	 zu	 übergeben	 und	 seine	 Soldaten	wieder	 in	 die
Kasernen	 zu	 schicken.	 Aber	 er	 machte	 bald	 klar,	 dass	 er	 sein
Versprechen,	nicht	selbst	zu	kandidieren,	rückgängig	machen	wollte.
Die	 Isolation	 Guineas	 wuchs,	 und	 verschwenderische	 Ausgaben	 für
die	 Armee	 leerten	 rasch	 den	 Staatsschatz,	 der	 durch	 die	 auf	 den
Putsch	 folgenden	 Kürzungen	 der	 Hilfe	 aus	 dem	 Ausland	 ohnehin
schon	 dramatisch	 geschrumpft	 war.	 »Es	 war	 eine	 Frage	 des

wirtschaftlichen	Überlebens«,	sagte	Thiam	mir	später.30

Eines	 Tages	 Mitte	 2009	 saß	 Thiam	 nach	 einigen	 Monaten
Ministertätigkeit	 gerade	 beim	Mittagessen,	 als	 ein	 anderer	Minister
ihn	 anrief	 und	 darauf	 bestand,	 dass	 er	 sein	 Essen	 stehenließ	 und
sofort	 ins	Novotel	 kam,	um	einige	potentielle	 Investoren	 zu	 treffen.
Dort	 wurde	 Thiam	 einer	 ihm	 bis	 dahin	 unbekannten	 Chinesin
vorgestellt.	Es	war	Lo	Fong	Hung,	die	Mitbegründerin	der	Queensway
Group.	 Man	 sagte	 Thiam,	 der	 Besuch	 der	 Delegation	 sei	 vom
Botschafter	Guineas	in	China	arrangiert	worden.	China	Sonangol,	das
Joint	 Venture	 der	 Queensway	 Group	 mit	 Angolas	 staatlicher
Ölgesellschaft,	konnte	auf	beträchtliche	Einnahmen	aus	dem	Verkauf
angolanischen	Rohöls	verweisen,	und	mit	einigen	sehr	hohen	Zahlen
gelang	 es	 Lo,	 Thiams	Aufmerksamkeit	 zu	 erwecken.	 »Sie	 sagte	mir,
wie	 viel	 Geld	 sie	 anlegen	 könnten«,	 erinnerte	 sich	 Thiam.	 »Ich	war
ein	 wenig	 skeptisch,	 aber	 ich	 sagte	 ihnen,	 sie	 könnten	 gerne
einsteigen,	wenn	sie	tatsächlich	so	groß	seien,	wie	sie	sagten.«	Auch
Sam	 Pa	 gesellte	 sich	 hinzu	 und	 stellte	 sich	 vor.	 Nach	 dem	 Treffen
lieferte	Thiam	Dadis	einen	Bericht	über	die	Begegnung.

Thiam	 beschloss,	 die	 potentiellen	 neuen	 Investoren,	 deren
Hauptgeschäfte	zuvor	in	Angola	stattgefunden	hatten,	erst	einmal	zu
überprüfen.	Er	kannte	Manuel	Vicente	und	Sonangol	aus	seiner	Zeit

im	Banksektor;	er	und	Vicente	waren	gute	Freunde.31	Also	stellte	er
Pa	und	Lo	auf	die	Probe:	»Wenn	Sie	Manuel	Vicente	 so	nahestehen,



dann	 bringen	 Sie	 ihn	 doch	 einfach	mit!«	Drei	 Tage	 später,	 erinnert
sich	 Thiam,	 landete	 Vicente	 tatsächlich	 zusammen	mit	 Pa	 auf	 dem
Flughafen	 von	 Conakry.	 Thiam	 nahm	 beide	 zu	 einem	 Treffen	 mit
Dadis	mit.	 Dort	 versprach	 Pa	 dem	 Juntachef,	 er	 werde	 von	 nun	 an
Geld	schicken.	Binnen	zweier	Wochen	waren	30	Millionen	Dollar	da.
»Es	war	eine	Geste	des	guten	Willens,	um	uns	zu	zeigen,	dass	sie	es
ernst	meinten	und	liefern	konnten.«	Thiam	sagte	mir,	das	Geld	sei	für
eine	 verbesserte	 Wasserversorgung	 und	 die	 Anmietung	 von
Notstromgeneratoren	bestimmt	gewesen.	Selbst	wenn	es	 tatsächlich
für	 solch	 lobenswerte	 Dinge	 ausgegeben	 wurde,	 wurden	 dadurch
andere	Gelder	frei,	die	die	Junta	ausgeben	oder	plündern	konnte.

Als	 Thiam	 kurz	 nach	 seinem	 ersten	 Treffen	 mit	 Pa	 und	 Lo	 in
Conakry	nach	China	fuhr,	hatte	er	–	wie	vor	ihm	der	portugiesisch-
angolanische	Tycoon	Hélder	Bataglia	–	den	Eindruck	gewonnen,	dass
sie	ausgezeichnete	Beziehungen	zu	den	Autoritäten	in	Beijing	hatten.
»Wenn	sie	nicht	ohnehin	zum	Staatsapparat	gehörten,	hatten	sie	dort
auf	 jeden	Fall	eine	starke	Rückendeckung	und	starke	Verbindungen.
Das	konnte	man	an	unserem	Empfang	in	China	sehen«,	erzählte	mir
Thiam.	»Die	Genehmigungen	für	Dinge,	die	sonst	in	China	schwierig
sind,	ihre	Möglichkeiten,	uns	mit	Leuten	zusammenzubringen,	[und]
die	 militärische	 Fahrzeugkolonne	 extra	 für	 uns	 gaben	 uns	 den
Eindruck,	 dass	 sie	 sehr	 gut	 vernetzt	 waren.«	 Das	 alles	 überzeugte
Thiam.	 Mit	 seinen	 neuen	 Verbündeten	 gründete	 er	 Joint	 Ventures
zwischen	dem	guineischen	Staat	und	der	Queensway	Group,	die	nicht
in	 Guinea,	 sondern	 in	 Singapur	 angemeldet	 waren,	 wo	 der	 China
International	 Fund	 und	China	 Sonangol	 sich	 niedergelassen	 hatten,
seit	 ihre	 internationalen	 Geschäfte	 expandierten.	 Er	 begann,
Zukunftspläne	für	die	Mineralien	Guineas	zu	schmieden.

Thiam	jettete	hektisch	um	die	Welt	und	machte,	Investmentbanker,
der	 er	 war,	 Geschäfte.	 Er	 gewann	 Verbündete,	 machte	 sich	 Feinde
und	 trug	 dazu	 bei,	 die	 Junta	 vor	 dem	Bankrott	 zu	 bewahren.	 Eines



Montags	im	September	2009,	neun	Monate	nach	seinem	Amtsantritt
als	Minister	des	Bergbauministeriums,	stieg	er	in	Katar	ins	Flugzeug.
Als	 er	 in	 Paris	 wieder	 ausstieg,	 erfuhr	 er,	 dass	 Dadis	 eine
verheerende	Katastrophe	angerichtet	hatte.

Am	Morgen	 des	 28.	 September	 2009	 ergoss	 sich	 ein	 sintflutartiger
Regen	 über	 Conakry.	 Die	 Stimmung	 unter	 den	 Zehntausenden	 von
Guineern,	die	sich	auf	dem	Weg	zum	Nationalstadion	gemacht	hatten,

war	eine	Mischung	aus	Beklemmung	und	Jubel.32	Das	Stadion	liegt	auf
halber	 Strecke	 der	 Landzunge,	 die	 unweit	 des	maroden	 Flughafens
der	 Hauptstadt	 in	 den	 Golf	 von	 Guinea	 hineinragt.	 Das	 größte
Schauspiel,	 das	 bisher	 dort	 stattgefunden	 hatte,	 war	 der	 Zwei-zu-
eins-Sieg	 der	 Fußballnationalmannschaft	 über	 die	 Gastmannschaft
aus	Malawi	 in	 einem	Qualifikationsspiel	 zur	Fußball-WM.	Heute	 lag
etwas	 in	 der	 Luft,	 was	 sogar	 noch	 gefühlsträchtiger	 als	 die
Leidenschaft	der	Westafrikaner	für	Fußball	war.

Die	 Opposition	 aus	 diversen	 Menschenrechtsgruppen,	 Ministern
der	 Conté-Ära	 und	 Agitatoren	 für	 Demokratie	 hatte	 zu	 einer
Massendemonstration	 aufgerufen,	 um	 Druck	 auf	 Dadis	 auszuüben,
damit	 der	 sein	 Versprechen	 einhielt,	 freie	 Wahlen	 abzuhalten	 und
Platz	 für	 den	 Gewinner	 zu	 machen.	 Ungeachtet	 der	 fünfzig	 Jahre
Tyrannei	 unter	 Ahmed	 Sékou	 Touré	 und	 Lansana	 Conté	 sahen	 die
Guineer	 nun	 einen	 Hoffnungsschimmer.	 Die	 Massen	 drängten	 sich
auf	 die	 Tribünen	 des	 Nationalstadions	 und	 bis	 aufs	 Spielfeld	 und
riefen,	 »Liberté!	 Liberté!«	 Sie	 tanzten	und	 sangen	und	beteten,	 und
sie	 bejubelten	 die	 Ankunft	 der	 Oppositionsführer.	 Gendarmen
versuchten,	die	Demonstranten	vor	dem	Stadion	zu	zerstreuen,	und
feuerten	Tränengas	und	scharfe	Schüsse	ab,	durch	die	zwei	Personen
getötet	 wurden,	 aber	 die	 Menge	 drängte	 weiter	 hinein.	 Der
Regenguss	 verzögerte	 die	 Ankunft	 einiger	 der	 Demonstranten	 auf
dem	Weg	zum	Stadion	–	sie	waren	an	diesem	Tag	die	Glücklichen.

Die	parolenrufende	Menge	 sollte	 bald	 eine	brutale	Lektion	 in	der



erbarmungslosen	Logik	der	Ressourcenstaaten	erteilt	bekommen.	In
Ländern,	 in	 denen	 der	 Staat	 zur	 leeren	 Hülle	 geworden	 ist,	 stellen
ethnische	Beziehungen	ein	starkes	Band	im	ständigen	Kampf	um	die
Ressourcenrenten	dar.	Dadis	war	in	Guinea	auf	gleich	zweifache	Art
in	der	Minderheit:	Er	war	Christ	 in	einer	muslimischen	Nation,	und
er	 und	 sein	 innerer	 Kreis	 gehörten	 zu	 einer	 kleinen	 ethnischen
Gruppe	 in	 den	Waldgebieten	 im	 Südosten	 des	 Landes.	 Für	 die,	 die
Dadis	 ethnische	 Gefolgschaft	 schuldeten,	 bot	 der	 Putsch	 die
einmalige	 Chance	 auf	 Wohlstand	 und	 Reichtum,	 eine	 Chance	 auf
einen	 Anteil	 aus	 dem	 Füllhorn	 der	 Weltwirtschaft,	 die	 Guinea	 für
seine	 Erze	Millionen	 von	 Dollar	 zahlte.	 Nachdem	 sie	 die	 Gunst	 der
Stunde	 genutzt	 hatten,	 mussten	 Dadis	 und	 sein	 Clan	 nun	 ihre
Ansprüche	schützen.

Am	 Tag	 vor	 der	 geplanten	 Demonstration	 im	 Nationalstadion
erhielten	 Oppositionsführer	 Anrufe	 aus	 der	 Stadt	 Forécariah	 etwa

70	Kilometer	südöstlich	von	Conakry.33	Man	sagte	ihnen,	Busse	voller
junger	 Männer	 und	 Frauen	 hätten	 die	 Stadt	 verlassen	 und	 seien
unterwegs	zur	Hauptstadt.	Einige	Woche	zuvor	hatten	die	Einwohner
Forécariahs	 einige	 Neuankömmlinge	 bemerkt.	 Die	 jungen	 Männer
hatten	den	für	die	Waldgebiete	typischen	Akzent;	sie	kamen	aus	dem
Gebiet	Dadis’.	Die	Polizeiakademie	außerhalb	Forécariahs	war	einem
neuen	 Zweck	 zugeführt	 worden:	 der	 Ausbildung	 einer	 ethnischen
Miliz.

Ein	 Journalist	der	Associated	Press,	der	die	Gegend	besuchte,	 sah
ein	 Dutzend	 weißer	 Männer	 in	 schwarzen	 Uniformen,	 auf	 deren
Rücken	»Ausbilder«	stand.	Einige	von	 ihnen	sprachen	Afrikaans;	 sie
waren	vermutlich	Mitglieder	des	raubeinigen	Corps	von	Ex-Soldaten
aus	Südafrika,	die	sich	nach	der	Apartheid	als	Söldner	verdingten	und
die	 man	 jetzt	 überall	 in	 Afrika	 verstreut	 findet,	 wo	 sie	 Minen	 im
Kongo	 bewachen	 oder	 Putschversuche	 in	 Äquatorialguinea
unterstützen.	Andere	unterhielten	sich	auf	Hebräisch.



Israel	exportiert	seit	langem	die	Qualifikationen	seiner	Streitkräfte.
Sicherheitsfirmen	und	Söldner	mit	Verbindungen	zu	den	Israelischen
Verteidigungsstreitkräften	 (Israeli	 Defense	 Forces	 –	 IDF)	 sind
freiberuflich	 im	 Ausland	 tätig.	 Eine	 der	 bedeutendsten	 aus	 dem
israelischen	 Militär	 hervorgegangenen	 privaten	 Sicherheitsfirmen,
Global	 CST,	 wurde	 2006	 von	 Israel	 Ziv	 gegründet,	 einem
Generalmajor	 im	 Ruhestand,	 der	 Kommandeur	 der	 israelischen

Fallschirmjäger	und	der	Gaza-Division	der	Armee	gewesen	war.34	Die
Website	von	Global	CST	bietet	»maßgeschneiderte,	unverwechselbare
Lösungen	 für	 jeden	 einzelnen	 Klienten«,	 doch	 in	 Kolumbien,	 wo
Global	CST	einen	Vertrag	 zur	Unterstützung	der	Regierung	 in	 ihrer
Kampagne	gegen	linke	Rebellen	bekam,	kam	ein	US-Diplomat	zu	dem
Schluss,	 die	 Vorschläge	 von	 CST	 seien	 »eher	 zur	 Förderung	 des
Verkaufs	 israelischer	 Ausrüstungen	 und	 Dienstleistungen	 als	 zur

Befriedigung	 des	 im	 Land	 bestehenden	 Bedarfs	 geeignet«.35	 Nach
Dadis’	Machtübernahme	in	Guinea	sah	Ziv	in	ihm	sofort	einen	Mann,
mit	dem	er	ins	Geschäft	kommen	konnte.

Ein	israelischer	Landsmann,	der	jahrelang	in	Conakry	gelebt	hatte,
Victor	 Kenan,	 war	 Ziv	 bei	 seinen	 Kontakten	 in	 Guinea	 behilflich.
Kenan	war	 groß,	 drahtig	 und	 verfügte	 über	 viele	 Verbindungen.	 Er
handelte	 mit	 Diamanten,	 pflegte	 in	 Luxuslimousinen	 mit	 getönten
Scheiben	 durch	 Conakry	 zu	 fahren	 und	 arbeitete	 für	 israelische
Unternehmen,	 die	 nach	 Guinea	 kamen,	 als	 Vermittler.	 »Er	 fungiert
für	 viele	 israelische	 Sicherheitsunternehmen	 als	 Mittelsmann	 –
sowohl	 für	üble	als	auch	gute«,	sagte	mir	einer	seiner	Partner.	»Zur
Zeit	 der	 Militärherrschaft	 hatte	 Kenan	 Oberwasser.«	 Als	 Dadis
beschloss,	 die	 Präsidentengarde	 mit	 Männern	 seiner	 eigenen
ethnischen	 Gruppe	 zu	 besetzen	 und	 ihre	 Kampffähigkeit	 zu
verbessern,	stand	Kenan	bereit,	um	ihm	dabei	zu	helfen.	Also	kam	Ziv
nach	 Conakry,	 und	 Global	 CST	 erhielt	 einen	 Vertrag	 über	 zehn
Millionen	Dollar.	Die	genauen	Details	dessen,	was	das	Unternehmen



in	Guinea	tat,	sind	jedoch	immer	noch	nicht	klar	–	und	dasselbe	gilt
für	die	Frage,	 inwieweit	man	bei	CST	wusste,	wofür	die	Dienste	der
Firma	am	Ende	verwendet	würden.	Einigen	Berichten	zufolge	bildete
sie	 Dadis	 ethnische	 Milizen	 aus.	 Anderen	 zufolge	 verkaufte	 sie	 der

Junta	 auch	 Rüstungsgüter.36	 »Der	 Vertrag	 schloss	 später	 auch	 die
Ausbildung	 einer	 professionellen	 Sicherheitstruppe	 des	 Präsidenten
ein«,	 sagte	 Thiam	 mir.	 »Die	 Leute,	 die	 mit	 der	 Rekrutierung
beauftragt	 waren,	 standen	 Dadis	 nahe	 und	 kamen	 aus	 seiner
ethnischen	 Gruppe,	 und	 dementsprechend	 holten	 sie	 vorwiegend

Männer	aus	ihrer	Region	in	diese	Einheit.«37

So	 nahm	Dadis’	 persönliche	 Armee	 Gestalt	 an,	 eine	 Kombination
aus	 Präsidentengarde	 und	 irregulären	 Kämpfern,	 die	 im	Dschungel
ausgebildet	worden	waren.	 Die	 Truppe	 hatte	 einen	 klar	 definierten
Feind.	 Die	 größte	 ethnische	 Gruppe,	 die	 etwa	 40	 Prozent	 der
Bevölkerung	 ausmacht	 und	 damit	 wesentlich	 größer	 ist	 als	 die
Gruppe	Dadis,	ist	auf	Französisch	als	»Peul«	bekannt.	Ihre	Mitglieder
gehören	 zu	 der	 großen,	 weitgehend	 islamischen	 Obergruppe	 der
Fulani,	deren	Gebiet	sich	bis	nach	Nordnigeria	hinein	zieht.	Viele	der
Demonstranten,	 die	 sich	 am	 Nationalstadion	 versammelten,	 waren
Peul,	darunter	auch	der	Führer	der	Opposition,	Cellou	Dalein	Diallo,
der	 als	 Favorit	 kommender	 Wahlen	 galt,	 falls	 Dadis	 von	 einer
Kandidatur	absah.

Das	 erste	 Zeichen	 für	 die	 kommenden	 Ereignisse	 war	 die
Tränengassalve,	 die	 die	 Präsenz	 eines	 Kontingents	 von	 mehreren
hundert	 Polizisten,	 Soldaten	 und	 Milizangehörigen	 verkündete,	 die
das	 Stadion	 umringt	 hatten.	 Kurz	 nach	 Mittag	 bahnten	 sich
Mitglieder	der	Präsidentengarde,	die	wie	 ihr	Herrscher	das	typische
rote	 Barett	 trugen,	 auf	 Kommando	 des	 Chefs	 der	 Leibwache	 Dadis
den	Weg	durch	den	Haupteingang.

Im	Stadion	eingezwängt,	hatten	die	unbewaffneten	Demonstranten
keine	Chance	zu	entkommen.	Etliche	wurden	von	Kugeln	getroffen,



und	einige	wurden	bei	der	wilden	Massenflucht	zu	Tode	getrampelt.
Andere	 überlebten,	 indem	 sie	 sich	 stundenlang	 in	 den
Umkleidekabinen	 des	 Stadions	 versteckten,	 wo	 sie	 die	 Schreie	 von
draußen	 hören	 mussten.	 Dutzende	 von	 Frauen	 wurden	 öffentlich
vergewaltigt,	 einige	 wurden	 verschleppt	 und	 tagelang	 als
Sexsklavinnen	 festgehalten.	 Eine	 der	 Frauen	wandte	 zwischen	 zwei
Vergewaltigungen	den	Kopf	und	sah,	wie	der	Soldat	im	roten	Barett,
der	gerade	ihre	Freundin	vergewaltigt	hatte,	sein	Opfer	aus	nächster
Nähe	 in	den	Kopf	 schoss.	Mindestens	 156	Menschen	wurden	getötet
und	mehr	 als	 1	 000	 verletzt.	Da	 die	 Loyalisten	Dadis’	 vor	 allem	die
Peul	 als	 Gefahr	 für	 dessen	Macht	 betrachteten,	 attackierten	 sie	 vor
allem	 sie	 und	 alle	 anderen,	 die	 ebenfalls	 die	 für	 die	 Peul	 typische

hellere	 Hautfarbe	 hatten.38	 »Wir	 haben	 von	 euren	 Tricks	 die	 Nase
voll«,	 sagten	 Mitglieder	 der	 Präsidentengarde	 einer	 jungen	 Frau,
während	 sie	 sie	 nacheinander	 vergewaltigten.	 »Wir	machen	 ein	 für

alle	Mal	Schluss	mit	den	Peul.«39

Die	 Rechercheure	 von	 Human	 Rights	 Watch,	 die	 einen
ausführlichen	 Bericht	 über	 das	Massaker	 zusammenstellten,	 kamen
zu	 dem	 Schluss,	 die	 Gräueltaten	 seien	 »organisiert	 und	 geplant«
gewesen.	Die	Weltmächte	schickten	die	 Junta	nun	 in	die	Wüste.	Die
Wirtschaftsgemeinschaft	 westafrikanischer	 Staaten	 ECOWAS
verkündete	ein	Waffenembargo	und	die	Europäische	Union	verhängte
Sanktionen	 gegen	 einige	 Dutzend	 Mitglieder	 der	 Junta	 und	 ihrer
Zivilregierung,	darunter	auch	gegen	Mahmoud	Thiam.

Thiam	 kehrte	 von	 seiner	 Reise	 nach	 Paris	 in	 »eine	 sehr
angespannte	und	 fragile	Situation«	 in	Conakry	 zurück.	Er	 erinnerte
sich,	er	und	eine	kleine	Gruppe	hoher	Minister	und	Offiziere	hätten
Dadis	rund	um	die	Uhr	im	Auge	behalten	müssen,	»weil	blutdürstige
und	 in	 Panik	 geratene	 Soldaten	 und	 Offiziere	 ihm	 ständig	 falsche,
unheilverkündende	 Berichte	 über	 ethnische	 Rebellen,	 Söldner	 und
ausländische	Truppen	gaben,	die	angeblich	ins	Land	einfielen.	Wenn



wir	nicht	da	gewesen	wären,	um	die	Situation	zu	entschärfen,	hätte

jederzeit	ein	Massaker	an	Zivilisten	beginnen	können.«40

Als	 ich	 Thiam	 einige	 Tage	 nach	 dem	 Blutvergießen	 im
Nationalstadion	 anrief,	 klang	 er	 verunsichert	 und	 sagte,	 er	 wolle
nicht	über	das	Massaker	sprechen.	Er	redete	jedoch	bereitwillig	über
den	letzten	Vertrag,	den	er	abgeschlossen	hatte.	Guinea	mochte	zum
internationalen	Paria	geworden	sein,	aber	es	gab	immer	noch	Leute,
die	bereit	und	willens	waren,	mit	der	Junta	Geschäfte	zu	machen.

Thiams	 Gespräche	 mit	 Sam	 Pa	 und	 Lo	 Fong	 Hung	 hatten
schließlich	Früchte	getragen.	In	den	kommenden	Tagen,	erzählte	mir
Thiam,	 würde	 die	 Queensway	 Group	 in	 Gestalt	 des	 China
International	 Fund	 Joint	 Ventures	 mit	 dem	 guineischen	 Staat
verkünden,	 die	 Projekte	 im	 Bergbau-,	 Energie-	 und
Infrastruktursektor	 in	 Angriff	 nehmen	 würden.	 Das	 gesamte	 Paket
würde	 ein	 Volumen	 von	 sieben	 Milliarden	 Dollar	 haben,	 was
150	 Prozent	 des	 Bruttoinlandsprodukts	 Guineas	 entsprach.	 Für	 die
Infrastrukturprojekte	 sollte	 der	 China	 International	 Fund	 mit
Einnahmen	 aus	 den	 Minenkonzessionen	 bezahlt	 werden,	 die	 die
Regierung	 ihm	 gewähren	 würde.	 Auch	 Manuel	 Vicentes
Verbindungen	 zur	 Queensway	 Group	 und	 zu	 Mahmoud	 Thiam
wurden	belohnt:	China	 Sonangol,	 das	 zu	 30	Prozent	 der	 staatlichen
Ölgesellschaft	Angolas	gehörte,	deren	Leiter	Vicente	war,	würde	die
Rechte	 an	 zwei	 Dritteln	 der	 Offshore-Gebiete	 Guineas	 erhalten,
deren	 Aussichten	 auf	 Öl	 nach	 neuen	 Funden	 in	 benachbarten
Gewässern	stark	gewachsen	war.

Thiam	ratterte	eine	ganze	Liste	lobenswerter	Programme	herunter,
die	 nun	 verwirklicht	 werden	 könnten:	 »Wohnungen	 für	 Leute	 mit
niedrigem	 und	mittlerem	 Einkommen,	 Fluglinien	 und	 vieles,	 vieles
andere	 mehr.«	 Doch	 die	 wichtigste	 Auswirkung	 des	 Geschäfts
bestand	darin,	dass	es	für	die	Dadis-Junta,	der	aufgrund	der	auf	das
Massaker	 folgenden	 Sanktionen	 der	 finanzielle	 Erstickungstod



drohte,	 einen	 Rettungsanker	 darstellte.	 Das	 Abkommen,	 das	 ein
hoher	 Beamter	 einer	 früheren	 Regierung	 als	 »überstürzt	 und
unorthodox«	 bezeichnete,	 wurde	 am	 10.	 Oktober,	 zwölf	 Tage	 nach
dem	 Massaker	 unterzeichnet.	 Ein	 Telegramm	 der	 Pariser	 US-
Botschaft	 vom	 19.	 November	 äußerte	 Befürchtungen	 über	 die
Waffenlieferungen	 und	 die	 südafrikanischen	 und	 israelischen
Ausbilder,	 die	 Dadis	 bei	 der	 Stärkung	 seiner	 Truppen	 halfen,	 und
verwies	 auf	 »die	 beträchtlichen	Mittel,	 die	 der	 Junta	 zur	 Verfügung
stehen,	 darunter	 die	 ›Sicherheitseinlage‹	 des	 Chinese	 International

Fund	(CIF)	von	mehr	als	100	Millionen	Dollar«.41

Thiam	 bestätigte	 mir	 später,	 die	 Queensway	 Group	 habe
tatsächlich	100	Millionen	Dollar	nach	Guinea	überwiesen,	als	für	die
Junta	 Not	 am	 Mann	 war:	 50	 Millionen	 Dollar,	 die	 für	 die	 ersten
Projekte	 des	 Sieben-Milliarden-Dollar-Geschäfts	 verwendet	werden
sollten,	 und	 weitere	 50	 Millionen	 Dollar,	 die	 in	 der	 Zentralbank
deponiert	werden	 sollten,	um	Guineas	 schwindenden	Devisenvorrat

aufzustocken.42	 Ich	 konnte	 mir	 die	 vertraulichen	 Dokumente
beschaffen,	 in	denen	das	Geschäft	beschrieben	wird.	Aus	 ihnen	ging
hervor,	dass	die	Queensway	Group	sich	verpflichtet	hatte,	die	 Junta
mit	Geld	zu	versorgen,	indem	sie	sofort	einige	der	Anteile	Guineas	an
dem	Joint	Venture	in	Singapur	kaufte,	das	sie	gerade	gebildet	hatten.
Sie	 hatte	 außerdem	 einen	 Kredit	 von	 3,3	 Millionen	 Dollar
bereitgestellt,	mit	denen	eine	Buchprüfung	der	Bergbautätigkeit	von
Oleg	Deripaskas	Rusal	im	Bauxitsektor	finanziert	werden	sollte.	Diese
würde	Thiam	dann	verwenden,	um	zu	versuchen,	aus	dem	russischen
Oligarchen	etwas	Geld	herauszupressen.	Dabei	wurde	festgelegt,	dass
China	Sonangol	einen	Anteil	von	zwei	Prozent	an	allen	Zahlungen	an

Guinea	bekommen	würde,	zu	denen	sich	Rusal	bereitfinden	würde.43

(Rusal	 bestritt	 die	 Behauptungen	 Thiams,	 und	 2014	 gab	 ein

internationales	Gericht	dem	Unternehmen	recht.)44

Im	 Ausland	 galt	 Dadis	 mittlerweile	 als	 Schandfigur,	 aber	 Gewalt



und	Terror	im	Inneren	und	die	Rohstoffgeschäfte	im	Ausland	sorgten
dafür,	 dass	 seine	 Junta	 an	 der	 Macht	 blieb.	 Dann	 schoss	 Dadis
Leibwächter	 ihm	 eines	 Donnerstags	 im	 Dezember	 2009,	 kurz	 vor
dem	ersten	Jahrestag	seines	Machtantritts,	in	den	Kopf.

Leutnant	Aboubacar	Diakité,	bekannter	unter	dem	Namen	Toumba,
war	seit	der	Machtergreifung	Dadis’	praktisch	immer	an	dessen	Seite
gewesen.	Er	war	wie	Dadis	noch	jung	und	diente	ihm	als	Chef	seiner
Leibwache,	 Adjutant	 und	 Kommandeur	 der	 Roten	 Barette,	 der
Elitegarde	 des	 Präsidenten,	 die	 sich	 immer	mehr	mit	 Rekruten	 aus
Dadis’	 Stamm	 anfüllte.	 Es	 war	 Toumba	 gewesen,	 der	 am	 Tag	 des
Massakers	die	marodierenden	Truppen	ins	Stadion	geführt	hatte.	Ein
Zeuge	 berichtete,	 Toumba	 habe,	 als	 er	 das	 Feuer	 auf	 die
Demonstranten	eröffnen	 ließ,	erklärt:	»Ich	will	keine	Überlebenden.

Bringt	 sie	 alle	 um!	Die	 denken,	wir	 hätten	hier	 eine	Demokratie.«45

Nach	 dem	 Massenmord	 im	 Stadion	 leitete	 der	 Ankläger	 am
Internationalen	Gerichtshof	 eine	Ermittlung	über	das	Massaker	 ein.
Eine	 UN-Untersuchungskommission	 kam	 nach	Guinea,	 um	 sich	 ein
Bild	von	den	Geschehnissen	zu	machen	und	herauszufinden,	wer	die
Verantwortung	 dafür	 trug.	 Toumba	 schöpfte	 allmählich	 den
Verdacht,	 dass	 Dadis	 plante,	 die	 ganze	 Verantwortung	 für	 die

Gräueltaten	 auf	 ihn	 abzuwälzen.46	 Am	 3.	 Dezember	 waren	 er	 und
Dadis	 zusammen	 in	 der	 Kaserne	 in	 Conakry,	 und	 Toumba	 nahm
Dadis	ins	Visier	und	feuerte.

Die	 Kugel	 traf	 Dadis	 in	 den	 Kopf,	 aber	 dem	 Mann,	 der	 am
Nationalstadion	so	viel	Blut	vergossen	hatte,	sollte	ein	weiterer	Skalp
verweigert	 bleiben:	 Die	 Verletzungen	 waren	 nicht	 tödlich.	 Dadis
wurde	 zur	 Behandlung	 nach	 Marokko	 geflogen	 und	 blieb	 im	 Exil.
Toumba	floh	und	tauchte	in	den	Untergrund	ab.	Der	stellvertretende
Führer	 der	 Junta,	 ein	 stattlicher	 höherer	 Offizier,	 übernahm	 das
Ruder	und	versprach,	die	Macht	an	das	Volk	zurückzugeben.

Falls	 der	 riesige	 Kuchen	 einen	 der	 anwesenden	 Würdenträger	 an



Marie	 Antoinette	 erinnerte,	 ließ	 sich	 niemand	 etwas	 anmerken.
Geschmückt	 in	 den	 Nationalfarben	 Rot,	 Grün	 und	 Gold,	 war	 er
gebacken	 worden,	 um	 die	 Einweihung	 der	 nationalen
Fluggesellschaft	Guineas	 zu	 feiern,	 die	 nun	 an	 die	 Stelle	 ihrer	 zehn
Jahre	zuvor	pleitegegangenen	Vorgängerin	treten	sollte.	Minister	und
Geschäftsleute,	 die	 in	 einem	 der	 Festsäle	 des	 Novotel	 in	 Conakry
versammelt	 waren,	 plauderten	 und	 applaudierten.	 Es	 war	 der
richtige	 Augenblick	 für	 patriotisches	 Eigenlob.	 Guinea	 war	 immer
noch	 ein	 typisches	 Beispiel	 für	 Elend	 und	 Mangel,	 aber	 die
herrschende	Klasse	hatte	ein	wenig	 für	den	Stolz	des	Landes	getan,
indem	sie	die	nationale	Fluggesellschaft	wieder	zum	Leben	erweckte.
Es	gab	Reden	und	ein	Buffet.	Der	deutsch-ägyptische	Pilot,	der	zum
Geschäftsführer	 von	 Air	 Guinée	 International	 bestellt	 worden	 war
und	früher	bei	Thomas	Cook	Airlines	gearbeitet	hatte,	sagte	ein	paar
Worte,	 ebenso	 der	 Transportminister.	 Während	 sich	 die	 Lieferung
der	 aus	 Airbus-A320-Maschinen	 bestehenden	 Flotte	 an	 die	 neue
Fluglinie	 um	 einige	 Monate	 verzögert	 habe,	 so	 der	 Minister,	 seien
Miniaturnachbildungen	 hergestellt	 worden,	 damit	 das	 Fest	 wie
geplant	stattfinden	konnte.

Sechs	 Monate	 nach	 dem	 Attentatsversuch,	 der	 Dadis	 ins	 Exil
getrieben	 hatte,	 standen	 die	 ersten	 Mehrparteienwahlen	 der
Geschichte	 Guineas	 nur	 wenige	 Tage	 bevor	 –	 und	 es	 würden	 nur
Zivilisten	daran	teilnehmen.	Alle	aussichtsreichen	Kandidaten	hatten
versprochen,	die	von	der	Junta	abgeschlossenen	Geschäftsabkommen
unter	 die	 Lupe	 zu	 nehmen	 und	 gegebenenfalls	 zu	 annullieren.
Trotzdem	 herrschte	 in	 der	 Versammlung	 im	 Novotel	 unter	 den
Beamten	und	Investoren,	die	zuvor	auf	die	Männer	in	Uniform	gesetzt
hatten,	 eine	 gewisse	 Zuversicht.	 Mahmoud	 Thiam	 wirkte
selbstgewiss,	während	er	im	Raum	umherging	und	Gespräche	führte.
Dasselbe	galt	auch	für	einen	anderen	Mann,	der	sich	lieber	ein	wenig
am	 Rand	 hielt:	 Jack	 Cheung	 Chun	 Fai,	 der	 Vertreter	 des	 China
International	 Fund,	 der	 für	 die	 Finanzierung	 der	 Fluggesellschaft



sorgte.

Wie	 andere	 Unternehmen,	 die	 auf	 die	 Wahrung	 ihrer	 Interessen
hofften,	 auch	 wenn	 das	 Militär	 jetzt	 das	 Präsidentenamt	 an	 einen
gewählten	Führer	abgab,	hatte	die	Queensway	Group	sich	nach	allen
Seiten	 abgesichert.	Die	 Frau	 eines	 der	Wahlfavoriten,	Cellou	Dalein
Diallo,	 war	 zur	 stellvertretenden	 Vorsitzenden	 von	 Air	 Guinée

International	ernannt	worden.47	Der	China	 International	Fund	hatte
bereits	 mit	 anderen	 Infrastrukturprojekten	 begonnen,	 die	 seine
Gegenleistung	 für	 die	 Rechte	 im	 Bergbau	 waren,	 darunter	 der	 Bau
zweier	Kraftwerke	und	die	Lieferung	von	Waggons	und	Lokomotiven

für	eine	Eisenbahnlinie.48	Obwohl	ihre	Pläne	im	Hinblick	auf	Guineas
Mineralien	 immer	 klarere	 Gestalt	 annahmen,	 äußerte	 sich	 die
Gruppe	öffentlich	kaum	–	ganz	wie	 Jack	Cheung,	der	meine	Fragen
nicht	 beantworten	 wollte,	 als	 ich	 ihn	 bei	 der	 Einweihung	 der
Fluggesellschaft	 ansprach.	 Der	 Manager	 einer	 anderen
Bergbaugesellschaft	 mit	 Interessen	 in	 Guinea	 beschrieb	 den	 China
International	Fund	als	»Gespenst«.

Thiam	wollte	nach	der	Vereidigung	des	zivilen	Präsidenten	zurück
nach	 New	 York	 gehen.	 Als	 ich	 mit	 ihm	 in	 seiner
Ministerdienstwohnung	 sprach,	 saß	 er	 auf	 einem	 Sofa	 unter	 den
hohen	 Deckenlichtern	 und	 zeigte	 sich	 mit	 seinen	 stürmischen
achtzehn	Monaten	 im	Amt	zufrieden.	Er	sagte	mir,	er	habe	Projekte
auf	 den	 Weg	 gebracht,	 die	 Guinea	 innerhalb	 von	 zehn	 Jahren	 zum
größten	 Eisenerzexporteur	 der	Welt	machen	würden.	 Neben	 seiner
Stellung	 als	 einer	 der	 wichtigsten	 Bauxitlieferanten	 würde	 diese
Tatsache	 Guinea	 zu	 einem	 Drehpunkt	 der	 industriellen
Weltwirtschaft	machen.	Thiams	Arbeit	war	beendet.	»Nichts	von	dem,

was	wir	getan	haben,	kann	rückgängig	gemacht	werden.«49

Weiter	 unten	 auf	 den	 Straßen	 Conakrys	 waren	 die	 Erwartungen
der	 Bevölkerung,	 die	Wahlen	würden	 ihr	 elendes	 Schicksal	 ändern,



geradezu	absurd	hoch.	 »Alles	wird	 sich	verändern«,	 sagte	mir	Rafiu
Diallo,	 ein	 Einundzwanzigjähriger,	 der	 am	 Straßenrand	 gebrauchte
Schuhe	verkaufte,	atemlos.	»Die	Regierung	wird	sich	verändern,	das
Leben	wird	sich	verändern.	Wir	werden	mehr	Schuhe	verkaufen;	die
Leute	 werden	 mehr	 Geld	 haben«,	 meinte	 er	 und	 schlug	 ein	 Paar
billiger	 Schuhsohlen	 heftig	 gegeneinander.	 Diallo	 war	 voller
Zuversicht,	dass	eine	Zivilregierung	gut	fürs	Geschäft	sein	und	es	ihm
ermöglichen	 würde,	 seinen	 Tagesumsatz	 von	 25	 000	 guineischen
Francs	 oder	 etwa	 vier	 Dollar	 zu	 steigern.	 Und	 wichtiger	 noch,	 die
Herrscher	 Guineas	 würden	 in	 Zukunft	 gegenüber	 der	 Bevölkerung
ihres	 Landes	 verantwortlich	 sein.	 »Es	 wird	 eine	 Regierung	 nach
unserem	Willen	sein.«

Als	 ich	Alpha	Condé	 im	November	2013	 in	einem	Pariser	Hotel	 traf,
hatte	 er	 die	Hälfte	 seiner	 Amtszeit	 als	 gewählter	 Präsident	Guineas
bereits	 hinter	 sich.	 Condé	 hat	 lange	 Zeiten	 seines	 Lebens	 im
selbstauferlegten	Exil	 in	 Frankreich	 verbracht,	wo	 er	 zuerst	 für	 die
Unabhängigkeit	 seines	 Landes	 und	 dann	 gegen	 dessen	 Tyrannen
agitiert	 hatte.	 Zeitweise	 hatte	 er	 als	 Juraprofessor	 an	 der	 Sorbonne
gelehrt.	 Sékou	 Touré	 verurteilte	 ihn	 in	 Abwesenheit	 zum	 Tod,	 und
nach	Condés	 Rückkehr	 in	 seine	Heimat	 ließ	 Lansana	Conté	 ihn	 ins
Gefängnis	 werfen.	 Inzwischen	 fünfundsiebzig,	 kehrte	 er	 nun	 als
Präsident	seines	Landes	nach	Frankreich	zurück.	Zwischen	diversen
Treffen	 mit	 französischen	 Ministern,	 die	 Zeichen	 für	 die
Wiederaufnahme	Guineas	in	die	Weltgemeinschaft	waren,	gab	er	mir
ein	kurzes	Interview.

Für	 sein	 Alter	 war	 Condé	 überraschend	 energiegeladen.	 Seine
Mitarbeiter	erzählten,	wie	sie	regelmäßig	in	Schweiß	gebadet	waren,
wenn	sie	versuchten,	bei	seinen	Rundgängen	durch	Conakry	mit	ihm
Schritt	zu	halten.	Aber	die	Präsidentschaft	war	eine	schwere	Bürde.
Zwischen	seinen	Posen	für	die	Fotografen	wechselte	er	unruhig	von
einem	Fuß	auf	den	andern,	und	seine	Miene	hellte	 sich	nur	auf,	 als



das	 Gespräch	 sich	 kurzzeitig	 dem	 Fußball	 zuwendete.	 (Frankreich
hatte	 gerade	 knapp	 die	 Qualifikation	 zur	 Fußball-WM	 geschafft,
während	Guinea	schon	längst	ausgeschieden	war.)

Condé	 hatte	 nie	 ein	 Staatsamt	 innegehabt,	 bevor	 er	 Präsident
wurde.	 Während	 seine	 Unterstützer	 nicht	 an	 seiner	 Aufrichtigkeit
zweifelten,	gestanden	sie	ein,	dass	er	zunächst	überfordert	war.	Seine
Gegner	 versuchten	 immer	 noch,	 ihm	 seinen	 Wahlsieg	 streitig	 zu
machen.	 Die	 chaotischen	 Verhältnisse	 bei	 der	 Stimmabgabe	 in	 der
ersten	 Runde	 hatten	 zu	 keinem	 klaren	 Sieger	 geführt,	 und	 nach
langen	 Verzögerungen,	 während	 derer	 die	 Unterstützer	 der	 beiden
Rivalen	 mit	 Beleidigungen	 und	 Vorwürfen	 von	 Wahlbetrug
aufeinander	 einschlugen,	 holte	 Condé,	 der	 der	 Ethnie	 der	 Malinke
angehörte,	 bei	 der	 Stichwahl	 einen	 gewaltigen	 Rückstand	 auf.	 Er
schlug	Diallo	und	durchkreuzte	so	die	Hoffnungen	der	Peul	auf	einen
Sieg	ihres	Kandidaten.	Ausländische	Wahlbeobachter	bewerteten	die
Wahlen	alles	in	allem	positiv,	und	im	Dezember	2010	wurde	Condé	–
zweiundfünfzig	 Jahre,	 zwei	 Monate	 und	 neunzehn	 Tage	 nach	 der
Unabhängigkeitserklärung	Guineas	–	als	Präsident	vereidigt.

Condés	 Aufgabe	 war	 voller	 Fallstricke.	 Die	 Gefahren	 seiner
Bemühungen,	 ein	 Militär	 zu	 reformieren,	 das	 längst	 gewohnt	 war,
über	 dem	Gesetz	 zu	 stehen,	 zeigten	 sich	 schon	 sechs	Monate	 nach
Beginn	seiner	Amtszeit,	als	abtrünnige	Soldaten	seine	Privatresidenz

mit	 Panzerfäusten	 angriffen.50	 Es	 gelang	 ihm,	 von	 Guineas
internationalen	Gläubigern	einen	Schuldennachlass	zu	erreichen,	die
Inflation	zu	senken	und	Investoren	anzuziehen,	aber	die	Armut	eines
Rohstoffstaates	 kann	 nicht	 binnen	 einiger	 weniger	 Jahren
überwunden	 werden.	 Er	 hatte	 einige	 einflussreiche	 ausländische
Freunde	 –	 so	 befanden	 sich	George	 Soros,	 der	 in	Ungarn	 geborene
Hedgefonds-Manager,	 Milliardär	 und	 Philanthrop,	 und	 Tony	 Blair,
der	 ehemalige	 Premierminister	 Großbritanniens,	 unter	 seinen
Beratern	–,	aber	in	Guinea	selbst	blieben	die	ethnischen	Gräben	tief



und	 äußerten	 sich	 gelegentlich	 in	 gewaltsamen	 Zusammenstößen.
Einige	 der	 großen	 Hoffnungen,	 der	 neue	 Präsident	 würde	 die	 in
Guinea	 besonders	 im	 Bergbau	 üblichen	 Geschäftspraktiken
grundlegend	 ändern,	 schwanden	 im	 Lauf	 seiner	 Amtszeit	 immer
mehr	 dahin.	 Condé	 hatte	 versprochen,	 mit	 der	 Korruption	 der

Vergangenheit	zu	brechen,	aber	unter	ihm	gab	es	neue	Skandale.51

Condés	 größte	 Schlacht	 zumindest	 im	 Hinblick	 auf	 die	 Summen,
um	die	es	ging,	und	die	Macht	der	Konzerne,	mit	denen	er	sich	dabei
anlegte,	 war	 die	 um	 die	 Mineralien	 Guineas.	 Condé,	 der	 ein	 Land
geerbt	 hatte,	 das	 als	 eines	 der	 korruptesten	 der	 Welt	 galt,	 war
Anhänger	 einer	 Philosophie,	 die	 von	 einem	 seiner	 Berater,	 George
Soros,	 vertreten	 wurde.	 Dieser	 gehörte	 zu	 den	 prominentesten
Verfechtern	 des	 Konzepts	 der	 »Transparenz«	 in	 der	 Öl-	 und
Bergbauindustrie	 –	 der	 Theorie,	 nach	 der	 die	 Veröffentlichung	 von
Verträgen	 und	 Einnahmen	 die	 Korruption	 reduziert	 und	 ein
verantwortungsvolles	 Verhalten	 des	 Staates	 fördert.	 Das	 Sieben-
Milliarden-Dollar-Abkommen	Guineas	mit	der	Queensway	Group	im
Öl-,	 Bergbau-	 und	 Infrastrukturbereich	 wurde	 still	 und	 leise
annulliert.	 Der	 Präsident	 ernannte	 eine	 Untersuchungskommission
zur	 Bewertung	 der	 unter	 den	 früheren	Diktatoren	 abgeschlossenen
Minengeschäfte.	Besonders	eines	dieser	Geschäfte	zog	Condé	dann	in
den	 Kampf	 zwischen	 einigen	 der	 mächtigsten	 Kräfte	 im
Rohstoffgeschäft	hinein.

In	 den	 letzten	 Monaten	 der	 Juntaherrschaft	 hatte	 BSGR	 ein
sensationelles	 Abkommen	 abgeschlossen.	 Selbst	 nach	 den	 Normen
von	 Beny	 Steinmetz	 war	 dieses	 Geschäft	 ein	 Traum.	 Dabei	 schloss
BSGR	 einen	 Vertrag,	mit	 dem	 es	 dem	 größten	 Erzproduzenten	 der
Welt,	der	brasilianischen	Gruppe	Vale,	für	2,5	Milliarden	Dollar	einen
51-prozentigen	Anteil	an	den	BSGR-Aktivposten	in	Guinea	verkaufte.
Dazu	 gehörte	 auch	 die	 nördliche	 Hälfte	 des	 reichhaltigen
Rohstofflagers	Simandou.	BSGR	hatte	für	seine	Bergbaurechte	nichts



bezahlt	–	Unternehmen	dieser	Branche	versprechen	im	Allgemeinen,
zu	investieren,	um	die	Produktion	in	Gang	zu	bringen,	und	erst	dann
Steuern	auf	 ihre	Einnahmen	zu	zahlen,	 statt	 gleich	zu	Anfang	einen
Preis	zu	entrichten.	Den	öffentlichen	Erklärungen	des	Unternehmens
zufolge	 hatte	 BSGR	 für	 Vorarbeiten	 an	 seinem	 Schürfort
160	 Millionen	 Dollar	 ausgegeben.	 Vale	 bezahlte	 für	 seinen	 Anteil
einen	Vorschuss	von	 500	Millionen	Dollar	und	sicherte	BSGR	damit
auf	 einen	 Schlag	 mehr	 als	 das	 Dreifache	 seiner	 ursprünglichen
Investition.	 Der	 Rest	 sollte	 folgen,	 sobald	 die	 entsprechenden
Einnahmen	 da	 waren.	 Ein	 seit	 vielen	 Jahren	 in	 der	 guineischen
Minenindustrie	 tätiger	 Ausländer	 schüttelte	 in	 der	 Innenstadt
Conakrys	über	einem	Bier	neidisch	den	Kopf	und	erklärte,	Steinmetz
habe	»den	Jackpot«	gewonnen.

Mahmoud	 Thiam	 hatte	 das	 Geschäft	 gebilligt,	 aber	 die	 neue
Regierung	 Alpha	 Condés	 hatte	 den	 Verdacht,	 dass	 an	 der	 Art,	 wie
BSGR	seine	Bergbaurechte	erworben	hatte,	von	vornherein	etwas	faul
war.	Sie	wies	Vale	und	BSGR	an,	vorläufig	alle	Arbeiten	einzustellen,
und	 engagierte	 Scott	 Horton,	 einen	 erfahrenen	 Anwalt	 der	 US-
Anwaltsfirma	 DLA	 Piper,	 der	 sich	 auf	 die	 Untersuchung	 von
Korruption	 und	 Menschenrechtsverletzungen	 spezialisiert	 hatte.	 Er
sollte	 einen	 näheren	 Blick	 auf	 die	 Aktivitäten	 von	 BSGR	 werfen.
Horton	 und	 sein	 Team	 stellten	 ein	 Dossier	 zusammen,	 in	 dem	 sie
auch	 Stellung	 zu	 den	 Vorgängen	 um	 die	 Frau	 des	 ehemaligen
Diktators,	Mamadie	Touré,	nahmen,	die	ihrer	Meinung	nach	planvoll
bestochen	worden	war.	Im	Oktober	2012	schrieb	der	Vorsitzende	der
guineischen	Kommission	zur	Untersuchung	früherer	Minengeschäfte
an	 BSGR,	 um	 dem	 Unternehmen	 die	 Beschuldigungen	 darzulegen
und	ihm	die	Gelegenheit	zur	Antwort	zu	geben.

Daraufhin	 ging	 BSGR	 zum	Gegenangriff	 über.	 Das	 Tauziehen	 um
ein	abgelegenes	Gebiet	in	den	westafrikanischen	Bergen	verwandelte
sich	in	einen	verbalen	–	und	gerichtlichen	–	Streit	zwischen	einigen



der	bedeutendsten	Mitglieder	der	globalen	Elite.	Dabei	zeichneten	die
Vertreter	 BSGRs	 das	 Bild	 eines	 geschickten,	 wagemutigen
Unternehmens,	 das	 der	 guineischen	 Bevölkerung	 unverhoffte
Reichtümer	 beschert	 hätte,	 wenn	 die	 Regierung	 nicht	 den
gesetzwidrigen	 Beschluss	 gefasst	 hätte,	 seine	 Guthaben	 zu
beschlagnahmen.	 BSGR,	 so	 argumentierten	 sie,	 sei	 nicht	 korrupt
gewesen,	 sondern	 hätte	 eben	 Glück	 gehabt.	 »Es	 ist	 ein	 Roulette«,
sagte	 Steinmetz	 in	 einem	 Interview	 über	 das	 Bergbaugeschäft.
Gesellschaften,	 die	 bereit	 seien,	 etwas	 zu	 riskieren	 und	 hart	 zu

arbeiten,	landeten	eben	manchmal	»einen	Treffer«.52

BSGR	 behauptete,	 das	 Opfer	 einer	 Verschwörung	 zu	 sein,	 hinter
der	 unter	 anderen	 George	 Soros	 stehe.	 Dieser	 sei	 nicht	 nur	 ein
Berater	Condés,	sondern	auch	ein	bedeutender	Spender	von	Revenue
Watch,	 eine	 Pro-Transparenz-Organisation,	 die	 Guinea	 bei	 seinen
Reformen	im	Bergbausektor	unterstützte;	ferner	spende	Soros	an	die
Antikorruptionsgruppe	 Global	 Witness,	 die	 Berichte	 über	 die
Bestechungsvorwürfe	 publiziert	 hatte.	 Das	 Resultat,	 so	 die	 BSGR-
Vertreter,	 sei	 eine	 »koordinierte,	 aber	 plumpe

Verleumdungskampagne«.53	 In	 diesem	 Zusammenhang	 verklagte
Beny	 Steinmetz	 das	 Public-Relations-Unternehmen	 FTI	 Consulting,
das	BSGR	aus	der	Liste	seiner	Klienten	gestrichen	hatte,	nachdem	die
Korruptionsvorwürfe	 ruchbar	 geworden	 waren,	 und	 ihren
Vorsitzenden	für	Europa,	den	Nahen	Osten	und	Afrika,	den	britischen
Adligen	Mark	Malloch-Brown,	der	 früher	 für	Soros	gearbeitet	hatte.
BSGR	 behauptete	 nun,	 beide	 steckten	 mit	 letzterem	 unter	 einer

Decke.	Der	Fall	wurde	außergerichtlich	geregelt.54

Für	 die	 Gegenoffensive	 gegen	 seine	 Kritiker	 engagierte	 BSGR	 die
Londoner	Anwaltsfirma	Mishcon	de	Reya	und	das	von	dem	früheren
Wirtschaftsredakteur	 der	 Sunday	 Times	 Roy	 Godson	 gegründete
Londoner	 Public-Relations-Unternehmen	 Powerscourt	 –	 und	 ihre
Hauptzielscheibe	war	Alpha	Condé.	Dessen	Regierung,	so	die	BSGR-



Vertreter,	 sei	 »illegitim«	 und	 nichts	 weiter	 als	 ein	 »diskreditiertes

Regime«.55	Die	Untersuchung	früherer	Verträge	verstoße	»gegen	alle
Regeln	 eines	 ordentlichen	 Verfahrens«.	 (Mahmoud	 Thiam
bezeichnete	 die	 Überprüfung	 als	 eine	 »Hexenjagd«,	 mit	 der	 nur
Investitionen	abgewürgt	würden,	und	behauptete,	private	Investoren

hätten	alles	bei	ihm	auf	den	Kopf	gestellt).56	Die	Verträge,	so	BSGR,	in
denen	es	um	angebliche	Bestechungsgelder	an	Mamadie	Touré	ging,
seien	 Fälschungen,	 und	 überhaupt	 sei	 man	 »Opfer	 etlicher
Erpressungsversuche	 durch	 Personen	 [gewesen],	 die	 ihren
wirtschaftlichen	Vorteil	 suchten«.	Dazu	habe	 auch	 »der	Einsatz	 von
gefälschten	 Dokumenten,	 Erpressung	 und	 sonstiger	 Belästigung«
gehört.	 (Doch	als	ich	BSGR	2014	bat,	mir	Details	über	die	angebliche
Erpressung	 zu	 nennen,	 erhielt	 ich	 keine	 Antwort.)	 Kurz,	 BSGR
erklärte,	das	Unternehmen	sei	»	zuversichtlich,	dass	seine	Aktivitäten
und	 seine	 Position	 in	 Guinea	 für	 völlig	 rechtmäßig	 befunden

werden«.57

Alpha	Condé	war	entschlossen,	seinen	Kurs	beizubehalten.	»Es	 ist
nicht	 leicht«,	 sagte	 er	 mir	 in	 Paris.	 »Nach	 fünfzig	 Jahren	 der
Misswirtschaft	 und	 Korruption	 haben	 sich	 schlechte	 Gewohnheiten
festgesetzt.	Gewohnheiten,	die	sich	in	fünfzig	Jahren	gebildet	haben,
wird	man	 nicht	 in	 zwei	 oder	 drei	 Tagen	 los.	 Auch	 die	 Zeit	 arbeitet
gegen	uns,	weil	die	Menschen	ungeduldig	 sind.	Sie	wollen	konkrete
Taten	 sehen.«	 Ich	 äußerte	die	Vermutung,	Guinea	werde	 gerade	 als
Versuchskaninchen	in	Sachen	Transparenz	im	Minensektor	benutzt,
und	 das	 sei	 sicher	wunderbar,	 sobald	 sich	 der	 Gedanke	 vollständig
durchgesetzt	habe.	Er	greife	aber	auch	die	Geheimhaltung	an,	die	die
internationalen	 Unternehmen	 und	 die	 Regierungen	 der
Rohstoffländer	 so	 lange	 geschätzt	 hätten.	 »Das	 setzt	mich	 politisch
wie	 persönlich	 einem	 großen	Risiko	 aus«,	 antwortete	Condé.	 »Aber

Risiken	sind	nun	einmal	Teil	des	Lebens.«58

Als	 Frederick	 Cilins	 sich	 im	 April	 mit	 Mamadie	 Touré



zusammensetzte,	um	sie	zu	Vernichtung	der	Verträge	zu	überreden,
die	 ihr	 Geld	 und	 Firmenanteile	 für	 die	 Unterstützung	 BSGRs
versprachen,	und	um	danach	wieder	ins	Flugzeug	zu	steigen,	hatte	er
eines	 nicht	 gewusst:	 Das	 FBI	 hatte	 ihr	 ganzes	 Gespräch	mitgehört.
Mamadie	Touré	war	nach	Lansana	Contés	Tod	nach	Florida	gezogen,
und	dort	hatte	die	Witwe	des	Diktators	erst	einmal	das	gekauft,	was
viele	 Amerikaner	 abfällig	 ein	 »McMansion«	 nennen,	 eine
Luxusresidenz,	 die	 mehr	 von	 Großmannssucht	 als	 von	 gutem

Geschmack	zeugt.59	Nach	dem	Machtantritt	Alpha	Condés	 folgte	die
von	 ihm	 eingeleitete	 Untersuchung	 der	 Praktiken,	mit	 denen	 BSGR
seine	Rechte	gewonnen	hatte,	der	Spur	bis	direkt	 vor	 ihre	Haustür.
Die	 Ermittler,	 die	 die	 neue	 Regierung	 Guineas	 angestellt	 hatte,	 um
der	Sache	auf	den	Grund	zu	gehen,	leiteten	ihre	Entdeckungen	an	die
US-Staatsanwaltschaft	 weiter,	 die	 Anfang	 2013	 eine	 Grand	 Jury
einberief	und	nun	auch	selbst	in	dieser	Angelegenheit	ermittelte.

Als	 Touré	 von	 FBI-Agenten	 mit	 den	 Fakten	 konfrontiert	 wurde,
stand	sie	vor	einer	schlichten	Wahl:	Sie	konnte	alles	abstreiten	und,
falls	sie	verurteilt	würde,	 ins	Gefängnis	gehen,	oder	sie	konnte	dem
FBI	 geben,	 was	 es	 wollte,	 und	 hoffen,	 dafür	 Immunität	 oder
zumindest	 einen	 Strafnachlass	 zu	 bekommen.	 Als	 Cilins	 mit	 ihr	 in
Verbindung	trat,	erlaubte	Touré	dem	FBI,	ihr	Telefon	abzuhören.	Bei
ihrem	Treffen	mit	 ihm	 am	Flughafen	 in	 Jacksonville	 führte	 sie	 eine
Abhörvorrichtung	mit	 sich,	 und	 FBI-Agenten	 sahen	 dem	Treffen	 in
diskretem	Abstand	zu.	Nachdem	sie	gehört	hatten,	was	sie	brauchten,
ging	einer	von	ihnen	zu	dem	Franzosen	hinüber	und	verhaftete	 ihn.
Cilins	 verbrachte	 das	 nächste	 Jahr	 im	 Gefängnis	 und	 wurde	 dann
nach	New	York	City	überstellt,	wo	die	Grand	Jury	tagte,	die	darüber
zu	 urteilen	 hatte,	 ob	 die	 Aktivitäten	 von	 BSGR	 es	 erforderlich
machten,	 Anklagen	wegen	 Korruption	 und	Geldwäsche	 zu	 erheben.
Ein	Richter	erteilte	Cilins	die	Erlaubnis,	die	Verträge,	die	laut	seinen
Anwälten	und	BSGR	Fälschungen	waren,	kriminaltechnisch	prüfen	zu



lassen,	 aber	 im	 März	 2014,	 drei	 Wochen	 vor	 dem	 angesetzten
Prozesstermin,	 bekannte	Cilins	 sich	 der	 Behinderung	 der	 Justiz	 für

schuldig.60	 Er	 wurde	 im	 Juli	 zu	 zwei	 Jahren	 Gefängnis	 unter
Anrechnung	 der	 Untersuchungshaft	 und	 einer	 Geldstrafe	 von	 75
000	 Dollar	 verurteilt,	 und	 die	 20	 000	 Dollar,	 die	 er	 bei	 seiner

Verhaftung	mit	sich	führte,	wurden	vom	Staat	eingezogen.61

Die	 Untersuchung	 der	 BSGR-Geschäfte	 in	 Guinea	 fand	 auf	 drei
verschiedenen	Kontinenten	 statt.	Das	Unternehmen	 ist	 in	Guernsey
registriert,	 aber	 die	 Direktoren	 und	 Manager	 haben	 ihre	 Büros	 in
Mayday	 und	 in	 Genf,	 wo	 Steinmetz	 lebt.	 Schweizer	 Staatsanwälte
reagierten	positiv	auf	die	guineische	Bitte	um	Rechtshilfe	und	leiteten
eigene	Ermittlungen	ein.	Sie	befragten	Beny	Steinmetz	zweimal;	die
Schweizer	 Polizei	 durchsuchte	 sein	 Haus	 und	 seinen	 Privatjet	 und
nahm	Razzien	in	Büros	vor,	die	mit	BSGR	in	Verbindung	standen.	Bis
heute	(2015)	wurden	weder	BSGR	noch	Steinmetz	angeklagt	–	nicht	in
den	USA,	 nicht	 in	 der	 Schweiz	 und	 auch	 nicht	 anderswo.	Nachdem
Cilins	–	der,	wie	sie	unterstrichen,	nur	als	Mittelsmann	und	nicht	als
Beschäftigter	für	BSGR	gearbeitet	hatte	–	sich	schuldig	bekannt	hatte,
kommentierten	 die	 Vertreter	 von	 BSGR	 dies	 mit	 der	 dürren
Feststellung:	 »Wie	wir	 schon	 immer	 gesagt	 haben,	 hat	 niemand	 bei

BSGR	etwas	Gesetzwidriges	getan.«62

Die	Sprecher	von	Steinmetz	 sagen,	er	 sei	 lediglich	 formal	Berater
der	Gesellschaft,	die	seine	Initialen	trägt	und	von	der	er	wichtigster
finanzieller	 Nutznießer	 ist,	 auch	 wenn	 diese	 Tatsache	 sich	 hinter
einer	 komplexen	 Verschachtelung	 von	 Treuhandunternehmen	 und

Offshore-Gesellschaften	 verbirgt.63	 Aber	 wie	 von	 der	 guineischen
Untersuchungskommission	 veröffentlichte	 Dokumente	 zeigen,	 war
Steinmetz	in	Guinea	mehr	als	nur	ein	Berater.

In	 einer	 vereidigten	 Aussage	 gegenüber	 der	 guineischen
Kommission	 sagte	 Mamadie	 Touré,	 Steinmetz	 sei	 bei	 diversen



Treffen,	 unter	 anderem	 im	 Juni	 2007,	 zugegen	 gewesen,	 die	 sie
zwischen	 ihrem	 Mann	 und	 weiteren	 BSGR-Vertretern	 arrangiert
habe.	Er	habe	ihre	Lobbyarbeit	mit	 ihr	diskutiert	und	sei	persönlich
am	Abschluss	der	Verträge	beteiligt	gewesen,	die	 ihr	zur	Belohnung

für	 ihre	 Hilfe	 Geld	 und	 Aktienanteile	 versprachen.64	 BSGR	 tat	 ihre
Darstellung	 als	 »völlig	 unglaubwürdige	 und	 haltlose	 Version	 der
Ereignisse«	ab,	die	»von	einer	Zeugin	kommt,	die	versucht	hat,	Geld
von	BSGR	zu	erpressen«,	doch	als	 ich	das	Unternehmen	um	weitere
Details	 bat,	 wollte	 BSGR	 sich	 nicht	 näher	 über	 die	 angebliche

Erpressung	auslassen.65	 Im	April	 2014	 rief	mich	 eine	 Person	 an,	 die
BSGR	nahesteht,	aber	ihren	Namen	nicht	nennen	wollte,	und	erklärte
mir:	 »Beny	 Steinmetz	 ist	 gern	 bereit,	 mit	 Pässen	 und	 anderen
Beweisen	 zu	 dokumentieren,	 dass	 er	 vor	 2008	 noch	 nie	 in	 Guinea
gewesen	 ist.«	 Das	 stand	 in	 Widerspruch	 zu	 Tourés	 Aussagen	 über
Treffen	schon	vor	diesem	Jahr.	(Sprecher	von	Steinmetz	wollten	nicht
näher	erläutern,	was	er	2008	in	Guinea	getan	hatte.)

Es	 gab	 auch	 noch	 weitere	 Hinweise	 auf	 eine	 persönliche
Beteiligung	 von	 Steinmetz.	 Während	 eines	 seiner	 abgehörten
Gespräche	mit	Mamadie	Touré	sagte	Frederic	Cilins,	wie	viel	Geld	er
ihr	 im	 Einzelnen	 für	 die	 Vernichtung	 des	 Beweismaterials	 geben
könne,	sei	 ihm	»direkt	von	Nummer	Eins,	 ich	will	hier	nicht	einmal
seinen	Namen	nennen«,	mitgeteilt	worden.	Als	Touré	ihn	fragte,	wen
er	meine,	hatte	er	geflüstert:	»Beny.«	Cilins	erklärte,	er	habe	sich	vor
seiner	 Ankunft	 in	 Florida	mit	 Steinmetz	 getroffen,	 und	 dieser	 habe
ihm	gesagt:	»Mach,	was	du	willst,	aber	ich	möchte	von	dir	hören:	[…]

›Es	 ist	 vorbei.	 Es	 gibt	 keine	 Dokumente	 mehr‹.«66	 2014,	 nach	 der
Publikation	 des	 Berichts	 der	 Untersuchungskommission	 zum
guineischen	 Bergbau,	 fragte	 ich	 BSGR-Vertreter	 nach	 dieser
Darstellung	der	Ereignisse,	die	Cilins	unwissentlich	dem	FBI	gegeben
hatte.	Sie	gaben	mir,	ebenso	wie	der	Anwalt	Cilins’,	keine	Antwort	auf
meine	Fragen.



In	Ostafrika	gibt	es	ein	Sprichwort:	»Wenn	Elefanten	kämpfen,	wird
das	Gras	zertrampelt.«	Die	großen	Tiere	der	Minenindustrie	und	die
»Großen	Männer«	Guineas	haben	Guinea	 gründlich	 zertrampelt.	 Im
April	 2014	 entzog	 Alpha	 Condés	 Regierung	 BSGR	 seine	 Rechte,
nachdem	die	 zwei	 Jahre	 lang	währende	Untersuchung	der	 früheren
Bergbaugeschäfte	 zu	 dem	Schluss	 gekommen	war,	 es	 gebe	 »präzise
und	 konsistente	 Beweise,	 die	 mit	 ausreichender	 Sicherheit	 das
Vorliegen	 korrupter	 Praktiken«	 beim	 Einwerben	 der	 Verträge

etablierten.67	Das	löste	bei	den	Elefanten	eine	wilde	Flucht	aus.

Ganz	 ähnlich	 wie	 Cobalt	 International	 Energy	 behauptete,	 nichts
von	den	geheimen	Anteilen	hoher	angolanischer	Beamter	an	seinem
Ölprojekt	 gewusst	 zu	 haben,	 veröffentlichte	 nun	 das	 Hauptquartier
Vales	 in	 Rio	 de	 Janeiro	 eine	 Erklärung,	 in	 der	 es	 hieß,	 das
Unternehmen	 habe	 sein	 Geschäft	 mit	 BSGR	 »nach	 Abschluss	 einer
umfangreichen,	 von	 neutralen	 professionellen	 Beratern
durchgeführten	 Sorgfaltsprüfung	 und	 auf	 der	 Basis	 von	 Berichten
[abgeschlossen],	nach	denen	BSGR	seine	Minenrechte	legal	und	ohne
unredliche	 oder	 unangemessene	 Versprechen	 oder	 Zahlungen

erlangt	hatte«.68	Nachdem	Guinea	die	Rechte,	die	Vale	zusammen	mit
BSGR	 hielt,	 wieder	 einkassiert	 hatte,	 war	 eines	 der	 wichtigsten
Geschäfte	im	konzertierten	Vormarsch	Brasiliens	in	Afrika	geplatzt	–
ein	Vormarsch,	der,	ebenso	wie	der	Indiens,	zu	weniger	Schlagzeilen
führte	als	die	chinesische	Offensive,	aber	dennoch	eine	koordinierte
Bemühung	darstellte,	sich	Öl,	Mineralien	und	Märkte	zu	sichern.	Vale
hatte	BSRG	den	Vorschuss	von	500	Millionen	Dollar	für	seinen	Anteil
gezahlt,	 aber	 die	 noch	 ausstehenden	 zwei	 Milliarden	 Dollar
zurückbehalten.	Dennoch	hatte	Vale	bei	Einrechnung	aller	Mittel,	die
es	in	das	Projekt	gesteckt	hatte,	1,1	Milliarden	Dollar	verloren.

Während	 Guinea	 im	 April	 2014	 mit	 den	 frühen	 Stadien	 eines
Ausbruchs	 der	 tödlichen	 Ebola-Epidemie	 kämpfte,	 verlagerte	 sich
der	 Kampf	 um	 Simandou	 in	 die	 Gerichtssäle	 ferner	 Länder.	 Vale



erklärte,	 es	 prüfe	 »aktiv	 seine	 legalen	 Rechte	 und	 Optionen«,
nachdem	BSGR	 Vale	 bescheinigt	 hatte,	 sein	 Vorgehen	 beim	 Erwerb
der	 Rechte	 sei	 einwandfrei	 gewesen.	 BSGR	 brachte	 Guinea	 vor	 ein
internationales	 Schiedsgericht.	 Rio	 Tinto	 wiederum	 reichte	 in	 New
York	 Klage	 gegen	 Vale,	 Beny	 Steinmetz,	 BSGR,	 Mahmoud	 Thiam,
Frederic	 Cilins,	 Mamadie	 Touré	 und	 andere	 ein.	 In	 dieser	 wurden
sämtliche	Beklagte	der	Komplizenschaft	 in	 einer	 angeblich	bis	 2008
zurückreichenden	 Verschwörung	 beschuldigt,	 die	 den	 »Diebstahl«
der	nördlichen	Hälfte	Simandou	zum	Ziel	hatte.	Rio	behauptete,	diese
Verschwörung	habe	es	Milliarden	von	Dollar	gekostet,	und	verlangte
Entschädigung.	 Bis	 heute	 (2015)	 sind	 noch	 keine	 Gegenanträge
eingereicht	 worden,	 aber	 BSGR,	 Steinmetz	 und	 Thiam	 haben	 alle
Beschuldigungen	 entschieden	 bestritten,	 während	 Vale	 betonte,	 die
Untersuchung	in	Guinea	habe	das	Unternehmen	von	allen	Vorwürfen

freigesprochen.69

Während	 all	 dieser	 Zeit	 verblieb	 Guineas	 wertvollster	 nationaler
Aktivposten	 tief	 in	 einem	 Berg;	 die	 Eisenbahnstrecke,	 die	 das	 Erz
quer	 durch	 das	 Land	 transportieren	 sollte,	wurde	 nicht	 gelegt,	 und
der	 Hafen,	 der	 es	 in	 die	 Stahlhütten	 der	 Welt	 verschiffen	 sollte,
wurde	 nicht	 gebaut.	 Unter	 den	 Titanen	 der	 Bergbauindustrie
wechselten	Milliardenbeträge	den	Besitzer,	aber	Guinea,	mit	seinem
Jahresetat	 von	 1,5	Milliarden	Dollar,	 hatte	wenig	 davon,	 dass	 es	 der
Lagerort	des	Erzes	war.

Dennoch	 hat	 Guinea	 etwas	 Geld	 an	 Simandou	 verdient	 –	 die
700	Millionen	Dollar,	die	Rio	Tinto	beim	Amtsantritt	Alpha	Condés	an
Guinea	 zahlte,	 um	 für	 »die	 Regelung	 aller	 ausstehenden	 Fragen«
hinsichtlich	 seiner	 ihm	 verbliebenen	Hälfte	 des	 Erzvorkommens	 zu
sorgen	 und	 um	 sicherzustellen,	 dass	 Rio	 Tinto	 von	 der	 laufenden
Untersuchung	der	Bergbaugeschäfte	 in	Guinea	»und	allen	künftigen

Überprüfungen«	ausgenommen	würde.70	Die	Summe	stellte	etwa	die
Hälfte	der	1,35	Milliarden	Dollar	dar,	die	Chinalco,	eines	der	größten



staatlichen	Bergbauunternehmen	Chinas,	Rio	 ein	 Jahr	 zuvor,	 als	die
Junta	noch	an	der	Macht	war,	für	einen	Anteil	an	seinen	Rechten	an

Simandou	hatte	zahlen	wollen.71

Als	 Rio	 sich	mit	 Guinea	 einigte,	 versprach	 das	 Unternehmen,	 bis
2015	mit	der	Produktion	zu	beginnen.	Aber	diese	Frist	wurde	ein	ums
andere	 Mal	 verlängert.	 Den	 Riesen	 der	 Bergbauindustrie	 schien
wesentlich	 mehr	 daran	 zu	 liegen,	 ihre	 Ansprüche	 auf	 den	 Berg	 zu
sichern,	 als	 daran,	 darin	 nach	 Erz	 zu	 schürfen.	 Vale	 und	 Tinto
kontrollierten	bereits	die	beiden	bedeutendsten	Eisenerzvorräte	der
Welt	 in	Brasilien	und	Australien,	und	ein	plötzlicher	neuer	Zustrom
von	 Eisenerz	 aus	 Simandou	 auf	 den	 Markt	 könnte	 den	 Preis	 nach
unten	drücken	und	so	den	Gewinn	der	anderen	Unternehmen	Vales
und	Tinto	schmälern.	Gleichzeitig	–	und	obwohl	der	Bau	einer	Mine
und	der	erforderlichen	Infrastruktur	den	astronomischen	Betrag	von
bis	zu	20	Milliarden	Dollar	kosten	konnte	–	wollte	keiner	der	beiden
großen	 Rivalen	 des	 Eisenerzgewerbes	 dem	 anderen	 die	 Kontrolle
über	 den	 Berg	 Simandou	 zugestehen.	 Da	 die	 Preise	 für	 Eisenerz
derzeit	 fallen,	 erwarten	 nur	 wenige	 Beobachter	 einen	 Beginn	 des
Erzabbaus	 in	 Simandou	 vor	 2020,	 und	 auch	 das	 könnte	 zu
optimistisch	sein.

Nachdem	 die	 guineische	 Untersuchungskommission	 zu	 dem
Ergebnis	 gekommen	 war,	 eine	 Beteiligung	 Vales	 an	 unredlichen
Praktiken	sei	nicht	»wahrscheinlich«,	sprach	sie	die	Empfehlung	aus,
nur	 BSGR	 –	 und	 nicht	 Vale	 –	 solle	 von	 Geboten	 ausgeschlossen
werden,	wenn	die	Rechte	auf	die	nördliche	Hälfte	Simandous	wieder

zur	 Disposition	 gestellt	 würden.72	 Damit	 hatten	 Rio	 und	 Vale	 die
Freiheit,	mitzubieten,	ebenso	wie	alle	anderen	Bergbauunternehmen,
die	 in	 den	Wettbewerb	 einsteigen	 wollten.	 »Das	 ist	 ein	 knallharter
Kampf	um	die	Kontrolle	über	Simandou,	bei	dem	allen	klar	 ist,	dass
die	 Gesellschaft,	 die	 dieses	 Gebiet	 kontrolliert,	 für	 eine	 ganze
Generation	eine	dominante	Position	in	der	Erzindustrie	haben	wird«,



erklärte	 mir	 ein	 der	 Regierung	 Alpha	 Condés	 nahestehender
Informant,	 als	 Rio	 Tinto	 Klage	 gegen	 Vale	 einreichte.	 »Diese	 Klage
kann	 nur	 im	 Kontext	 dieses	 Kampfes	 verstanden	werden	 –	 es	 geht
um	die	Zukunft	Simandous	und	nicht	darum,	was	vorher	war.«

Selbst	 wenn	 Simandou	 einmal	 die	 Produktion	 aufnimmt	 und
Guinea	 schließlich	 Milliarden	 von	 Dollar	 an	 Staatseinkünften
einbringt,	wäre	 es	 gefährlich,	 davon	 auszugehen,	 dass	diese	Flut	 an
Rohstoffrente	einfach	ein	Segen	für	das	Land	sein	würde.	In	anderen
Ländern	 haben	 sich	 solche	 Renten	 als	 Katastrophe	 erwiesen.	 Die
Blaupause	 der	 guineischen	Regierung	 für	 die	Wirtschaftspolitik	 von
2012,	über	die	sie	sich	mit	dem	Internationalen	Währungsfonds	(IWF)
einigte,	bevor	die	Gläubiger	Guineas	dem	Land	2,1	Milliarden	Dollar
Schulden	 erließen,	warnte	 vor	 »den	 schädlichen	 Auswirkungen,	 die
eine	 rasche	 Entwicklung	 des	 Bergbausektors	 auf	 die	 anderen
Sektoren	 der	 Wirtschaft	 haben	 könnte.	 Es	 droht	 das	 Syndrom	 der

›holländischen	Krankheit‹.«73	Harry	Snoek,	der	Missionschef	des	IWF
für	Guinea	–	der	als	Holländer	nur	zu	gut	über	den	Schaden	Bescheid
wusste,	den	dieses	Leiden	anrichten	konnte	–	sagte	mir:	»Wie	im	Rest
der	 Region	 wird	 die	 große	 Herausforderung	 für	 Guinea	 darin

bestehen,	aus	diesen	Ressourcen	echten	Vorteil	zu	ziehen.«74

Die	Elefanten	der	Bergbau-	und	Ölindustrie	haben	schon	lange	vor
der	Unabhängigkeit	begonnen,	auf	Afrika	herumzutrampeln.	Seit	der
Jahrtausendwende	 ist	eine	neue	Bestie	 in	die	Arena	eingetreten.	Sie
kam	 mit	 dem	 Versprechen,	 die	 alte	 koloniale	 Herde	 zu	 vertreiben
und	Afrika	einen	neuen	Weg	aus	der	Versklavung	durch	die	Rohstoffe
zu	bahnen.	Aber	wenn	man	nur	Gras	ist,	das	mächtigen	Kreaturen	im
Weg	 steht,	 macht	 es	 herzlich	 wenig	 Unterschied,	 von	 wem	 man
zertrampelt	wird.



6	Eine	Brücke	nach	Beijing

Der	 Präsidentenpalast	 von	 Niger	 liegt	 in	 einem	 laubüberschatteten
Boulevard	 in	Niamey,	der	Hauptstadt	des	ärmsten	Landes	der	Welt,
nicht	weit	von	der	Stelle,	wo	der	Nigerfluss	sich	unter	einer	Brücke
hindurchschlängelt,	 die	 von	 Nomaden	 und	 ihren	 neben	 ihnen
einhertrottenden	 Kamelen	 frequentiert	 wird.	 Tagsüber	 brennt	 die
Wüstensonne	auf	die	Stadt	herunter.	Nachts	kommt	das	einzige	Licht
in	 den	 sandigen	 Nebenstraßen	 von	 Gaslampen	 und	 flackernden
Kerzen.	 Am	 Morgen	 des	 18.	 Februar	 2010	 empfing	 Präsident
Mamadou	Tandja	seine	Minister	zur	wöchentlichen	Kabinettssitzung
im	 Palast.	 Es	 gab	 viel	 zu	 besprechen.	 Das	 Binnenland	 am
ausgetrockneten	 Südrand	 der	 Sahara	 befand	 sich	 wieder	 einmal	 in
einer	 Hungersnot.	 Aber	 das	 war	 nicht	 der	 Hauptgrund	 für	 die
angespannte	 Stimmung	 in	 Niger.	 Tandja,	 Sohn	 eines	 Schäfers	 und
früher	Oberst	 in	der	Armee,	war	der	erste	Präsident	der	Geschichte
Nigers,	 der	 zweimal	 hintereinander	 gewählt	 worden	 war,	 eine
bemerkenswerte	 Leistung	 in	 einem	 Land,	 in	 dem	 es	 immer	wieder
Putsche	 gab.	 Aber	 in	 letzter	 Zeit	 hatte	 seine	 Zuneigung	 zur
Demokratie	 stark	nachgelassen.	 Seine	Amtszeit	war	 schon	 seit	 zwei
Monaten	 abgelaufen,	 aber	 es	 gab	 kein	 Anzeichen	 dafür,	 dass	 er
abtreten	wollte.

Die	ersten	Anzeichen	für	Tandjas	Ambitionen,	sich	dem	Pantheon
westafrikanischer	Autokraten	hinzuzugesellen,	gab	es	Ende	2008	bei
der	Feier	 zur	Betriebsaufnahme	der	 ersten	Ölraffinerie	des	Landes.
Eine	 Gruppe	 von	 Unterstützern	 Tandjas	 veranstaltete	 eine
Demonstration,	 auf	 der	 sie	 forderte,	 er	 solle	 über	 die
verfassungsmäßige	 Frist	 von	 zwei	 Amtszeiten	 hinaus	 an	 der	 Macht
bleiben.	 Die	 Aktivisten	 trugen	 T-Shirts	 mit	 dem	 Konterfei	 des
Präsidenten,	 auf	 die	 in	 großen	 Lettern	 ein	 einziges	 Wort	 in	 Hausa



gedruckt	war:	 tazartché	 –	 Kontinuität.	Weitere,	 vorgeblich	 spontane
und	 auf	 die	 Stimmung	 in	 der	 Bevölkerung	 zurückgehende
Demonstrationen	 folgten,	 an	 denen	 sich	 aber	 auch	 hochrangige
Verbündete	 des	 Präsidenten	 beteiligten.	 Tandja	 erklärte,	 das	 Volk
habe	 gesprochen.	 Vor	 ihm	 liege	 viel	 Arbeit,	 und	 dies	 sei	 nicht	 die
richtige	 Zeit,	 sein	 Amt	 zu	 verlassen.	 Als	 Nigers	 Verfassungsgericht
das	Vorgehen	des	Präsidenten	für	rechtswidrig	erklärte,	ignorierte	er
das	Verdikt,	und	als	die	Richter	nicht	nachgaben,	löste	er	das	Gericht
auf.	Die	Nationalversammlung	 stellte	 sich	 gegen	 seine	Pläne	 für	 ein
Referendum	 über	 eine	 neue	 Verfassung	 ohne	 Amtszeitbegrenzung,
und	so	löste	er	auch	sie	auf	und	begann,	per	Dekret	zu	regieren.	Da
die	Opposition	das	Referendum	vom	August	2009	boykottierte,	 fuhr
Tandja	einen	überwältigenden	Sieg	ein.

Die	internationale	Verurteilung	folgte	prompt.	Der	regionale	Block
der	westafrikanischen	Staaten	ECOWAS	ist	wohl	kaum	ein	Club	von
Demokraten,	 zieht	 aber	 meist	 bei	 allzu	 offener	 Anhäufung
unkontrollierter	Macht	die	Grenze.	Die	Mitgliedschaft	Nigers	wurde
ausgesetzt.	Die	Geldgeber	Nigers	strichen	ihre	Hilfe.	Frankreich	war
der	 Wortführer	 der	 Empörung	 im	 Westen.	 Der	 französische
Außenminister	 Bernard	 Kouchner	 erklärte,	 es	 sei	 jetzt	 »notwendig,
die	 verfassungsmäßige	 Ordnung	 zu	 respektieren	 und	 zu	 ihr

zurückzukehren«.1

Nur	wenige	hatten	etwas	gegen	 solche	Äußerungen	einzuwenden,
aber	 Frankreich	 hatte	 noch	 ein	 anderes,	 verborgenes	Motiv	 für	 die
Verurteilung	 Tandjas.	 Er	 hatte	 es	 gewagt,	 Nigers	 ehemaligen
Kolonialherrn	 zu	 düpieren.	 Frankreich	 hatte	 jahrzehntelang	 das
faktische	Monopol	auf	ein	Material	genossen,	das	Niger	zu	einem	Ort
von	 strategischer	 Bedeutung	 macht	 –	 sein	 Uran.	 Frankreich
verbraucht	 nach	 den	 USA	 mehr	 Uran	 als	 jedes	 andere	 Land.	 Drei
Viertel	 des	 französischen	 Stroms	 werden	 von	 Kernkraftwerken
geliefert.	 Areva,	 die	 staatseigene	 Atomenergiegesellschaft



Frankreichs,	übte	die	Kontrolle	über	weite	Gebiete	im	Norden	Nigers
aus,	 in	deren	Boden	einige	der	reichhaltigsten	Uranvorräte	der	Welt
lagern.	 Areva	 bezieht	 etwa	 ein	 Drittel	 seines	 Urans	 aus	 Niger;	 der
Rest	 kommt	 aus	 Kanada	 und	 aus	 Kasachstan.	 Es	 ist	 das	 größte
Nuklearunternehmen	der	Welt,	und	sein	Jahresumsatz	ist	doppelt	so
hoch	 wie	 das	 Bruttoinlandsprodukt	 Nigers.	 Aber	 Tandja	 hatte	 sich
mit	Areva	angelegt,	sein	Monopol	aufgehoben,	hart	um	Bedingungen
verhandelt	 und	 Uranrechte	 an	 Unternehmen	 aus	 einem	 halben
Dutzend	 anderer	 Länder	 vergeben.	 Die	 Beziehungen
verschlechterten	 sich	 bis	 zu	 einem	 Punkt,	 an	 dem	 Areva	 der
Zusammenarbeit	 mit	 den	 Tuareg-Rebellen	 im	 Norden	 beschuldigt
wurde	und	zwei	Angestellte	der	Firma	des	Landes	verwiesen	wurden.

Um	so	offen	mit	Frankreich	brechen	zu	können,	benötigte	Tandja
einen	anderen	Verbündeten	unter	den	Weltmächten	und	fand	ihn	in
dem	 Land	 mit	 der	 am	 raschesten	 wachsenden	 Nuklearindustrie:
China.

Als	 Gegenleistung	 für	 Uranschürfgenehmigungen	 und
Förderrechte	 an	 den	 noch	 unerschlossenen	 Ölreserven	 Nigers	 gab
China	Tandja	 die	Mittel	 an	 die	Hand,	 seinen	 autoritären	Neigungen
nachzugehen.	 Laut	 Ali	 Idrissa,	 einem	 örtlichen
Antikorruptionsaktivisten,	 wurden	 von	 den	 56	Millionen	 Dollar,	 die
Sino-U,	Chinas	Gegenstück	zu	Areva,	für	seine	Lizenz	zum	Schürfen
von	 Uran	 in	 Niger	 zahlte,	 47	 Millionen	 Dollar	 für	 Waffen	 zur

Unterdrückung	 der	 Tuareg-Rebellen	 ausgegeben.2	 Eine	 noch	 weit
größere	 Summe	 –	 300	 Millionen	 Dollar	 –	 kam	 als	 Sofortzahlung,
nachdem	 Tandja	 Chinas	 zweiter	 riesiger	 nationaler	 Ölgesellschaft
neben	 Sinopec,	 der	 China	 National	 Petroleum	 Corporation,	 die
Rechte	 zur	 Entwicklung	 eines	 Ölblocks	 gab,	 die	 von	 westlichen
Unternehmen	verschmäht	worden	waren.	»Weil	Tandja	chinesisches
Geld	hatte,	hatte	er	das	Gefühl,	sich	über	die	EU,	ECOWAS,	die	USA
hinwegsetzen	 zu	 können«,	 sagte	 mir	 Mohamed	 Bazoum,	 ein



führendes	 Mitglied	 der	 politischen	 Opposition	 gegen	 Tandja.3	 »Er
wollte	 der	 König	 Nigers	 sein.«	 Daneben	 gab	 es	 auch	 noch	 andere
Finanzquellen.	 Wie	 eine	 Untersuchung	 später	 herausfand,
verschwanden	während	Tandjas	Dekade	an	der	Macht	180	Millionen
Dollar	durch	Unterschlagung	und	Korruption	aus	der	Schatzkammer

des	Landes.4

Tandja	 walzte	 die	 Institutionen,	 die	 der	 Macht	 des	 Präsidenten
Grenzen	 auferlegen	 sollten,	 einfach	 nieder	 und	 kümmerte	 sich	 nur
wenig	 um	 die	 Unzufriedenheit,	 die	 sich	 in	 den	 Straßen	 und	 den
Kasernen	zusammenbraute.	Aber	falls	er	gedacht	hatte,	sein	Bündnis
mit	 China	 bedeutete	 auch,	 dass	 Beijing	 ihm	 in	 der	 Stunde	 der	 Not
behilflich	sein	würde,	hatte	er	sich	geirrt.	Sein	Kabinett	tagte	gerade,
als	 die	 Schießerei	 begann.	 Schon	 bald	 stieg	 vom	 Präsidentenpalast

eine	 Rauchwolke	 auf.	 Mindestens	 drei	 Menschen	 wurden	 getötet.5

Eine	 Gruppe	 rebellierender	 Soldaten	 hatte	 den	 Palast	 besetzt	 und
Tandja	und	seine	Minister	gefangen	genommen.

Der	Militärputsch	gegen	Tandja	 verstärkte	Befürchtungen	 in	Afrika,
Chinas	 Wettstreit	 mit	 den	 alten	 Mächten	 um	 die	 Ressourcen	 des
Kontinents	 habe	 das	 Potential,	 eine	 neue	 und	 verderbliche	Rivalität
vom	 Typ	 des	 Kalten	 Krieges	 anzuheizen,	 der	 es	 allen	 möglichen
Diktatoren	 erlaubt	 hatte,	 kommunistische	 und	 kapitalistische
»Bewerber«	gegeneinander	auszuspielen.

Hier	 handelte	 es	 sich	 jedoch	 um	 einen	 Putsch	 und	 eine	 Rivalität,
deren	Wurzeln	 nicht	 in	 einer	 Ideologie,	 sondern	 in	 der	 Verfolgung
ökonomischer	 Interessen	 zu	 suchen	waren,	wobei	 es	 besonders	um
die	Kontrolle	über	die	natürlichen	Ressourcen	ging.	Vielleicht	war	es
immer	so	gewesen.	In	Angola	sah	der	Kalte	Krieg	zeitweise	mehr	wie
eine	 extrem	 gewalttätige	 Version	 von	 Alice	 im	 Wunderland	 aus:
Kubanische	Truppen	 kämpften	 für	 den	 Schutz	 von	Ölprojekten,	 die
von	 einem	 US-amerikanischen	 Unternehmen	 betrieben	 wurden,



dessen	 Einnahmen	 eine	 kommunistische	 Regierung	 an	 der	 Macht
hielten	–	und	deren	bewaffnete	Gegner	wurden	von	Washington	und

dem	Apartheidregime	in	Südafrika	unterstützt.6	Doch	jetzt	bot	Beijing
Niger	 und	 anderen	 afrikanischen	 Staaten	 tatsächlich	 eine	 neue	 Art
von	 Geschäft	 an:	 Es	 lieferte	 Infrastruktur,	 ohne	 sich	 einzumischen.
China	schlug	vor,	in	einem	Umfang	Straßen,	Häfen	und	Ölraffinerien
zu	 bauen,	 wie	 dies	 von	 den	 europäischen	 Kolonisatoren	 oder	 den
kalten	Kriegern	von	einst	kaum	 je	 in	Betracht	gezogen	worden	war.
Als	 Gegenleistung	 erwartete	 es	 weniger	 Loyalität	 gegenüber	 einer
Ideologie	als	den	Zugang	zu	Öl,	Mineralien	und	Märkten.

Für	ein	Land	wie	Niger	war	ein	solches	Angebot	verlockend.	Uran
mag	 der	 einzige	 Rohstoff	 sein,	 der	 eine	 ähnlich	 hohe	 strategische
Bedeutung	 besitzt	 wie	 Öl,	 weil	 er	 sowohl	 für	 die	 Erzeugung	 von
Nuklearenergie	als	auch	für	den	Bau	von	Atomwaffen	unentbehrlich
ist,	 aber	man	 kann	 es	 nicht	 essen.	 Als	 ich	 in	 den	 Tagen	 nach	 dem
Putsch	 in	 Niger	 eintraf,	 nachdem	 ich	 mich	 durch	 das
Schmuggelgebiet	 Dahiru	 Mangals	 in	 Nordnigeria	 mit	 seinem
gottverlassenen	Grenzposten	hindurchlaviert	hatte,	besuchte	 ich	die
Versorgungszentren	des	Südens.	Ausbleibender	Regen	und	steigende
Nahrungspreise	 hatten	 Millionen	 Menschen	 zu	 einem	 Hunger
verurteilt,	wie	er	in	Niger	periodisch	wiederkehrt.	Ich	traf	auf	einen
unglaublich	abgemagerten	Dreijährigen,	dessen	Haut	sich	straff	über
sein	Skelett	 spannte,	während	er	 von	 seinem	Bett	 aus	an	die	Decke
starrte;	er	wog	ungefähr	die	Hälfte	seines	Normalgewichts.	Hätte	er
aus	Uranerz	bestanden,	wäre	er	700	Dollar	wert	gewesen.	Stattdessen
war	 es	 wohl	 fast	 sicher,	 dass	 er	 bald	 zu	 dem	 Achtel	 aller	 Kinder
zählen	 würde,	 die	 in	 Niger	 noch	 vor	 Vollendung	 des	 fünften
Lebensjahres	 sterben.	 Wie	 im	 Ostkongo	 waren	 diese	 ausgezehrten
Kinder	eine	stille	–	oder	sanft	wimmernde	–	Anklage	gegen	eine	Lage,
in	der	es	auf	der	einen	Seite	enormen	natürlichen	Reichtum	gab	und
auf	 der	 anderen	 Seite	 nicht	 einmal	 das	 nackte	 Überleben	 der



Menschen	gesichert	wurde.

Angesichts	 eines	 solchen	 Elends	 war	 die	 Aussicht	 auf	 massive
chinesische	 Investitionen,	 die	 die	 Entwicklung	 einer	 robusteren
Wirtschaft	 anspornen	 würden,	 verlockend	 –	 und	 zwar	 umso	mehr,
als	 Jahrzehnte	 westlicher	 imperialer	 Herrschaft	 und	 postkolonialer
wirtschaftlicher	Ausbeutung	hier	fast	gar	nichts	vorzuweisen	hatten.

Audienzen	bei	 chinesischen	Gesandten	 in	Afrika	 sind	 selten,	 aber
ich	hatte	schon	geahnt,	dass	Beijings	Mann	in	Niamey	vielleicht	gern
mit	mir	 sprechen	würde,	 jetzt,	 da	das	 abrupte	Ende	der	Herrschaft
Tandjas	Chinas	neuen	Zugang	zum	Uran	und	Rohöl	Nigers	bedrohte.
Man	führte	mich	in	ein	stattlich	eingerichtetes	Sitzungszimmer	in	der
chinesischen	Botschaft,	eine	willkommene	Zuflucht	vor	der	enormen
Hitze	 draußen.	 Drinnen	 nahm	 ein	 Gemälde	 des	 Drei-Schluchten-
Staudamms	 in	 China,	 der	 fast	 so	 viel	 Strom	 produziert	 wie	 ganz
Subsahara-Afrika	ohne	Südafrika,	eine	ganze	Wand	ein.	Es	war	wohl
als	 Werbung	 für	 die	 Art	 von	 Überfluss	 gedacht,	 den	 die
bevölkerungsreichste	 Nation	 der	 Welt	 dem	 ärmsten	 Kontinent	 des
Planeten	bieten	konnte.

Dann	kam	Xia	Huang,	ein	eleganter,	selbstsicherer	Mann,	der	zuvor
in	Paris	stationiert	gewesen	war	und	makelloses	Französisch	sprach,
ins	 Zimmer	 gerauscht.	 Der	 Botschafter	 wählte	 seine	 Worte	 mit
Sorgfalt,	aber	seine	Botschaft	war	klar.	»In	diesem	Land	wird	schon

seit	 fast	 vierzig	 Jahren	 Uran	 ausgebeutet«,	 sagte	 Xia.7	 »Aber	 wenn
man	sieht,	dass	die	direkten	Einnahmen	aus	Uran	ungefähr	genauso
hoch	sind	wie	die	aus	dem	Jahresexport	an	Zwiebeln,	dann	haben	wir
ein	 Problem.	 Uran	 ist	 eine	 sehr	 wichtige	 strategische
Energieressource.	Wenn	man	sich	diese	Bilanz	ansieht,	zeigt	sich	ein
großes	Problem.	Chinas	Anwesenheit	hier,	auf	diesem	Kontinent,	die
Tatsache,	 dass	 China	 sich	 in	 Projekten	 zur	 Exploration,	 zur
Produktion,	 zur	 Transformation	 engagiert	 –	 all	 das	 gibt	 den
afrikanischen	Ländern	eine	andere	Option.«	Ob	er	der	Meinung	sei,



China	biete	damit	eine	Alternative	zum	Angebot	des	Westens,	 fragte
ich.	Der	Diplomat	schmunzelte	und	achtete	darauf,	nicht	zu	weit	von
dem	 Skript	 abzuweichen,	 das	 den	 Aufstieg	 Chinas	 als	 ungefährlich
für	 die	 alteingesessenen	 Mächte	 darstellt.	 »Nein,	 ich	 sage	 lediglich
›eine	 andere	 Option‹:	 vielleicht	 eine	 lukrativere	 Option,	 eine
profitablere	 Option	 für	 ihre	 wirtschaftliche	 Entwicklung	 und	 ihren
gesellschaftlichen	Fortschritt.«

China,	 so	 Xia,	 eröffne	 Niger	 und	 anderen	 afrikanischen	 Ländern
einen	Weg	zu	echtem	wirtschaftlichen	Fortschritt.	Statt	sich	ständig
über	 die	 Bedingungen	 streiten	 zu	 müssen,	 unter	 denen	 Ausländer
ihre	Rohstoffe	aus	dem	Land	holten,	könnten	diese	Länder	nun	mit
der	Industrialisierung	beginnen,	indem	sie	eine	von	China	aufgebaute
Infrastruktur	als	Grundstein	für	eine	eigene	verarbeitende	Industrie
nutzten	 –	 anders	 gesagt,	 war	 das	 das	 Gegengift	 zur	 holländischen
Krankheit.	»Industrialisierung«,	verkündete	der	Botschafter,	»ist	 für
dieses	 Land	 ein	 unvermeidlicher	 Schritt,	 wenn	 es	 der	 Armut
entkommen	will.«

Die	 chinesische	 Botschaft	 kam	 bei	 den	 Leuten	 in	 Niger	 gut	 an.
Obwohl	es	dieselben	Klagen	über	die	chinesischen	Unternehmen	gab
wie	 überall	 in	 Afrika	 –	 sie	 importierten	 ihre	 eigenen	 Arbeitskräfte,
und	wenn	sie	örtliche	Arbeitskräfte	beschäftigten,	waren	Bezahlung
und	Arbeitsbedingungen	 schlecht	 –,	 gab	 es	 daneben	 auch	 deutliche
Anzeichen,	dass	China	seine	Versprechen	in	konkrete	Taten	im	Land
umsetzte.	Unter	Tandja	hatten	die	Chinesen	eine	zweite	Brücke	über
den	 Niger	 und	 einen	 Staudamm	 zur	 Nutzung	 der	 Wasserkraft	 des
Flusses	 gebaut,	 und	 chinesische	 Staatsunternehmen	hatten	 ein	 fünf
Milliarden	Dollar	schweres	Projekt	begonnen,	das	die	Förderung	von
Öl	 im	 Agadem-Block	 und	 den	 Bau	 von	 Nigers	 erster	 Raffinerie
einschloss.	Damit	würde	ein	in	sein	Elend	eingesperrtes	Land	gegen
alle	 Widerstände	 in	 eine	 der	 wenigen	 westafrikanischen	 Nationen
verwandelt,	die	dem	wirtschaftlichen	Widersinn	entkommen	könnte,



der	 darin	 lag,	 dass	 es	 Rohöl	 exportierte,	 um	 dann	 selbst
Benzinprodukte	 zu	 importieren	 oder	 schlechtes	 einheimisches
Schwarzbenzin	zu	verwenden.

Die	 Tatsache,	 dass	 endlich	 jemand	 –	 neben	massivem	 Bergbau	 –
mehr	 tun	 wollte,	 als	 ein	 paar	 symbolische	 Gemeindeprojekte	 zu
finanzieren,	 löste	 einige	 Begeisterung	 aus.	 Einer	 der	 Neubekehrten
war	 der	 Präsident	 der	 Handelskammer	 Nigers,	 Ibrahim	 Iddi	 Ango,
auch	 wenn	 er	 sich	 recht	 vorsichtig	 äußerte.	 Er	 war	 ein	 gewiefter
Unternehmer,	 der	 in	 Telekommunikation,	 Zement	 und
Versicherungen	 investiert	hatte,	und	war	wie	andere	Geschäftsleute
und	Politiker	 in	Niger,	mit	denen	 ich	sprach,	 sehr	 froh	über	Chinas
Bereitschaft,	 genau	 das	 zu	 tun,	 was	 westliche	 Unternehmen
gegenüber	 Niger	 für	 unmöglich	 erklärt	 hatten.	 Im	 Lauf	 der	 Jahre
hatte	man	 dem	 französischen	 Vorgänger	 von	 Total,	 Elf,	 sowie	 dem
US-Konzern	Exxon	und	anderen	großen	Ölgesellschaften	Rechte	am
Agadem-Ölblock	 zugestanden.	 »Die	 Regierung	 sagte	 jedes	Mal:	 ›Ihr

wollt	Öl?	 Baut	 eine	 Raffinerie‹«,	 sagte	mir	 Iddi	 Ango.8	 »Und	 immer
sagten	 sie,	 das	 sei	 nicht	möglich.	 Die	 Chinesen	 kamen	 und	 sagten:
›Ihr	wollt	eine	Raffinerie?	Wie	groß	soll	sie	sein?‹«

China	bot	den	Staaten	Afrikas	echte	Hilfe	bei	einer	wirtschaftlichen
Transformation	nach	seinem	eigenen	Vorbild	an.	Gemessen	an	dem
riesigen	Anteil,	den	Afrika	seit	über	hundert	Jahren	an	der	weltweiten
Förderung	 von	Diamanten,	Gold,	 Energie	 und	Metallen	hat,	 hat	 der
Kontinent,	 was	 die	 grundlegenden	 Parameter	 wirtschaftlichen
Fortschritts	 betrifft,	 fast	 nichts	 zurückbekommen.	 Mit	 einer
Bevölkerung	 von	 900	 Millionen	 Menschen	 produzierte	 Subsahara-
Afrika	 2008	 gerade	 einmal	 so	 viel	 Strom	 wie	 Spanien	 mit	 einer

Bevölkerung	 von	 47	Millionen.9	 Ökonomen,	 die	 die	 entsprechenden
Daten	für	alle	armen	Länder	für	das	Jahr	2001	verglichen,	kamen	zu
dem	 Ergebnis,	 dass	 nichtafrikanische	 Länder	 durchschnittlich
134	Kilometer	asphaltierte	Straßen	pro	1	000	Quadratkilometer	Land



besaßen.	In	Afrika	waren	es	31	Kilometer,	während	nichtafrikanische
Länder	 in	 der	 Kategorie	 »oberes	 oder	 mittleres	 Einkommen«	 mit

781	 Kilometern	 aufwarten	 konnten.10	 In	 den	 Jahrzehnten	 seit
Auflösung	 der	 europäischen	 Imperien	 haben	 andere	 Teile	 der	Welt
sich	durch	Industrialisierung	aus	der	Armut	befreit.	Dabei	ließen	sie
einen	Kontinent	zurück,	den	man	weitgehend	der	Mittel	beraubt	hat,
wirtschaftlich	 gesehen	 zu	 etwas	 anderem	 zu	 werden	 als	 zu	 einer
Quelle	 von	 Rohstoffexporten.	 1970	 war	 die	 Stromproduktion	 im
subsaharischen	 Afrika	 pro	 eine	Million	 Einwohner	 dreimal	 so	 hoch
wie	 die	 Südasiens.	 Um	 die	 Jahrtausendwende	 und	 nach	 drei
Jahrzehnten,	in	denen	afrikanisches	Öl,	Gas	und	andere	afrikanische
Brennstoffe	 die	 Kraftwerke	 der	 Welt	 mit	 Energie	 versorgt	 hatten,
produzierte	Südasien	doppelt	so	viel	Strom	pro	Einwohner	wie	Afrika

südlich	 der	 Sahara.11	 2010	 schätzte	 die	 Weltbank,	 Afrika	 würde
jährlich	 93	Milliarden	 Dollar	 –	 oder	 das	 Sechsfache	 der	 Kosten	 der
Olympischen	 Spiele	 in	 London	 von	 2012	 –	 brauchen,	 um	 seinen
Bedarf	 an	 Infrastruktur	 decken	 zu	 können.	 Das	 ist	 mehr	 als	 das

Doppelte	der	heutigen	Ausgaben.12

In	 den	 Jahren	 nach	 seinem	 ersten	 Pakt	 mit	 Angola	 2004	 schloss
Beijing	 im	 Kongo	 und	 im	 Sudan	 ähnliche,	 viele	 Milliarden	 schwere
Geschäfte	 ab,	 bei	 denen	 Rohstoffe	 gegen	 Infrastruktur	 getauscht
wurden,	 und	 überschüttete	 jeden	Winkel	 des	Kontinents	mit	 seiner
Freigiebigkeit.	Ein	Drittel	aller	chinesischen	Auslandsverträge	wird	in
Afrika	abgeschlossen.	 In	den	 letzten	 Jahren	wurden	zwei	Drittel	der

afrikanischen	 Ausgaben	 für	 Infrastruktur	 durch	 China	 finanziert.13

Bis	 2007	 hatte	 China	 Verträge	 unterzeichnet,	 mit	 denen	 es	 den
größten	 Teil	 der	 Gelder	 für	 zehn	 große	 afrikanische	 Staudämme
bereitstellte,	 die	 zusammen	 ein	 Drittel	 der	 Stromkapazität	 des

Kontinents	produzieren.14

Einige	 vielgepriesene	 Projekte,	 wie	 zum	 Beispiel	 eine



mauretanische	 Eisenbahnlinie,	 wurden	 nicht	 realisiert,	 und	 es	 hat
Berichte	 über	 die	 Mangelhaftigkeit	 von	 Straßen	 gegeben,	 die	 die
Chinesen	 gebaut	 hatten	 und	 die	 später	 vom	 Regen	 weggespült
wurden.	Aber	die	Qualität	der	chinesischen	Bauarbeiten	in	Afrika	hat
sich	 im	 Lauf	 der	 zehn	 Jahre,	 seit	 Beijing	 mit	 seinem	 Werben	 um
Afrika	 begann,	 verbessert.	 In	 Äthiopien	 laufen	 Handyverbindungen
über	chinesische	Kabel,	und	ein	Großteil	der	Fracht	geht	über	einen
von	 Chinesen	 gebauten	 Flughafen.	 Das	 höchste	 Gebäude	 der
Hauptstadt	Addis	Abeba,	das	2012	zu	einem	Preis	von	200	Millionen
Dollar	fertiggestellt	wurde,	ist	der	neue	Sitz	der	Afrikanischen	Union
(AU),	 ein	wunderschönes,	 schräg	 stehendes	 Gebäude,	 das	 heute	 ein
Emblem	für	Chinas	Ambitionen	in	Afrika	ist.

Der	 Bau	 des	 Hauptsitzes	 der	 AU	 wurde	 von	 Beijing	 bezahlt.	 Für
andere	 Infrastrukturprojekte	 afrikanischer	 Regierungen	 haben
staatseigene	chinesische	Banken	einen	Großteil	der	Kredite	gestellt.
Deren	 Zinsraten	 liegen	 höher	 als	 die	 von	 traditionellen	Geldgebern
wie	 der	 Weltbank,	 aber	 niedriger	 als	 das,	 was	 von	 kommerziellen
Banken	verlangt	wird.	Oft	erfolgt	die	Rückzahlung	wie	in	Angola	nicht
in	bar,	sondern	in	Form	von	Rohstoffen.

Dabei	stehen	China	enorme	Geldsummen	zur	Verfügung.	Ein	hoher
Manager	 der	 staatlichen	 chinesischen	 Exim	 Bank,	 die	 den	 Großteil
der	 chinesischen	Finanzen	 für	 stellt,	 prophezeite	 2013,	 im	 Jahr	 2025
werde	der	chinesische	Staat	eine	Billion	Dollar	an	Investitionen	und
Kredite	 für	Afrika	zur	Verfügung	stellen.	Das	entspricht	drei	Viertel
des	gesamten	Bruttoinlandsprodukts	Subsahara-Afrikas	im	Jahr	2013.
»Wir	 können	 eine	 Menge	 Geld	 ausgeben«,	 sagte	 Zhiao	 Changhui,

einer	 der	 Architekten	 der	 Handelsbeziehungen	 Chinas	mit	 Afrika.15

Es	 sei	 nicht	möglich,	 die	 3,5	 Billionen	Dollar	Devisen,	 die	China	 als
größter	 Exporteur	 der	 Welt	 angehäuft	 hat,	 einfach	 in	 US-
Staatsanleihen	 zu	 parken,	was	 letztlich	 auf	 dasselbe	 hinausliefe,	 als
würde	man	sein	Geld	unter	seiner	Matratze	verstecken.	»Wir	müssen



einen	Teil	 davon	 in	Auslandsinvestitionen	 stecken«,	 sagte	 Zhao.	 »In
den	 nächsten	 zwanzig	 Jahren	 wird	 Afrika	 für	 viele	 chinesische
Megakonzerne	der	mit	Abstand	wichtigste	Geschäftspartner	sein.«

Und	Niger	mit	seinem	Öl,	seinem	Uran	und	einem	Präsidenten,	der
daran	 interessiert	 war,	 die	 Fesseln	 der	 früheren	 Kolonisatoren
abzuschütteln,	war	eines	der	Hauptziele	Chinas.	Tandjas	Abdriften	in
den	 Despotismus	 und	 der	 folgende	 Putsch	 stellten	 die	 erste	 große
politische	Umwälzung	in	Afrika	dar,	die	auf	Chinas	Herausforderung
der	 westlichen	 Kontrolle	 über	 die	 Ressourcen	 des	 Kontinents
zurückgeht.	Aber	die	Entwicklung	in	Niger	demonstrierte	auch,	dass
die	neuen	Mächte	in	Afrika	mehr	mit	den	alten	gemeinsam	hatten,	als
beide	gerne	zugeben	würden.

Das	 französische	System	des	Einflusses	über	Frankreichs	ehemalige
Kolonien	geht	auf	Charles	de	Gaulle	zurück.	De	Gaulle	war	während
des	 Zweiten	Weltkrieges	 Chef	 der	 französischen	 Exilregierung	 und
wurde	 zum	 alles	 überragenden	 Staatsmann	 der	 französischen
Nachkriegspolitik.	 1958,	 als	 Frankreich	 sich	 im	 Innern	 im	 Aufruhr
befand	 und	 gleichzeitig	 einer	 Revolte	 in	 Algerien	 gegenüberstand,
übernahm	 er	 das	 Präsidentenamt.	 Er	 entließ	 Algerien	 in	 die
Unabhängigkeit.	Den	französischen	Kolonien	in	Westafrika	bot	er	ein
Geschäft	an,	dem	fast	alle	Führer	dieser	Länder	zustimmten	und	nach
dem	 sie	 auch	 nach	 der	 Unabhängigkeit	 Frankreichs	 Schutz
unterstanden.	 Der	 Preis	 dafür	 war,	 dass	 sie	 Frankreichs
wirtschaftliche	 Interessen	 respektieren	 und	 sich	 von	 Paris	 ihre
Außen-	 und	 Verteidigungspolitik	 diktieren	 lassen	 mussten.	 Der
Einfluss	 de	 Gaulles	 auf	 die	 wachsende	 Zahl	 frankophoner
afrikanischer	Tyrannen	 in	der	Zeit	nach	der	Unabhängigkeit	war	 so
groß,	 dass	 Jean-Bédel	 Bokassa,	 der	 selbsternannte	 Kaiser	 der
Zentralafrikanischen	 Republik,	 auf	 de	 Gaulles	 Begräbnis	 1970	 über

den	Tod	des	Mannes	schluchzte,	den	er	»Papa«	nannte.16

Das	 französische	 System	 in	 Afrika,	 das	 nach	 de	 Gaulles	 Tod	 vor



allem	 von	 den	 Gaullisten	 fortgeführt	 wurde,	 entwickelte	 sich	 zu
einem	 Netz	 von	 Rohstoffgeschäften,	 Schmiergeldkassen	 und
Korruption,	das	durch	seinen	Spitznamen	treffend	zusammengefasst
wird.	Auf	den	ersten	Blick	liest	sich	der	Terminus	»Françafrique«	wie
ein	 harmloses	 Amalgam	 von	 »France«	 und	 »Afrique«	 und	 lässt	 an
zwei	in	einem	gemeinsamen	Anliegen	vereinte	Völker	denken.	Wenn
man	 es	 laut	 ausspricht,	 beschwört	 es	 jedoch	 etwas	 herauf,	was	 der
Wahrheit	 näher	 kommt:	 Franc	 à	 fric	 –	 ein	 Wortspiel	 mit	 dem
französischen	 Ausdruck	 für	 »Bares«,	 das	 näherungsweise	 als
»Frankreichs	Geldautomat«	übersetzt	werden	könnte.

In	 seiner	 Blütezeit	 war	 Françafrique	 in	 der	 Tat	 ein	 Bündnis	 zum
gegenseitigen	 Nutzen,	 nur	 eben	 nicht	 zu	 dem	 der	 Mehrheit	 der
Bevölkerung,	sondern	zu	dem	der	afrikanischen	Autokraten	und	der
französischen	 Mandarine,	 die	 das	 Netz	 zusammen	 betrieben.	 Ende
der	 1990er	 Jahre	 machte	 sich	 eine	 unermüdliche	 Pariser
Ermittlungsrichterin	 namens	 Eva	 Joly	 an	 die	 Verfolgung	 der	 Spur
einiger	zweifelhafter	Transaktionen	und	stieß	dabei	auf	eine	riesige,
verborgene	Pipeline	schmutzigen	Geldes,	die	durch	den	afrikanische
Zweig	 von	 Elf,	 der	 staatlichen	 französischen	 Ölgesellschaft,	 verlief.
»Ich	fühlte	mich,	als	würde	ich	in	eine	unbekannte	Welt	mit	eigenen
Gesetzen	 eindringen«,	 sagte	 die	 aus	Norwegen	 stammende	 Joly,	 die
Todesdrohungen	 erhielt,	 als	 sie	 nicht	 von	 ihren	 Ermittlungen

ablassen	wollte.17

Zentrum	dieser	unbekannten	Welt	war	die	Elf-Abteilung	in	Gabun.
Sie	benutzte	Ölgeld	für	Bestechungsgelder	an	französische	Politiker,
zum	Kauf	 von	Luxuswohnungen	 in	Paris	und	zur	Vergrößerung	des
Vermögens	 Omar	 Bongos,	 unter	 dem	 die	 Bevölkerung	 Gabuns	 ein
elendes	 Leben	 führte,	 während	 die	 Herrscher	 des	 Landes	 den
traurigen	 Ruhm	 erlangten,	 Gabun	 zum	 größten	 Pro-Kopf-
Konsumenten	der	Welt	von	Champagner	gemacht	zu	haben.	Und	Elfs
Tentakel	 reichten	 über	 die	 frankophone	 Sphäre	 hinaus,	 denn	 das



Unternehmen	förderte	Öl	in	ganz	Afrika.	Ein	ehemaliger	Elf-Manager
sagte	 2000	 aus,	 einer	der	Nutznießer	des	 Schmiergeldfonds	 von	Elf

sei	 auch	Angolas	Präsident	 José	Eduardo	dos	Santos	gewesen.18	Dos
Santos	stritt	die	Beschuldigung	ab.

Jolys	 Ermittlungen	 erschütterten	 das	 französische	 Establishment,
da	 sie	 einen	 Schattenstaat	 enthüllten,	 der	 in	 seiner	 Bereitschaft,
seinen	 Partnern	 für	 den	 Zugang	 zu	 Rohstoffen	 illegitimen	 Einfluss
und	 persönlichen	 Gewinn	 zu	 verschaffen,	 hinter	 keinem
afrikanischen	Regime	 zurückstand.	 Elf	wurde	 privatisiert	 und	 seine
Korruptionsmechanismen	 wurden	 stillgelegt.	 Dutzende	 von	 Elf-
Angestellten	wanderten	 ins	Gefängnis.	Einige	 französische	Politiker,
darunter	 auch	 Nicolas	 Sarkozy,	 erklärten,	 die	 Ära	 Françafrique	 sei
vorbei,	 und	 tatsächlich	 schwand	 Frankreichs	 direkter	 Einfluss	 über
viele	 seiner	 ehemaligen	Kolonien	 allmählich	 dahin.	Dennoch	 hatten
französische	 Konzerne	 in	 Afrika	 immer	 noch	 viel	 Macht.	 Das
privatisierte	 Nachfolgeunternehmen	 Elfs,	 Total,	 das	 zusammen	 mit
Exxon	Mobil,	 BP,	 Shell	 zu	 den	Giganten	 der	 Industrie	 zählt,	 besitzt
einige	der	besten	Ölkonzessionen	in	Angola	und	Nigeria,	den	beiden
größten	Ölproduzenten	des	Kontinents,	und	 fördert	 immer	noch	Öl
in	Gabun.

In	Niger,	wo	Areva	zwei	Jahre	vor	der	Unabhängigkeit	von	1960	mit
seinen	 Operationen	 begann,	 hat	 Frankreich	 seine	 strategischen
Interessen	 am	 Uran	 durch	 Systeme	 gewahrt,	 die	 zwar	 völlig	 legal,
aber	dem	Land	gegenüber	wohl	kaum	fair	sind.

Arevas	Verträge	sind	nicht	öffentlich,	aber	Journalisten	von	Reuters
konnten	 sich	 Arevas	 jüngste,	 zehn	 Jahre	 lang	 gültige	 Abkommen
beschaffen,	 die	 bis	 Ende	 2013	 liefen.	 Die	 Dokumente	 zeigen,	 dass
Areva	weder	 für	das	Bergbaugerät,	das	es	 importierte,	noch	 für	das
Uran,	 das	 es	 exportierte,	 Zoll	 zahlen	 musste.	 Die	 Nutzungsgebühr,
eine	besondere	Form	der	Zahlung,	die	Bergbaugesellschaften	auf	der
Basis	 der	Menge	 der	 von	 ihnen	 abgebauten	 Rohstoffe	 an	 den	 Staat



entrichten,	 betrug	 für	 nigrisches	 Uran	 5,5	 Prozent	 und	 lag	 damit
beträchtlich	unter	dem	Satz,	den	andere,	reichere	Länder	verlangten.
Zugleich	 legte	 eine	 Vertragsklausel	 fest,	 dass	 Areva	 von	 jeder
Anhebung	 der	 Rate	 unter	 neuen	 Gesetzen	 für	 den	 Bergbau

ausgenommen	 war.19	 Die	 Bergbauindustrie	 argumentiert,	 solche
Bestimmungen	seien	notwendig,	um	ihr	langfristige	Investitionen	zu
ermöglichen.	 Aber	 ein	 nach	 Niamey	 ausgewanderter	 Franzose,	 der
über	 die	 antifranzösischen	 Gefühle	 sprach,	 die	 Tandja	 vor	 dem
Putsch	 ausgebeutet	 hatte,	 um	Unterstützung	 für	 seine	 aufkeimende
Tyrannei	zu	gewinnen,	fasste	die	Antipathie,	die	das	geizige	Gebaren
Arevas	in	Niger	erzeugte,	mit	den	Worten	zusammen:	»Das	schmeckt
nach	 Neokolonialismus,	 besonders	 bei	 Areva.	 Man	 hat	 das	 Gefühl,
dass	Frankreich	keine	Freunde	hat,	nur	Interessen.«

Wie	mir	 der	 Botschafter	 erklärte,	war	 der	 Kontrast	 zwischen	 der
Großzügigkeit	Beijings	und	dem	Geiz	der	alten	Mächte	das	Wichtigste
an	 dem	 chinesischen	 Angebot	 an	Niger	 und	 an	 andere	 afrikanische
Rohstoffstaaten.	Es	gibt	 jedoch	an	Chinas	 Jagd	nach	den	Rohstoffen
Afrikas	auch	Elemente,	die	den	alten	Tricks	der	traditionellen	Herren
über	 die	 Ressourcen	 Afrikas	 ähnlich	 sehen.	 Hinter	 seiner	 Rhetorik
universellen	 Fortschritts	 hat	 Beijing	 genau	 wie	 seine	 europäischen
Vorgänger	 allerlei	 Mittelsmänner	 benutzt,	 um	 persönliche
Beziehungen	zu	den	einflussreichsten	Mitgliedern	der	herrschenden
Klassen	 zu	 kultivieren,	 die	 den	 Zugang	 zum	Öl	 und	 den	Mineralien
des	Kontinents	kontrollieren.

Die	 Suche	 nach	 einem	 dieser	 Mittelsmänner	 führte	 mich	 in	 den
Zoo	 von	 Niamey.	 Er	 liegt	 im	 Zentrum	 der	 sanddurchwehten
Hauptstadt	Nigers	 in	 der	Nähe	der	Kreuzung	der	Rue	de	 l’Uranium
mit	 der	 Avenue	 Charles	 de	 Gaulle	 und	 nicht	 weit	 vom
Präsidentenpalast	 entfernt,	wo	 die	 Soldaten	 Tandja	 gestürzt	 hatten.
Als	ich	einige	Tage	nach	dem	Putsch	dorthin	kam,	waren	die	Hyänen
räudig	 und	 gereizt.	 Ein	 ausgedörrtes	 Nilpferd	 wälzte	 sich	 in	 einem



seichten	 Zementbecken.	 Schulkinder	 quiekten	 vor	 Entzücken,
während	 ein	 leidgeprüfter	 Straußenvogel	 im	 Takt	 mit	 ihrem
Klatschen	in	seinem	Käfig	seine	Runden	drehte.	Die	Hauptattraktion,
die	 sieben	 Löwen	 des	 Zoos,	 lebten	 in	 beengten	 Verhältnissen.	 Aber
auf	 sie	 kamen	 bessere	 Zeiten	 zu,	 denn	 es	 war	 ein	 neues,	 1
000	Quadratmeter	großes	Gehege	für	sie	geplant,	das	60	000	Dollar
kosten	sollte.

Der	Wohltäter	der	Löwen	war	ein	Beratungsunternehmen	namens
Trendfield,	 das	 in	 einer	 der	 auf	 Geheimhaltung	 verpflichteten
Steueroasen,	 den	 Britischen	 Jungferninseln,	 registriert	 ist,	 aber
seinen	 Sitz	 in	 Beijing	 hat.	 Trendfield	 war	 der	 staatseigenen
chinesischen	Nukleargesellschaft	Sino-U	2006	bei	der	Sicherung	der
Genehmigung	zum	Uranabbau	in	Niger	behilflich	gewesen	und	hatte

dann	selbst	einen	fünfprozentigen	Anteil	an	dem	Projekt	erworben.20

Der	 Geschäftsführer	 Guy	 Duport,	 ein	 Franzose	 mit	 einem
Masterabschluss	in	Betriebswirtschaft	an	der	University	of	Liverpool,
schrieb	auf	seiner	LinkedIn-Seite:	»Mein	Verhandlungsgeschick	war
ausschlaggebend	bei	der	Organisation	und	Planung	der	strategischen
Partnerschaft	 zwischen	 der	 China	 National	 Nuclear	 Corporation
[Sino-U]	und	der	Republik	Niger	zur	Exploration	und	zum	Abbau	von

Uran.«21

Als	das	Uranprojekt	2009	Gestalt	annahm,	versprach	Trendfield	die
Renovierung	 des	 Löwengeheges	 im	 Zoo	 von	 Niamey,	 ein
Mikrokosmos	 der	 Infrastrukturprojekte,	 mit	 denen	 Beijing	 und	 die
mit	 ihm	 verbundenen	 Unternehmen	 die	 afrikanischen
Ressourcenstaaten	 überschütteten.	 »Dieses	 Projekt	 war	 ein
wesentlicher	 Teil	 unseres	 kommunalen	 Entwicklungsprogramms,
und	 wir	 nehmen	 es	 sehr	 ernst«,	 sagte	 Duport	 in	 einer

Presseerklärung.22	»Das	könnte	auch	die	Plattform	sein,	die	zu	einem
stärkeren	 kommunalen	 Engagement	 ausländischer	 Gesellschaften
führt,	mit	dem	sie	nicht	nur	die	Entwicklung	des	Nationalmuseums



und	des	Zoos	 in	Niamey,	 sondern	auch	die	Gemeinschaft	 insgesamt
unterstützen.«	Trendfield	ließ	sogar	einen	Tierarzt	aus	einem	Zoo	in
Missouri	einfliegen,	damit	die	Löwen	zum	ersten	Mal	seit	zehn	Jahren
ärztlich	untersucht	wurden.	Laut	dem	Bericht	Trendfields	kümmerte
er	sich	auch	um	die	anderen	Tiere	und	untersuchte	außer	den	Löwen
noch	»22	Säugetiere,	28	Vögel	und	4	Reptilien«.

Ein	 Insider	 des	 Tandja-Regimes,	 der	 aufgrund	 des	 sensiblen
Charakters	 der	 Arbeit,	 die	 er	 geleistet	 habe,	 nicht	 namentlich
genannt	 werden	 wollte,	 sagte	 mir,	 Trendfield	 habe	 nicht	 nur
Freundschaftsdienste	für	die	Tiere	in	Niameys	Zoo	geleistet,	sondern
auch	Tandja	und	seiner	Familie	nahegestanden,	besonders	dem	Sohn
des	 Präsidenten,	 Ousmane,	 der	 Nigers	 Handelsattaché	 in	 China
gewesen	war.

In	einer	ruhigen	Seitenstraße	Niameys	spürte	ich	Trendfields	Büro
in	Niger	auf.	»Normalerweise	reden	wir	nicht	mit	Journalisten«,	sagte
ein	 britischer	 Geologe,	 der	 dort	 arbeitete.	 Aber	 El-Moctar	 Ichah
willigte	 ein,	mit	mir	 zu	 sprechen.	Er	war	 ein	Tuareg,	 hatte	 zwanzig
Jahre	 bei	 Areva	 gearbeitet,	 im	 Norden	 Nigers	 Uranexplorationen
vorgenommen	und	 auch	 ein	wenig	 in	 der	 Politik	mitgemischt.	 Jetzt

war	er	der	Leiter	der	Zweigstelle	Trendfields	in	Niger.23	Er	sagte	mir,
Trendfield	habe	Sino-U	in	den	üblichen	Fragen	geholfen,	mit	denen
Beraterfirmen	 sich	 beschäftigen:	 Beschaffung	 von	 Visa,
Besichtigungen	 vor	Ort,	 Erteilung	 von	Genehmigungen.	 »Wir	 haben
geholfen,	 China	 hier	 einzuführen,	 weil	 über	 Niger	 kaum	 etwas

bekannt	 war.«24	 Ich	 bat	 ihn	 um	 eine	 Klärung	 der	 Beziehungen
Trendfields	 zu	 Tandjas	 Sohn.	 »Das	 ist	 nur	 Spekulation.	 Er	 war	 in
China.	 Das	 heißt	 aber	 nicht,	 dass	 wir	 ›Beziehungen‹	 hatten.«	 Und
weiter:	»Diese	Frage	geht	uns	nichts	an,	also	werden	wir	nicht	darauf
antworten.«	Später	fügte	er	hinzu,	»Wir	halten	uns	bei	unserer	Arbeit
an	die	höchsten	ethischen	Standards.«	Dann	schickte	ich	Guy	Duport
Fragen	 zu	 den	 Geschäften	 Trendfields	 in	 Niger.	 Ich	 bekam	 keine



Antwort.

In	den	Wochen,	bevor	die	Soldaten	schließlich	zuschlugen,	hatte	die
durch	 Tandjas	 Versuche	 zur	 Verlängerung	 seiner	 Herrschaft
ausgelöste	 Krise	 ein	 kritisches	 Ausmaß	 erreicht.	 Unter	 der
Oberfläche	brodelten	ethnische	Rivalitäten,	und	in	den	Kasernen	der
Armee	 Nigers	 waren	 viele	 Soldaten	 der	 Lage	 überdrüssig.	 Über	 die
Manöver	 innerhalb	 des	 Militärs	 direkt	 vor	 dem	 Coup	 liegen
unterschiedliche	Berichte	vor.	Einigen	Versionen	zufolge	beschlossen
zwei	 separate	 Gruppen	 von	 Offizieren,	 von	 denen	 die	 eine	 aus
höheren	 Offizieren	 und	 die	 andere	 aus	 jüngeren	 Soldaten	 bestand,
gleichzeitig,	dies	sei	der	richtige	Tag	zur	Absetzung	des	Präsidenten.
Als	 Gewehrfeuer	 ertönte,	 leerten	 sich	 die	 Straßen.	 Später	 am
Nachmittag	 kam	 im	 nationalen	 Radio	 nur	 noch	Marschmusik	 –	 das
klassische	 Zeichen	 eines	 erfolgreichen	 Putsches.	 Der	 Präsident,	 der
sein	Schicksal	mit	Beijing	verbunden	hatte,	wurde	abgeführt	und	ins
Gefängnis	 gesteckt.	 Ein	 Sprecher	 der	 neuen	 Junta,	 der	 vor	 einer
Reihe	 von	Offizieren	 in	Kampfuniform	 saß,	 erklärte,	 die	 Junta	 habe
die	 Verfassung	 und	 die	 anderen	 Staatsinstitutionen	 vorübergehend
außer	 Kraft	 gesetzt.	 Ein	 der	 Öffentlichkeit	 bis	 dahin	 unbekannter
Oberst	 namens	 Salou	 Djibo	 wurde	 zu	 Nigers	 neuem	 Herrscher
erklärt.

Neben	 Besorgnis	 herrschte	 in	 Niamey	 auch	 Erleichterung,
besonders	unter	den	westlichen	Diplomaten,	die	Tandjas	autoritäres
Gebaren	 kritisiert	 und	 befürchtet	 hatten,	 die	 Verfassungskrise
könnte	 Niger	 in	 ein	 Chaos	 stürzen,	 in	 dem	 die	 in	 der	 Sahara
umherstreifenden	 islamistischen	 Verbündeten	 Al-Qaidas	 weiter
gedeihen	 könnten.	 Andere	 hatten	 rein	 kommerzielle	 Gründe	 zur
Begrüßung	des	Putsches.

Olivier	 Muller	 schien	 äußerst	 zufrieden	 mit	 der	 Wendung	 der
Ereignisse	–	und	das	wohl	zu	Recht.	Er	war	der	Chef	Arevas	in	Niger.
An	den	Wänden	seines	Büros	hingen	überall	geologische	Karten	von



Nigers	Uranvorräten.	Als	 ich	mich	mit	 ihm	dort	 traf,	kam	er	gerade
von	einem	Treffen	mit	Djibo,	dem	Führer	der	Junta.	»Ich	habe	heute
Morgen	 eine	 Stunde	 lang	 mit	 dem	 Präsidenten	 gesprochen«,

berichtete	mir	der	Franzose	 jovial.25	 »Er	 ist	 sehr	 froh,	dass	wir	hier
sind,	und	möchte,	dass	wir	mehr	tun.	Ein	netter	Typ.	Wenn	man	eine
ganze	Stunde	mit	dem	Präsidenten	bekommt,	 läuft	 es	 gut.	Wenn	es
nicht	 gut	 läuft,	 kriegt	 man	 fünf	 Minuten«,	 so	 Muller	 weiter.
»Natürlich«,	war	es	ihm	wichtig	hinzuzufügen,	»reden	wir	nicht	über
Politik,	 nur	 übers	 Geschäft.«	 Im	 Gegensatz	 dazu	 seien	 die
Verhandlungen	mit	Tandja	»hart«	gewesen.	Jetzt	sei	dieser	Dorn	aus
Arevas	Fleisch	entfernt	worden.	»Werden	Frankreich	und	Areva	ihre
Präsenz	 hier	 verstärken?«	 fragte	 Muller	 rhetorisch.	 »Ja,	 ich	 denke
schon.«

Genau	wie	der	chinesische	Botschafter	wollte	Muller	 jedoch	nicht
das	Bild	eines	kompromisslosen	Kampfes	zwischen	neuen	und	alten
Mächten	 um	 Ressourcen	 zeichnen.	 Ganz	 im	 Gegenteil:	 Muller
beschrieb	 eine	 Zukunft,	 in	 der	 die	 Notwendigkeit,	 das	 reibungslose
Funktionieren	 des	 Rohstoffhandels	 zu	 garantieren,	 wichtiger	 ist	 als
nationale	 Ziele,	 obwohl	 staatseigene	Gesellschaften	 in	Ost	wie	West
um	 die	 Gunst	 der	 afrikanischen	 Regierungen	 warben.	 »Ehrlich,	 es
gibt	 hier	 keinen	Wettbewerb«,	 sagte	Muller.	 »In	 den	 nächsten	 zehn
Jahren	 werden	 die	 Entdeckungen	 immer	 kleiner	 werden.	 Das	 wird
alle	 zur	Kooperation	zwingen.	All	diese	 so	genannten	Konkurrenten
werden	sich	die	Infrastruktur	teilen.«

Er	 hatte	 recht.	 Und	nicht	 nur	 im	Hinblick	 auf	 das	Uran	 in	Niger.
Südlich	der	Grenze	in	Nigeria	hat	die	französische	Gesellschaft	Total
mit	einer	chinesischen	Ölgesellschaft	eine	Partnerschaft	gebildet,	um
unter	 dem	 Meeresboden	 lagerndes	 Rohöl	 zu	 fördern.	 Man	 sieht
häufig	 französische	 und	 chinesische	 Mitarbeiter	 dieses	 Joint
Ventures,	 wie	 sie	 in	 den	 Bars	 der	 vornehmen	 Viertel	 von	 Lagos
zusammen	 ihre	 Drinks	 einnehmen	 –	 kaum	 eine	 Szenerie	 des



Wirtschaftskriegs	um	Ressourcen	der	Natur.	In	Guinea	entwickelt	das
anglo-amerikanische	 Bergbauunternehmen	 Rio	 Tinto	 das	 riesige
Eisenerzvorkommen	 in	 Simandou	 zusammen	 mit	 der	 staatlichen
chinesischen	Minengesellschaft	Chinalcos,	die	zugleich	auch	größter
Anteilseigner	Rios	ist.

China	 investiert	 zwei	 Drittel	 seiner	 weltweiten	 Ausgaben	 in	 den

Erwerb	 von	 im	 Rohstoffsektor	 tätigen	 ausländischen	 Konzernen.26

Zwischen	 2009	 und	 2012	 haben	 chinesische	 Staatskonzerne
23	 Milliarden	 Dollar	 für	 den	 Kauf	 westlicher	 Unternehmen
ausgegeben,	 die	 über	 afrikanische	 Ressourcen	 verfügten,	 die	 von

Sierra	Leone	bis	Südafrika	 reichten.27	 Neben	 dem	 »Angola-Muster«,
den	 Geschäften,	 bei	 denen	 Infrastruktur	 und	 billige	 Kredite	 unter
undurchsichtigen	 Bedingungen	 gegen	 Rohstoffe	 getauscht	 werden,
ist	 das	 Chinas	 zweiter	 Weg,	 an	 die	 Rohstoffe	 Afrikas
heranzukommen:	 der	 Kauf	 von	 Anteilen	 an	 etablierten	 westlichen
Unternehmen,	die	schon	seit	langem	vom	Öl	und	den	Mineralien	des
Kontinents	profitieren.	Es	ist	ein	Weg,	den	auch	Sam	Pas	Queensway
Group	kopiert	hat.

Ich	 traf	Nik	Zuks	einige	Tage	vor	der	ersten	Runde	der	guineischen
Präsidentschaftswahlen	 vom	 Juni	 2010	 in	 der	 Bar	 eines	 Hotels	 in
Conakry.	 Ergraut	 und	 knurrig,	 hatte	 der	 australische
Minenunternehmer	 das	 Gehabe	 eines	 Siedlers	 im	 Wilden	 Westen.
Zuks	hatte	viele	Jahre	erst	in	Angola,	dann	in	Guinea	verbracht,	und
er	 kannte	 das	 Geschäft.	 Sein	 Unternehmen,	 Bellzone,	 war	 bei	 Aim,
der	 kleineren	 der	 beiden	 Londoner	 Aktienbörsen,	 gelistet,	 die	 von
etlichen	 kleinen	 Minenunternehmen	 unterschiedlicher	 Qualität
genutzt	 wird,	 um	 Kapital	 von	 Investoren	 zu	 bekommen,	 die	 bereit
sind,	 viel	 für	 hohe	 Gewinne	 zu	 riskieren.	 Bellzone	 hatte	 sich	 die
Rechte	 an	 einem	 Eisenerzvorkommen	 in	 der	 Nähe	 der	 guineischen
Küste	 gesichert	 –	 nicht	 so	 groß	 wie	 Simandou,	 aber	 dennoch	 sehr
reichhaltig	und	mit	 einem	Produkt,	 das	 leichter	 zu	 exportieren	war



als	 das	weit	 abgelegene	 Erz,	 um	 das	 Rio	 Tinto	 und	 Beny	 Steinmetz
miteinander	rivalisierten.

Zuks	 war	 bester	 Laune	 –	 ich	 sah	 ihn	 und	 seine	 Kollegen	 am
Vorabend	 der	 Wahlen	 Champagner	 trinken	 –,	 und	 es	 war	 klar
warum.	 Die	 Queensway	 Group	 hatte	 ein	 Geschäft	 mit	 Bellzone
abgeschlossen,	das	als	Versicherungspolice	für	den	Fall	dienen	sollte,
dass	 der	 Sieger	 der	 bevorstehenden	 Wahlen	 das	 undurchsichtige
Sieben-Milliarden-Dollar-Abkommen	 des	 China	 International	 Fund
mit	Dadis’	Junta	über	die	Entwicklung	von	Bergbau	und	Infrastruktur
aufkündigte.

Der	 CIF,	 der	 Zweig	 der	 Queensway	 Group	 für	 Infrastruktur	 und
Bergbau,	 war	 nach	 Zuks	 Meinung	 dabei,	 neue	 Verhältnisse	 in	 der
Rohstoffindustrie	 zu	 schaffen.	 Er	 ermögliche	 es,	 die	 Dominanz	 der
traditionellen	Multinationalen	wie	Rio	Tinto	 zu	umgehen,	 und	biete
neue	 Finanzierungsmöglichkeiten	 neben	 den	 großen	 westlichen
Banken	und	multilateralen	Kreditoren.	»Sie	sind	sehr	wendig«,	sagte

er	mir,	»und	sie	treffen	ihre	Entscheidungen	sehr	schnell.«28

Diese	Wendigkeit	 erlaubte	der	Queensway	Group,	 ihre	 Interessen
im	Rohstoffsektor	Guineas	zu	erhalten,	selbst	nachdem	die	Regierung
ihr	sieben	Milliarden	Dollar	schweres	Megageschäft	annulliert	hatte.
»Seit	 ich	an	der	Macht	bin,	 ist	Sam	noch	nicht	 in	Guinea	gewesen«,
sagte	 Alpha	 Condé	 mir,	 als	 ich	 ihn	 nach	 seinem	Wahlsieg	 in	 Paris
interviewte.	 Air	 Guinée	 International,	 die	 vom	 China	 International
Fund	unterstützte	neue	guineische	Fluggesellschaft,	deren	Eröffnung
ich	in	Conakry	beigewohnt	hatte,	wurde	abgewickelt,	noch	bevor	der
erste	 Flug	 stattfand.	 Aber	 Pa	 war	 immer	 noch	 in	 Guinea	 präsent	 –
nicht	persönlich,	doch	über	die	Londoner	Aktienbörse.	Der	CIF	holte
sich	 den	 größten	 Teil	 der	 100	 Millionen	 Dollar,	 die	 er	 zur
Unterstützung	 der	 Junta	 nach	 Guinea	 überwiesen	 hatte,	 zurück	 –
genau	dieselbe	Summe,	die	China	Sonangol,	der	Partner	der	Gruppe
in	Angolas	 staatlicher	Ölgesellschaft,	 ausgeben	sollte,	um	Anteile	an



Bellzone	zu	kaufen.29

Einen	Monat	vor	den	Wahlen	verkündete	Bellzone	ein	Abkommen
mit	 dem	 China	 International	 Fund,	 unter	 dem	 dieser	 eine
Eisenerzkonzession,	 die	 die	 Junta	 ihm	 gewährt	 hatte,	 mit	 dem
angrenzenden	Erzvorkommen	Bellzones	zusammenlegen	würde.	Die
beiden	Unternehmen	würden	 die	 Vorkommen	 gemeinsam	 abbauen,

wobei	CIF	 2,7	Milliarden	Dollar	 in	 das	 Projekt	 stecken	würde.30	 Die
Arbeit	daran	war	von	Rückschlägen	und	Verzögerungen	geprägt,	aber
im	Dezember	 2012	 verschifften	die	 Partner	 erstmals	 ein	Kontingent
Eisenerz,	das	 laut	Bellzone	der	erste	Eisenerzexport	aus	Guinea	seit
1966	war.

Die	 neue	Verbindung	mit	 Bellzone	 bot	 der	Queensway	Group	 die
Möglichkeit	 einer	 festeren	 Verankerung	 ihrer	 Interessen	 in	 der
westlichen	 Rohstoffindustrie.	 Bellzone	 und	 CIF	 schlossen	 einen
Vertrag,	 nach	 dem	 beide	 das	 Recht	 hatten,	 ihren	 Erzanteil	 an
Glencore	 zu	 verkaufen,	 das	 riesige	 Handelshaus,	 das	 auch	mit	 Dan
Gertler	im	Kongo	Geschäfte	gemacht	hatte.

So	 verwandelte	 sich	 Sam	 Pa	 aus	 einem	 chinesischen	 Spion	 und
Mittelsmann	in	einen	Mitspieler	in	der	weltweiten	Rohstoffindustrie,
der	 seinen	 Beziehungen	 in	 Beijing	 und	 diversen	 afrikanischen
Hauptstädten	 nun	 etwas	 Londoner	 Guanxi	 hinzufügte.	 Auch	 in
Toronto,	 einer	 weiteren	 Aktienbörse,	 die	 viel	 von
Minengesellschaften	frequentiert	wird,	suchte	die	Queensway	Group
nach	 Verbündeten	 und	 lieh	 einem	 Unternehmen	 namens	 West
African	 Iron	 Ore	 Geld,	 das	 eine	 Genehmigung	 zur	 Förderung	 von
Eisenerz	hatte,	die	der	von	Bellzone	und	CIF	in	Guinea	sehr	ähnlich
sah.	Es	war	eine	Allianz	von	Mittelsmännern:	West	African	 Iron	Ore
wurde	von	Guy	Duport	geleitet,	dem	Mann,	der	die	Chinesen	mittels
seines	 Beratungsunternehmens	 Trendfield,	 des	 Wohltäters	 der

Löwen	Niameys,	in	Nigers	Uranindustrie	eingeführt	hatte.31	In	Angola



kaufte	die	Queensway	Group	Minderheitenanteile	an	Ölunternehmen
auf,	die	von	einigen	der	bedeutendsten	westlichen	Unternehmen	der
Industrie	 geführt	 wurden:	 BP	 aus	 Großbritannien,	 Total	 aus
Frankreich,	Eni	aus	Italien,	Statoil	aus	Norwegen	und	Conoco	Phillips
aus	den	Vereinigten	Staaten.

Als	 einer	 der	 wichtigsten	 Mittelsmänner	 bei	 Chinas	 Offensive	 in
Afrika	hat	Sam	Pa	sich	die	Taktik	Françafriques	zu	eigen	gemacht:	die
Verschmelzung	 der	 Macht	 von	 Politikern	 mit	 privaten
Geschäftsinteressen,	 die	 der	 Bereicherung	 beider	 Parteien	 durch
Ausbeutung	 der	 natürlichen	 Reichtümer	 Afrikas	 dient.	 Berichten
zufolge	 hat	 die	 Queensway	 Group	 sich	 sogar	 selbst	 die	 alten
Netzwerke	 Françafriques	 zunutze	 gemacht.	 Laut	 einem	 Bericht	 des
US-Kongresses	heuerte	China	Sonangol	die	Dienste	Pierre	Falcones
an,	 des	 französischen	 Waffenhändlers,	 der	 dem	 MPLA-Regime	 in
Angola	gegen	Öl	Waffen	im	Wert	von	790	Millionen	Dollar	lieferte	und
einem	weiteren,	separaten	Senatsbericht	zufolge	ein	»enger	Partner«

von	José	Eduardo	dos	Santos	ist.32	(Falcone,	der	eine	Beraterfirma	mit
Sitz	 in	Beijing	eröffnet	hat,	 bestreitet,	 je	 kommerzielle	Beziehungen
zu	China	Sonangol	gehabt	zu	haben.)

Wie	 zuvor	 Elf	 haben	 offenbar	 auch	 die	 Unternehmen	 der
Queensway	 Group	 in	 Ländern,	 deren	 Rohstoffe	 sie	 an	 sich	 bringen
wollten,	 Geld	 in	 die	 Taschen	 afrikanischer	 Amtsträger	 geleitet.	 Im
Rahmen	eines	Rechtsstreits	zwischen	den	Gründern	der	Queensway
Group	 und	 Wu	 Yang,	 dem	 chinesischen	 Kontaktmann	 für	 Sinopec,
der	 behauptete,	 nicht	 angemessen	 für	 die	 Herstellung	 einiger
wertvoller	 Beziehungen	 entschädigt	 worden	 zu	 sein,	 machte	 ein
Gericht	in	Hongkong	das	Hauptkassenbuch	der	Gruppe	öffentlich.	Es
bietet	einen	kleinen	Einblick	 in	die	Wege,	auf	denen	die	Queensway
Group	Gelder	einsetzt,	um	bei	afrikanischen	Regierungen	um	deren
»Gunst	 zu	 werben«.	 Ein	 Eintrag	 im	 Abschnitt	 für	 die	 finanziellen
Transaktionen	2009	lautet	schlicht:	»Antonio	Inacio	Junior:	Kredit	für



Projekt:	(2	340	000	Hongkong-Dollar).«33

Damit	 wird	 verzeichnet,	 dass	 ein	 Queensway-Unternehmen	 2009
einem	gewissen	Antonio	Inacio	Junior	einen	Kredit	im	Wert	von	300
000	 US-Dollar	 gab.	 Nichts	 daran	 lässt	 auf	 irgendeine
Unregelmäßigkeit	schließen	–	solange	man	nicht	weiß,	dass	Antonio

Inacio	Junior	der	Name	des	Botschafters	von	Mosambik	in	China	ist.34

Er	erscheint	mit	Bürstenhaarschnitt	und	in	schickem	Anzug	auf	Fotos
von	 diplomatischen	 Empfängen	 in	 China.	 Ich	 rief	 bei	 der	 Botschaft
Mosambik	 in	 Beijing	 an,	 um	 den	 Botschafter	 nach	 dem	 Kredit	 zu
fragen,	und	sandte	ihm	wie	verlangt	ein	Fax	mit	meinen	Fragen.	Ich
bekam	nie	eine	Antwort.

Staatliche	Dokumente	in	Mosambik	zeigen,	dass	im	November	2008
ein	Joint	Venture	zwischen	dem	China	International	Fund	und	einer

mosambikanischen	Gesellschaft	geschaffen	wurde.35	Die	Gesellschaft,
Cif-Moz,	wurde	zur	Auslotung	wirtschaftlicher	Möglichkeiten	in	den
Bereichen	 Landwirtschaft,	 Industrie,	 Mineralien,	 Produktion	 von
Baumaterialien	 und	 anderen	 Sektoren	 gebildet.	 Sie	 schuf	 in	 einem
Land	 einen	 Brückenkopf	 für	 Sam	 Pa	 und	 seine	 Verbündeten,	 das
einen	der	größten	Rohstoffbooms	der	vergangenen	Jahre	erlebte,	da
die	 Giganten	 des	 Rohstoffgeschäfts	 um	 bisher	 unerschlossene
Vorräte	an	Kohle	und	Erdgas	konkurrierten.	 Im	November	2009,	 im
selben	Jahr,	in	dem	der	Botschafter	seinen	Kredit	bekam,	wurde	Cif-
Moz	 für	 eine	 Kalksteinmine	 im	 Süden	 der	 Hauptstadt	 Maputo	 die

Schürferlaubnis	 erteilt.36	 Es	 folgten	 Pläne	 für	 eine	 nahegelegene

Zementfabrik	 für	 35	 Millionen	 Dollar.37	 Als	 ich	 den	 Anwalt	 eines
Unternehmens	 der	 Queensway	 Group	 fragte,	 warum	 einem	 aktiven
Amtsträger	 eines	 Landes,	 in	 dem	 die	 Gruppe	 Geschäfte	 machen

wollte,	ein	Kredit	gegeben	worden	war,	gab	er	mir	keine	Antwort.38

Mosambik	 war	 nur	 eines	 der	 Ziele	 der	 rasanten,	 von	 Angola
ausgehenden	 Afrika-Expansion	 der	 Queensway	 Group.	 Mahmoud



Thiam,	der	guineische	Minenminister,	der	das	Geschäft	arrangierte,
durch	das	 die	Queensway	Group	die	mörderische	 Junta	 des	 Landes
vor	der	Pleite	rettete,	fügte	seinem	Ministerposten	eine	weitere	Rolle
als	Botschafter	der	Interessen	der	Gruppe	hinzu.	Nach	einem	Putsch
in	Madagaskar	nahm	Thiam	an	Verhandlungen	zwischen	Vertretern
der	Queensway	Group	und	dem	Energieminister	der	Putschisten	teil.
»Es	 ging	 um	 dieselben	 Dinge	wie	 die,	 die	 sie	 in	 Guinea	 taten	 –	 sie
versuchten	 Projekte	 zu	 finden,	 die	 interessant	waren,	 und	machten

attraktive	 Vorschläge«,	 sagte	 Thiam	 mir.39	 Dabei	 versuchte	 China
Sonangol,	 einem	 Rivalen	 ein	 Ölprojekt	 wegzuschnappen,	 scheiterte

aber	am	Ende.40

Zur	 gleichen	 Zeit	 diente	 Thiam	 auch	 als	 ein	 Sendbote	 der
Queensway	Group	gegenüber	den	Führern	des	Putsches	in	Niger.	Er
erzählte	mir,	die	Gruppe	habe	»Goodwill«-Zahlung	von	40	Millionen
Dollar	 an	 die	 Junta	 Nigers	 entrichtet	 und	 Interesse	 am	 Agaden-
Ölblock	 geäußert,	 wo	 der	 staatliche	 chinesische	 Ölkonzern	 CNPC
nach	dem	ersten	Rohöl	des	Landes	bohrte	–	das	war	ein	Fingerzeig
auf	die	Bereitschaft	der	Queensway	Group,	auch	gegen	die	nationalen
Interessen	 Chinas	 zu	 handeln,	 wenn	 ihr	 dabei	 ein	 Gewinn	 winkte.
»Aber	 der	 Präsident	 der	 Übergangsregierung	 fasste	 den	 weisen
Beschluss,	 das	Geld	 vor	 Abschluss	 eines	 gültigen	Abkommens	 nicht

anzurühren«,	sagte	mir	Thiam.41	»Dazu	kam	es	nie,	und	so	wurde	das
Geld	zurückgegeben.«	(Thiam	besteht	darauf,	seine	Zusammenarbeit
mit	China	Sonangol	und	der	Queensway	Group	seit	dem	Ende	seiner
Zeit	als	Minister	eingestellt	zu	haben.)

Aus	 den	 Vorstößen	 der	 Queensway	 Group	 nach	Madagaskar	 und
Niger	 wurde	 nichts,	 aber	 sie	 beleuchten	 ein	 Kernelement	 des
Vorgehens	 der	Gruppe:	 Zu	 einer	 Zeit,	 in	 der	 nur	wenige	mit	 ihnen
zusammenarbeiten	 wollen,	 bietet	 Sam	 Pa	 Paria-Regierun gen	 eine
konfektionierte	 Technik,	 mit	 der	 sie	 die	 Rohstoffe	 ihrer	 Länder	 in
Geld	 verwandeln	 können.	 Durch	 Militärputsche	 an	 die	 Macht



gekommene	 Regierungen	 »hungern	 nach	 Finanzen«,	 sagte	 mir
Thiam.	»Und	diese	Leute	kommen	und	sagen:	›Wir	geben	euch	Geld,
wenn	niemand	sonst	dazu	bereit	ist.‹	Wenn	es	um	die	Interessen	der
Bevölkerung	 und	 ums	 eigene	 Überleben	 geht,	 wird	 man	 das	 Geld
nehmen.«

An	der	westlichen	Kritik	am	Vordringen	Chinas	nach	Afrika	 ist	sehr
viel	Heuchelei.	Als	Beijing	versuchte,	sich	seinen	Zugang	zum	Öl	des
Sudan	zu	erhalten,	indem	es	George	W.	Bush	an	der	Verschärfung	der
Sanktionen	 gegen	 den	 Diktator	 Umar	 al-Bashir	 hinderte,	 der	 seine
Gegner	 mit	 Staatsterror	 überzog,	 wurde	 es	 verteufelt.	 Aber	 damit
praktizierte	 China	 nur	 dieselbe	 Art	 von	 Realpolitik	 im
Rohstoffbereich	 wie	 Washington	 selbst,	 als	 Bushs	 Außenministerin
Condoleezza	Rice	den	Staatspräsidenten	Äquatorialguineas,	Teodoro
Obiang	Nguema,	wärmstens	willkommen	hieß	–	einen	Kleptokraten,
der	seine	Feinde	in	die	abscheulichen	Kerker	des	Gefängnisses	Black
Beach	 sperrt,	 aber	 für	 US-amerikanische	 Ölkonzerne	 den	 roten
Teppich	ausrollt.	Die	Undurchsichtigkeit	der	chinesischen	Geschäfte,
bei	denen	Infrastruktur	gegen	Rohstoffe	getauscht	wird,	ist	zu	Recht
gegeißelt	 worden,	 aber	 als	 US-Parlamentarier	 bahnbrechende	 neue
Transparenzregeln	 einführen	 wollten,	 um	 die	 Öl-	 und
Bergbauunternehmen	 dazu	 zu	 zwingen,	 ihre	 Zahlungen	 an
ausländische	 Regierungen	 offenzulegen,	 versuchte	 das	 American
Petroleum	 Institute,	 das	 die	 Interessen	 der	 US-Ölindustrie	 vertritt,
sie	mit	einer	Klage	daran	zu	hindern.	Obwohl	es	zu	Recht	Empörung
gab,	 als	 sich	 herausstellte,	 dass	 ein	 in	 Südafrika	 ankerndes
chinesisches	 Schiff	 Waffen	 an	 Bord	 hatte,	 die	 für	 Robert	 Mugabes
Regime	 in	Simbabwe	bestimmt	waren,	 ist	die	Vorstellung,	China	sei
die	 einzige	 oder	 auch	 nur	 die	 wichtigste	 Quelle	 des	 Ozeans	 an
Waffen,	der	Afrika	überschwemmt,	völlig	abwegig.	Eine	Studie	zweier
Akademiker	 in	 Norwegen,	 die	 auf	 Jahren	 von	 Datenrecherche	 über
Waffenimporte	 und	 Indikatoren	 zur	 Qualität	 der	 Staatsführung
beruht,	 kam	 zu	 dem	 Schluss,	 dass	 die	 Vereinigten	 Staaten	 stärker



dazu	neigen	als	China,	Waffen	an	repressive	Regierungen	in	Afrika	zu

verkaufen.42	 Die	 Studie	 kam	 auch	 zu	 dem	 Ergebnis,	 dass	 China
zwischen	 1992	und	2006	weniger	Waffen	nach	Afrika	exportierte	als
etwa	die	Ukraine.

Es	 ist	 zu	 einfach,	 Chinas	 Jagd	 nach	 Rohstoffen	 in	 Afrika	 als
manichäischen	 Kampf	 zwischen	 Ost	 und	 West	 um	 die	 Schätze	 der
Natur	 zu	 sehen.	 Es	 gibt	 Konkurrenz,	 aber	 es	 gibt	 im	 Geschäft	 des
Rohstoffabbaus	auch	Zusammenarbeit.	Und	trotz	seiner	gewachsenen
Attraktivität,	mit	der	es	Investoren	aus	Übersee	anzieht,	befindet	sich
ein	Großteil	Afrikas	weiter	am	untersten	Ende	der	Weltwirtschaft.

Der	 Unternehmer	 und	 Vorsitzende	 der	 Handelskammer	 Nigers,
Ibrahim	Iddi	Ango,	erklärte	mir,	Nigers	Herrscher	hätten	ihr	Land	bei
ihren	 Verhandlungen	 mit	 den	 Chinesen	 unter	 Wert	 verkauft.	 »Sie
benötigen	 strategische	 Rohstoffe.	 Da	 muss	 man	 doch	 sagen:	 ›Sie
haben	 Interesse?	 Hier	 sind	 die	 Bedingungen.	 Erstens	 müssen	 Sie
Arbeiter	von	hier	verwenden.	Zweitens	müssen	Sie	für	alles,	was	Sie
hier	 brauchen	 –	 zum	 Beispiel	 den	 Transport	 –,	 mindestens	 zu
50	 Prozent	 Unternehmer	 von	 hier	 verwenden.‹	 Aber	 als	 sie	 kamen,
sagte	 die	 Regierung	 nichts	 von	 alledem.	Der	 Staat	 nahm	 sich	 einen
bestimmten	 Prozentsatz	 der	 Einnahmen	 und	 ließ	 die	 Chinesen
machen,	 was	 sie	 wollen.«	 Das	 kurze	 Zeitfenster,	 in	 dem	 Niger	 die
Nachfrage	Chinas	nach	afrikanischen	Mineralien	nutzen	konnte,	um
sich	 die	 Qualifikationen	 und	 die	 Infrastruktur	 zu	 sichern,	 die	 ihm
helfen	 könnten,	 durch	 eine	 breiter	 aufgestellte	 Wirtschaft	 den
Ressourcenfluch	 zu	 besiegen,	 sei	 dabei,	 sich	 zu	 schließen.
»Diversifizierung	ist	von	zentraler	Bedeutung«,	sagte	Iddi	Ango	–	und
mit	 gutem	Grund.	Niger	 zählt	 zu	den	 afrikanischen	Staaten,	 die	 am
dringlichsten	 vom	 Export	 einer	 Handvoll	 von	 Rohstoffen	 abhängig
sind	 und	 deren	 wirtschaftliches	 Schicksal	 so	 an	 die	 Launen	 weit
entfernter	 Konsumenten	 gefesselt	 ist.	 Auf	 dem	 Index	 der	 African
Development	Bank,	 auf	dem	der	Grad	an	Diversifizierung	 in	Zahlen



gemessen	wird,	haben	relativ	reiche	Länder	wie	etwa	Mauritius	und
Marokko,	die	nicht	an	den	Rohstoffhandel	gefesselt	sind,	einen	Index
von	 22	 beziehungsweise	 41.	 Der	 Durchschnitt	 für	 ganz	 Afrika	 unter
Einschluss	 des	 wohlhabenderen	 Nordafrika	 liegt	 bei	 4,8.	 Die
ölabhängigsten	Staaten,	Angola	und	der	Tschad,	hatten	das	niedrigste
Ergebnis,	 1,1.	 Aber	 auch	 Niger	 hat	 mit	 einer	 Zahl	 von	 2,4	 kein	 viel

besseres	Ergebnis.43

»Aber	wenn	man	–	wie	es	viele	afrikanische	Länder	getan	haben	–
China	 machen	 lässt,	 was	 es	 will,	 zahlen	 sie	 für	 das	 Öl	 oder	 die
Rohstoffe	 und	 verwenden	 chinesische	 Arbeiter	 und	 chinesische
Lastwagen«,	 sagte	 Iddi	 Ango.	 »Sie	 kommen	 hierher,	 weil	 die
Rohstoffe	hier	sind.	Dieser	Moment	wird	sich	nicht	wiederholen.	Wir
dürfen	 ihn	nicht	versäumen.	Wenn	es	kein	Uran	oder	Öl	mehr	gibt,
werden	sie	gehen.«

Der	Sturz	Tandjas	zeigte	die	Grenzen	der	Bereitschaft	Chinas,	sich
zum	 Schutz	 seiner	 Verbündeten	 in	 die	 innenpolitischen
Angelegenheiten	 Afrikas	 einzumischen.	 Doch	 Xia	 Hung,	 der
chinesische	 Botschafter	 in	 Niamey,	 fasste	 prägnant	 zusammen,	 wie
Chinas	Wille,	zur	Finanzierung	und	zum	Aufbau	Afrikas	beizutragen,
Beijing	erlaubt	hat,	sich	eine	starke	Basis	zu	schaffen,	die	auch	durch
den	 Sturz	 eines	 Verbündeten	 nicht	 erschüttert	 werden	 konnte.
»Heute	 gibt	 es	 eine	 Brücke	 zwischen	 den	 beiden	 Seiten	 des
Nigerflusses«,	sagte	er	mir.	»Aber	es	gibt	auch	eine	Brücke,	die	China
und	Niger	miteinander	verbindet.«

Doch	der	wahre	Wert	des	chinesischen	Angebots,	Afrika	auf	einen
Weg	 der	wirtschaftlichen	Diversifizierung	 und	 Industrialisierung	 zu
führen	 –	 den	Weg,	 der	 der	 reichen	Welt	 ihren	Wohlstand	 gebracht
hat	–,	wird	davon	abhängen,	ob	der	von	China	inspirierte	Bauboom	in
erster	Linie	auf	gute	Beziehungen	zu	den	Herrschern	abzielt,	die	den
Zugang	 zu	 den	 Rohstoffen	 kontrollieren,	 oder	 darauf,	 die
wirtschaftlichen	Möglichkeiten	der	breiten	Masse	der	Bevölkerung	zu



verbessern.	 Weder	 Bahnlinien,	 die	 lediglich	 chinesische	 Bergwerke
mit	 von	 China	 gebauten	 Exporthäfen	 verbinden,	 noch	 kostspielige
Prestigeprojekte,	die	wenig	wirtschaftlichen	Nutzen	bringen,	werden
die	Menschen	 in	den	Rohstoffstaaten	aus	 ihrer	Armut	befreien.	Der
Vorsitzende	 einer	 südafrikanischen	 Beraterfirma	 namens	 Frontier
Advisory,	Martyn	Davies,	 der	 bei	 chinesischen	Geschäften	 in	 Afrika
als	Berater	 tätig	war,	 sagte	mir:	 »Wenn	man	eine	 rohstoffabhängige
Wirtschaft	 hat,	 die	 sehr	 viele	 Menschen	 ausschließt,	 köchelt	 die
Wirtschaft	 im	eigenen	Saft.	Es	 ist	sehr	schwer,	so	eine	Infrastruktur
aufzubauen,	 die	 einem	 inklusiven	 Wachstum	 dient.	 Wird	 die	 von
China	 finanzierte	 Infrastruktur	 eine	 Diversifizierung	 schaffen?	 Wo
liegt	 hier	 die	 Priorität?«	 Er	 fügte	 hinzu:	 »Afrikanische	 Regierungen
sollten	 nie	 davon	 ausgehen,	 dass	 die	 Verantwortung	 für	 die
Entwicklung	unseres	Kontinents	jetzt	bei	Beijing	liegt.«

Und	 Beijing	 scheint	 seine	 Seite	 der	 Partnerschaft	 bereits	 zu
unterhöhlen.	 Chinesische	 Waren	 wie	 die	 gefälschten	 Textilien,	 die
den	 Norden	 Nigerias	 überfluten,	 ersticken	 die	 Hoffnung	 auf	 eine
Industrialisierung,	 ganz	 gleich,	 wie	 viele	 Straßen	 und	 Eisenbahnen
die	 chinesischen	 Unternehmen	 auch	 bauen.	 Lamido	 Sanusi,
Gouverneur	der	Zentralbank	Nigerias	 von	 2009	bis	 2014,	drückte	 es
sehr	 gut	 aus:	 »Also	 nimmt	 China	 unsere	 Primärgüter	 und	 verkauft
uns	verarbeitete	Ware.	Das	war	auch	der	Kern	des	Kolonialismus.	Die
Briten	gingen	nach	Afrika	und	Indien,	um	sich	Rohstoffe	und	Märkte
zu	 sichern.	 Afrika	 öffnet	 sich	 gerade	 bereitwillig	 einer	 neuen	 Form

des	Imperialismus.«44

Zum	Zeitpunkt	 der	 Absetzung	Tandjas	 befand	 sich	 die	 Brücke	 über
den	Niger	in	Bau,	mit	Chinas	Ölprojekt	ging	es	voran,	seine	Raffinerie
wurde	 fertig,	 seine	Uranmine	nahm	Gestalt	an,	und	das	Gehege	der
Löwen	 im	 Zoo	 von	 Niamey	 war	 in	 Planung.	 Xia	 Huang,	 der
Botschafter,	 sagte	 mir,	 der	 Führer	 der	 Junta	 habe	 ihm	 versichert,
Chinas	Position	sei	nicht	bedroht.	Sowohl	China	als	auch	Frankreich



trieben	ihre	Rohstoffpläne	in	Niger	weiter	voran.	Areva	betrieb	weiter
das	 Projekt	 einer	 neuen,	 2,6	Milliarden	 Dollar	 teuren	Mine,	 die	 die
Uranproduktion	des	Unternehmens	 in	Niger	 verdoppeln	würde.	Die
Chinesen	fanden	mehr	Öl,	als	sie	ursprünglich	erwartet	hatten,	und
brachten	 Niger	 damit	 auf	 den	 Weg	 in	 die	 mittleren	 Ränge	 der
afrikanischen	Ölproduzenten.

Die	 Soldaten,	 die	 Tandja	 gestürzt	 hatten,	 hielten	 ihr	 Wort.	 Sie
hielten	Wahlen	 ab,	 die	 von	 internationalen	 Beobachtern	 für	 legitim
befunden	wurden,	und	zogen	sich	vierzehn	Monate	nach	dem	Putsch
im	 April	 2011	 in	 ihre	 Kasernen	 zurück.	 Der	 gewählte	 Präsident
Mahamadou	Issoufou	war	wie	Alpha	Condé	in	Guinea	ein	erfahrener
Oppositionsführer,	 der	 nach	 seinem	 Amtsantritt	 eine
Antikorruptionskampagne	 begann.	 Während	 jenseits	 der	 Grenze	 in
Mali	 Dschihadisten	 ihr	 gewalttätiges	 Unwesen	 trieben,	 erwarb	 sich
Issoufou	 einen	 Ruf	 als	 Bollwerk	 der	 Stabilität	 in	 einer	 Region	 im
Aufruhr.

Als	 ich	 Issoufou	 etwa	 ein	 Jahr	 nach	 Beginn	 seiner	 Amtszeit	 in
London	 traf,	 fand	 ich	 ihn	 eloquent	 und	 beeindruckend;	 seine
untersetzte	Gestalt	strahlte	die	Kraft	der	großen	Pläne	wider,	die	er
für	die	Umgestaltung	Nigers	hatte.

Issoufou	 war	 entschlossen,	 die	 konkurrierenden	 Interessen	 der
großen	Mächte,	die	an	Nigers	Rohstoffe	heranwollten,	gegeneinander
auszuspielen,	 statt	 ihnen	 wie	 Tandja	 zu	 erlauben,	 ihm	 den	 Boden
unter	 den	 Füßen	 wegzuziehen.	 Er	 würde	 keinen	 Kotau	 vor	 China
machen,	versicherte	er	mir.	»Ihr	Vorgehen	in	Afrika	war	aggressiv	–
bei	den	Rohstoffen,	beim	Uran,	beim	Öl.	Wir	sind	ein	offenes	Land	–
wir	sind	offen	gegenüber	Investoren	von	überall	her.	Aber	wir	wollen
Partnerschaften	 zum	 gegenseitigen	 Vorteil,	 und	 das	 ist	 unsere
Beziehung	zu	China.	Wir	werden	unsere	Interessen	verteidigen,	und

sie	werden	ihre	verteidigen.«45



Issoufou	 nahm	 auch	 gegenüber	 den	 Franzosen	 eine	 härtere
Haltung	 ein.	 Er	 führte	 mit	 Areva	 achtzehn	 Monate	 lang
Verhandlungen	über	den	Anteil	Nigers	an	Arevas	Uraneinkünften.	Die
Gespräche	 waren	 angespannt.	 Areva	 schloss	 seine	 Bergwerke	 für
einen	Monat	–	angeblich	zu	Wartungsarbeiten,	aber	sicher	auch,	um
ein	 Signal	 seiner	 Fähigkeit	 zu	 senden,	 der	 Regierung	 Einnahmen

vorzuenthalten.46	Im	Mai	2014	erreichten	beide	Seiten	eine	Einigung.
Areva	 stimmte	 höheren	Abgaben	 und	 dem	Bau	 einer	 Straße	 zu,	 die
die	 Hauptstadt	 mit	 der	 nördlichen	 Uranregion	 verband,	 aber	 der
nichtöffentliche	 Vertrag	 gewährte	 ihm	 weiterhin	 einige

Steuernachlässe.47

Doch	 selbst	 hier,	 in	 diesem	 scheinbaren	 Triumph,	 wurden	 Niger
und	 sein	 Präsident	 an	 das	 Ausmaß	 erinnert,	 in	 dem	 das	 Los	 eines
Rohstoffstaates	 von	 den	 Windungen	 und	 Wendungen	 einer
Weltwirtschaft	 abhängt,	 der	 er	 die	 Rohstoffe	 liefert.	 Nach	 der
Katastrophe	von	Fukushima	in	Japan	2011	wandten	sich	Regierungen
rund	um	die	Welt	 von	der	Atomkraft	 ab,	was	den	Uranpreis	 in	 den
Keller	 trieb.	 Am	 selben	 Tag,	 als	 Areva	 sein	 neues	 Abkommen	 mit
Niger	 verkündete,	 erklärte	 das	 Unternehmen	 auch,	 es	 stelle	 die
Entwicklung	 einer	 großen	 neuen	 Uranmine	 ein,	 weil	 das	 Projekt
durch	den	gesunkenen	Preis	unwirtschaftlich	geworden	sei.

Dennoch	 hatte	 Niger	 sich	 der	 kleinen,	 aber	 wachsenden	 Gruppe
von	Rohstoffstaaten	Westafrikas	zugesellt,	die	sich	nach	Jahrzehnten
des	 Chaos	 und	 der	 Verwüstung	 auf	 eine	 repräsentativere
Herrschaftsform	und	ein	gewisses	Maß	an	Stabilität	zubewegten	und
zu	 der	 auch	 Guinea,	 Sierra	 Leone	 und	 Liberia	 gehören.	 Aber	 die
Lehre	aus	der	Geschichte	ihres	stabilsten	Nachbarn,	Ghana,	ist,	dass
der	 Ressourcenfluch	 auch	 dann	 zuschlagen	 kann,	 wenn	 Frieden
herrscht	 –	 unterstützt	 von	 den	 globalen	 Institutionen,	 die	 Afrikas
Armut	 lindern	 sollen,	und	einem	Finanzsystem,	das	die	Erträge	 aus
dem	natürlichen	Reichtum	des	Kontinents	in	sich	aufsaugt.



Der	Slum	Chicala	liegt	zwischen	dem	Komplex	des	Präsidentenpalastes,

der	die	herrschende	Clique	Angolas	beherbergt,	und	dem	Atlantik,	unter

dessen	Boden	sich	einige	der	reichhaltigsten	Ölreserven	der	Welt

befinden.



António	Tomás	Ana,	ein	angolanischer	Künstler,	der	besser	unter	dem

Namen	Etona	bekannt	ist,	ist	entschlossen,	sich	den	Plänen	der

angolanischen	Regierung	entgegenzustellen,	ihn	und	seine	65	000

Nachbarn	zu	vertreiben,	um	Platz	für	Luxusimmobilien	für	die	an	Öl	reich

gewordene	Elite	zu	machen.



Reiche	Vorräte	an	Öl	und	Mineralien	führen	oft	schnurstracks	zu	einer

»Politik	der	starken	Männer«.	Zusammen	mit	seinen	Kollegen	in

Äquatorialguinea,	Simbabwe	und	Kamerun	bildet	Angolas	Präsident	José

Edoardo	dos	Santos	den	Club	der	vier	am	längsten	an	der	Macht

befindlichen	Herrscher,	die	insgesamt	136	Jahre	im	Amt	verbracht	haben.



Manuel	Vicente,	Angolas	»Mr.	Öl«	und	eine	Schlüsselfigur	in	der

Privatisierung	der	Macht	durch	die	herrschenden	Futungo.	»Ich	bin	ein

christlicher	Mensch«,	sagte	er.	»Es	läuft	nicht,	wenn	nur	du	versorgt	bist

und	die	Leute	um	einen	herum	nichts	zu	essen	haben.	Da	fühlt	man	sich

nicht	gut.«

Die	Coltansäcke,	die	Träger	die	Berghänge	im	Ostkongo	heruntertragen,

fließen	in	eine	Kriegswirtschaft	ein,	die	jahrzehntelangen



Auseinandersetzungen	zugrunde	liegt.	Aber	die	Bemühungen,	die

Korruption	in	diesem	Gewerbe	zu	beseitigen,	laufen	Gefahr,	einer	vom

Hunger	heimgesuchten	Region	eine	der	wenigen	Möglichkeiten	zum

Lebensunterhalt	zu	nehmen.

Die	Heimat	der	Ölindustrie	Nigerias	–	der	größten	Afrikas	–	leidet	schwer

unter	dem	Öl,	das	aus	den	Pipelines	von	Royal	Dutch	Shell	und	anderen

multinationalen	Konzernen	austritt.	Wenn	man	die	Hand	ins	Wasser

streckt,	besteht	eine	große	Wahrscheinlichkeit,	dass	man	die

verräterische	regenbogenfarbige	Widerspiegelung	von	Öl	zu	sehen

bekommt.



Der	Vorwahlkampf	um	die	Präsidentschaftskandidatur	der

Volksdemokratischen	Partei	PDP	ist	ein	Höhepunkt	im	Kalender	der

Patronagepolitik	Nigerias.	»Das	ist	keine	politische	Partei«,	sagte	ein

langjähriger	Menschenrechtsaktivist.	»Es	ist	eine	Plattform	zur

Machtergreifung,	damit	man	danach	die	Beute	aufteilen	kann.«

Die	Kabale,	die	Nigeria	zur	Geisel	nahm,	während	der	Präsident	von	2007

bis	2010,	Umaru	Yar’Adua,	im	Sterben	lag,	machte	das	Ausmaß	deutlich,

in	dem	das	organisierte	Verbrechen	die	höchsten	Ebenen	der	Macht

infiltriert	hatte.



Hauptmann	Moussa	Dadis	Camara	ergriff	im	Putsch	in	Guinea	von	2008

die	Macht.	Bevor	er	durch	einen	Attentatsversuch	ins	Exil	vertrieben

wurde,	ermordeten	seine	Sicherheitskräfte	oppositionelle

Demonstranten	am	Nationalstadion.



Während	der	Amtszeit	Goodluck	Jonathans	kam	es	zu	einem	Exzess	an

Korruption	und	Unterschlagung,	der	selbst	nach	nigerianischem	Maßstab

schwindelerregend	war.

Eines	der	wenigen	offiziellen	Fotos	von	Sam	Pa	(dritter	von	links).	Es

zeigt	ihn	zusammen	mit	Dubais	Scheich	Ahmad	ibn	Sa’id	Al	Maktoum	bei

der	Unterzeichnung	eines	Vertrags	zum	Bau	einer	Ölraffinerie.	Das

Medienbüro	der	Regierung	Dubais	bezeichnete	Pa	als	den	Vorsitzenden



von	China	Sonangol.

Die	wichtigsten	Unternehmen	in	Sam	Pas	Netz	sind	mit	der	Adresse	Two

Pacific	Place,	88	Queensway	in	Hongkong	registriert.	Sie	gab	der	Gruppe

ihren	inoffiziellen	Namen	»Queensway	Group«.

Robert	Mugabe	verlor	durch	ein	auf	umstrittene	Wahlen	folgendes

Abkommen	zur	Aufteilung	der	Macht	2008	die	Kontrolle	über	das

simbabwische	Finanzministerium.	Um	Gelder	außerhalb	des	Etats



aufzutreiben,	mit	denen	er	seine	Herrschaft	verlängern	wollte,	schickte

er	seine	Prügelgarden	in	die	Diamantenfelder	von	Marange.

Ein	Mob	tötete	bei	einem	Angriff	auf	das	Dorf	Kuru	Karama	in	den

Außenbezirken	der	zentralnigerianischen	Stadt	Jos	150	Menschen.	Die

Gewalt	wird	mit	ethnischen	Vorwänden	gerechtfertigt,	aber	dahinter

verbirgt	sich	der	Kampf	um	die	Kontrolle	über	die	Ölrente.

Christliche	Mörder	in	Jos	pinselten	den	Namen	des	Staatsgouverneurs,

Jonah	Jang,	auf	die	Mauer	eines	ausgebrannten	Hauses	in	einem

muslimischen	Viertel.	»Er	ist	ein	Extremist«,	sagt	ein	Gemäßigter,	der

früher	ein	hohes	Amt	im	Staat	innehatte.	»Er	hat	ausgeprägt



tribalistische	Ansichten.«

Cecil	Rhodes,	der	als	»der	erste	der	neuen	Dynastie	von	Geldkönigen,	die

sich	in	jüngster	Zeit	zu	den	wahren	Herrschern	der	modernen	Welt

entwickelt	haben«,	bezeichnet	wurde,	war	der	Archetyp	der	Kräfte,	die

politische	Eroberung	mit	der	Kontrolle	über	afrikanische	Ressourcen

verbinden.



7	Finanzen	und	Cyanid

Für	 die	 Fauna	 im	 Umfeld	 des	 Dorfes	 Kwamebourkrom	 in
Zentralghana	 wurde	 das	 Leben	 Ende	 2009	 ein	 wenig	 leichter.	 Die
beiden	 Jagdhunde	 Skimpy	 und	 Don’t	 Forget,	 die	 ihr	 Leben	 damit
zugebracht	hatten,	Beute	im	Busch	zu	fangen,	um	das	aus	Fisch	und
Getreide	bestehende	Futter	zu	ergänzen,	das	sie	von	 ihrem	Besitzer
erhielten,	 bellten	 zum	 letzten	Mal,	 als	 ihr	Herrchen	 ihnen	 ein	 paar
Fische	 aus	 dem	 frischen	 Fang	 zuwarf.	 Jetzt	 hatten	 die	 Antilopen,
Stachelschweine	 und	 feisten	 Äser,	 die	 das	 hohe	 Steppengras
bewohnen,	zwei	Raubtiere	weniger	zu	fürchten.	Erst	später	kam	Kofi
Gyakah	zu	der	Überzeugung,	dass	Skimpy	und	Don’t	Forget	vergiftet
worden	waren.

Jenseits	 des	 Teichs,	 in	 dem	 Gyakah	 täglich	 seine	 Netze	 auswirft,
und	hoch	über	den	strubbeligen	Büschen	zeichnete	sich	der	rote	Arm
eines	Krans	gegen	den	Himmel	ab.	Normalerweise	hörten	die	dreißig
Dorfbewohner	 jeden	Tag	um	die	Mittagszeit	das	 laute	Geräusch	von
Explosionen.	 Nachts	 raubte	 der	 Lärm	 von	 Maschinen	 zur
Verkleinerung	von	Steinen	ihnen	den	Schlaf.

Drei	 Jahre	 zuvor	 hatte	 das	 größte	 US-Unternehmen	 im
Goldbergbau,	 Newmont,	 mit	 Hilfe	 der	 International	 Finance
Corporation	(IFC)	–	der	für	Kredite	an	den	Privatsektor	zuständigen
Abteilung	der	Weltbank	–	die	erste	Phase	seines	700	Millionen	Dollar
teuren	Minenprojekts	Ahafo	fertiggestellt.	Noch	einmal	drei	Jahre	vor
dieser	 Kreditvergabe	 an	 Newmonts	 neue	 Mine	 in	 Ghana	 hatte	 die
Weltbank	 eine	 interne	 Überprüfung	 ihrer	 Programme	 im
ghanaischen	Bergbau	durchgeführt.	Die	Bank	und	die	IFC	hatten	sich
schon	 seit	 Anfang	 der	 1980er	 um	 die	 Wiederbelebung	 des
schwächelnden	Minensektors	in	Ghana	bemüht.	Die	Programme	der
Bank	zielten	darauf	ab,	die	staatseigenen	Minen	auf	Vordermann	zu



bringen,	private	Investitionen	anzuziehen	und	Kleinunternehmen	im
Bergbaubereich	 zu	 fördern.	 Doch	 alles	 in	 allem	 war	 nichts	 dabei
herausgekommen.	 Die	 interne	 Überprüfung	 wies	 auf	 zahlreiche
Mängel	 der	 Programme	 hin,	 unter	 anderem	 die	 »völlig	 unwahre«
Behauptung,	 der	 Bergbau	 in	 Ghana	 verursache	 nur	 geringe

Umweltschäden.1	Der	dem	Vorstand	der	Weltbank	vorgelegte	Bericht
kam	 zu	 dem	 Schluss,	 aufgrund	 der	 niedrigen	 Steuern	 für
ausländische	 Minenunternehmen,	 der	 geringen	 Beschäftigung	 von
Ghanaern	 und	 der	 kärglichen	 Entschädigung	 für	 die	Menschen,	 die
im	 Umfeld	 der	 Minen	 lebten,	 sei	 es	 »unklar,	 was	 der	 tatsächliche
Nettonutzen	[des	Minensektors]	für	Ghana	ist«.

Dennoch	hatte	 sich	 die	 IFC	 engagiert	 und	Newmont	 einen	Kredit
über	 125	 Millionen	 Dollar	 für	 die	 neue	 Mine	 in	 Ahafo	 gegeben.
Dadurch	 verloren	 neuntausendfünfhundert	 Menschen	 ihren
Wohnort,	 doch	 Kofi	 Gyakah	 und	 die	 anderen	 Bewohner
Kwamebourkroms	blieben	in	 ihren	strohgedeckten	Lehmhütten	und
widmeten	sich	weiter	dem	Getreideanbau,	der	Fischerei	und	der	Jagd
auf	Tiere	im	Busch,	so	wie	sie	es	immer	getan	hatten.	Bald	schloss	die
Schule,	 in	 die	 sie	 ihre	 Kinder	 schickten.	 Der	 Lärm	 wurde
unerträglich.	Dann	kam	das	Cyanid.

Natriumcyanid	 ist	 ein	 Stoff,	 der	 beim	Abbau	 von	Gold	 verwendet
wird,	 um	 das	Metall	 von	 den	 Erzen	 zu	 trennen,	 die	 zusammen	mit
ihm	 aus	 dem	 Boden	 befördert	 werden.	 Am	 12.	 Oktober	 2009
veröffentlichte	Newmont	eine	Erklärung,	in	der	es	hieß,	ein	defekter
Sensor	habe	ein	»geringfügiges	Austreten«	cyanidhaltiger	Flüssigkeit
aus	der	Ahafo-Mine	verursacht.	Das	Leck	sei	»auf	dem	Gelände	des
Bergwerks	 eingedämmt	 und	 neutralisiert«	 worden	 und	 es	 sei
»flussabwärts	des	Standorts	keine	Wasserverschmutzung	gefunden«
worden.	 Das	 Unternehmen	 versuchte	 aber	 weiterhin,	 dem	 Grund
»eines	kurzfristigen	Umwelteinflusses	auf	die	Fischsterblichkeit«	auf

die	Spur	zu	kommen.2



Die	 Giftkonzentration	 in	 der	 Flüssigkeit,	 die	 aus	 der	Mine	 in	 die
Wasserwege	 in	 der	 Umgegend	 Kwamebourkroms	 und	 seiner
Nachbardörfer	geflossen	war,	war	zu	niedrig,	um	eine	Bedrohung	für
die	Menschen	darzustellen,	aber	den	Lebewesen	im	Wasser	erging	es
weniger	gut.	Kurz	nach	dem	Leck	bei	Newmont	 fanden	Gyakah	und
andere	 Fischer	 die	 Fische	 in	 ihrem	 Teich	 tot	 an	 der	 Oberfläche
treibend	 vor.	 Eine	 Delegation	 von	 Newmont	 brachte	 dem	 Dorf
sauberes	 Wasser	 –	 aber	 die	 Dorfbewohner	 erinnerten	 sich	 daran,
dass	 der	 Sicherheitsmann	 des	 Teams	 sich	 seinen	 eigenen
Wasservorrat	mitgebracht	hatte.	Sechs	Monate	nach	dem	Austritt	der
Flüssigkeit	 erklärte	 Newmont,	 es	 werde	 der	 Anordnung	 des
ghanaischen	 Umweltministeriums	 auf	 Zahlung	 einer	 Entschädigung
folgen,	 unterstrich	 dabei	 aber,	 eine	 staatliche	 Kommission,	 die	 das
Leck	 untersucht	 hatte,	 habe	 »keine	 Beweise	 für	 nachteilige

Konsequenzen	 für	 menschliches	 Leben	 oder	 Eigentum	 gefunden«.3

Das	 Geld	 würde	 zwischen	 den	 »Entwicklungsbedürfnissen	 der
betroffenen	Gemeinden«	und	zwei	staatlichen	Regulierungsbehörden
aufgeteilt.	 Anhand	 der	 Produktionszahlen	 Ahafos	 und	 des
Goldpreises	 zum	Zeitpunkt	 der	 Einigung	 lässt	 sich	 berechnen,	 dass
Newmont	 etwa	 dreieinhalb	 Tage	 brauchte,	 um	 die	 4,9	 Millionen
Dollar,	deren	Zahlung	es	zugestimmt	hatte,	wieder	hereinzubringen.

Als	 ich	 das	Gebiet	 einen	Monat	 nach	 dem	Vorfall	 besuchte,	 hatte
das	Wort	 »Cyanid«	 bereits	 Eingang	 in	 den	 lokalen	Dialekt	 des	 Twi,
der	 wichtigsten	 einheimischen	 Sprache	 in	 Ghana,	 gefunden.	 Kofi
Gyakah	 sagte	 mir,	 er	 habe	 kein	 Vertrauen	 zu	 dem	 Newmont-
Vertreter,	 der	 in	 das	 Dorf	 gekommen	 war,	 um	 den	 Bewohnern	 zu
versichern,	 ihrem	 Wasser	 drohe	 keine	 Gefahr.	 Ihm	 jedenfalls
schienen	 der	 Tod	 Skimpys	 und	 Don’t	 Forgets	 auf	 das	 genaue
Gegenteil	 hinzudeuten.	 Gyakah	 trug	 ein	 zerknittertes	 Hemd	 und
einen	 gepflegten	 Schnurrbart	 und	 zeigte	mir	 den	Teich	 des	Dorfes.
Ich	 fragte	 ihn,	wie	viele	Fische	zugrunde	gegangen	waren.	Während



seine	Tochter	schüchtern	hinter	seinem	Bein	hervorlugte,	wurde	sein
Blick	sehr	hart.	»Eine	Menge«,	sagte	er.	Wir	setzten	uns	auf	dem	Platz
aus	 gestampfter	 Erde	 zwischen	 den	 Hütten	 des	 Dorfes	 nieder.	 Ein
Lehrer	 aus	 der	 Gegend,	 der	 mich	 begleitet	 hatte,	 übersetzte.	 »Das
Leben	 hier	 ist	 alles	 andere	 als	 einfach«,	 sagte	 Gyakah.	 »Wir	 sind
machtlos.«

Als	die	International	Finance	Corporation	2005	ankündigte,	sie	plane,
in	 die	Entwicklung	der	Ahafo-Mine	durch	Newmont	 zu	 investieren,
betrug	 die	 Marktkapitalisierung	 Newmonts,	 das	 heißt,	 der
Gesamtwert	 all	 seiner	 Anteile	 an	 der	 New	 Yorker	 Aktienbörse,
17,5	Milliarden	Dollar	und	damit	das	Doppelte	des	BIP	der	Wirtschaft
Ghanas.	 Newmonts	 –	 rasch	 wachsender	 –	 Jahresumsatz	 lag	 bei
4,5	 Milliarden	 Dollar,	 und	 es	 machte	 mit	 Operationen	 auf	 vier
Kontinenten,	 bei	 denen	 neun	 Prozent	 des	 weltweit	 abgebauten
Goldes	 produziert	 wurden,	 434	 Millionen	 Dollar	 Profit.	 Allein	 die
Ahafo-Konzession	 betraf	 ein	 Goldlager,	 das	 insgesamt	 etwa	 zwölf
Milliarden	Dollar	wert	war.	 2006	bewilligte	 IFC	aus	eigenen	Mitteln
einen	 Kredit	 von	 75	 Millionen	 Dollar	 für	 die	 Ahafo-Mine	 und
arrangierte	 außerdem	Kredite	 über	weitere	 50	Millionen	Dollar	 von
kommerziellen	 Banken,	 darunter	 Rothschild	 und	 die	 Royal	 Bank	 of
Scotland.	 Auch	 dieses	 Paket	 repräsentierte	 nur	 bescheidene	 sieben
Prozent	der	Gesamtschulden	Newmonts	von	1,9	Milliarden	Dollar.

Newmont	hatte	eine	gute	Bonitätsbeurteilung	und	hätte	sich	leicht
ohne	 die	 Hilfe	 von	 IFC	 von	 kommerziellen	 Banken	 Geld	 leihen
können.	 Laut	 Satzung	 darf	 die	 IFC	 eigentlich	 keine	 Kredite	 an
Unternehmen	 vergeben,	 die	 diese	 auch	 anderswo	 zu	 vernünftigen
Bedingungen	 bekommen	 könnten.	 Aber	 seit	 ihrer	 Gründung	 als
Subunternehmen	 der	 Weltbank	 1956	 hat	 sich	 die	 Rolle	 der	 IFC
erweitert.	 Die	 treibende	 Kraft	 hinter	 der	 Gründung	 der	 IFC	 war
Robert	 L.	 Garner,	 ein	 Wall-Street-Banker.	 Die	 Weltbank	 und	 der
Internationale	Währungsfonds,	deren	jeweiliger	Gründungsauftrag	in



der	 Unterstützung	 des	 wirtschaftlichen	 Wiederaufbaus	 nach	 dem
Krieg	 und	 der	 Sicherung	 stabiler	Wechselkurse	 bestand,	 arbeiteten
eigentlich	 nur	 mit	 Staaten	 zusammen.	 Garner	 sah	 jedoch	 die
Notwendigkeit	 für	 eine	 multilaterale	 Institution,	 die	 auch	 solche
Privatinvestitionen	 in	 unterentwickelten	 Ländern	 unterstützte,	 die
die	 traditionellen	 Geldgeber	 für	 zu	 riskant	 hielten.	 »Ich	 war	 fest
davon	 überzeugt,	 dass	 die	 weniger	 entwickelten	 Länder	 mit	 der
Schaffung	einer	funktionierenden	Privatindustrie	weitaus	am	besten

fahren	würden«,	meinte	Garner.4

So	nahm	die	ICF	mit	Garner	als	erstem	Präsidenten	in	Washington
ihre	Tätigkeit	auf.	Sie	hatte	zwölf	Angestellte,	ein	autorisiertes	Kapital
von	100	Millionen	Dollar	und	ein	begrenztes	Mandat	zur	Vergabe	von
Krediten.	 Im	 Lauf	 der	 Zeit	 verwandelte	 sie	 sich	 letztlich	 in	 eine
Investmentbank,	 nur	 dass	 ihre	 Anteilseigner	 genau	 wie	 bei	 der
Weltbank	und	dem	IWF	die	Mitgliedsstaaten	waren	–	im	Fall	der	IFC
184.	 Zu	 den	 Aufgaben	 der	 IFC	 gehörten	 später	 auch
Direktinvestitionen	 in	 Unternehmen	 und	 die	 Erbringung	 eigener
Finanzmittel	durch	Ausgabe	von	Obligationen	auf	den	internationalen
Kapitalmärkten.	 Sie	 war	 im	 Bereich	 der	 Wirtschaftsberatung	 tätig
und	 finanzierte	 Privatisierungen.	 Bis	 2013	 hatte	 sie	 Aktivposten	 im
Wert	 von	 78	 Milliarden	 Dollar	 angehäuft,	 womit	 die	 IFC,	 wenn	 sie
eine	normale	Bank	wäre,	zu	den	dreißig	größten	Banken	in	den	USA
zählen	würde.	Sie	macht	Jahr	um	Jahr	mehr	als	eine	Milliarde	Dollar
Gewinn	an	Projekten	in	hundert	Ländern.	Ein	Fünftel	ihrer	Projekte
liegen	 im	 Afrika	 südlich	 der	 Sahara,	 wo	 sie	 Unternehmungen
unterstützt,	die	von	der	Geflügelzucht	in	der	Elfenbeinküste	über	den
Wohnungsbau	 in	 Kenia	 bis	 zu	 Ölexplorationen	 entlang	 des
mittelafrikanischen	 Grabenbruchs	 reichen.	 Als	 Zweig	 der	Weltbank
haben	sich	 ihre	Ziele	von	der	Bereitstellung	von	Finanzen,	wo	diese
schwer	zu	bekommen	sind,	auf	den	Kampf	zur	Beseitigung	extremer
Armut	bis	2030	und	die	Mission	zur	»Förderung	geteilter	Prosperität



in	allen	Entwicklungsländern«	erweitert.

Über	die	IFC	läuft	auch	der	größte	Teil	der	Weltbankausgaben	für
die	Öl-,	Gas-	und	Minenindustrie.	Zwischen	2000	und	2012	stellte	sie
jedes	 Jahr	 mehr	 als	 800	 Millionen	 Dollar	 für	 die	 Finanzierung
derartiger	 Projekte	 zur	 Verfügung.	 Investitionen	 im	 Öl-	 und
Bergbaubereich	 machen	 nur	 einen	 kleinen	 Bruchteil	 der	 gesamten
IFC-Ausgaben	 aus,	 aber	 die	 Bank	 ist	 an	 einigen	 sehr	 großen	 –	 und
sehr	 umstrittenen	 –	 Projekten	 in	 diesen	 Branchen	 beteiligt	 und
arbeitet,	gerade	in	Afrika,	mit	einigen	der	mächtigsten	Unternehmen
in	 diesem	 Sektor	 zusammen.	 Einige	 dieser	 Projekte	 waren
spektakuläre	Fehlschläge.

2000	einigten	sich	die	Weltbank	und	die	IFC	auf	die	Unterstützung
eines	 3,5	 Milliarden	 Dollar	 schweren	 Ölgeschäfts	 im	 Tschad,	 einem
zwischen	Niger	und	dem	Sudan	gelegenen	Meer	von	Elend	und	Krieg.
Es	 sollte	 ein	 Prestigeprojekt	 werden,	 das	 zeigen	 würde,	 dass
Öleinnahmen	zum	Wohle	aller	genutzt	werden	können.	Leider	hatte
es	einen	schlechten	Start,	als	der	Präsident	des	Landes,	Idriss	Déby,
sofort	 damit	 begann,	 die	 Ölrente	 zur	 Finanzierung	 des	 Militärs
abzuzweigen,	das	ihn	seit	1990	maßgeblich	mit	an	der	Macht	gehalten

hatte.5	 Die	 4,5	 Millionen	 Dollar,	 die	 Déby	 an	 die	 Armee	 überwies,
stammten	 zwar	 aus	 der	 Sonderzahlung	 anlässlich	 der
Unterzeichnung	 des	 Vertrags,	 mit	 dem	 sich	 Chevron	 und	 andere
Ölkonzerne	 die	 Rechte	 auf	 Ölförderung	 im	 Tschad	 und	 den	 Export
des	 Öls	 über	 eine	 Pipeline	 durch	 Kamerun	 an	 die	 Küste	 gesichert
hatten,	und	nicht	direkt	aus	den	200	Millionen	Dollar,	die	die	IFC	für
das	Projekt	zusammengebracht	hatte.	Doch	es	wurde	rasch	klar,	dass
die	Zusagen,	die	die	 IFC	von	der	Déby-Regierung	als	Gegenleistung
für	ihre	Unterstützung	bekommen	hatte,	wertlos	waren.	Dabei	hatte
Débys	 Regierung	 einem	 innovativen	 Mechanismus	 zugestimmt,	 der
dafür	 sorgen	 sollte,	 dass	 die	 Einnahmen	 zunächst	 an	 »prioritäre
Sektoren«	wie	Gesundheitsversorgung,	den	Bildungssektor	und	in	die



Wasserversorgung	der	Wüstennation	gehen	sollten.	Doch	sobald	das
Öl	zu	fließen	begann,	fügte	er	zur	Prioritätenliste	einfach	den	Posten
»Sicherheit«	 hinzu,	 wodurch	 das	 Ölgeld	 problemlos	 in	 die	 Kassen
seiner	Streitkräfte	fließen	konnte.	Die	Wirtschaft	des	Tschads	wuchs
dank	des	Beginns	der	Ölproduktion	um	30	Prozent,	2004	die	höchste
Wachstumsrate	 der	 Welt,	 doch	 Nutznießer	 davon	 war	 fast
ausschließlich	das	Regime	Débys.	Gestärkt	durch	all	das	Ölgeld	sieht
Déby	 heute	 dem	 25.	 Jahrestag	 seines	 Herrschaftsantritts	 im	 Tschad
entgegen.

Dieser	 Scherbenhaufen	 im	 Tschad	 versetzte	 dem	Gedanken,	 eine
Beteiligung	 der	 IFC	 könne	 an	 den	 ruinösen	 Auswirkungen	 der
Rohstoffrenten	etwas	ändern,	einen	schweren	Schlag.	Die	IFC	machte
trotzdem	weiter,	da	 ihre	Chefs	entschlossen	waren,	sich	einen	Platz
in	 den	 Machtetagen	 einer	 Industrie	 zu	 sichern,	 zu	 der	 einige	 der
reichsten	 und	 wichtigsten	 Unternehmen	 der	 Welt	 gehörten.	 In
Guinea	 übernahm	 die	 IFC	 nun	 einen	 Anteil	 an	 dem	 lang
hinausgeschobenen	 Projekt	 Rio	 Tintos,	 mit	 dem	 das
Eisenerzvorkommen	 in	 Simandou	 entwickelt	 werden	 sollte.	 Doch
einige	hohe	guineische	Beamte	hatten	das	Gefühl,	im	Kampf	zwischen
einem	 armen	 Land	 und	 einem	 gigantischen	 Bergbauunternehmen,
das	 es	 offenbar	 nicht	 eilig	 hatte,	 eines	 der	 größten	 industriellen
Entwicklungsprojekte	 in	 der	 Geschichte	 Afrikas	 in	 Gang	 zu	 setzen,

stehe	die	 IFC	auf	der	 falschen	Seite.6	Die	 IFC	konnte	genau	wie	Rio
Tinto	 argumentieren,	 komplexe	 Projekte	 von	 der	 Größe	 Simandous
bräuchten	 immer	 viele	 Jahre	 zu	 ihrer	Realisierung.	 Aber	manchmal
war	 die	 IFC	 durchaus	 bereit,	 sogar	 übertrieben	 hastig	 vorzugehen.
Sie	war	 so	begierig,	weitere	Gelder	 ins	Land	 zu	pumpen	und	damit
ihren	 Einfluss	 aufrechtzuerhalten,	 dass	 sie	 2012	 noch	 vor	 der
Fertigstellung	 der	 Berichte	 über	 die	 voraussichtlichen	 sozialen	 und
ökologischen	Folgen	der	Mine	nochmals	 150	Millionen	Dollar	 in	 die
Entwicklung	 Simandous	 investierte.	 Dabei	 bewilligte	 die	 IFC	 diese



Investition,	obwohl	ihr	mächtigster	Anteilseigner,	die	US-Regierung,
die	Entscheidung	nicht	unterstützte	und	stattdessen	darauf	hinwies,
es	 wäre	 klüger	 gewesen,	 vor	 einer	 Unterstützung	 des	 Projekts	 erst
seine	Auswirkungen	auf	das	auszuloten,	was	die	IFC	selbst	eine	»Bio-

Diversität«	genannt	hatte.7

Während	 sie	 ihren	 Wirkungsbereich	 auf	 afrikanische	 Öl-	 und
Mineninteressen	ausdehnten,	bekannten	sich	die	Führer	der	 IFC	zu
einem	 unerschütterlichen	 Glauben	 an	 das	 Potential	 der
Rohstoffindustrie	zum	Dienst	am	Gemeinwohl,	obwohl	eine	traurige
Geschichte	hier	in	eine	ganz	andere	Richtung	weist.	2006	schlug	die
IFC	 vor,	 in	 ein	 britisches	 Unternehmen	 namens	 Lonmin	 zu
investieren,	das	südafrikanisches	Platin	schürfte,	»um	Lonmin	dabei
zu	helfen,	Weltklassestandards	 in	der	Sicherheit	und	Effizienz	 in	all
ihren	 Minenoperationen	 [zu]	 erreichen	 und	 um	 eine	 nachhaltige

Entwicklung	 in	 der	 den	 Bergbau	 umgebenden	Region	 zu	 fördern«.8

Das	erklärte	Ziel	dieser	Partnerschaft	zwischen	IFC	und	Lonmin	war
äußerst	 lobenswert	 –	 die	 Änderung	 der	 schrecklichen	 Entwicklung
im	 Bergbau	 Südafrikas.	 Die	 IFC-Chefs	 erklärten	 dem	 Vorstand	 der
Weltbank,	 im	 Falle	 eines	 Erfolges	 werde	 diese	 Partnerschaft	 »in
Südafrika	 einen	 neuen	 Standard	 für	 die	 Beziehung	 der
Minenindustrie	zum	Land	und	zu	den	Menschen	etablieren	und	eine
nachhaltige	 und	 dem	 gegenseitigen	 Vorteil	 dienende	 Partnerschaft
mit	den	Gemeinden	im	Umfeld	der	Bergwerke	schaffen«.

Die	 IFC	 investierte	 50	 Millionen	 Dollar	 in	 Lonmin	 und	 stellte
weitere	 100	 Millionen	 Dollar	 als	 Kredit	 zur	 Verfügung.	 Aber	 ihre
Strategie	 war	 von	 Anfang	 an	 verfehlt.	 Wie	 der	 Ombudsmann	 der
Weltbank	 später	 herausfand,	 hatte	 die	 IFC	 den	 wachsenden
Spannungen	 zwischen	 dem	 Lonmin-Management	 und	 den
Bergarbeitern	 der	 Marikana-Mine	 Lonmins	 nicht	 genügend
Aufmerksamkeit	geschenkt.	Unter	den	Bergarbeitern	wuchs	der	Zorn
über	 ihre	 Arbeitsbedingungen.	 Im	 August	 2012	 explodierten	 die



Spannungen	und	es	 floss	Blut.	Die	Szenerie,	 in	der	Polizisten	scharf
auf	Demonstranten	schossen,	war	weit	entfernt	vom	Bild	der	neuen
Morgenröte	 in	 der	 südafrikanischen	 Minenindustrie,	 das	 die	 IFC
heraufbeschworen	 hatte,	 als	 sie	 in	 Lonmin	 investierte.	 Stattdessen
erinnerte	sie	an	die	Kluft,	die	auch	weiterhin	zwischen	denen	besteht,
die	 von	 den	 natürlichen	 Reichtümern	 des	 Landes	 profitieren,	 und
denen,	die	sie	aus	dem	Boden	holen.

Die	 Untersuchung	 des	 Ombudsmanns	 nach	 dem	 Marikana-
Massaker	zeigte	nicht	nur,	dass	die	ICF	die	Gewaltexplosion	in	ihrem
eigenen	Projekt	nicht	vorhergesehen	hatte,	 sondern	stellte	auch	die
gesamte	Herangehensweise	der	IFC	an	solche	Investitionen	in	Frage.
Mit	 Minderheitenanteilen	 an	 öffentlich	 gehandelten	 Unternehmen
hatte	 die	 IFC	 wie	 jeder	 andere	 Investor	 Anspruch	 auf	 Dividenden.
Doch	ungeachtet	 ihrer	Versuche,	wie	 eine	 private	Bank	 auszusehen
und	zu	handeln,	hat	die	IFC	immer	noch	den	Auftrag,	einen	Einfluss
auf	 diese	 Unternehmen	 auszuüben.	 Aber	 diesen	 haben
Minderheiteninvestoren	in	der	Regel	kaum.	Mit	ihren	Investitionen	in
Lonmin	und	anderswo	stellte	 IFC	das	Geld	der	Steuerzahler	großen
privaten	 Öl-	 und	 Bergbauunternehmen	 zu	 Verfügung,	 deren
wichtigstes	Ziel	in	der	Bereicherung	ihrer	Anteilseigner	bestand	und
deren	Handlungsweise	 die	 IFC	 nur	wenig	 beeinflussen	 konnte.	 Das
Argument	 des	 Managements	 war,	 die	 IFC	 könne	 durch	 ihre
Investitionen	Druck	 zugunsten	 von	Reformen	 ausüben.	Doch	 schon
lange	 bevor	 Skimpy	 and	Don’t	 Forget	 im	Umfeld	 der	Goldmine	 von
Newmont	 in	 Ghana	 den	 Tod	 fanden,	 hatte	 die	 IFC	 deutliche
Warnungen	 erhalten,	was	 die	 Gefahren	 ihrer	 Unterstützung	 für	 die
Öl-	und	Minenindustrie	in	Afrika	und	anderswo	betraf.

Im	Juni	2001	bekam	Emil	Salim	einen	Anruf	von	James	Bond.9	Salim
war	ein	brillanter	Wirtschaftswissenschaftler	mit	 einem	Doktorgrad
der	 University	 of	 Berkeley	 und	 außerdem	 zehn	 Jahre	 lang	 der
Umweltminister	 Indonesiens.	 Bond	 war	 der	 ehemalige	 Leiter	 der



Bergbauabteilung	der	Weltbank.	James	Wolfensohn,	ein	australischer
Banker,	 der	 damals	 in	 seiner	 zweiten	Amtszeit	 Leiter	 der	Weltbank
war,	 hatte	 beschlossen,	 eine	 unabhängige	 Überprüfung	 einzuleiten,
um	zu	klären,	ob	die	Projekte	der	Bank	im	Bereich	der	Förderung	der
extraktiven	 Industrien	 –	 Öl,	 Gas,	 Bergbau	 –	 ihrem	 Mandat
entsprachen,	 die	weltweite	 Armut	 zu	 verringern.	 Salim,	 sagte	 Bond
ihm	am	Telefon,	sei	dafür	genau	der	richtige	Mann.

Es	 war	 der	 Augenblick,	 in	 dem	 die	 Stützen	 der
Weltwirtschaftsordnung	 –	 die	 Weltbank,	 der	 IWF	 und	 die
Welthandelsorganisation	WTO	–	sich	ungewöhnlich	stark	im	Blickfeld
befanden.	 Erst	 zwei	 Jahre	 vorher	 waren	 Zehntausende	 von
Demonstranten	zum	WTO-Gipfel	in	Seattle	gekommen,	um	die	WTO
als	Strohmann	des	globalen	Kapitals	zu	denunzieren	und	sich	heftige
Kämpfe	 mit	 der	 Bereitschaftspolizei	 zu	 liefern.	 Tausende
demonstrierten	 gegen	 die	 Jahrestreffen	 von	 Weltbank	 und	 IWF	 in
Washington,	 um	 einem	 Katalog	 von	 Forderungen	 Ausdruck	 zu
verleihen,	zu	denen	auch	die	Beendigung	der	Investitionen	der	Bank
in	die	Öl-	und	Minenindustrie	 gehörte.	 Salim	nahm	den	Auftrag	 an
und	 schrieb,	 er	 tue	 dies	 »im	 vollen	 Vertrauen,	 dass	 die	 [Weltbank]
den	aufrichtigen	Willen	hat,	sich	von	einem	konventionellen	Ansatz	à
la	»weiter	wie	bisher«	zu	verabschieden	und	sich	einer	nachhaltigen

Entwicklung	zuzuwenden«.10

In	den	nächsten	beiden	 Jahren	 führte	Salim	die	Aufsicht	über	ein
halbes	Dutzend	Forschungsprojekte	 und	 entsendete	Teams,	 die	 von
der	Weltbank	unterstützte	Öl-	und	Minenprojekte	besuchten	und	 in
Afrika,	 Südamerika,	 Osteuropa	 und	 Asien	 Podiumsdiskussionen
veranstalteten.	 Obwohl	 manche	 Aktivisten	 sich	 gesorgt	 hatten,	 das
Ganze	könnte	 in	einer	Schönfärberei	enden	–	 immerhin	hatte	Salim
unter	 der	 Suharto-Diktatur	 in	 Indonesien	 gedient	 und	 dabei
zeitweise	den	Eindruck	erweckt,	der	Rohstoffindustrie	sehr	ergeben
zu	 sein	 –,	 waren	 die	 Ergebnisse	 seines	 im	 Dezember	 2003



veröffentlichten	Berichts	vernichtend.11

Salims	 Rechercheure	 pflügten	 sich	 durch	 die	 von	 der	 Weltbank
selbst	gesammelten	Daten	zu	Ländern,	deren	Wirtschaft	vom	Export
natürlicher	Ressourcen	abhängig	war.	Sie	 fanden	heraus,	dass	arme
Länder	mit	 großen	 Rohstoffvorräten	 zwischen	 1960	 und	 2000	 zwei
bis	drei	Mal	 langsamer	gewachsen	waren	als	die,	die	keine	besaßen.
Im	Lauf	dieser	vierzig	Jahre	waren	von	den	fünfundvierzig	Ländern,
denen	es	nicht	gelang,	ein	beständiges	Wachstum	aufrechtzuerhalten,

alle	außer	sechs	stark	von	Öl	oder	vom	Bergbau	abhängig.12	Während
der	 1990er	 Jahre	ging	es	 jedem	Land,	das	von	der	Weltbank	Kredite
bekam,	 umso	 schlechter,	 je	 stärker	 es	 von	 extraktiven	 Industrien
abhängig	war.	 So	 kamen	 Salim	 und	 sein	 Team	 zu	 dem	 Schluss,	 die
Karten	in	diesem	Spiel	seien	gezinkt	–	und	die	Weltbank	stehe	auf	der
falschen	Seite.	 »Zwischen	den	großen	Unternehmen	der	extraktiven
Industrie	 und	 der	 Zivilgesellschaft,	 den	 Regierungen	 der
Entwicklungsländer	und	den	lokalen	Gemeinden	überall	auf	der	Welt
besteht	eine	tiefe	Kluft	im	Hinblick	auf	Wissen,	Macht	und	finanzielle
sowie	 technische	 Ressourcen«,	 so	 das	 Forschungsergebnis	 Salims.
»Die	 Ungleichheiten	 zwischen	 lokalen	 Gemeinschaften	 und
transnationalen	 Gesellschaften	 sind	 nicht	 nur	 wirtschaftlicher	 Art,
sondern	liegen	auch	im	Zugang	zu	politischer	Macht	und	Information
und	der	Fähigkeit,	sich	im	Rechtssystem	zurechtzufinden	und	es	für
sich	zu	nutzen.«	Hier	beschrieb	Salim	in	der	trockenen	Sprache	der
Weltbank	 die	 Plünderungsmaschine:	 die	 Allianz	 zwischen	 den
Schattenregierungen	 und	 der	 Rohstoffindustrie,	 die	 über	 die
Menschen,	 die	 an	 den	 Fundstätten	 von	 Öl	 und	 Mineralien	 leben,
einfach	hinwegtrampelt.

Salims	 Bericht	 untersuchte	 die	 Bilanz	 der	 Weltbank	 und	 ihrer
beiden	 mit	 der	 Zusammenarbeit	 mit	 Privatunternehmen	 betrauten
Zweige,	 der	 IFC	 und	 der	Multilateral	 Investment	Guarantee	 Agency
(MIGA),	 die	 Unternehmen,	 die	 in	 instabilen	 Ländern	 investieren,



gegen	politische	Umwälzungen	versichert.	Obwohl	es	der	IFC	und	der
MIGA	laut	Salim	zeitweise	gelungen	war,	die	Öl-	und	Minenkonzerne
zu	einer	Besserung	ihres	Verhaltens	zu	bewegen,	hätten	sie	doch	sehr
wenig	getan,	um	zu	prüfen,	ob	die	Öl-	und	Bergbauinvestitionen	auch
die	Armut	linderten.	Salim	wies	darauf	hin,	dass	die	Rohstoffindustrie
durch	 Umweltverschmutzung	 (wie	 etwa	 Cyanid-Lecks),
Zwangsumsiedlungen	 und	 die	 Wegnahme	 von	 Weideland	 selbst
immer	wieder	neue	Armut	schuf.	Sein	Bericht	zitierte	Statistiken,	laut
denen	 der	 Bergbau	 der	 gefährlichste	 Beruf	 der	 Welt	 war	 und	 nur
weniger	 als	 ein	 Prozent	 aller	 Arbeiter	 beschäftigte,	 aber	 für	 fünf
Prozent	 –	 oder	 in	 absoluten	 Zahlen	 –	 14	 000	 aller	 tödlichen
Arbeitsunfälle	verantwortlich	war.	Bei	diesem	Industriezweig	schien
es	 sich	 um	 etwas	 zu	 handeln,	 was	 allem	 entgegenstand,	 das	 die
Weltbank	eigentlich	fördern	sollte.

Die	 Empfehlungen	 Salims	 waren	 explosiv.	 Sein	 Bericht	 empfahl,
IFC	 und	 MIGA	 »sollten	 nur	 solche	 Investitionen	 unterstützen,	 mit
denen	 unter	 Berücksichtigung	 aller	 Externalitäten
Nettoverbesserungen	 erzielt	 werden	 können	 und	 deren	 Einnahmen
transparent	 für	 nachhaltige	 Entwicklung	 genutzt	 werden«.	 Damit
sagte	er	im	weltbanktypischen	Politjargon,	die	beiden	Organisationen
sollten	versuchen	herauszufinden,	ob	die	Investitionen,	denen	sie	auf
den	Weg	halfen,	tatsächlich	für	die	betroffenen	Menschen	insgesamt
etwas	 Gutes	 taten	 und	 ob	 die	 Investoren	 tatsächlich	 für	 die	 vollen
Kosten	 ihrer	 Investitionen	 aufkamen,	 zu	 denen	neben	den	üblichen
Geschäftsauslagen	 eben	 auch	 ökologische	 und	 soziale	 Kosten
gehörten.	 IFC	 und	MIGA	 sollten	 nur	 in	 solche	 Projekte	 investieren,
bei	denen	die	Einnahmen	nicht	durch	korrupte	Politiker	und	Beamte
einkassiert	oder	 ins	Ausland	geschafft	würden.	Die	Angestellten	von
ICF	und	MIGA,	so	Salim	weiter,	sollten	nicht	mehr	für	die	Höhe	der
von	ihnen	angewiesenen	Gelder,	sondern	dafür	belohnt	werden,	dass
die	 von	 ihnen	 unterstützten	 Projekte	 die	 Armut	 reduzierten.
Zwangsumsiedlungen,	 um	 Platz	 für	 Öl-	 und	 Bergbauprojekte	 zu



machen,	sollten	grundsätzlich	nicht	unterstützt	werden.	Alle	Verträge
sollten	 veröffentlicht	 und	 die	 Einnahmen	 offengelegt	 werden.
Außerdem	 solle	 die	 Weltbank	 aus	 Umweltgründen	 innerhalb	 der
nächsten	 fünf	 Jahre	 ihre	 Investitionen	 in	 Ölprojekte	 einstellen.	 »Es
gibt	 für	 die	Weltbank-Gruppe	noch	 eine	Rolle	 in	 den	Bereichen	Öl,
Gas	und	Bergbau«,	schrieb	Salim,	»aber	nur,	wenn	ihr	Eingreifen	den
extraktiven	 Industrien	 den	 Weg	 ebnet,	 durch	 nachhaltige
Entwicklung	zur	Linderung	der	Armut	beizutragen.«

Salim	 und	 sein	 Team	 hatten	 harte	 Kritik	 an	 einigen	 der	 Mythen
geübt,	 die	 die	 Öl-	 und	 Minengesellschaften	 über	 ihren	 Beitrag	 zur
Reduzierung	 der	 Armut	 propagieren,	 und	 sie	 hatten	 die	 Weltbank
aufgefordert,	 konkrete	 Schritte	 zu	 unternehmen,	 um	 in	 den
schädlichsten	Aspekten	ihrer	Unterstützung	für	diese	Industrien	eine
Besserung	 zu	 erreichen.	 Neun	 Monate	 nach	 Veröffentlichung	 von
Salims	Bericht	publizierte	das	Weltbankmanagement	 seine	Antwort.
Darin	 verkündete	 es,	 es	 habe	 »diese	 Empfehlungen	 ernsthaft

geprüft«,	um	dann	auf	fast	keine	von	ihnen	wirklich	einzugehen.13

Wo	Salims	Bericht	gefordert	hatte,	niemand	dürfe	aus	dem	Gebiet
eines	 Öl-	 oder	 Bergbauprojekts	 umgesiedelt	 werden,	 ohne	 seine
»freie,	 vorherige,	 auf	Kenntnis	 der	 Fakten	beruhende	Zustimmung«
gegeben	zu	haben,	wollte	das	Management	der	Bank	nur	verlangen,
dass	 die	 Unternehmen	 für	 eine	 stark	 nach	Orwell	 klingende	 »freie,
vorherige,	auf	Kenntnis	der	Fakten	beruhende	Konsultation«	sorgten.
Die	Investitionen	im	Ölsektor	würden	weitergehen.	Salim	machte	aus
seinem	 Unmut	 kein	 Geheimnis.	 In	 einer	 bitteren	 Paraphrase	 des
Auftrags,	den	er	zu	Beginn	seiner	Arbeit	erteilt	bekommen	zu	haben
glaubte,	 bezeichnete	 er	 den	 Ansatz	 der	 Weltbankmanager	 als	 ein

»Weiter-so-wie-immer,	mit	marginalen	Veränderungen«.14

Kaum	 einen	 Monat	 nachdem	 die	 Weltbank	 die	 meisten
Schlussfolgerungen	 Emil	 Salims	 beiseite	 gewischt	 hatte,	 rückte	 ein
Tag	 der	 Brutalität	 und	Gewalt	 im	 Kongo	 die	 Art	 von	 Projekten,	 die



von	der	Weltbank	unterstützt	wurden,	erneut	in	den	Brennpunkt.

Schon	 lange	bevor	Regierungstruppen	die	Nachbarstadt	Kilwa	mit
Tod	 und	 Zerstörung	 überzogen,	 war	 das	 Management	 der	 MIGA
gewarnt	worden,	es	gebe	ernste	Fragen	hinsichtlich	der	Kupfermine
von	Anvil	Mining	 in	Dikulushi	 im	 südlichen	Kongo.	 Im	August	 2004
schrieb	 eine	 Gruppe	 kongolesischer	 und	 ausländischer
Menschenrechtsorganisationen	dem	Vorstand	der	MIGA	 einen	Brief
zum	 Anvil-Projekt,	 das	 damals	 von	 der	 MIGA	 auf	 seine

Versicherungswürdigkeit	 geprüft	 wurde.15	 Die	 Gruppen	 warfen
Fragen	 auf,	 die	 die	 angeblichen	 Entwicklungsfortschritte,	 die	 das
Bergwerk	 laut	 seinen	 Unterstützern	 bringen	 würde,	 die
Arbeitsbedingungen	und	die	Sicherheit	betrafen.	Außerdem	warnten
sie	 den	 MIGA-Vorstand	 ganz	 explizit,	 auch	 Augustin	 Katumba
Mwanke,	 der	 Architekt	 des	 Schattenstaates	 Joseph	 Kabilas,	 habe
Beziehungen	zu	dem	Projekt.

Doch	der	Vorstand	MIGAs	blieb	unbeeindruckt	und	 stimmte	bloß
einen	 Monat	 nach	 Erhalt	 der	 Warnung	 Garantien	 im	 Wert	 von
13	 Millionen	 Dollar	 zu,	 der	 ersten	 derartigen	 Genehmigung,	 seit
Salims	Bericht	erschienen	war.	Wie	bei	vielen	anderen	Transaktionen
der	MIGA	und	der	IFC	war	deren	Bedeutung	größer,	als	es	die	recht
kleine	 Summe	 vermuten	 ließ:	 Indem	 sie	 ein	 Projekt	 unterstützen,
verleihen	sie	diesem	eine	Legitimität,	hinter	der	die	Weltbank	steht,
die	 als	 die	 Wächterin	 soliden	 Wirtschaftssinns	 gilt.	 Einen	 Monat
später	 antwortete	 die	 Armee	 auf	 eine	 kleine	 und	 grotesk
dilettantische	 Rebellion	 in	 Kilwa,	 indem	 sie	 hundert	 Menschen
abschlachtete	 –	 ein	 Massaker,	 bei	 dem	 sie	 auch	 Geräte	 und	 den
Fuhrpark	von	Anvil	benutzte.

Im	 Jahr	 darauf	 versuchte	 die	 MIGA,	 sich	 gegenüber	 den
Menschenrechtsgruppen,	 die	 sie	 seinerzeit	 gewarnt	 hatten,	 zu
erklären.	 In	 der	 Zwischenzeit	 war	 eine	 Vertreterin	 einer	 der
Gruppen,	 Patricia	 Feeney,	 eine	 Expertin	 für	 den	 Bergbau	 in	 Afrika



und	Mitglied	der	Oxforder	Organisation	Rights	and	Accountability	in
Development,	 von	 einem	 Wachhund	 angegriffen	 worden,	 als	 sie
Anvils	Büro	 in	 der	 kongolesischen	Minenhauptstadt	 Lubumbashi	 zu
einem	 Treffen	 aufsuchte,	 bei	 dem	 der	 dortige	 Vertreter	 des
Unternehmens	 ihren	 Aufzeichnungen	 zufolge	 keinerlei	 Bedauern

über	das	Vorgehen	des	Militärs	 in	Kilwa	 äußerte.16	MIGA	 schrieb	 in
einem	 Brief	 an	 die	 Aktivisten,	 man	 habe	 über	 die	 Ausmaße	 der
Geschehnisse	 in	 Kilwa	 nicht	 Bescheid	 gewusst,	 bevor	 man,	 sieben
Monate	 nach	 dem	 Massaker,	 im	 April	 2005	 den	 Vertrag	 mit	 den

Garantien	 für	 Anvil	 unterzeichnet	 habe.17	 Die	MIGA	 behauptete,	 sie
habe	nach	dem	Massaker	mit	Anvil	Kontakt	aufgenommen	und	dort
die	 Auskunft	 erhalten,	 das	 Militär	 habe	 Anvils	 Ausrüstungen	 und
Fuhrpark	 requiriert.	MIGA	versicherte	den	Menschenrechtsgruppen
auch,	 sie	habe	die	Beziehung	Anvils	 zu	Katumba	überprüft,	 doch	es
habe	 »keine	 Beweise	 für	 Widerrechtliches	 gegeben«.	 Man	 sah	 also
nichts	 Unrechtes	 an	 der	 Tatsache,	 dass	 Katumba	 Vorstandsmitglied
der	 lokalen	Tochtergesellschaft	 von	Anvil	war,	 oder	 daran,	 dass	 die
Gesellschaft	 ihren	 Unternehmenssitz	 in	 Lumumbashi	 von	 ihm
mietete.

Andere	hatten	sich	wesentlich	schneller	über	die	Fakten	informiert
als	 MIGA,	 eine	 Institution,	 die	 dem	 Minenunternehmen	 öffentliche
Gelder	zur	Verfügung	gestellt	hatte.	Im	November	2004,	einen	Monat
nach	 dem	 Massaker,	 benannte	 ein	 Telegramm	 der	 US-Botschaft
Katumba	 als	 Anteilseigner	 der	 Mine	 und	 kommentierte:	 »Die
Beschuldigungen	 über	 ein	 Massaker	 an	 Zivilisten	 durch
Regierungstruppen	 sind	 absolut	 glaubwürdig,	 und	 wir	 können	 –
angesichts	 des	 großen	 Interesses	 an	 der	 Dikulushi-Mine	 in
Kinshasa	–	davon	ausgehen,	dass	die	Behörden	 [des	kongolesischen

Staates]	jede	Untersuchung	sabotieren	werden.«18

Als	 der	 Ombudsmann	 der	 Weltbank	 auf	 Verlangen	 der
Menschenrechtsgruppen	eine	Prüfung	der	MIGA-Entscheidungen	zur



Mine	Anvils	vornahm,	fand	er	Mängel	in	der	Sorgfaltsprüfung,	die	die

MIGA	 vorgenommen	 hatte,	 bevor	 sie	 Anvil	 versicherte.19	 Er	 kam
damit	 zu	 einem	 ähnlichen	 Ergebnis	 wie	 Emil	 Salims	 Bericht	 –
nämlich,	 dass	 die	 MIGA	 nicht	 die	 Qualifikation	 besaß,	 die	 sozialen
Auswirkungen	 der	 von	 ihr	 unterstützten	 Projekte	 zu	 überwachen,
aber	 diese	 Projekte	 dennoch	 weiter	 betrieb.	 Der	 Ombudsmann
erklärte,	 Fragen	 zu	 den	 Beziehungen	 Anvils	 zu	 Katumba	 befänden
sich	 außerhalb	 seines	 Mandates,	 und	 verwies	 hier	 auf	 die	 interne
Antikorruptionsabteilung	der	Bank,	das	Department	for	Institutional
Integrity	(DII).	2014,	zehn	Jahre	nach	dem	Massaker,	fragte	ich	bei	der
Weltbank,	ob	es	hier	irgendwelche	Ergebnisse	gegeben	habe.	Das	DII,
so	sagte	man	mir,	sei	den	Fragen	des	Ombudsmannes	nachgegangen,
»aber	 in	 Übereinstimmung	 mit	 seiner	 Veröffentlichungspolitik
können	 keine	 Einzelheiten	 über	 Ermittlungsprozesse	 mitgeteilt

werden«.20

Die	 Garantie	 der	 MIGA	 blieb	 gültig,	 bis	 Anvil	 in	 finanzielle
Schwierigkeiten	geriet	und	seine	Bergbauarbeiten	in	Dikulushi	2009
einstellte.	 2010	 verkaufte	 Anvil	 das	 Bergwerk	 für	 Anteile	 an	 einer
anderen	australische	Bergbaugesellschaft,	Mawson	West.	2012	kaufte
der	 chinesische	 Staatskonzern	 Minmetals	 Anvil	 für	 1,3	 Milliarden
Dollar.

Die	Arbeit	der	MIGA	mit	Anvil	lieferte	einen	»Praxisbaukasten«	für
Unternehmen,	 die	 dafür	 sorgen	 wollten,	 dass	 ihre
Sicherheitsoperationen	 die	 Menschenrechte	 berücksichtigten.	 Aber
alle	Versuche	 im	Kongo,	die	Verantwortlichen	 für	das	Massaker	zur
Rechenschaft	zu	ziehen,	schlugen	fehl.

Als	die	IFC	sich	daranmachte,	Newmont	den	Weg	für	seine	Investition
in	das	Gold	Ghanas	zu	ebnen,	hatte	sie	mit	einem	Rahmen	zu	tun,	der
sich	 von	 dem	 Chaos	 im	 Kongo,	 der	 Instabilität	 in	 Guinea	 oder	 der
schwelenden	Unzufriedenheit	im	Südafrika	nach	der	Apartheid	stark
unterschied.	Ghana,	so	die	verbreitete	Meinung,	ist	anders.	Während



der	Rest	von	Westafrika	 fast	ständig	unter	 irgendeiner	Kombination
von	Krieg,	Aufstand	und	korrupter	Diktatur	leidet,	hat	Ghana	seit	den
neunziger	 Jahren	 seine	 alten	 Probleme	 hinter	 sich	 gelassen	 und	 ist
nun	 einer	 der	 ganz	 wenigen	 afrikanischen	 Staaten,	 in	 denen
politische	Parteien	sich	heiß	umkämpfte	Wahlschlachten	liefern,	aber
wo	 der	 Verlierer	 dann	 auch	 sein	 Amt	 aufgibt.	 Es	 betrachtet	 seinen
riesigen	 Fast-Nachbarn	Nigeria	mit	 der	Haltung	 eines	 respektablen
Bürgers,	der	gezwungen	ist,	neben	einem	renitenten	Trunkenbold	zu
sitzen.	 Nach	 der	 Entdeckung	 des	 Jubilee-Ölfelds	 vor	 der	 Küste
Ghanas	 schauderte	 es	 feinsinnige	 Geschäftsleute	 in	 der	 Hauptstadt
Accra	 bei	 dem	Gedanken	 an	 den	 kommenden	 Strom	nigerianischer
Banker,	 da	 sie	 davon	 überzeugt	 waren,	 dass	 die	 gemeinsamen
Auswirkungen	von	Ölgeld	und	Korruption	Ghana	in	eine	Miniversion
des	 nigerianischen	 Erdöl-Albtraums	 verwandeln	 würden.	 Diese
Befürchtungen	 waren	 ein	 wenig	 ungerecht,	 da	 es	 durchaus	 einige
nigerianische	Banker	gab,	die	nicht	korrupt	waren	–	aber	sie	waren
dennoch	verständlich.	Ghana	hatte	etwas	zu	schützen:	den	Ruf,	dass
es	mit	seinen	Bodenschätzen	besser	umging	als	die	meisten	anderen
Staaten.

Der	 Mineralreichtum	 des	 Gebiets,	 das	 später	 zu	 Ghana	 werden
würde,	 war	 so	 groß,	 dass	 die	 europäischen	 Geschäftsleute	 und
Sklavenhändler	 es	 unter	 dem	 Namen	 »Goldküste«	 kannten.	 Die
heutige	Hauptstadt	Kumasi	ist	etwa	100	Kilometer	vom	Standort	der
von	 der	 IFC	 unterstützten	 Newmont-Mine	 in	 Ahafo	 entfernt.	 Der
Legende	zufolge	wohnt	die	Seele	des	Volkes	der	Aschanti,	die	einmal
eines	der	mächtigsten	Königreiche	dieses	Gebietes	bildeten,	in	einem
goldenen	Stuhl,	der	einst	aus	dem	Himmel	herabgestiegen	kam.	Als
ein	 Kolonialverwalter	 insistierte,	 man	 müsse	 ihm	 als	 Vertreter	 der
britischen	Krone	die	Ehre	erweisen,	auf	diesem	Stuhl	zu	sitzen,	löste
das	 einen	 Krieg	 aus.	 Vierzig	 Jahre	 nachdem	 Ghana	 1957	 als	 erste
afrikanische	 Kolonie	 die	 Unabhängigkeit	 gewonnen	 hatte,	 war
Ashanti	 Goldfields	 das	 erste	 afrikanische	 Unternehmen,	 das	 an	 die



New	 Yorker	 Aktienbörse	 ging.	 Das	 Gold	 in	 Ghana	wird	 sowohl	 von
Großunternehmen	 als	 auch	 von	Handwerkern	 abgebaut	 und	 ist	 der
bedeutendste	Exportartikel	des	Landes.	Auch	Ghana	hatte	 Jahre	der
Einparteienherrschaft	 erlebt,	 aber	 als	 in	 Ghana	Öl	 entdeckt	 wurde,
hatte	 das	 Land	 schon	 etwas	 erreicht,	 was	 auf	 dem	 Kontinent	 fast
einzigartig	war:	Es	hatte	große	Mengen	an	Rohstoffen	gefördert	und
zugleich	einen	funktionierenden,	demokratischen	Staat	aufgebaut.

Doch	sosehr	Ghanas	Gold	auch	glänzen	mag,	es	hat	das	Land	nicht
reich	 gemacht.	 Ghana	 ist	 zwar	 eines	 von	 nur	 zehn	 Ländern
Subsahara-Afrikas,	 die	 auf	 dem	 UN-Index	 für	 menschliche
Entwicklung	 einen	 »mittleren«	 Rang	 erreicht	 haben,	 während	 alle
anderen	 als	 »schwach«	 eingestuft	 werden	 (und	 einige	 Staaten	 zu
chaotisch	 oder	 autoritär	 sind,	 um	 verlässliche	 Daten	 erheben	 zu

können).21	 Doch	 Ghanas	 relativ	 günstige	 Position	 im	 Vergleich	 mit
anderen	 afrikanischen	 Staaten	 sollte	 nicht	 über	 das	 immer	 noch
bestehende	 Elend	 hinwegtäuschen;	 mit	 seinem	 Listenrang	 befindet
es	sich	zwischen	dem	Irak	und	Indien.	Auf	der	UN-Liste,	die	Länder
danach	einstuft,	wie	erfolgreich	sie	ein	gesteigertes	BIP	pro	Kopf	 in
einen	 besseren	 Lebensstandard	 der	 Bevölkerung	 umsetzen,	 steht
Ghana	 ziemlich	 weit	 vorn	 (Platz	 22,	 verglichen	 mit	 Platz	 97	 für
Äquatorialguinea),	 aber	 dennoch	 ist	 das	 Durchschnittseinkommen
etwa	Litauens	zehnmal	so	hoch	wie	das	in	Ghana,	und	ein	Drittel	aller
Ghanaer	 kann	 nicht	 lesen	 oder	 schreiben,	 was	 bedeutet,	 das	 der
Analphabetismus	 genauso	 hoch	 ist	 wie	 im	 Kongo.	 In	 dem	 Lob,	 mit
dem	 Ghana	 überschüttet	 wird,	 schwingt	 ein	 etwas	 unangenehmer
Unterton	mit,	der	zu	sagen	scheint,	 eine	milde	Form	des	Elends	sei
nun	einmal	das	Beste,	was	Afrikaner	erwarten	könnten.

Wie	 der	 Rest	 der	 afrikanischen	 Rohstoffstaaten	 beugte	 sich	 auch
Ghana	der	Orthodoxie	der	»Strukturanpassungsprogramme«,	die	die
Weltbank	 und	 der	 IWF	 seit	 Anfang	 der	 1980er	 etlichen	 Staaten
aufzwangen.	 Auf	 der	 Basis	 einer	 Reihe	 neoliberaler



wirtschaftspolitischer	Maximen,	die	als	der	»Washingtoner	Konsens«
bekannt	sind,	machen	diese	Programme	Kredite	an	arme	Länder	von
strikten	Bedingungen	abhängig.	Dazu	gehören	tiefe	Einschnitte	in	die
öffentlichen	 Ausgaben,	 die	 Privatisierung	 von	 Staatsbesitz	 und	 die
Aufhebung	von	Handelskontrollen.	Auslandsinvestitionen	wurden	als
unentbehrlich	 für	 wirtschaftliches	 Wachstum	 betrachtet.
Afrikanische	 und	 andere	 arme	 Länder	 wurden	 gemahnt,	 ihr
Äußerstes	 zu	 tun,	 um	 mit	 Steuererleichterungen	 und	 anderen
Anreizen	 multinationale	 Konzerne	 anzulocken.	 Im	 Öl-	 und
Bergbausektor	entwickelte	sich	eine	Politik	auf	Kosten	der	jeweiligen
Nachbarn,	bei	der	die	Rohstoffstaaten	darum	konkurrierten,	wer	den
ausländischen	 Gesellschaften	 die	 besten	 Bedingungen	 anbieten
konnte.	 Im	 Goldbergbau	 pendelte	 sich	 die	 Standardrate	 für
Minenabgaben	–	eine	Gebühr	auf	die	Produktion	von	Mineralien,	die
auf	 der	 Basis	 von	 Volumen,	Wert	 oder	 Gewinnträchtigkeit	 erhoben
wird	–	auf	dem	ganzen	Kontinent	auf	 etwa	drei	Prozent,	 einem	der

weltweit	niedrigsten	Werte,	ein.22

Als	 ein	 Anstieg	 der	 Nachfrage	 aus	 China	 und	 anderen
aufstrebenden	 Wirtschaften	 die	 Preise	 Mitte	 der	 2000er	 Jahre
sprunghaft	nach	oben	schnellen	ließ,	wurde	es	für	die	afrikanischen
Regierungen	 immer	 offensichtlicher,	 dass	man	 sie	 übervorteilte.	 In
Sambia,	einem	der	wichtigsten	Kupferproduzenten	der	Welt,	zahlten
Minenunternehmen	 niedrigere	 Steuersätze	 als	 die	 halbe	 Million
Sambier,	 die	 in	 dieser	 Industrie	 beschäftigt	 sind.	 2011	 gingen	 nur
2,4	 Prozent	 des	 Exporterlöses	 von	 Kupfer	 aus	 Sambia	 von	 zehn

Milliarden	Dollar	an	den	Staat.23	Auf	der	anderen	Seite	der	Grenze,	im
Kongo,	 liegt	 die	 Zahl	 mit	 immer	 noch	 winzigen	 2,5	 Prozent	 nur
hauchdünn	darüber.	Kurz	nachdem	ich	Kofi	Gyakah	2009	im	Schatten
der	Newmont-Mine	getroffen	hatte,	begab	ich	mich	zur	ghanaischen
Handelskammer	 für	 Bergbau	 in	 Accra	 und	 analysierte	 ihre	 Daten
über	die	Minenindustrie.	Im	Jahr	davor	hatte	der	Bergbau	Einkünfte



von	 2,1	 Milliarden	 Dollar	 erbracht.	 Davon	 machten	 die	 Gebühren,
Steuern	 und	 Dividenden	 aus	 Staatsanteilen	 an	 Minenunternehmen,
also	die	Summe	dessen,	was	an	den	Staat	ging,	 146	Millionen	Dollar
oder	 sieben	 Prozent	 aus	 –	 und	 das,	 bevor	 die	 Kosten	 eingerechnet
sind,	 die	 dem	 Staat	 durch	 Stromsubventionen	 für	 die
Bergbauindustrie	entstehen.	Verglichen	mit	den	45	bis	65	Prozent,	die
laut	 Schätzungen	des	 IWF	die	 effektive	weltweite	Durchschnittsrate

im	 Bergbau	 sind,	 ist	 das	 ein	 kümmerlicher	 Betrag.24	 Im	 Lauf	 der
achtzehn	 Jahre	 vorher	 hatte	 Ghana	 36	 Millionen	 Unzen	 Gold
produziert,	 eine	 Menge,	 die	 neunzigtausend	 Standardgoldbarren
entspricht.	 Ein	 hoher	 Banker,	 den	 ich	 in	 Accra	 interviewte,
formulierte	es	ganz	einfach:	 »Die	Leute	 fragen:	Wie	kommt	es,	dass
das	Land	an	hundert	Jahren	Bergbau	nichts	verdient	hat?«

Ein	ähnliche	Frage	stelle	 ich	auch	Somit	Varma,	einem	Inder,	der
stellvertretender	 Direktor	 der	 IFC	 für	 Öl,	 Gas,	 Bergbau	 und
Chemikalien	war,	als	die	Entscheidung,	in	Newmonts	Ahafo-Mine	zu
investieren,	 getroffen	 wurde,	 und	 der	 danach	 zum	 Leiter	 der
gemeinsamen	 Abteilung	 von	 IFC	 und	 Weltbank	 für	 alle
Finanzierungs-	 und	 Beratungsfragen	 in	 diesen	 Sektoren	 ernannt
worden	war.	Später	 sollte	er	wie	mehrere	andere	hohe	 IFC-Beamte
zu	 einer	 Privatfirma	 wechseln,	 die	 von	 Finanzspritzen	 der	 IFC
profitiert	hatte	–	 in	Varmas	Fall,	Warburg	Princes,	die	 in	New	York
ansässige	 private	 Aktiengesellschaft,	 deren	 Energieunternehmen
Kosmos	 unter	 Varmas	 Ägide	 von	 der	 IFC	 eine	 Kreditzusage	 über

100	Millionen	Dollar	für	ihr	Ölprojekt	in	Ghana	erhalten	hatte.25

»Wir	 fragen	 bei	 allen	 extraktiven	 Projekten:	 Ist	 das	 Geschäft

gegenüber	dem	Staat	und	dem	Privatsektor	fair?«	sagte	Varma	mir.26

»Ist	 das	 Abgabenreglement,	 sind	 die	 Steuerregelungen	 fair?«	 Dabei
unterstrich	 er	 den	 zusätzlichen	 Nutzen,	 den	 die	 Newmont-Mine
gebracht	 habe.	 Newmont	 habe	 fünfzehntausend	 Arbeitsplätze
geschaffen,	 im	 Jahr	 2008	 272	 Millionen	 Dollar	 innerhalb	 Ghanas



ausgegeben	und	einen	Dollar	für	jede	verkaufte	Unze	Gold	aus	Ahafo
sowie	 ein	 Prozent	 des	 Nettoprofits	 der	 Mine	 an
Gemeindeentwicklungsprojekte	abgeführt	–	nach	den	Maßstäben	der
Industrie	 ein	 beachtliches	 Paket.	 Aber	 es	 gab	 noch	 andere	 Aspekte
der	 Geschäfte	 Newmonts	 in	 Ghana,	 über	 die	 das	 Unternehmen
weniger	gern	sprach.	Es	zahlte	nur	magere	drei	Prozent	Abgaben	auf
das	 geschürfte	 Gold,	 und	 wie	 andere	 ausländische
Bergbauunternehmen	 überall	 in	 Afrika	 hatte	 es	 sich	 ein
»Stabilisierungsabkommen«	 gesichert,	 das	 garantierte,	 dass	 seine
Zahlungen	 an	 den	 Staat	 niedrig	 bleiben	würden.	 Das	 Resultat	 kann
man	als	eine	auf	den	Kopf	gestellte	Versteigerung	bezeichnen,	bei	der
arme	 Länder	 miteinander	 wetteifern,	 ihr	 Tafelsilber	 zum
billigstmöglichen	Preis	zu	verschleudern.	Was	die	Regierungen	durch
diese	Großzügigkeit	 gegenüber	den	Rohstoffunternehmen	 verlieren,
wird	 oft	 durch	 Auslandshilfe	 ausgeglichen,	 die	 für	 viele
Rohstoffstaaten	 einen	 Großteil	 ihrer	 Einkünfte	 darstellt	 –	 und	 die
damit	 im	 Endeffekt	 private	 Öl-	 und	 Bergbauunternehmen	 mit
Steuergeldern	aus	den	Geberländern	subventioniert.

Emil	Salin	hatte	empfohlen,	die	Weltbank	solle	versuchen,	Öl-	und
Minengeschäfte	 zu	 vermitteln,	 die	 »den	 im	 Land	 verbleibenden
Nutzen	 maximieren«.	 Aber	 die	 IFC	 hatte	 kein	 Problem	 damit,	 das
Stabilisierungsabkommen	Newmonts	zu	unterstützen.	»Es	ist	ja	nicht
so,	 als	würden	Hunderte	 von	Unternehmen	Schlange	 stehen,	 um	 in
den	Minensektor	 in	 Ghana	 zu	 investieren«,	 erklärte	mir	 IFC-Mann
Varma,	als	ich	ihn	fragte,	ob	er	das	Geschäft	mit	Newmont	fair	fand.
»Sie	 haben	 überall	 auf	 der	 Welt	 Möglichkeiten.	 Wir	 müssen
Unternehmen	dazu	ermutigen,	in	Länder	zu	gehen,	wo	sie	ansonsten
nicht	hingehen	würden.«

Der	 Finanzminister	 Ghanas,	 Kwabena	 Duffuor,	 war	 offenbar
weniger	davon	überzeugt,	dass	die	Aufteilung	der	Einkünfte	zwischen
seinem	 Land	 und	 dem	 US-Minenunternehmen	 gerecht	 sei.	 Ende



2009,	nicht	lange	nach	dem	Cyanid-Leck	bei	Newmont,	erklärte	er,	er
wolle	die	von	ausländischen	Minenunternehmen	erhobenen	Abgaben
von	drei	 auf	 sechs	 Prozent	 anheben.	 Er	 sagte,	 die	Regierung	werde

»das	gesamte	Steuerregime	im	Bergbausektor«	überprüfen.27

Duffuor	 wiederholte	 damit,	 was	 auch	 einige	 seiner	 Kollegen	 in
anderen	afrikanischen	Rohstoffstaaten	sagten,	die	zusehen	mussten,
wie	die	Früchte	des	Preisbooms	bei	den	Rohstoffen	an	ihren	Ländern
vorbeigingen.	 Ihre	 Forderungen	 nach	 Neuverhandlung	 der
Bedingungen	 führten	 zu	 düsteren	 Warnungen	 der	 Industrie	 vor
einem	neuen	»Ressourcennationalismus«.	Abermals	wurde	die	ewige
Gefahr	 ins	 Spiel	 gebracht:	 Schon	 moderate	 Steigerungen	 bei	 den
Abgaben	und	Steuern	würden	die	 Investoren	vertreiben.	Es	war	ein
Argument,	 von	 dem	 die	 drei	 Top-Ökonomen,	 die	 frühere
Bemühungen	 zur	 Steigerung	 des	 afrikanischen	 Anteils	 an	 der
Ausbeute	 untersucht	 haben,	 sagten,	 es	 werde	 »selten	 durch	 die

empirischen	Daten	gestützt«.28	Aber	meist	knicken	die	afrikanischen
Regierungen	 vor	 den	 kaum	 verhüllten	 Drohungen	 ausländischer
Berater	ein,	die	sie	warnen,	nur	ja	»investorenfreundlich«	zu	bleiben.
Die	 Multinationalen	 haben	 sich	 daran	 gewöhnt,	 ihren	 Willen	 zu
bekommen.	 Als	 ich	 Jeff	 Huspeni,	 den	 Senior-Vizepräsidenten
Newmonts,	 fragte,	 was	 er	 von	 Ghanas	 Plan	 zur	 Anhebung	 der
Abgaben	 halte,	 sagte	 er:	 »Unser	 Investitionsabkommen	 hat	 Vorrang

vor	 dem	 Bergbaugesetz.«29	 Am	 Ende	 nahmen	 Ghana,	 Tansania,	 das
ebenfalls	Gold	produziert,	und	das	kupferreiche	Sambia	 eine	 starke
Entschärfung	ihrer	Pläne	zur	Anhebung	der	Abgaben	vor.

Selbst	 wenn	 afrikanische	 Regierungen	 die	 Drohungen	 und
Schmeicheleien	 der	Weltbank	 und	 der	 Rohstoffindustrie	 ignorieren
und	es	 ihnen	gelingt,	 sich	einen	größeren	Anteil	an	den	Einnahmen
aus	ihrem	Öl	und	ihren	Mineralien	zu	sichern,	können	sie	wenig	tun,
um	 die	 Flut	 von	 Geld	 zu	 stoppen,	 die	 aufgrund	 der	 durch	 die
Globalisierung	 der	 Finanzen	 möglich	 gewordenen



Steuerbetrügereien	 aus	 ihren	 Ländern	 fließt.	 Solche	 illegalen
Geldabflüsse	 sind	nicht	 auf	die	Öl-	und	Minenindustrie	beschränkt,
doch	 die	 Unternehmen	 dieser	 Branche	 befinden	 sich	 in	 einer
besonders	 guten	 Position,	 um	 Gelder	 aus	 armen	 Ländern
hinauszuschleusen.	Schließlich	sind	sie	dort	oft	für	einen	Großteil	der
Exporte	 verantwortlich.	 Zwei	 Drittel	 des	 Handels	 findet	 innerhalb
multinationaler	 Konzerne	 statt,	 und	 diese	 Konzerne	 entscheiden
weitgehend	 selbst,	 wo	 und	 auf	 welche	 Anteile	 ihrer	 Einkünfte	 sie
Steuern	zahlen.	Das	lässt	ihnen	großen	Spielraum,	am	Ende	entweder
nirgends	Steuern	zu	bezahlen	oder	Steuersätze	zu	erreichen,	die	weit
unter	dem	liegen,	was	rein	einheimische	Unternehmen	abführen.

Stellen	wir	uns	eine	multinationale	Gesellschaft	namens	Fowl	Play
Incorporated	 vor,	 die	 Gummihühner	 herstellt.	 Der	 Firmensitz	 und
der	größte	Teil	der	Kundschaft	Fowl	Plays	befinden	sich	in	den	USA.
Eine	 Tochtergesellschaft,	 Fowl	 Play	 Cameroon,	 betreibt	 eine
Gummiplantage	 in	 Kamerun.	 Der	 Gummi	 wird	 in	 eine	 Fabrik	 in
China	 gebracht,	 die	 einer	 weiteren	 Tochtergesellschaft,	 Fowl	 Play
China,	 gehört,	 und	 dort	 zu	 Gummihühnern	 verarbeitet.	 Die
Gummihühner	werden	dann	an	die	Muttergesellschaft	Foul	Plays	 in
den	USA	geschickt,	die	sie	in	erster	Linie	an	US-Kunden	verkauft.

Nun	 könnte	 Foul	 Play	 einfach	 basierend	 auf	 einer	 ehrlichen
Einschätzung	des	Einkommensanteils	am	jeweiligen	Standort	Steuern
an	 jedem	 dieser	 Orte	 zahlen.	 Aber	 es	 hat	 eine	 Pflicht	 gegenüber
seinen	 Anteilseignern,	 seine	 Erträge	 zu	 maximieren,	 und	 seine
Manager	 wollen	 die	 Boni	 einstreichen,	 die	 ihnen	 hohe	 Profite
bringen,	 und	 so	 werden	 die	 Buchführer	 angewiesen,	 die	 effektive
Steuerrate,	 die	 Fowl	 Play	 zahlt,	 zu	 minimieren,	 indem	 sie	 höhere
Einkünfte	 an	 Orten	 mit	 niedrigen	 Steuersätzen	 und	 niedrigere
Einkünfte	 an	Orten	mit	 hohen	 Steuersätzen	 verbuchen.	Wenn	 Fowl
Play	zum	Beispiel	seine	Steuerverbindlichkeiten	in	Kamerun	und	den
USA	verringern	wollte,	 indem	es	Gewinne	nach	China	verlagert,	wo



man	 ihm	 eine	 Steuerpause	 gewährt	 hat,	 damit	 es	 seine	 Fabrik	 dort
baut,	würde	es	den	Preis,	zu	dem	der	Gummi	von	der	kamerunischen
Tochtergesellschaft	 an	 die	 chinesische	 Version	 von	 Fowl	 Play
verkauft	 wird,	 zu	 niedrig	 und	 den	 Preis,	 zu	 dem	 die	 chinesische
Tochtergesellschaft	 die	 fertigen	 Gummihühner	 an	 die
Muttergesellschaft	 in	 den	 USA	 verkauft,	 zu	 hoch	 ansetzen.	 All	 das
geschieht	 innerhalb	 eines	 einzigen	 Unternehmens	 und	 hat	mit	 den
realen	 Kosten	 der	 jeweiligen	 Operationen	 kaum	 etwas	 zu	 tun.	 Das
Resultat	ist,	dass	der	effektive	Gesamtsteuersatz	viel	niedriger	ist,	als
wenn	 das	 Unternehmen	 die	 Gewinne	 fair	 berechnet	 hätte.	 Viele
solcher	 Steuermanöver	 sind	 vollkommen	 legal.	Wenn	die	 in	 diesem
Beispiel	 verwendete	 Technik	 der	 »innerbetrieblichen
Leistungsverrechnung«	 auf	 ethisch	 korrekte	 Art	 durchgeführt	wird,
verwendet	 sie	 beim	 Verkauf	 von	 Gütern	 und	 Dienstleistungen
innerhalb	eines	Unternehmens	dieselben	Preise	wie	die	beim	Verkauf
zwischen	Unternehmen	auf	dem	 freien	Markt.	Aber	 es	 gibt	 zahllose
Schliche,	 um	 diese	 Verrechnung	 zum	 eigenen	 Nutzen
zurechtzubiegen.	 So	 kann	 eine	 Minengesellschaft	 den	 Wert	 der
Maschinerie,	die	es	aus	dem	Ausland	importiert,	manipulieren,	oder
eine	Ölgesellschaft	kann	von	einer	Tochtergesellschaft	ein	Vermögen
für	 die	 Verwendung	 des	Unternehmenslogos	 der	Muttergesellschaft
verlangen.

Nehmen	wir	an,	Fowl	Play	fädelt	es	noch	schlauer	ein.	Es	gründet
eine	 weitere	 Tochtergesellschaft,	 diesmal	 auf	 den	 Britischen
Jungferninseln	 (British	Virgin	 Islands	–	BVI),	 einer	der	Steueroasen,
die	keinerlei	Unternehmenssteuern	verlangen.	Fowl	Play	BVI	gibt	der
kamerunischen	 Tochtergesellschaft	 einen	 Kredit	 mit	 einer
astronomischen	 Zinsrate.	 Die	 Profite	 der	 Tochtergesellschaft	 in
Kamerun	 werden	 durch	 die	 Zinszahlungen	 auf	 den	 Kredit
aufgefressen,	 die,	 unversteuert,	 an	 Fowl	 Play	 BVI	 gehen.	 Und
während	 all	 dessen	 können	 Fowl	 Play	 und	 die	 Lobbyisten	 der
Gummihühnerindustrie	 Kamerun,	 China	 und	 die	 USA	 auch	 noch



lauthals	warnen,	 sollten	 sie	 versuchen,	 ihre	 Steuersätze	 zu	 erhöhen
oder	den	Steuerbetrügereien	einen	Riegel	vorzuschieben,	werde	Fowl
Play	 seine	 Operationen	 und	 die	 zugehörigen	 Arbeitsplätze
woandershin	 verlegen.	 Dabei	 steht	 das	 BVI-Unternehmen	 nur	 auf
dem	Papier	und	hat	keinerlei	Beschäftigte,	aber	für	Drohungen	an	die
Adresse	der	Britischen	Jungferninseln	gibt	es	ja	auch	keinen	Grund	–
der	Steuersatz	dieses	Landes	kann	ja	nicht	mehr	niedriger	werden.

Zahlreiche	Studien	sind	zu	dem	Schluss	gekommen,	dass	trotz	des
Problems,	das	diese	Art	 von	Steuerhinterziehung	darstellt,	niemand
die	 genauen	 Ausmaße	 kennt,	 besonders	 in	 armen	 Ländern,	 wo

verlässliche	 Daten	 Mangelware	 sind.30	 Die	 Organisation	 für
wirtschaftliche	 Zusammenarbeit	 und	 Entwicklung	 (Organisation	 for
Economic	 Co-operation	 and	 Development	 –	 OECD),	 der	 Club	 der
reichsten	 Länder	 der	 Welt,	 gab	 2013	 zu,	 multinationale	 Konzerne
seien	 »in	 der	 Lage	 zur	 Nutzung	 und/oder	 zum	 Missbrauch«	 der
Regeln	 gewesen,	 die	 für	 die	 Leistungsverrechnung	 gelten,	 »um
Einkommen	 von	 den	 wirtschaftlichen	 Aktivitäten,	 die	 dieses
Einkommen	 produzieren,	 zu	 trennen	 und	 es	 in	 niedrig	 besteuerte

Standorte	 zu	 übertragen«.31	 Die	 OECD	 wies	 darauf	 hin,	 die
Steuerpolitik	 sei	 »der	 Kern	 der	 nationalen	 Souveränität«,	 und
forderte	»grundlegende	Veränderungen«	in	der	Art	der	Besteuerung
von	multinationalen	Konzernen.

Wenn	die	multinationalen	Konzerne	ihre	Gewinne	tatsächlich	dort
deklarieren	 würden,	 wo	 sie	 sie	 machen,	 würde	 man	 eine	 starke
Korrelation	 zwischen	 der	 Höhe	 des	 Gewinns	 und	 der	 Größe	 der
Volkswirtschaft	 erwarten.	 2009	 erstellte	 Jane	 G.	 Gravelle,	 eine
Wirtschaftsspezialistin,	 die	 für	 die	 Rechercheabteilung	 des	 US-
Kongresses	 arbeitete,	 eine	 von	 dieser	 Annahme	 ausgehende

Analyse.32	 In	 den	 sieben	 nach	 den	 Vereinigten	 Staaten	 reichsten
Ländern	 betrugen	 die	 Profite	 US-amerikanischer	 Unternehmen	 vor
Steuern	 im	 Durchschnitt	 etwa	 0,6	 Prozent	 des	 BIP	 der	 Länder,	 in



denen	die	Profite	deklariert	wurden.	Dieser	Wert	diente	Gravelle	als
Richtschnur	 für	 ihr	 Experiment.	 Eine	 höhere	 Rate	 würde	 darauf
schließen	 lassen,	 dass	 die	 Unternehmen	 Profite	 in	 ihre	 Bücher
schrieben,	 die	 im	 Verhältnis	 zu	 ihren	 tatsächlichen	 Aktivitäten
überhöht	waren.

Dann	sah	sich	Gravelle	zehn	der	größten	allgemein	als	Steueroasen
betrachteten	 Länder	 an.	 Hier	 schoss	 das	 Verhältnis	 von	 Gewinn	 zu
BIP	sofort	nach	oben:	auf	2,8	in	Hongkong,	3,5	Prozent	in	der	Schweiz,
7,6	Prozent	in	Irland	und	18,2	Prozent	in	Luxemburg.	Das	ließ	darauf
schließen,	 dass	 die	 Multinationalen	 ihre	 Einkünfte	 künstlich	 in
niedrig	besteuerte	Länder	transferierten	und	so	die	Regierungen	der
Länder,	 in	 denen	 die	 Unternehmen	 ihre	 Minen	 oder	 Banken	 oder
Fabriken	 hatten,	 ihrer	 rechtmäßigen	 Steuereinnahmen	 beraubten.
Zum	Schluss	sah	sich	Gravelle	die	kleinen	Inseln	an,	die	den	Kern	der
Offshore-Welt	 bilden.	 Auf	 der	 Kanalinsel	 Jersey	 erreichte	 das
Verhältnis	von	Profit	zu	BIP	35,3	Prozent.	In	drei	Schutzgebieten	der
britischen	 Krone	 –	 den	 Britischen	 Jungferninseln,	 den	 Cayman
Islands	in	der	Karibik	und	Bermuda	im	Nordatlantik	–	sowie	auf	den
Marshallinseln,	 einer	 teilweise	 unter	 US-Kontrolle	 stehenden
abgelegenen	 Inselgruppe	 im	Pazifik,	überstieg	die	Zahl	 100	Prozent.
Dabei	 nahm	 Bermuda	 mit	 einem	 Gewinn-BIP-Verhältnis	 von
647,7	 Prozent	 den	 Spitzenplatz	 ein.	 Hier	 kippt	 die	 Fiktion,
multinationale	 Konzerne,	 die	 Steueroasen	 nutzen,	 würden	 ihre
Profite	 korrekt	 verbuchen,	 ins	 Absurde:	 Die	 von	 US-Unternehmen
deklarierten	 Profite	 überstiegen	 den	 Gesamtumfang	 der	 Wirtschaft
der	Steueroase	gleich	um	ein	Mehrfaches.

Gravelle	zitiert	Schätzungen,	nach	denen	allein	die	USA	durch	auf
Einkommenstransfer	 beruhende	 Steuertricks	 bis	 zu	 60	 Milliarden
Dollar	 verlieren	 –	 und	 dabei	 haben	 sie	 vermutlich	 das
fortschrittlichste	System	zur	Durchsetzung	von	Steuerzahlungen	und
zur	 Aufspürung	 von	 Steuerflüchtlingen.	 In	 einer	 Zeit	 der	 Austerität



stoßen	 Multinationale,	 die	 an	 ihren	 Einnahmen	 gemessen	 winzige
Steuerbeträge	 zahlen,	 auf	 die	 Wut	 der	 Bevölkerung.	 In
Großbritannien	 etwa	 gehören	 Starbucks	 und	 Amazon	 dazu,	 um	 gar
nicht	 erst	 von	 Bono	 zu	 sprechen,	 einem	 lautstarken
Antiarmutsaktivisten,	 dessen	 Band,	 U2,	 2006	 einen	 Teil	 ihrer
Geschäftsaktivitäten	von	Irland	in	die	Niederlande	verlegten,	um	ihre
Steuerlast	zu	senken.

Bei	 armen	 Ländern	 stellen	 diese	 Verluste	 einen	 wesentlich
größeren	 Anteil	 der	 gesamten	 Steuereinnahmen	 des	 Staates	 dar.
Global	 Financial	 Integrity,	 eine	 in	 Washington	 ansässige
Aktionsgruppe,	 die	 dazu	 beigetragen	 hat,	 die
Steuervermeidungspolitik	 der	 Multinationalen	 in	 die	 politische
Debatte	 einzubringen,	 schätzt,	 dass	 dieser	 fragwürdige	 Abfluss	 von
Einnahmen	aus	Entwicklungsländern	2011	 947	Milliarden	Dollar	und
im	 Jahrzehnt	 von	 2000	 bis	 2010	 5,9	 Billionen	 Dollar	 betrug.
80	 Prozent	 dieser	 Abflüsse	 waren	 falschen	 Handelspreisen
geschuldet,	 bei	 denen	 Unternehmen	 die	 Preise,	 zu	 denen	 sie	 ihre
Waren	 oder	 Dienstleistungen	 entweder	 an	 ihre	 eigenen
Tochtergesellschaften	 oder	 an	 andere	 Unternehmen	 verkauften,
manipulierten;	 der	 Rest	 ging	 auf	 Korruption,	 Diebstahl	 und
Geldwäsche	zurück.	 In	Afrika	stellten	diese	Abflüsse	 5,7	Prozent	des
BIP	dar,	 den	höchsten	Prozentsatz	 von	 allen	Kontinenten,	 der	noch
dazu	 jedes	 Jahr	 um	 20	 Prozent	 wächst.	 Die	 afrikanischen	 Verluste
allein	 durch	 falsche	 Preise	 entsprechen	 in	 etwa	 den

Gesamteinnahmen	des	Kontinents	an	Auslandshilfe.33

Die	 Rohstoffindustrien	 bieten	 sich	 für	 solche	 Fehlbewertungen
geradezu	an	–	sie	dienen	der	Plünderungsmaschine	als	gut	versteckte
Pipeline.	 Die	 norwegische	 Abteilung	 der	 Transparenzkampagne
Publish	What	You	Pay	(»Veröffentlicht,	was	ihr	bezahlt«)	kämmte	die
öffentlichen	Bilanzen	der	zehn	größten	Öl-	und	Minengesellschaften,
darunter	Exxon	Mobil,	Shell,	Glencore	und	Rio	Tinto,	für	2010	durch,



die	 zusammen	 einen	 Umsatz	 von	 1,8	 Billionen	 Dollar	 und	 Gewinne

von	145	Milliarden	Dollar	machten.34	Diese	zehn	Unternehmen	hatten
insgesamt	6	038	Tochterunternehmen,	von	denen	ein	Drittel	in	»der
Geheimhaltung	 unterliegenden	 Steuergebieten«	 registriert	 war:
Steueroasen,	in	denen	alle	bis	auf	die	grundlegendsten	Informationen
geheim	 gehalten	 werden	 können	 und	 die	 als	 die	 wichtigsten
Schaltstellen	 für	 die	 Umlenkung	 von	 Gewinnen	 betrachtet	 werden.
Angesichts	 ihrer	 schwachen,	 korrumpierten	 Institutionen	 sind	 die
afrikanischen	Rohstoffstaaten	 bequeme	Opfer	 solcher	 Betrügereien.
Laut	Christian	Aid	war	das	Entwicklungsland,	das	zwischen	2008	und
2011	 am	 meisten	 unter	 diesem	 Geldabfluss	 durch	 Fehlbepreisung
gelitten	 hat,	 Nigeria.	 Ghana	 lag	 auf	 dieser	 Liste	 an	 sechster,	 der

Tschad	an	neunter	Stelle.35

Angesichts	 all	 dessen	 könnte	 die	 Unterstützung	 der	 IFC	 für
Newmonts	 unveröffentlichten	 Vertrag,	 mit	 dem	 die	 Abgaben	 des
Unternehmens	auf	 ihrem	niedrigen	Niveau	 festgeschrieben	wurden,
unerheblich	erscheinen.	Aber	das	ist	alles	Teil	derselben	Maschinerie
legalisierter	 Ausplünderung.	 Von	 den	 Institutionen,	 die	 eigentlich
den	 Auftrag	 haben,	 armen	 Ländern	 zu	 helfen,	 ihrem	 Elend	 zu
entkommen,	 bis	 zur	 elaborierten	 Architektur	 geheimer	 Offshore-
Geschäfte	 gibt	 das	 internationale	 Finanzsystem	 afrikanischen
Staaten,	 die	 einen	 fairen	 Anteil	 an	 ihren	 natürlichen	 Ressourcen
einfordern,	kaum	eine	Chance.

Dabei	arbeiten	für	die	Weltbank,	ihre	verschiedenen	Abteilungen	und
den	Internationalen	Währungsfonds	viele	hochintelligente	Menschen,
die	 guten	Willens	 sind	 und	 ein	 gesundes	 Urteilsvermögen	 besitzen.
Sie	 tun	dies	oft	unter	 schwierigen	Bedingungen,	getrieben	von	dem
Wunsch,	etwas	zur	Förderung	des	Gemeinwohls	zu	 tun.	 Ich	habe	 in
afrikanischen	Hauptstädten	Dutzende	von	ihnen	getroffen,	und	viele
von	ihnen	sind	scharfsinnige	Kritiker	des	von	den	Rohstoffindustrien
angerichteten	 Zerstörungswerks.	 Aber	 was	 die	 Beziehungen	 dieser



Institution	 zu	 den	 multinationalen	 Öl-	 und	 Minenunternehmen
betrifft,	 läuft	irgendetwas	falsch.	Vielleicht	können	Institutionen,	die
den	Auftrag	haben,	den	Kurs	der	Weltwirtschaft	zu	ändern,	gar	nicht
anders,	 als	 nach	 einem	 Ausgleich	 mit	 dem	 Wirtschaftssektor	 zu
suchen,	der	neben	den	Banken	die	wichtigste	Branche	überhaupt	ist.
Vielleicht	lassen	sich	einige	ihrer	Mitarbeiter	vom	schieren	Reichtum
und	 Glanz	 des	 Öl-	 und	 Minensektors	 verführen,	 in	 dem	 die
Topmanager	zig	Millionen	Dollar	im	Jahr	verdienen,	mit	Präsidenten
speisen	 und	 in	 einer	 Welt	 leben,	 die	 durch	 erlesenen	 Wein,
Firmenjets	und	protzerischen	Machismo	geprägt	 ist.	Was	 immer	die
Motive	sein	mögen	–	die	Weltbank	und	der	IWF	haben	es	offenbar	für
nötig	 befunden,	 sich	 auf	 die	 Seite	 der	 Öl-	 und	 Minenindustrie	 zu
stellen,	 und	 haben	 daher	 durch	 Institutionen	 wie	 die	 IFC
afrikanischen	 Ländern	 immer	 wieder	 Rohstoffprojekte	 von	 höchst
zweifelhaftem	Wert	aufgezwungen.

Die	 Bank	 und	 der	 Fonds	 hatten	 jahrzehntelang	 eine
unangefochtene	 Position	 als	 oberste	 Experten	 orthodoxer
Wirtschaftspolitik	 gegenüber	 Afrika.	 Sie	 konnten	 sich	 mit	 ihren
Argumenten	 durchsetzen,	 da	 sie	 ja	 selbst	 am	 Kredithebel	 saßen.
Manchmal	 hatten	 sie	 recht,	 manchmal	 lagen	 sie	 katastrophal
daneben,	aber	ihr	Kontrollanspruch	stand	kaum	je	in	Frage.	Doch	in
den	 letzten	 Jahren	 ist	 dieser	 Einfluss	 durch	 den	 Aufstieg	 Chinas
brüchig	geworden,	 einer	Macht,	die	ebenso	 finanzkräftig	 ist	wie	die
alten	 Institutionen,	 aber	 bereit	 ist,	 viel	 weniger	 Fragen	 zu	 stellen,
solange	sie	als	Gegenleistung	Einfluss	auf	Förderung	und	Export	der
Öl-	und	Mineralressourcen	der	afrikanischen	Saaten	bekommt.

Nicht	 lange	 nach	 seiner	 Übernahme	 des	 Vorsitzes	 der	 Weltbank
2005	machte	 Paul	Wolfowitz	 klar,	 dass	 er	 den	Vorstoß	Chinas	 nach
Afrika	eindämmen	wollte.	Mehr	und	mehr	wurde	deutlich,	dass	die	so
leicht	 zu	 bekommenden	 chinesischen	 Kredite	 für	 die	 afrikanischen
Regierungen	eine	verführerische	Alternative	zu	den	Bedingungen	der



Weltbank	 und	 des	 IWF	 darstellten.	 Von	 2000	 bis	 2010	 betrug	 die
Summe	der	Afrikakredite	der	staatlichen	China	Exim	Bank,	über	die
China	 die	 meisten	 seiner	 Kredite	 an	 den	 Kontinent	 vergibt,
67	Milliarden	Dollar,	zwölf	Milliarden	Dollar	mehr,	als	die	Weltbank

in	 derselben	 Zeit	 an	Afrika	 verlieh.36	Wolfowitz,	 zuvor	 ein	 Falke	 im
US-Verteidigungsestablishment	 und	 führender	 Verfechter	 der	 Irak-
Invasion,	 sah	 diesen	 Trend	 schon	 früh.	 In	 einem	 2006	 geführten
Interview	 gab	 der	 neue	 Weltbankchef	 zwar	 zu,	 die	 westliche
Kreditpolitik	 gegenüber	 Afrika,	 besonders	 gegenüber	 der
Kleptokratie	 Mobutu	 Sese	 Sekos	 im	 Kongo,	 sei	 oft	 verderblich
gewesen,	 warnte	 aber	 auch,	 China	 riskiere	 es,	 das	 wahnsinnige
Vorgehen	des	Westens	zu	wiederholen	und	den	afrikanischen	Staaten
eine	wachsende	Schuldenlast	 aufzubürden,	während	 ihre	Herrscher
im	Luxus	schwelgten.	»Seien	wir	ehrlich,	was	die	USA	im	Fall	Mobutu
getan	haben,	[…]	war	wirklich	schrecklich«,	sagte	Wolfowitz.	»Es	war
ein	echter	Skandal.	Aber	nur	weil	die	USA	es	getan	haben,	[…]	ist	das
kein	Grund,	dass	China	es	wieder	tun	muss,	und	ich	hoffe,	dass	das

nicht	 eintritt.	 Aber	 die	 Hoffnung	 allein	 genügt	 nicht.«37	 Die
chinesischen	 Banken,	 so	 Wolfowitz,	 missachteten	 die
»Äquatorprinzipien«,	 den	 unter	 Federführung	 der	 IFC	 erarbeiteten
freiwilligen	 Verhaltenskodex,	 der	 soziale	 und	 ökologische
Vorbedingungen	 für	 Investitionen	 stellte.	 Er	 sagte	 voraus,	 es	werde
eine	 »ziemlich	 offene	 und	 direkte	 Diskussion	 mit	 den	 Chinesen«
geben.

Das	 war	 schon	 ein	 wenig	 dreist,	 kam	 es	 doch	 vom	 Chef	 einer
Institution,	deren	Rolle	in	der	Öl-	und	Bergbauindustrie	in	Afrika	und
anderswo	 erst	 drei	 Jahre	 zuvor	 im	 Bericht	 Emil	 Salims	 verurteilt
worden	 war.	 Aber	 dennoch	 war	 Wolfowitz’	 Aussage	 nicht	 von	 der
Hand	zu	weisen.	Der	leichte	Zugang	zu	chinesischen	Krediten	mochte
den	 afrikanischen	 Regierungen	 als	 Chance	 erscheinen,	 nach
Jahrzehnten	 der	 Einschüchterung	 durch	 Weltbank,	 IWF	 und



westliche	 Geldgeber	 ihre	 Souveränität	 zurückzugewinnen,	 aber	 wie
bei	einer	Kreditkarte	ohne	Bonitätsprüfung	beseitigte	die	chinesische
Praxis	auch	einen	Hebel	zur	Ausübung	von	Druck	 für	eine	sinnvolle
Wirtschaftsführung.

James	 Wolfensohn,	 Wolfowitz’	 Vorgänger	 als	 Präsident	 der
Weltbank,	umriss	in	einem	Interview	über	seine	eigene	Amtszeit	die
Beziehung	zwischen	dem	intensivierten	Wettbewerb	zwischen	China
und	 dem	 Westen	 um	 die	 Mineralien	 und	 das	 Öl	 Afrikas	 und	 der
geschwächten	 Fähigkeit	 der	 Weltbank,	 Reformdruck	 auszuüben.
»Was	wir	jetzt	sehen,	ist	ein	Run	auf	Naturressourcen	Afrikas«,	sagte

Wolfensohn	 2011.38	 »Ich	 glaube,	 heute	 kümmert	 man	 sich	 sehr	 viel
weniger	um	die	innere	Entwicklung	dieser	Länder,	als	es	die	African
Development	Bank	oder	die	Weltbank	 täten.	Aber	 es	 gibt	 viel	 freies
Geld,	das	in	zu	viele	dieser	Länder	fließt.	Und	Fragen	wie	Korruption
oder	 wie	 man	 eine	 gute	 Staatsführung	 hinbekommt,	 sind	 jetzt	 für
eine	Reihe	dieser	Länder	weit	weniger	dringlich	geworden	als	zu	der
Zeit,	als	ich	bei	der	Weltbank	war.	Das	wird	ein	langer	Weg	werden.«

Nicht	 nur	 die	 Weltbank	 sah	 ihren	 Einfluss	 auf	 die
Ressourcenstaaten	Afrikas	schwinden.	Der	 IWF,	 ihre	 für	die	Hütung
der	 Stabilität	 des	 Weltfinanzsystems	 zuständige
Schwesterorganisation,	hatte	sowohl	bei	den	Reformern	als	auch	bei
den	Kleptokraten	Afrikas	ohnehin	schon	einen	schlechten	Ruf,	weil	er
regelmäßig	 die	 Bestimmungen	 des	 Washingtoner	 Konsenses
durchgesetzt	 hatte,	 die	 die	 Staaten	 Afrikas	 zu	 Testlaboratorien	 für
eine	 Philosophie	 des	 unbeschränkten	 freien	 Marktes	 gemacht
hatten	–	 eine	Philosophie,	 die	dann	 zu	der	Subprimekrise	und	dem
folgenden	 Fast-Kollaps	 der	 Weltwirtschaft	 führen	 sollte.	 In	 Emil
Salims	 Bericht	 über	 die	 Bilanz	 der	 Weltbank	 in	 der	 Öl-	 und
Minenindustrie	hieß	es,	in	den	im	Bericht	studierten	Fällen	habe	»der
Ansatz	 des	 IWF	 gegenüber	 den	 extraktiven	 Sektoren	 hauptsächlich
auf	 die	 Förderung	 einer	 aggressiven	 Privatisierung	 großer



Aktivposten	 im	Minen-	und	Kohlenwasserstoffbereich	 abgezielt,	 um
eine	 kurzfristige	 Finanzierung	 des	 Defizits	 [im	 Staatsetat]	 zu
erreichen.	 Das	 hat	 nichts	 dazu	 beigetragen,	 für	 Wettbewerb,
Effizienzgewinne,	die	Entwicklung	eines	einheimischen	Privatsektors
oder	 ökologisch	 und	 sozial	 verträgliche	 Entwicklungsstrategien	 in
den	extraktiven	Sektoren	zu	sorgen.«

Der	 Widerstand	 gegen	 die	 strikten	 Bedingungen	 des	 IWF,	 die	 er
mittels	 seiner	 Strukturanpassungsprogramme	 durchgesetzt	 hat,	 hat
diesem	 gewisse	 Zügel	 auferlegt,	 aber	 andererseits	 gab	 seine
wachsende	 Bereitschaft,	 afrikanischen	 Regierungen	 auch	 unter
weniger	strengen	Auflagen	Geld	zu	leihen,	auch	zur	Sorge	Anlass.	Es
ist	 leicht,	 die	 Nutzung	 von	 Krediten	 als	 Druckmittel	 der
neokolonialen	 Knüppelpolitik	 gegenüber	 souveränen	 afrikanischen
Staaten	 zu	 karikieren,	 aber	manchmal	 ist	 dieses	Vorgehen	dennoch
sinnvoll.	So	suspendierte	der	IWF	2012	einen	Kredit	von	500	Millionen
Dollar	 für	 den	 Kongo,	 um	 die	 Regierung	 Joseph	 Kabilas	 dazu	 zu
bringen,	die	Einzelheiten	über	eines	ihrer	dubiosen	Kupfergeschäfte

mit	 Dan	 Gertler	 offenzulegen.39	 Anderswo	 ist	 der	 IWF	 jedoch	 in
seinem	 Umgang	 mit	 korrupten	 Regierungen	 afrikanischer
Rohstoffstaaten,	 die	 die	 traditionellen	 Kreditgeber	 und	 ein	 sehr
freigiebiges	 Beijing	 gegeneinander	 ausspielen	 können,	 wesentlich
toleranter	gewesen.

Nach	dem	Ende	des	Bürgerkriegs	in	Angola	trug	die	Weigerung	des
IWF	 und	 westlicher	 Kreditoren,	 Geld	 zu	 geben,	 ohne	 dass	 die
angolanische	Regierung	erklärte,	wohin	das	Geld	ging,	dazu	bei,	das
Land	 in	 die	 Arme	 der	 Chinesen	 zu	 treiben.	 Nach	 Angaben	 des
angolanischen	 Finanzministeriums	 hatte	 das	 Land	 bis	 2007	 von	 der
staatseigenen	 chinesischen	 Exim	 Bank	 Kredite	 von	mindestens	 vier
Milliarden	 Dollar	 bekommen,	 wozu	 noch	 weitere	 2,9	 Milliarden
Dollar	hinzukamen,	die	 Sam	Pas	Queensway	Group	über	den	China

International	 Fund	 arrangiert	 hatte.40	 Da	 die	 neu	 entstehenden



wirtschaftlichen	 Kraftzentren	 Asiens	 und	 Lateinamerikas	 nun
gefräßig	Rohstoffe	 konsumierten,	war	der	Preis	 für	 ein	Fass	Öl,	 die
Ware,	 aus	 der	 Angolas	 Regierung	 drei	 Viertel	 ihrer	 Einnahmen
bezieht,	von	25	Dollar	zu	Beginn	des	 Jahrzehnts	auf	140	Dollar	Mitte
2008	 gestiegen.	 Das	 spülte	 Geld	 in	 die	 Kassen	 von	 Sonangol	 und
verstärkte	das	Gefühl	der	Futungo,	unbesiegbar	zu	sein.	Doch	als	im
September	 desselben	 Jahres	 in	 den	 USA	 die	 Lehman	 Brothers
pleitegingen	und	damit	die	Weltwirtschaft	zutiefst	erschütterten,	ging
die	Nachfrage	nach	Öl	dramatisch	zurück.	Im	Dezember	2008	betrug
der	Preis	für	ein	Fass	Öl	nur	noch	35	Dollar.	Petrostaaten,	die	sich	an
ein	 bequemes	 Leben	 gewöhnt	 hatten,	 konnten	 plötzlich	 ihre
Staatshaushalte	nicht	mehr	finanzieren.	Das	war	auch	in	Angola	der
Fall.	 Der	 IWF	 hatte	 die	 Chance,	 wieder	 einen	 Fuß	 in	 die	 Tür	 zu
bekommen.

Die	 Regierung	 von	 José	 Eduardo	 dos	 Santos	 brauchte	 Geld,	 und
zwar	 schnell.	 Im	 Juli	 2009	 bat	 sie	 den	 IWF	 um	 Notfallfinanzierung
und	 erklärte,	 sie	 sei	 dafür	 bereit,	 in	 ihrem	 Staatshaushalt	 für

Ordnung	 zu	 sorgen.41	 Daraufhin	 flogen	 Vertreter	 des	 IWF	 nach
Luanda.	 Die	 Organisation	 Global	 Witness,	 die	 viele	 Jahre	 lang	 die
Misswirtschaft	der	Elite	Angolas	dokumentiert	hatte,	die	 sich	durch
Öl	 und	 Diamanten	 finanziert,	 warnte,	 der	 IWF	 werde	 nur	 »der
Korruption	Vorschub	leisten«,	wenn	er	vor	einer	Kreditvergabe	nicht
genügend	 strenge	 Bedingungen	 für	 die	 korrekte	 Verwaltung	 der

undurchsichtigen	Staatsfinanzen	Angolas	durchsetzte.42

Im	 November	 2009	 verkündete	 der	 IWF,	 er	 werde	 Angola
1,4	 Milliarden	 Dollar	 leihen,	 um	 ihm	 über	 die	 nächsten	 zwei	 Jahre
hinwegzuhelfen.	Er	erklärte,	Bestandteil	dieses	Abkommens	sei	eine

»klare	 Reformagenda«.43	 Die	 Regierung,	 so	 der	 IWF,	 habe	 einer
»besseren	Beaufsichtigung	großer	Staatsunternehmen,	besonders	der
staatlichen	Ölgesellschaft	Sonangol«,	zugestimmt.	Dazu	gehöre	auch
ein	 Ende	 der	 »quasihaushaltlichen	 Operationen«	 Sonangols,	 ein



Euphemismus	 dafür,	 dass	 Sonangol	 sich	 oft	 wie	 ein	 Staat	 im	 Staat
verhielt,	und	ohne	Überprüfung	von	außen	Kredite	aufnahm	und	Geld
ausgab.	»Wir	begrüßen	die	Absicht	der	Behörden	zur	Förderung	der
Haushaltstransparenz,	 besonders	 im	 Ölsektor«,	 meinte	 der
geschäftsführende	 Direktor	 des	 IWF,	 Tatatoshi	 Kato,	 als	 das

Kreditabkommen	verkündet	wurde.44

Wie	 sich	 herausstellte,	 war	 die	 Reform	 bestenfalls	 oberflächlich.
Bei	 jedem	 Kredit,	 den	 er	 an	 eine	 Regierung	 vergibt,	 führt	 der	 IWF
periodisch	eine	Überprüfung	durch,	um	zu	sehen,	wie	die	nationalen
Finanzen	verwaltet	werden	und	ob	die	Bedingungen	des	 IWF	erfüllt
werden.	Während	sie	über	den	Bilanzen	Angolas	brüteten,	bemerkten
die	 Ökonomen	 des	 IWF	 bei	 den	 Zahlen	 eine	 Unstimmigkeit.	 Sie
addierten	 sämtliche	 Einnahmen,	 die	 Angola	 –	 vor	 allem	 aus
Ölverkäufen	 –	 zwischen	 2007	 und	 2010	 hätte	machen	müssen,	 und
verglichen	die	Zahl	mit	der	Summe,	die	tatsächlich	im	Staatshaushalt
angekommen	 war.	 Die	 Kluft	 zwischen	 der	 ersten	 und	 der	 zweiten
Zahl	war	so	gigantisch,	dass	sie	selbst	erfahrenen	IWF-Beamten	den

Atem	verschlug:	 32	Milliarden	Dollar.45	 Selbst	nachdem	ein	Großteil
des	 fehlenden	 Geldes	 bis	 zu	 Sonangols	 Netz	 finanzieller
Manipulationen	 zurückverfolgt	 worden	 war,	 blieben	 immer	 noch
4,2	 Milliarden	 Dollar	 übrig,	 über	 deren	 Verbleib	 nichts
herauszufinden	war.	Der	angolanische	Staat	war	nicht	nur	wegen	der
Turbulenzen	in	der	Weltwirtschaft	beinahe	pleite:	Der	Schattenstaat
der	 Futungo	 hatte	 seine	 Kassen	 geplündert.	 Doch	 der	 IWF	 zahlte
weiter	eine	Rate	seines	Kredits	nach	der	anderen	aus	und	berief	sich
dabei	 auf	 immer	neue	Zusicherungen	der	 angolanischen	Regierung,
Reformen	 stünden	 unmittelbar	 bevor.	 Sonangol	 begann,	 mehr
Informationen	 über	 seine	 Geschäfte	 herauszugeben,	 und
veröffentlichte	 sogar	geprüfte	Bilanzen,	und	dos	Santos	willigte	 ein,
einen	Großteil	der	Ausgaben	Sonangols	auf	die	Bücher	des	Staates	zu
übertragen.	 Allerdings	 nahm	 er	 die	 durch	 Öl	 gedeckten	 Kredite



hiervon	aus	–	genau	die	Finanzinstrumente,	die	von	den	chinesischen
Staatsbanken	 und	 der	 Queensway	 Group	 benutzt	 wurden,	 deren
Infrastrukturprojekte	 die	 angolanische	 Regierung	 2007	 mit	 einem
Betrag	 von	 3,5	 Milliarden	 Dollar	 vor	 der	 Pleite	 gerettet	 hatte.	 Auch
einige	andere	Bedingungen	des	IWF-Kredits	wurden	nicht	erfüllt.

Der	 Angolaexperte	 der	 Oxford	 University	 Ricardo	 Soares	 de	 Oli -
veira,	 der	 viele	 Jahre	mit	 der	 Erforschung	 der	 Futungo	 zugebracht
hatte,	 urteilte	 äußerst	 hart	 über	 dieses	milde	Herangehen	 des	 IWF:
»Es	 ist	 nicht	 nur	 der	 IWF,	 der	 weich	 geworden	 ist.	 Viele	 der
westlichen	Staaten,	die	 sich	 angeblich	Sorgen	um	die	Geschäfte	der
Chinesen	 machen,	 waren	 unter	 den	 ersten,	 die	 Abstriche	 an	 den
Reformen	 machten.	 […]	 Zwar	 ist	 die	 Ölindustrie	 Angolas	 heute	 so
transparent	wie	nie	zuvor,	aber	auf	die	Verwaltung	des	Landes	wirkt
sich	das	so	gut	wie	gar	nicht	aus,	und	 letzten	Endes	stärkt	es	 sogar

das	Regime.«46	Die	Kryptokratie	unterzog	sich	einer	Evolution,	aber
sie	hielt	 ihre	geheimsten	Winkel	–	wie	die	Öl-Partnerschaft	mit	der
Queensway	 Group	 China	 Sonangol	 –	 immer	 noch	 hinter	 Offshore-
Gesellschaften	 und	 nichtöffentlichen	 Verträgen	 verborgen.	 Die
Futungo	 schafften	 es,	 Vorteil	 aus	 der	 Legitimität	 zu	 ziehen,	 die	 das
IWF-Engagement	 ihnen	 verlieh,	 und	 so	 setzten	 sie	 selektiv	 die
Reformen	 um,	 die	 ihnen	 kommerziellen	 Nutzen	 brachten,	 während
sie	andere	so	manipulierten,	dass	ihre	Autorität	noch	gefestigt	wurde.

2012	gründete	Angola,	wie	in	den	Bedingungen	seines	IWF-Kredits
festgelegt,	einen	Staatsfonds,	ein	Instrument,	das	häufig	von	Ländern
mit	 hohen	 Exporteinnahmen	 eingesetzt	 wird,	 um	 einen	 Vorrat	 für
heimische	 und	Auslandsinvestitionen	 zu	 bilden.	Das	war	 angesichts
einer	Wirtschaft,	die	so	stark	von	Öl	abhängig	war,	ein	vernünftiger
Gedanke.	 Der	 Staatsfonds	 Norwegens	 war	 vermutlich	 der
Hauptgrund	 dafür,	 dass	 das	 Land	 sich	 als	 fähig	 erwies,	 dem
Ressourcenfluch	 zu	 entgehen:	 Es	 hielt	 den	 größten	 Teil	 seiner
Öleinnahmen	 komplett	 vom	 Staatshaushalt	 getrennt.	 Statt	 die



Wirtschaft	 mit	 der	 holländischen	 Krankheit	 zu	 infizieren	 und	 der
politischen	Elite	von	heute	zu	erlauben,	ihre	Kumpane	mit	schnellem
Geld	 zu	 versorgen,	 wurden	 die	 Ölgelder	 in	 Zukunftsprojekte
investiert.	 Dem	 angolanischen	 Staatsfonds	 wurden	 fünf	 Milliarden

Dollar	 für	 Zukunftsinvestitionen	 zur	 Verfügung	 gestellt.47	 Die	 Wahl
der	 Führung	 für	 den	 Fonds	 trug	 jedoch	wenig	 zur	 Beruhigung	 von
Befürchtungen	 bei,	 der	 Fonds	 werde	 lediglich	 als	 weiteres
Instrument	der	Futungo	dienen.	Den	Vorsitz	hatte	José	Filomeno	dos
Santos,	der	Sohn	des	Präsidenten.	Anfang	2011	war	der	Ölpreis	wieder
auf	 mehr	 als	 100	 Dollar	 pro	 Fass	 angestiegen.	 Auch	 nachdem	 der
IWF-Kredit	 vollständig	 ausgezahlt	 war,	 berichteten	 die	 IWF-
Inspektoren	 2013	 immer	 noch,	 die	 Regierung	 Angolas	 bemühe	 sich
»weiterhin«	um	die	Klärung	des	Verbleibs	der	 fehlenden	Milliarden

im	 Staatshaushalt.48	 Wie	 Barnaby	 Pace,	 ein	 Ölspezialist	 bei	 Global
Witness,	es	ausdrückte:	»Die	angolanische	Regierung	hat	den	IWF	im

Endeffekt	als	Überziehungskonto	benutzt.«49

In	 die	 Slums	 von	 Luanda,	 die	 Weiler	 im	 Herzen	 Ghanas	 oder	 die
leidgeprüften	Minenstädte	des	kongolesischen	Kupfergürtels	dringen
meist	 nur	 wenige	 Details	 über	 solche	 verwickelten	 Finanzmanöver
vor.	 Aber	 wenn	 die	 Menschen	 dort,	 wie	 Kofi	 Gyakah	 an	 seinem
vergifteten	Teich,	auf	einmal	ein	nagendes	Gefühl	der	Machtlosigkeit
befällt,	 geht	 das	 auf	 diese	Manöver	 zurück.	 Es	 ist	wie	 das	Rumpeln
eines	 im	 Busch	 verborgenen	 Bergwerks:	 das	 Bündnis	 politischer
Eliten	 und	 transnational	 vernetzter	 Konzerne,	 die	 die	 öffentlichen
Institutionen	untergraben,	um	Macht	und	Reichtum	ganz	allein	in	die
Hand	zu	bekommen,	zusammen	mit	dem	Öl	und	den	Mineralien,	die
sie	aus	den	Böden	Afrikas	holen,	um	die	Wirtschaft	im	reicheren	Teil
der	 Welt	 am	 Laufen	 zu	 halten.	 Die	 Mittel	 sind	 komplex,	 und
manchmal	 sind	 die	 Absichten	 sogar	 gut,	 aber	 das	 Resultat	 ist	 die
Akkumulation	des	Reichtums	Afrikas	in	den	Händen	einiger	weniger.
Für	 die	 anderen	 bleibt	 wenig	 mehr	 als	 tote	 Hunde	 und	 leere



Versprechen.



8	Gott	hat	nichts	damit	zu	tun

Als	 die	 Warlords	 des	 nigerianischen	 Ölgebiets	 sich	 Ende	 2005	 zu
einem	geheimen	Treffen	versammelten	und	beschlossen,	die	Welt	mit
einer	 Kampagne	 von	 Entführungen	 und	 Sabotage	 in	 Aufruhr	 zu
versetzen,	 vertrauten	 sie	 die	 Aufgabe,	 diesen	 Angriff	 einzuleiten,
einem	 ihrer	 gefürchtetsten	 Mitbrüder	 an.	 Farah	 Dagogo	 war	 klein
und	dürr,	genoss	aber	auch	den	Ruf,	kühn	und	rücksichtlos	zu	sein.
Er	 stammte	 aus	 dem	 Osten	 des	 Nigerdeltas,	 wo	 der	 mächtige
westafrikanische	Strom	sich	in	zahllose	Flüsschen	aufteilt,	um	in	den
Golf	 von	 Guinea	 zu	 münden,	 und	 erlebte	 in	 seiner	 Kindheit	 und
Jugend,	wie	 das	Öl	 seine	Heimat	 zerstörte.	 Die	 üppigen	Mangroven
des	drittgrößten	Feuchtgebiets	der	Welt,	eines	Territoriums	von	der
Größe	Irlands,	leiden	schwer	unter	dem	ausgetretenen	Öl.	Wenn	man
aus	 einem	der	Kanus,	 die	 in	 den	 Flüsschen	umherfahren,	 die	Hand
ins	Wasser	streckt,	besteht	eine	große	Wahrscheinlichkeit,	dass	man
die	 verräterische	 regenbogenfarbige	 Widerspiegelung	 von	 Öl	 zu
sehen	bekommt.	Seit	mehr	als	 fünfzig	Jahren	steigen	Tag	und	Nacht
Säulen	 von	 brennendem	 Gas	 in	 den	 Himmel,	 eine	 Technik	 der
Ölförderung,	 die	 sich	 »Abfackeln«	 nennt	 und	 in	 reicheren	 Ländern
seit	langem	verboten	ist.

Wie	Dagogo	und	alle	 anderen	30	Millionen	Bewohner	des	Gebiets
bis	zum	letzten	Kind	wissen,	wird	im	Nigerdelta	das	Öl	gefördert,	das
70	 Prozent	 der	 nigerianischen	 Staatseinnahmen	 und	 fast	 sämtliche
Devisen	erbringt,	die	das	Land	für	seine	Importe	benötigt.	Wenn	die
Bevölkerung	 im	 Delta	 zu	 unruhig	 wurde,	 haben	 Diktatoren	 nicht
gezögert,	das	Militär	 loszuschicken.	Für	Männer	aus	der	Generation
Dagogos	führte	ihr	Lebensweg	schnurstracks	in	die	Gewalt.

Dagogo	war	klug	und	hatte	ein	gewisses	Maß	an	Bildung	genossen.
»Er	 ist	 der	 ideale	 Schwiegersohn«,	 sagte	 mir	 Anniko	 Briggs,	 ein



langjähriger	Aktivist	im	Nigerdelta,	der	ihn	seit	Jahren	kennt.1	»Er	ist
ein	 gutaussehender	 Mann.	 Es	 waren	 alles	 junge	 Männer,	 die	 hier
aufwuchsen	und	nicht	weiter	auf	die	Schule	gehen	konnten,	weil	es	in
den	Gemeinden	hier	nichts	gab.	Die	Armut	hat	sie	vertrieben,	und	sie
wussten	nicht,	was	sie	tun	sollten.«

Dagogo	 zog	 es	 zu	 einem	 Mann,	 dessen	 massiger	 Köper	 seinem
Hang	zum	Bombast	in	nichts	nachstand	und	der	den	Unmut	im	Delta
zu	 einem	 Sturm	 entfachte.	 Mudschahid	 Dokubo-Asari	 war	 die
Galionsfigur	des	bewaffneten	Kampfes,	der	 in	den	 Jahren	nach	dem
Ende	der	Militärherrschaft	1999	im	Nigerdelta	ausbrach.	Er	gab	dem
gekränkten	 Stolz	 der	 Ijaw,	 der	 wichtigsten	 ethnischen	 Gruppe	 im
Delta	und	der	viertgrößten	ethnischen	Gruppe	im	Land,	eine	Stimme.
Die	 Ijaw	waren	 seit	 der	 Unabhängigkeit	 Nigerias	 von	 der	Macht	 im
Land	ausgeschlossen,	da	sich	die	Hausa	aus	dem	Norden,	die	Igbo	aus
dem	 Osten	 und	 die	 Yoruba	 aus	 dem	 Südwesten	 am	 Futtertrog
abwechselten.	 Ursprünglich	 wie	 die	 meisten	 Deltabewohner	 ein
Christ,	konvertierte	Asari	zum	Islam,	nahm	den	Namen	Mujahid	oder
Heiliger	Krieger	an	und	begann,	sich	mit	den	Behörden	anzulegen.	Er
war	militanter	als	einige	seiner	Mitagitatoren	unter	den	Ijaw,	und	so
gründete	 er	 eine	 Privatarmee,	 die	 Volksfreiwilligenfront	 des
Nigerdeltas	(Niger	Delta	People’s	Volunteer	Force	–	NDPVF),	die	dem
nigerianischen	 Staat	 und	 den	 ausländischen	 Ölgesellschaften	 einen
Guerillakrieg	erklärte	und	forderte,	die	Menschen	im	Delta	müssten
einen	größeren	Teil	der	zig	Milliarden	Dollar	erhalten,	den	das	Öl	des
Deltas	jedes	Jahr	einbringt.

Asari	rekrutierte	Mitglieder	bewaffneter	Banden	wie	der	KKK	und
der	 Greenlanders,	 die	 sich	 aus	 Universitätsburschenschaften
entwickelt	hatten	und	von	den	Einnahmen	ihres	Handels	mit	Heroin,

Kokain	 und	 Marihuana	 Waffen	 kauften.2	 Auch	 Kommandeure
diverser	 Milizen,	 die	 kriminelle	 Aktivitäten	 mit	 der	 Sache	 der
Befreiung	 vermischten,	 schlossen	 sich	 ihm	 an,	 darunter	 Farah



Dagogo,	 der	 seine	 eigene	 expandierende	 paramilitärische
Organisation	unter	Asaris	Banner	 führte.	Dagogo	selbst	machte	sich
unentbehrlich,	indem	er	als	persönlicher	Berater	des	Chefs	fungierte,
die	Logistik	organisierte	und	dafür	sorgte,	dass	die	Waffenkammern
immer	gut	gefüllt	waren.	Während	Asaris	Truppen	sich	im	östlichen
Delta	 Gebietskämpfe	 mit	 Rivalen	 lieferten,	 gerieten	 die
Ölgesellschaften	allmählich	in	Panik	und	zogen	sich	von	dort	zurück.
Die	Ölproduktion	sank.	Als	eine	aufgeschreckte	Regierung	Asari	2004
verhaftete	 und	 des	 Hochverrats	 anklagte,	 übernahm	 Dagogo	 seine
Rolle	als	Führer.

Gemeinsam	mit	Militärs	 und	 Politikern	waren	 Farah	Dagogo	 und
seine	Kollegen	unter	den	Warlords	die	Organisatoren	der	Form	des
Handels	mit	gestohlenem	Rohöl,	die	als	»Bunkern«	bezeichnet	wird.
Die	Bunker-Gangs	arbeiteten	meist	nachts,	und	die	feuchte	Luft	und
das	 schwappende	 Wasser	 der	 Flüsschen	 machten	 ihnen	 die	 Hände
glitschig,	 wenn	 sie	 die	 Pipelines	 aufbrachen,	 die	 sich	wie	 schwarze
Venen	 durch	 das	 Delta	 schlängeln.	 Dabei	 verwendeten	 sie	 zwei
Techniken:	 Entweder	 sie	 stahlen	 das	Öl	 aus	 einer	 intakten	 Pipeline
(»heiße	 Zapfung«)	 oder	 sie	 sprengten	 die	 Pipeline	 und	 nahmen	 das
dabei	austretende	Öl	mit	 (»kalte	Zapfung«).	Der	Handel	war	äußerst
lukrativ,	 selbst	wenn	 seine	Protagonisten	dabei	 riskierten,	 zu	Asche
zu	 verbrennen.	 Laut	 Schätzungen	 der	 UN	 hatten	 die	 illegalen
Ölrackets	Nigerias	mit	2	Milliarden	Dollar	im	Jahr	einen	etwa	ebenso

großen	Umsatz	wie	der	Kokainhandel	 in	Westafrika.3	Wenn	man	die
Ölladungen,	die	an	den	Exportterminals	umgeleitet	wurden,	zu	dem
direkt	von	den	Pipelines	abgeschöpften	Öl	hinzurechnete,	erbrachte
das	 Bunkern	 einhunderttausend	 Fass	 Öl	 pro	 Tag,	 was	 etwa	 fünf
Prozent	der	Ölproduktion	Nigerias	oder	der	gesamten	Ölproduktion
des	 Tschad	 entsprach.	 Armee-	 und	 Marineoffiziere	 kollaborierten
mit	den	Bunkernetzen,	aber	eine	sehr	verlässliche	Untersuchung	des
illegalen	 Ölhandels	 hob	 außerdem	 die	 »Beteiligung	 hochrangiger



Zivilisten«	hervor.4

Zusätzlich	 konnte	man	 auch	noch	Geld	mit	Wahlfälschungen	und
der	 Bedrohung	 von	 Wählern	 bei	 Wahlen	 machen,	 die	 »durch

gigantischen	Betrug	gekennzeichnet	waren«.5	Mit	den	Banden	hatten
die	 Politiker	 des	 Deltas	 eine	 scharfe	 Waffe,	 um	 sich	 den	 Sieg	 zu
sichern.	 Zwischen	 den	 Wahlen	 überließ	 man	 »die	 Jungs«,	 wie	 sie
genannt	wurden,	ihrem	eigenen	Treiben.

Farah	 Dagogo	 entwickelte	 sich	 zu	 einem	 der	 Paten	 des	 östlichen
Deltas.	Gegen	Ende	2005	berief	der	Oberherr	des	westlichen	Deltas,
Government	 Ekpumopolo,	 besser	 bekannt	 unter	 dem	 Namen
Tempolo,	 eine	 Versammlung	 ein.	 Tempolo	 hatte	 sich	 ein
hochkomplexes	Unternehmen	aufgebaut,	das	durch	Erpressung	und
Öldiebstahl	 finanziert	 wurde.	 In	 größerem	 Maß	 als	 die	 anderen
Warlords	 agierte	 er	 auch	 wie	 ein	 traditioneller	 nigerianischer
Häuptling;	 er	 gab	 sich	als	Wohltäter	der	Zivilisten	 in	 seinem	Gebiet
und	 als	 truppennaher	 Chef	 der	 dreitausend	 bewaffneten	 Männer
seiner	 Kompanie.	 Er	 stand	 für	 eine	 Kombination	 von	 Guerillakrieg
und	 sozialem	 Sicherheitsnetz.	 Seine	 Ideologie	 speiste	 sich	 aus	 dem
reichen	 Erbe	 des	 Deltas	 an	 intellektueller	 Agitation	 für
Selbstbestimmung.	Als	Anhänger	des	Kriegsgottes	der	Ijaw,	Egbesus,
konnte	 sich	 Tempolo	 auch	 auf	 eine	 spirituelle	 Autorität	 berufen.
Unter	 seiner	 Ägide	 einigten	 sich	 die	Milizkommandeure	 des	 Deltas
auf	eine	Koordinierung	 ihrer	Kräfte	und	die	Zusammenlegung	 ihrer
Operationen	 zum	 Öldiebstahl.	 So	 wurde	 die	 Bewegung	 für	 die
Emanzipation	des	Nigerdeltas	(Movement	for	the	Emancipation	of	the
Niger	Delta	–	MEND)	geboren.

Als	MEND	 gegründet	wurde,	war	Dagogo	 bereits	 als	 verlässlicher
Führer	bekannt.	Er	hatte	sowohl	seinen	Sinn	fürs	Spektakel	als	auch
seine	 Fähigkeit	 zur	Demütigung	der	Autoritäten	 bewiesen,	 als	 er	 in
der	 Ölstadt	 des	 Deltas,	 Port	 Harcourt,	 einen	 Gefängnisausbruch
organisierte,	 um	 einen	 kriminellen	 Bandenchef	 namens	 Soboma



George	zu	befreien.6	Gemeinsam	mit	einem	anderen	Warlord,	Boylaf,
wurde	er	mit	einer	Mission	beauftragt,	mit	der	die	Gründung	MENDs
verkündet	werden	sollte.	Am	11.	 Januar	2006	überfielen	Dagogo	und
Boylaf	 in	 den	 niedrigen	 Küstengewässern	 des	 Deltas	 eine	 Shell-

Plattform	 und	 kidnappten	 vier	 ausländische	 Ölarbeiter.7	 Die
Entführung,	 bei	 der	 auch	 eine	 der	wichtigsten	 Pipelines	 des	 Deltas
gesprengt	 und	 stillgelegt	 wurde,	 war	 der	 Startschuss	 für	 Nigerias
Ölkrieg.

Entführungen	 hatte	 es	 auch	 schon	 vorher	 gegeben.	 Es	 hatte
Angriffe	auf	Pipelines	und	Überfälle	bewaffneter	Männer	gegeben,	die
aus	 Kanus	 stiegen.	 Und	 auch	 die	 pompösen	 Drohungen,	 durch
Unterbrechung	der	Ölproduktion	den	Staat	lahmzulegen,	waren	nicht
neu.	Was	neu	war,	war	das	Ausmaß	der	Attacke.	Auf	dem	Höhepunkt
ihrer	 Kampagne	 drückte	 MEND	 die	 Ölproduktion	 Nigerias	 um
40	Prozent	nach	unten,	eine	Menge,	die	der	gesamten	Ölproduktion
Großbritanniens	entspricht.

Es	gab	von	Anfang	an	Anzeichen,	dass	es	der	Führung	der	MEND
genau	 wie	 Laurent	 Nkunda	 und	 seiner	 durch	 Coltan	 finanzierten
Miliz	 im	 Ostkongo	mindestens	 ebenso	 sehr	 um	 Selbstbereicherung
ging	wie	um	die	politischen	Anliegen,	die	sie	propagierte.	Nur	wenig
deutete	darauf	hin,	dass	Farah	Dagogo	an	etwas	anderem	interessiert
war	 als	 an	 schnödem	Mammon.	 Seinen	Stützpunkt	 schlug	 er	 in	der
Nähe	ziviler	Siedlungen	 inmitten	der	Flüsschen	des	östlichen	Deltas
auf,	 um	 militärische	 Angriffe	 besser	 abwehren	 zu	 können.	 Als	 der
Trupp	 der	 Kidnapper	 wieder	 im	 Hauptquartier	 der	 MEND	 eintraf,
dauerte	 es	 sechs	 Tage,	 bis	 sich	 die	 Führer	 auf	 die	 Forderungen
einigen	 konnten,	 die	man	 stellen	 sollte.	 Neben	 der	 Freilassung	 des
gefangenen	 Asari	 und	 eines	 Staatsgouverneurs	 mit	 engen
Verbindungen	 zu	 den	 Gangs	 verlangte	 MEND	 als	 Preis	 für	 die
Freilassung	 der	 Geiseln	 die	 vollständige	 Kontrolle	 über	 die
Öleinnahmen	 in	 ihrem	 Gebiet	 und	 eine	 1,5-Milliarden-Dollar-



Zahlung	von	Shell.	Keine	der	Forderungen	wurde	erfüllt,	aber	die	vier
Ölarbeiter	 wurden	 nach	 einer	 Lösegeldzahlung	 der	 örtlichen

Behörden	nach	neunzehn	Tagen	unversehrt	freigelassen.8

Doch	 es	 gelang	 der	 MEND,	 Furcht	 zu	 erzeugen,	 eine	 Ware,	 die
ebenso	 wertvoll	 ist	 wie	 das	 Öl	 des	 Deltas	 selbst.	 Per	 E-Mail	 an
Journalisten	verschickte	Behauptungen,	für	diesen	oder	jenen	Angriff
verantwortlich	 zu	 sein,	 und	 die	 Androhungen	 neuer	 Attacken
versetzten	die	Ölmärkte	in	Panik	(obwohl	sich	hinter	ihrem	»Autor«,
Jomo	 Gbomo,	 nicht	 mehr	 als	 ein	 Yahoo-Account	 verbarg,	 der	 von
einer	 Gruppe	 eloquenter	 Deltabewohner	 benutzt	 wurde,	 deren
literarischen	 Talente	 die	 MEND-Kämpfer	 sich	 bedienten,	 um	 die
Wirkung	 ihrer	 Überfälle	 zu	 vergrößern).	 Neben	 Shell	 wurden	 nun
auch	 die	 beiden	 größten	 US-Ölgesellschaften,	 Exxon	 Mobil	 und
Chevron,	 und	 andere	 im	 Delta	 operierende	 europäische
Unternehmen	 ins	 Visier	 genommen.	 Selbst	 die	 gigantischen
Offshore-Felder,	 die	 die	 großen	 Ölunternehmen	 im	 nigerianischen
Teil	des	Golfs	von	Guinea	gebaut	hatten,	waren	nicht	sicher.	Im	Juni
überfielen	 bewaffnete	 MEND-Männer	 in	 Schnellbooten	 Bonga,	 das
120	 Kilometer	 weit	 im	 Meer	 liegende	 Flaggschiff	 der	 Ölproduktion
Shells.	 Dabei	 setzten	 sie	 die	 3,6	 Milliarden	 Dollar	 teure	 Plattform
zeitweise	 außer	 Betrieb	 und	 senkten	 die	 gesamte	 Rohölproduktion
Nigerias	um	zehn	Prozent.

MEND	 war	 immer	 eine	 zerbrechliche	 Koalition	 aus
Rebellengruppen	 und	 Verbrechersyndikaten.	 Die
Meinungsverschiedenheiten,	die	sich	beim	Streit	über	die	Aufteilung
der	ersten	Lösegeldzahlung	gezeigt	hatten,	wurden	 im	Lauf	der	Zeit
größer,	 und	 MEND	 verwandelte	 sich	 in	 Franchiseunternehmen	 für
Diebstahl	 und	 Raub	 im	 Namen	 des	Widerstandes	 ohne	 einheitliche
Führung.	 Aber	 dennoch	 handelte	 es	 sich	 hier	 um	 eine	 informelle
Armee	 von	 an	 die	 sechzigtausend	 Männern,	 deren	 Angriffe	 wegen
ihrer	 Auswirkungen	 auf	 den	 Ölpreis	 weltweites	 Aufsehen	 erregten.



Die	 Unruhe	 im	 Delta	 brach	 ausgerechnet	 zu	 der	 Zeit	 aus,	 als	 die
Ölpreise	 Rekordhöhen	 erreichten,	 weil	 die	 rasch	 wachsenden
Wirtschaften	 Chinas	 und	 Indiens	 eine	 enorme	 Nachfrage	 nach	 Öl
entwickelten.	 Jetzt	 trieb	 der	 Einbruch	 in	 der	 nigerianischen
Produktion	den	Preis	pro	Fass	noch	höher.

Im	Oktober	 2009	 löste	 Farah	Dagogo	 einige	 seiner	 Jetons	 ein.	 Er
folgte	dem	Beispiel	anderer	hoher	MEND-Kommandeure	und	ließ	die
Flüsse	des	Deltas	hinter	sich,	um	ein	Amnestieangebot	anzunehmen,
das	 der	 nigerianische	 Präsident	 Umaru	 Yar’Adua	 gemacht	 hatte,
nachdem	eine	Welle	von	Angriffen	auf	Einrichtungen	der	Ölindustrie
ihn	 an	 den	 Rand	 der	 Verzweiflung	 getrieben	 hatte.	 »Entsprechend
den	 diesem	 Amnestieangebot	 beigefügten	 Bedingungen	 legen	 wir
hiermit	 alle	 Waffen	 unter	 unserer	 direkten	 Kontrolle	 nieder«,	 sagt

Farah	 in	 einer	 pompösen	 Erklärung.9	 »Ich	 wünsche	mir	 aufrichtig,
dass	 die	 Regierung	 sofort	 einen	 Dialog	 beginnt,	 um	 ein
Wiederaufflammen	der	Gewalt	im	Nigerdelta	zu	verhindern.«

Die	 Rhetorik	 war	 die	 eines	 Friedensabkommens	 zur	 Beendigung
von	Jahrzehnten	des	Unmuts.	In	Wirklichkeit	war	das	Ganze	nicht	viel
mehr	als	ein	Weg,	Geld	in	das	Delta	zu	pumpen,	um	eine	Kampfpause
zu	erkaufen.	Alle	wichtigen	Warlords	nahmen	die	Amnestie	an.	Einige
brachen	 ihre	Zelte	ab,	um	 in	der	Hauptstadt	Abuja	oder	der	grellen
Pracht	 der	 »Oberstadt«	 von	 Lagos	 ein	 luxuriöses	 Leben	 als	 Quasi-
Rentner	zu	führen,	 jetzt,	da	der	Staat	ihre	Taschen	gefüllt	hatte	und
gleichzeitig	 ihre	 auf	 Öldiebstahl	 basierenden	 Imperien	 immer	 noch
intakt	 waren	 und	 sogar	 noch	 expandierten.	 Ihre	 politischen
Forderungen	 aus	 den	 Jahren	 des	 »Freiheitskampfes«	 ließen	 sie
einfach	fallen.

Das	Delta	ist	der	Schauplatz,	wo	sich	der	Kampf	um	die	Anteile	am
Öl	 Nigerias	 am	 direktesten	 abspielt.	 Aber	 derselbe	 Kampf	 tobt	 im
gesamten	 politischen	 System	 des	 Landes.	 Wie	 in	 den	 anderen
Rohstoffstaaten	 Afrikas	 gibt	 es	 nur	 einen	 endlichen	 Vorrat	 an	 Öl	 –



oder	 Gold	 oder	 Kupfer	 oder	 Diamanten	 –	 und	 daher	 ist	 es	 ein
Nullsummenspiel:	Ich	kann	nur	gewinnen,	wenn	du	verlierst.

Umaru	 Yar’Adua	 lockte	 die	 Kriegsherren	 aus	 den	 Flussgebieten,
indem	 er	 ihnen	 den	 klassischen	 Handel	 des	 Rentenstaates	 anbot:
Verpflichtet	euch	auf	den	Status	quo,	und	wir	geben	euch	einen	Teil
der	Rohstoff einnahmen	ab.	Es	ist	dieser	unausgesprochene	Pakt,	der
Nigeria	 regiert	 –	 und	 der	 das	 Öl	 des	 Deltas	 in	 die	 Gewalt
transformiert,	die	das	Land	immer	wieder	heimsucht.

In	Kano,	der	alten	nordnigerianischen	Handelsstadt,	die	das	Tor	zu
den	weiten	Einzugsgebieten	der	Sahara	 ist,	 traf	 ich	einen	Mann,	der
Zeuge	 der	 Geburt	 des	 Landes	 gewesen	 war.	 Als	 junger	 Mann	 war
Yusuf	 Maitama	 Sule	 Kabinettsmitglied	 der	 ersten	 nigerianischen
Regierung.	 Im	 Lauf	 des	 nächsten	 halben	 Jahrhunderts	 hatte	 er,
sowohl	 in	Nigeria	 selbst	als	auch	als	Vorsitzender	des	UN-Komitees
gegen	 Apartheid,	 gesehen,	 wie	 Rohstoffstaaten	 räuberische
Regierungen	hervorbringen.	Als	es	mir	im	Januar	2010	gelang,	ihn	zu
finden,	hatte	er	sich	schon	lange	in	sein	Haus	in	Kano	zurückgezogen,
dessen	 Steinmauern	 gut	 vor	 der	 sengenden	 Hitze	 des	 trockenen
Nordens	schützten,	das	aber,	gemessen	an	den	Ansprüchen	anderer
Politiker,	recht	bescheiden	war.	Er	war	 inzwischen	achtzig,	und	das
Alter	 hatte	 zum	 Teil	 das	 Augenlicht,	 nicht	 aber	 das	 rednerische
Geschick	 genommen,	 das	 ihm	 seinen	 Spitznamen	 –	 das
»Grammofon«	–	eingebracht	hatte.

Das	 Problem,	 erklärte	 Sule,	 bestehe	 darin,	 dass	 die	 politischen
Führer	 Nigerias	 von	 der	 goldenen	 Regel	 abgewichen	 seien,	 die
Ahmadu	 Bello,	 der	 Sardauna	 von	 Sokoto	 (»Herr	 der	 Leibwache	 des
[ehemaligen	 islamischen	 Kalifats]	 Sokoto«,	 ein	 hoher	 Ehrentitel	 in
bestimmten	 islamischen	 Kreisen	 in	 Nigeria)	 und	 verdiente
Staatsmann	aus	dem	Norden	bei	der	Unabhängigkeit	seinen	Protegés,
unter	denen	sich	auch	Sule	befand,	eingeschärft	hatte:	»Sardauna	hat
uns	 immer	gesagt,	dass	man	nicht	gleichzeitig	 rennen	und	sich	den



Hintern	 kratzen	 kann.	 Man	 muss	 sich	 für	 eines	 von	 beidem
entscheiden.	 Man	 kann	 nicht	 zugleich	 regieren	 und	 Geschäfte
machen.	 Er	 sagte:	 ›Alle	 meine	 Minister,	 die	 sich	 für	 Geschäfte
interessieren,	sollten	zurücktreten.‹«

Vielleicht	 war	 das	 Schwärmen	 Sules	 über	 die	 guten	 Sitten	 der
ersten	 Republik	 vom	 Bedürfnis	 eines	 alten	 Mannes	 gefärbt,	 das
Gefühl	 zu	 haben,	 dass	 er	 etwas	 Gutes	 bewirkt	 hatte.	 Historiker
würden	 darauf	 hinweisen,	 dass	 gerade	 die	 Respektspersonen	 aus
dem	 Norden	 dem	 neuen	 Land,	 das	 sie	 nun	 schufen,	 die	 feudalen
Strukturen	der	alten	Kalifate	aufpfropften	und	damit	dazu	beitrugen,
das	 koloniale	 Muster	 der	 Kontrolle	 durch	 eine	 kleine	 Elite
weiterzuführen,	 womit	 sie	 ein	 politisches	 System	 hervorbrachten,
das	nur	darauf	wartete,	von	Plünderern	im	Inneren	an	sich	gerissen
zu	werden.	Aber	man	kann	Grammofons	Diagnose,	nach	der	der	Weg
des	Landes	seit	jenen	ersten	Gründungsjahren	immer	weiter	abwärts
führte,	kaum	widersprechen.

»Heute	ist	unser	Hauptproblem	das	Öl«,	führte	Sule	weiter	aus.	Die
siebenjährige	Herrschaft	 Ibrahim	Babangidas,	des	Generals	aus	dem
Norden,	 der	 1985	 in	 einem	 Putsch	 einen	 ebenfalls	 aus	 dem	Norden
stammenden	 General	 absetzte,	 habe	 den	 Machtantritt	 einer	 Klasse
von	Oligarchen	und	Beamten	markiert,	die	den	Staat	dazu	benutzten,
sich	 Anteile	 am	 Ölgeschäft	 zu	 verschaffen.	 »Während	 Babangidas
Regime	 bekamen	 Privatpersonen	 zum	 ersten	Mal	 Ölblocks,	 und	 sie
machten	eine	Menge	Geld	damit.	Heutzutage	sind	wir	alle	leider	vor
allem	 an	 einem	 interessiert	 –	 materiellen	 Dingen.	 Jeder	 will	 Geld
verdienen.	 Die	 Hausfrau	 will	 Geld	 verdienen.	 Ihr	 Mann	 will	 Geld
verdienen.	 Der	 Herrscher	 will	 Geld	 verdienen.	 Der	 traditionelle
Regent,	 der	 einmal	 viel	 Respekt	 genoss,	 weil	 er	 sich	 nur	 für	 seine
Aufgabe	 interessierte	 –	 auch	 er	 möchte	 heute	 Geld	 verdienen.	 Der
Politiker	 denkt	 nicht	 an	 das	 nationale	 Interesse,	 sondern	 an	 sein
eigenes,	 persönliches	 Interesse	 und	 will	 Geld	 verdienen.	 Wir	 alle



interessieren	uns	 leider	nur	noch	 für	eins,	und	genau	darum	haben
wir	Probleme.	Genau	darum	haben	wir	all	das	Chaos	in	der	Politik.«

Die	Korruption	 sei	 schon	 schlimm	genug.	Aber	 es	 sei	 noch	 etwas
anderes,	 noch	 Schlimmeres	 passiert.	 »Nachdem	 sie	 sie	 Macht
geschmeckt	hatten,	wollten	sie	sie	auch	behalten«,	sagte	Sule	von	der
inzwischen	entstandenen	Klasse	der	Petropolitiker.	Und	um	dafür	zu
sorgen,	hätten	sie	begonnen,	»an	die	religiösen	oder	Stammesgefühle
ihrer	Leute	zu	appellieren«.

In	den	Rohstoffstaaten	hat	die	Aufteilung	 in	Ethnien	 schreckliche
Folgen.	 Wenn	 die	 Rohstoffrenten	 eine	 herrschende	 Klasse
hervorbringen,	die	ihrer	Bevölkerung	gegenüber	nicht	verantwortlich
ist,	 muss	 sie	 ihre	 Macht	 durch	 Patronage	 aufrechterhalten.
Öffentliche	Dienstleistungen	werden	weitgehend	 eingestellt.	 Da	 der
Staat	auf	keine	nützlichen	Dienstleistungen	verweisen	kann,	wird	die
Politik	zu	einem	Spiel,	bei	dem	die	Angehörigen	der	eigenen	Ethnie
mobilisiert	 werden.	 Wir	 können	 nur	 gewinnen,	 wenn	 die	 anderen
verlieren.	Der	 soziale	Kontrakt	wird	durch	den	Rückgriff	 auf	Gewalt
ersetzt.

In	 den	 dreizehn	 Jahren	 zwischen	 der	 Rückkehr	 zur	 Demokratie
1999	 und	 2012	 starben	 etwa	 achtzehntausend	 Nigerianer	 durch
ethnische,	religiöse	und	politische	Gewalt	(und	diese	Statistik	schließt
noch	nicht	einmal	die	Tausenden	von	Toten	ein,	die	Boko	Haram	und
der	teils	unfähigen,	teils	von	Rache	geleiteten	Reaktion	der	Armee	auf

den	 Aufstand	 der	 Islamisten	 zum	Opfer	 fielen).10	 In	 ihrem	 Kern	 ist
diese	 Gewalt	 das	 Ergebnis	 der	 vergifteten	 Petropolitik	 Nigerias,	 die
sich	 oft	 als	 religiöses	 Helotentum	 oder	 ethnischer	 Chauvinismus
verkleidet.	 Allein	 durch	 diese	 direkte	 Gewalt	 fordert	 die
nigerianische	 Plünderungsmaschine	 alle	 sechs	 Stunden	 ein
Todesopfer	 –	 und	 dabei	 sind	 all	 die	 Kinder,	 die	 in	 verkommenen
Krankenhäusern	sterben,	die	Fahrer,	die	auf	Straßen	den	Tod	finden,
deren	Wartungsverträge	 durch	Betrug	 erschlichen	wurden,	 und	 die



Opfer	 einer	 Polizeitruppe,	 die	 eher	 Raubtieren	 als	 Beschützern
ähnelt,	nicht	mit	eingerechnet.	Der	rote	Faden,	der	die	Kriegsmilizen
des	Nigerdeltas,	die	Banden,	die	 im	Norden	Dörfer	verbrennen,	und
die	bewaffneten	Wahlfälscher,	die	bei	Wahlen	aller	Ebenen	im	Auftrag
ihrer	 Herren	 ihr	 schmutziges	 Werk	 verrichten,	 verbindet,	 ist	 der
erbarmungslose	Kampf	ums	Ölgeld.

Ich	hatte	viele	Stunden	lang	mit	Maitama	Sule	zusammengesessen,
aber	nun	wurde	er	müde	und	seine	Mitarbeiter	führten	ihn	weg.	An
diesem	 Abend	 in	 Kano	 klingelte	 mein	 Telefon.	 In	 Jos	 war	 etwas
Schreckliches	geschehen.

Schon	an	dem	Tumult,	der	aus	einer	der	ausgebrannten	Behausungen
drang,	spürte	ich,	dass	sogar	die	Mitglieder	des	Leichentrupps,	die	ja
den	 Anblick	 makabrer	 Szenen	 gewohnt	 waren,	 von	 ihrer	 letzten
Entdeckung	erschüttert	waren.	Sie	trugen	weiße	Anzüge	und	gruben
systematisch	Leichen	aus	den	Trümmern	aus.	Einer	 von	 ihnen	kam
aus	 dem	 verkohlten	 Rest	 einer	 Hütte;	 mit	 sich	 trug	 er	 das	 erste
Behältnis,	das	er	hatte	finden	können,	einen	kleinen	Pappkarton	für
Spagetti,	auf	dem	außen	ein	»Qualitätsversprechen«	aufgedruckt	war.
Die	kleine	Gestalt	darin	 lag	auf	der	Seite,	die	Arme	unter	dem	Kinn
zusammengefaltet,	als	schliefe	sie.	Sie	war	so	verkohlt,	dass	man	sie
für	 ein	 Stück	 Holzkohle	 hätte	 halten	 können.	 Aus	 der	 Größe	 des
Babys	schloss	ich,	dass	sein	Leben	noch	vor	seinem	ersten	Geburtstag
geendet	hatte.

Der	Suchtrupp	ging	durch	das	ganze	Dorf,	das	unter	dem	Namen
Kuru	Karama	bekannt	ist.	Fast	alle	Häuser	und	Hütten	und	auch	die
kleine	Moschee	waren	niedergebrannt	worden.	Überall	stolperte	man
über	Brandschutt.	Die	Flammen	hatten	zuerst	die	Kleider	und	dann
die	Haut	 der	 Frauen	 verschlungen,	 deren	 Leichen	man	 in	 Brunnen
geworfen	hatte,	wo	sie	in	den	drei	Tagen	seit	ihrem	Tod	vom	Wasser
aufgebläht	 worden	 waren.	 Einem	 alten	 Mann,	 den	 alle	 als	 den
Dorftrottel	kannten,	hatten	seine	Mörder	den	Hals	gebrochen,	bevor



sie	ihn	in	ein	Loch	stopften.	Sein	Körper	war	grotesk	verdreht;	seine
leblosen	 Augen	 sahen	 nach	 oben	 und	 aus	 dem	 Loch	 heraus.	 Die
anderen	Leichen	waren	wie	 die	 des	Babys:	 Sie	waren	 so	 verbrannt,
dass	 man	 nicht	 einmal	 mehr	 erkennen	 konnte,	 dass	 dies	 einmal
Fleisch	gewesen	war.

Die	 Mörder	 kamen	 an	 einem	 Donnerstagmorgen	 im	 Januar	 2010
von	 den	 Bergen	 in	 der	 Umgegend	 des	 Dorfes	 herunter.	 Sie	 hatten
Gewehre,	 Messer	 und	 Macheten.	 Viele	 der	 Dorfbewohner,	 die
versucht	hatten,	 in	das	buschige	Farmland	zu	fliehen,	wurden	dabei
gnadenlos	 niedergemacht.	 Längst	 getrocknete	Wäsche	 flatterte	 nun
unabgehängt	im	Wind.

Nach	 islamischem	 Brauch	 müssen	 die	 Toten	 sofort	 begraben
werden.	Inzwischen	war	Freitag.	Der	erste	Leichentrupp	war	am	Tag
zuvor	 aus	 der	 großen	 Moschee	 im	 nahegelegenen	 Jos	 gekommen,
aber	das	Morden	hatte	 so	große	Ausmaße	gehabt,	dass	ein	weiterer
Trupp	 kommen	 musste,	 um	 die	 Arbeit	 zu	 Ende	 zu	 bringen.	 Die
Bestatter	arbeiteten	rasch	und	sahen	dabei	argwöhnisch	hinauf	in	die
Berge.	 Leichen	 sind	 schwer.	 Diese	 hier	 ließen	 einen	 dumpfen,
leblosen	 Knall	 hören,	 während	 sie	 sich	 ihren	 Nachbarn	 im
Massengrab	zugesellten.	Als	die	Sonne	sich	am	zweiten	Begräbnistag
zum	 Untergang	 neigte,	 waren	 hundertfünfzig	 Leichen	 der	 Erde

übergeben	worden.11

Abdullahi	Wase	hatte	das	Dorf	am	Tag	vor	dem	Angriff	wegen	einer
Geschäftssache	 verlassen.	 Er	 kam	 gerade	 rechtzeitig	 zurück,	 um
zuzusehen,	 wie	 die	 Leiche	 seiner	 Frau	 ins	 Grab	 geworfen	 wurde.
Seine	Kinder	waren	nirgends	auffindbar.	Um	 ihn	herum	versuchten
andere	 Dorfbewohner,	 die	 es	 gewagt	 hatten	 zurückzukehren,	 zu
retten,	was	zu	retten	war,	und	rannten	hin	und	her,	um	ihre	Hühner
und	Ziegen	einzufangen	und	sie	in	die	Kofferräume	wartender	Autos
zu	stopfen.	Vielleicht	würden	sie	zu	den	Volksschulen	 in	 Jos	 fahren,
die	 in	 den	 letzten	 Tagen	 in	 Flüchtlingslager	 umgewandelt	 worden



waren,	 und	 sich	 dort	 den	 weiteren	 achtzehntausend	 aus	 ihren
Wohnorten	vertriebenen	Menschen	zugesellen.	Und	dann	würden	sie
versuchen,	sich	ihr	Leben	wieder	neu	aufzubauen.	Bis	zum	nächsten
Mal.

Ich	war	am	Tag	zuvor	in	Jos	eingetroffen.	Auf	der	Straße	von	Kano
zum	Mittelgürtel,	der	die	religiöse	Teilung	Nigerias	markiert,	kamen
wir	an	zwanzig	mit	Soldaten	und	Polizisten	besetzten	Straßensperren
vorbei,	die	verhindern	sollten,	dass	der	Aufruhr	in	Jos	weitere	Kreise
zog.	 Hinter	 den	 Schrottplätzen	 am	 Stadtrand	 betete	 ein	 einsamer
Mann.	Werkstätten	 und	 Straßen	waren	 verlassen.	 Auf	 dem	Weg	 ins
Stadtzentrum	sah	ich	eine	Familie,	die	sich	selbst	und	ihren	Besitz	in
einen	 hoffnungslos	 überladenen	 roten	 Volkswagen	 zu	 quetschen
versuchte,	während	die	ab	dem	frühen	Abend	gültige	Ausgangssperre
näher	 rückte,	 zu	 deren	 Durchsetzung	 die	 Armee	 ohne	 Vorwarnung
schießen	sollte.	Sie	sagten,	auf	dem	Grundstück	liege	eine	verkohlte
Leiche,	aber	es	traue	sich	niemand,	sie	zu	holen.

Ich	schaffte	es	bis	kurz	vor	der	Ausgangssperre	zum	Hotel	und	rief
von	 dort	 Muhammed	 Lawal	 Ishaq	 an.	 Ishaq	 ist	 Rechtsanwalt	 und
einer	 der	 Führer	 der	 Hausa	 in	 Jos.	 Während	 sie	 im	 Norden	 die
Mehrheit	 bilden,	 werden	 die	 Hausa	 in	 Jos	 von	 den	 Berom	 und	 den
anderen	 ethnischen	Gruppen,	 die	 sich	 als	 »Ureinwohner«	der	 Stadt
betrachten,	 als	 Außenseiter	 oder	 »Siedler«	 betrachtet.	 »Die
sogenannten	 Indigenen	 dominieren	 die	 staatliche	 Patronage«,	 sagte
Ishaq	mir,	 während	 rings	 um	 die	 Stadt	 das	 Echo	 von	 Gewehrfeuer
widerhallte.	 »Also	 gründen	 die	 sogenannten	 Siedler	 Unternehmen
und	Geschäfte.	Einige	von	 ihnen	sind	dabei	sehr	erfolgreich.	Das	 ist
ein	Auslöser	von	Konflikten.	Die	Anwesenheit	einer	großen	Zahl	von
Siedlern	gefährdet	die	politische	Macht	der	Indigenen.	Die	Leute,	die
sich	 selbst	 als	 Indigene	 betrachten,	 sind	 Christen.	 »Die	 »Siedler«
dagegen	sind	Muslime.	Der	Staat	soll	eigentlich	für	alle	da	sein.	Aber
die	 sogenannten	 Siedler	 glauben,	 dass	 die	 Regierung	 hinter	 dem



steckt,	 was	 im	 Augenblick	 passiert.	 Jetzt	 ist	 hier	 jeder	 auf	 sich
gestellt.«

Die	 Berichte	 darüber,	 wie	 die	 Schwierigkeiten	 begonnen	 hatten,
waren	widersprüchlich.	Der	 plausibelste	 davon	 schien	 zu	 sein,	 dass
ein	Hausa	 versucht	hatte,	 die	 Schäden	 zu	 reparieren,	 die	 sein	Haus
bei	einem	früheren	Gewaltausbruch	erlitten	hatte.	Daraufhin	hatte	es
einen	heftigen	Streit	mit	einigen	jungen	Christen	gegeben.	In	solchen
Schmelztiegeln	 des	 Hasses	 ist	 das	 alles,	 was	 nötig	 ist	 –	 die	 Stadt
brannte.	 Ishaq	 sagte,	 bis	 jetzt	 seien	 fünfzig	 Leichen	 in	 die	 zentrale
Moschee	gebracht	worden.	Ich	hatte	gehört,	mindestens	zweihundert
Menschen	 seien	 gestorben,	 sowohl	 Christen	 als	 auch	 Muslime.
Goodluck	 Jonathan,	der	vorläufig	die	Regierung	übernommen	hatte,
während	Yar’Adua	in	einem	saudi-arabischen	Krankenhaus	lag,	hatte
Truppen	 entsendet.	 Die	 Präsenz	 der	 Armee,	 die	 traditionell	 von
Leuten	 aus	 dem	 Norden	 dominiert	 wird,	 hatte	 eine	 beruhigende
Wirkung	 auf	 die	 Hausa-Bevölkerung,	 die	 die	 örtlichen
Sicherheitskräfte	 verdächtigte,	 loyal	 gegenüber	 den	 Berom	 zu	 sein.
Die	Berom	 jedoch	befürchteten,	das	Militär	sei	eingetroffen,	um	die
ermordeten	 Muslime	 zu	 rächen.	 Leichentrupps	 hatten	 begonnen,
unter	 militärischem	 Begleitschutz	 in	 die	 außerhalb	 der	 Stadt
liegenden	Hausa-Gebiete	auszuschwärmen.

Jos	 war	 einmal	 eine	 prosperierende	 Stadt	 gewesen.	 Der	 Zweite
Weltkrieg	 hatte	 die	 Nachfrage	 nach	 Zinn	 gesteigert,	 das	 in	 üppigen
Flözen	unter	der	Felslandschaft	liegt.	Die	Kolonialbehörden	brachten
zusätzliche	 Arbeiter	 in	 die	 Stadt,	 die	 bereits	 seit	 dem	 neunzehnten
Jahrhundert	durch	Ströme	von	Migranten	beständig	gewachsen	war.
Hausas	aus	dem	islamischen	Norden	siedelten	unter	den	Berom	und
anderen	 örtlichen	 Stämmen,	 von	 denen	 viele	 von	 den	 kolonialen
Missionaren	 zum	 Christentum	 bekehrt	 worden	 waren.	 Wenn	 die
Konjunktur	gut	war,	herrschte	Harmonie.	Nigerianer	eines	gewissen
Alters	 und	 einer	 gewissen	 sozialen	 Klasse	 erinnern	 sich	 wehmütig,



wie	sie	in	den	1970ern	in	Jos	im	kühlen	Sommerwind	Erdbeeren	aßen.
Der	 spätere	 britische	 Ministerpräsident	 John	 Major	 arbeitete	 eine
Weile	 in	 einer	 der	 Banken	 der	 Stadt,	 bevor	 er	 in	 sein	 Land
zurückkehrte	und	Politiker	wurde.	Aber	die	Zinnminen	konnten	sich
nicht	 halten,	 da	 die	 Vorräte	 sich	 allmählich	 aufbrauchten	 und	 ihre
Verwaltung	korrupt	war.	Die	Hausa,	die	eine	bessere	Bildung	hatten
als	 die	 örtliche	 Bevölkerung	 und	 mit	 Handelsnetzen	 im	 ganzen
Norden	 verbunden	 waren,	 kamen	 mit	 den	 Veränderungen	 gut
zurecht.	 Sie	 hatten	 sich	 Landeigentum	 gesichert	 und	 genossen
Prosperität.	Unter	den	Christen	dagegen	erzeugte	der	größere	Erfolg
der	Neuankömmlinge	Ressentiments.

In	 dem	 großen	 ethnischen	 Flickenteppich	 Nigerias	 stellen	 die
Berom	 und	 ihresgleichen	 nur	 kleine	 Flecken	 dar.	 Doch	 in	 der
Bundesverfassung,	die	nach	dem	Biafra-Krieg	ausgearbeitet	worden
war,	 um	 für	 eine	 gleichmäßige	 Verteilung	 der
Patronagemöglichkeiten	 zu	 sorgen,	 wurden	 sie	 als	 die	 »Indigenen«
des	 Bundesstaates	 Plateau	 aufgeführt.	 Das	 gibt	 ihnen	 einen
vorrangigen	Anspruch	auf	alle	öffentlichen	Ämter	und	daher	auch	auf
den	 damit	 einhergehenden	 Anteil	 an	 Nigerias	 Öleinkünften,	 die
wiederum	 fast	 das	 gesamte	 Einkommen	 der	 Staatsregierungen
darstellen	 –	 es	 gibt	 ihren	 Führern	 einen	 Anteil	 an	 der
Plünderungsmaschine.	Seit	mehr	als	zwanzig	Jahren	haben	–	oft	von
der	 Bundesregierung	 unterstützte	 –	 Versuche	 der	 Hausa,	 sich
ebenfalls	 Posten	 im	 lokalen	 Staatsapparat	 zu	 verschaffen,	 zu
regelrechten	 Straßenschlachten	 um	 die	 Ölrente	 geführt.	 Im
September	 2001	 starben	 innerhalb	 von	 sieben	 Tagen	 tausend
Menschen.

2007,	 nach	 acht	 Jahren	 Zivilregierung,	 stand	 der	 Posten	 des
Gouverneurs	von	Plateau	wieder	zur	Disposition.	 Joshua	Dariye,	der
seit	 1999	 Gouverneur	 gewesen	 war,	 war	 den	 Konsequenzen	 seiner
Gier	 zum	 Opfer	 gefallen.	 Er	 war	 2004	 während	 eines	 Besuchs	 in



Großbritannien	unter	der	Anklage	der	Geldwäsche	verhaftet	worden,
konnte	seinen	Häschern	aber	wieder	entschlüpfen.	Damit	begann	er
eine	 Tradition	 nigerianischer	 Gouverneure,	 die	 in	 Nigeria
Straflosigkeit	 genossen,	 aber	 Probleme	 mit	 den	 Behörden
Großbritannien	 hatten,	 des	 Landes,	 in	 das	 sie	 einen	 Großteil	 ihrer
geplünderten	 Reichtümer	 schleusten.	 Zurück	 in	 Nigeria	 wurde
Dariye	 vom	 damaligen	 Präsidenten	 Olusegun	 Obasanjo	 mit	 der
Begründung	vom	Amt	suspendiert,	er	habe	die	fast	ununterbrochene
ethnische	Gewalt	 in	seinem	Staat	nicht	verhindert	–	und,	wie	einige
behaupteten,	vielleicht	sogar	angeheizt.	Dariye	war	fanatischer	Christ
und	 Mitglied	 eines	 kleinen	 indigenen	 Stammes;	 die	 Hausa	 von	 Jos
bezeichnete	er	als	»widerspenstige	Pächter«.	Er	klammerte	sich	noch
eine	 Weile	 an	 seinen	 Gouverneursposten,	 bis	 Beschuldigungen,	 er
habe	 neun	 Millionen	 Dollar	 an	 Staatsgeldern	 unterschlagen,

schließlich	 zu	 seinem	 Sturz	 führten.12	 Der	 Fall	 mäanderte	 durch
Nigerias	 verworrenes	 Rechtssystem,	 und	 2011	 wurde	 Dariye	 in	 den
Senat	gewählt.

Dariye	 war	 ein	 Musterbeispiel	 für	 das,	 was	 in	 Nigeria	 als
»ethnischer	Unternehmer«	bekannt	ist,	die	Art	von	Politiker,	von	der
Maitama	 Sule	 befürchtete,	 sie	 sei	 dabei,	 das	 Land	 zu	 übernehmen.
Sein	 Nachfolger	 war	 weniger	 clownesk	 und	 politisch	 geschickter,
gehörte	aber	ansonsten	zur	selben	Kategorie.	Als	hoher	Offizier	der
nigerianischen	 Luftwaffe	 hatte	 Jonah	 Jang	 während	 der
Armeeherrschaft	in	zwei	Nachbarstaaten	Plateaus	jeweils	einmal	das
Gouverneursamt	 innegehabt.	 Er	 stammte	 aus	 Du	 im	 Herzen	 des
Beromgebiets	 und	 war	 Christ,	 Theologe	 und	 Pastor	 der
Pfingstkirchler.	Seine	offizielle	Hagiografie	beschreibt	ihn	als	»prima

Kamerad«.13	 Als	 die	 Soldaten	 die	 Macht	 wieder	 abgaben,	 verließ	 er
das	 Militär	 und	 wurde	 Mitgründer	 der	 People’s	 Democratic	 Party
(PDP).	Er	verlor	den	Gouverneurswahlkampf	von	 1999	gegen	Dariye,
ergatterte	den	Posten	aber	dann	in	der	chaotischen	Wahl	von	2007.



Die	 Christen	 in	 Nigerias	 Mittelgürtel	 kultivieren	 seit	 langem	 die
Angst	 vor	 –	 realen	 und	 eingebildeten	 –	 islamischen	 Invasoren,	 und
Männer	 wie	 Jang	 präsentieren	 sich	 als	 ihre	 Verteidiger.	 Während
Jangs	 Amtszeit	 wurden	 die	 Hausa	 nicht	 nur	 mehr	 und	 mehr	 von
öffentlichen	 Ämtern	 ausgeschlossen,	 sondern	 bekamen	 auch
zunehmend	das	Gefühl,	dass	 ihre	Häuser	und	die	Handelsmärkte	 in

Gefahr	 waren.14	 »Der	 Gouverneur	 ist	 zum	 Prediger	 einer
erdrückenden	Vormacht	der	Berom	geworden«,	sagte	mir	ein	hoher

christlicher	 Geistlicher.15	 »Er	 ist	 sehr	 paranoid	 geworden.«	 Ein
gemäßigter	 Berom	 in	 Jos	 und	 ehemaliger	 hoher	 Beamter	 der
Staatsregierung	sah	Jang	als	die	Verkörperung	dessen,	was	allmählich
in	 eine	 Kampagne	 zur	 ethnischen	 Säuberung	 ausartete.	 »Er	 ist	 ein
Extremist.	 Er	 hat	 ausgeprägt	 tribalistische	 Ansichten.	 Politiker	 […]
manipulieren	 Gefühle.	 Und	 das	 nennen	 die	 Leute	 inzwischen	 die
Berom-Agenda:	 die	 Macht	 übernehmen,	 die	 Ressourcen,	 den	 Staat
und	die	Patronage	übernehmen,	und	zwar	vorwiegend	für	die	Berom.
Und	der	neue	Slogan	ist	jetzt:	›Man	muss	diesen	Hausa-Imperialisten

Paroli	bieten	und	sie	unter	Kontrolle	halten.‹«16	Die	Indigenen	von	Jos
waren	 bereit,	 im	 Namen	 des	 Gouverneurs	 zu	 töten.	 In	 einem
ausgebrannten	 Haus	 in	 einem	 Hausa-Viertel	 der	 Stadt	 lagen	 ein
verbrannter	Torso	und	zwei	menschliche	Gliedmaßen	verstreut	unter
den	Trümmern;	auf	die	Mauern	hatten	die	Mörder	die	Parole	»Gott
segne	Jang«	gepinselt.

Ich	 wollte	 diesen	 Mann	 treffen,	 der	 sowohl	 den	 in	 Jos
herrschenden	 tragischen	 Geist	 der	 Gewalt	 als	 auch	 die	 Politik	 der
ethnischen	 Patronage	 verkörperte,	 mittels	 derer	 der	 nigerianische
Petrostaat	 kontrolliert	 wird.	 Nach	 Aufhebung	 der	 nächtlichen
Ausgangssperre	 machte	 ich	 mich	 an	 zahlreichen	 Straßensperren
vorbei	auf	den	Weg	zum	Büro	des	Gouverneurs.	Ich	war	am	Sitz	der
Staatsregierung	mit	dem	Sprecher	Jangs,	James	Mannock,	verabredet.
Die	Aussichten	auf	 ein	Gespräch	mit	dem	Gouverneur	 seien	gering,



sagte	er	mir.17	Stattdessen	stellte	er	mich	Toma	Jang	Davou	vor.

Davou	war	ein	großer,	alternder	Mann	und	äußerst	aufgebracht.	Er
war	 Leiter	 des	 lokalen	 parlamentarischen	 Forums	 der	 Berom,
stammte	aus	derselben	Region	wie	der	Gouverneur	und	teilte	dessen
politische	Ansichten.	An	dem	Leid	in	Jos	seien	nur	die	Leute	aus	dem
Norden	 schuld.	 »Sie	 haben	 konzertierte	 Anstrengungen	 gemacht,
demokratische	 Strukturen	 zu	 zerstören	 und	 den	 Nigerianern	 ein
islamisches	 Sultanat	 aufzuzwingen«,	 donnerte	 Davou.	 »Dazu	 haben
sie	 gemeinsame	 Sache	 mit	 Al-Qaida	 gemacht.«	 Tatsächlich	 gab	 es
erste	 Anzeichen	 von	 Verbindungen	 zwischen	 Dschihadisten	 im
Norden	Nigerias	und	Ablegern	von	Al-Qaida	in	der	Sahara.	Doch	was
Davou	 am	 meisten	 erzürnte,	 war,	 wie	 der	 aus	 dem	 Norden
stammende	 Diktator	 Ibrahim	 Babangida	 1991	 durch	 eine	 neue
Aufteilung	 der	 Wahlbezirke,	 in	 denen	 die	 Hausa	 automatisch	 die
Mehrheit	 hatten,	 die	 Vorherrschaft	 der	 Berom	 im	 Staat	 Plateau
ausgehebelt	hatte.	»Er	hat	Nord-Jos	extra	für	sie	geschaffen.	Dadurch
haben	wir	bis	heute	diese	Probleme.«

2008,	ein	Jahr	nach	seinem	Amtsantritt	als	Gouverneur,	beschloss
Jonah	Jang,	seit	 langem	aufgeschobene	Wahlen	abzuhalten,	darunter
auch	 die	Wahl	 zum	 Vorsitzenden	 der	 Regionalregierung	 von	 Nord-
Jos.	 Man	 hatte	 den	 Gouverneur	 gewarnt,	 dass	 das	 gefährlich	 sein

würde.18	Doch	er	ließ	sich	nicht	beirren.	Bei	freien	Wahlen	hätten	die
Hausa	wohl	 die	Mehrheit	 bekommen,	 aber	davon	konnte	hier	nicht
die	 Rede	 sein.	 Die	Dominanz	 der	 PDP	war	 derart	 erdrückend,	 dass
wie	 bei	 den	 meisten	 anderen	 Wahlen,	 angefangen	 bei	 der	 zum
Präsidenten,	die	entscheidende	Schlacht	die	Vorwahl	in	der	PDP	war.
Jang	wies	 Forderungen	 nach	 Nominierung	 eines	 Hausa	 zurück	 und
stellte	 stattdessen	 einen	 Berom	 aus	 seiner	 Heimatstadt	 als	 PLP-
Kandidat	auf.	Bei	den	offiziellen	Wahlen	stimmten	die	Hausa	für	eine
Oppositionspartei.	Als	sie	herausfanden,	dass	die	Auszählung	in	einen
von	 Berom	 beherrschten	 Teil	 von	 Nord-Jos	 verlegt	 worden	 war,



versammelten	 sie	 sich	 vor	 dem	 Wahllokal,	 da	 sie	 einen	 Betrug

befürchteten.19	 Dort	 kamen	 bald	 auch	 Parolen	 skandierende	 PDP-
Anhänger	an,	und	laut	Augenzeugen	begaben	sich	einige	Funktionäre
der	Partei	 in	 das	Gebäude.	 Spät	 in	 der	Nacht	 befahl	 die	 Polizei	 den
Anwesenden,	 sich	 zu	 zerstreuen.	 Steine	 flogen	 durch	 die	 Luft.	 Am
nächsten	Tag	hieß	es,	die	PDP	habe	die	Präsidiumswahlen	 in	Nord-
Jos	 und	 allen	 anderen	 Bezirken	 in	 Plateau	 gewonnen.	Muslime	 und
Christen,	Hausa	 und	 Berom	 fielen	 über	 die	 Frauen	 und	 Kinder	 der
jeweils	anderen	Gruppe	her.

Davou	gab	widerwillig	zu,	es	habe	 in	 Jos	auf	beiden	Seiten	Gewalt
gegeben,	sowohl	2008	als	auch	 jetzt.	Aber	er	prophezeite	auch,	man
werde	 bald	 Hunderte	 von	 getöteten	 Christen	 finden,	 eine
Behauptung,	für	die	ich	keinerlei	Beweis	fand,	obwohl	das	Rote	Kreuz
bestätigte,	dass	unter	den	Opfern	auch	Christen	waren,	und	obwohl
in	den	Vierteln	der	Berom	ebenso	große	Furcht	herrschte	wie	bei	den
Hausa.

Am	 nächsten	 Tag	 fuhr	 ich	 wieder	 durch	 die	 Straßensperren,
diesmal	auf	dem	Weg	zu	der	Kirche	von	Ignatius	Kaigama.	Jos	wirkte
jetzt,	wenn	nicht	ruhig,	so	doch	betäubt,	wie	ein	Boxer,	dem	mit	dem
Absinken	 seines	 Adrenalinspiegels	 klar	 wird,	 dass	 er	 zu	 weit
gegangen	ist	und	seinen	Gegner	zu	Brei	geschlagen	hat.

Trotz	 des	 Elends	 in	 seiner	 Stadt,	 über	 deren	 Katholiken	 er	mehr
seit	mehr	als	zehn	Jahren	wachte,	begrüßte	mich	Kaigama	mit	einem
herzlichen	Lächeln,	bei	dem	sich	seine	Zahnlücken	zeigten.	Ich	hatte
mit	 Hausa	 und	 Berom	 gesprochen,	 die	 schworen,	 es	 werde	 keinen
Frieden	 geben,	 solange	 ihre	 Feinde	 nicht	 nachgaben.	 Kaigama	 war
eine	 der	 wenigen	 friedlichen	 Stimmen,	 ging	 aber	 im	 Chor	 der
Racheschreie	fast	unter.	Sein	Posten	als	Vorsitzender	des	Verbandes
der	Christen	Nigerias	 hatte	 ihn	 nicht	 davor	 geschützt,	 von	 anderen
Christenführern	 des	 Verrats	 geziehen	 zu	 werden,	 weil	 er	 versucht
hatte,	 mit	 seinen	 muslimischen	 Kollegen	 ein



konfessionsübergreifendes	Friedenskomitee	zu	gründen.

Während	er	mich	in	seine	Pfarrei	führte,	widersprach	er	dem	von
Leuten	 wie	 Davou	 in	 Umlauf	 gebrachten	 Gerücht,	 laut	 dem	 die
jüngsten	 Auseinandersetzungen	 mit	 dem	 Angriff	 auf	 eine	 Kirche
begonnen	 hatten.	 Der	 Kirche,	 von	 der	 die	 Rede	 war,	 sei	 nichts
geschehen.	 Solche	 Erfindungen	 seien	 Teil	 des	 in	 Jos	 aufgeführten
Theaters	 der	 Gewalt:	 Die	 Fakten	 würden	 verdreht,	 die	 Geschichte
gefälscht.	 In	 jedem	 Fall	 hatte	 Gott	 nach	 Auffassung	 von	 Erzbischof
Kaigama	nichts	damit	zu	tun.

»Keine	 der	 Krisen	 in	 Jos	 ist	 religiös«,	 sagte	 mir	 Kaigama.	 »Wir
haben	 auf	 beiden	 Seiten	 einige	 religiöse	 Führer,	 die	 in	 ihren
Predigten	sagen:	›Die	andern	sind	der	Feind.‹	In	Wirklichkeit	geht	es
um	die	Frage,	wem	 Jos	gehört.	Es	 ist	ein	ethnisches	und	politisches
Problem.«	Wie	im	Nigerdelta,	 in	dem	die	Rhetorik	des	Widerstandes
als	 Deckmantel	 für	 ein	 riesiges	 kriminelles	 Unternehmen	 dient,
liefert	 die	 Religion	 den	 Plünderern	 des	Mittelgürtels	 den	 Vorwand,
alle	Mittel	einzusetzen,	um	sich	ihren	Anteil	an	den	Rohstoffrenten	zu
sichern.	Und	die	Gewalttäter	genießen	Straffreiheit.	 »Wie	viele	Fälle
haben	 wir	 gehabt?«	 fragte	 der	 Erzbischof.	 »Wer	 ist	 je	 bestraft
worden?	Leute	werden	verhaftet.	Nach	einem	Monat	oder	zwei	hört
man	nichts	mehr	davon.	Sie	werden	einfach	freigelassen.«

Wie	die	Futungo	 in	Angola	haben	sich	die	Herrscher	Nigerias	von
der	 Verpflichtung	 auf	 das	 Gemeinwohl	 verabschiedet,	 so	 Kaigama.
»Ich	trage	hier	die	Folgen	ihres	Versagens«,	sagte	er	mir.	»Jeden	Tag
stehen	 sie	 hier	 Schlange«	–	 er	 deutete	 auf	 die	Tür	der	Pfarrei.	 »Sie
kommen	 nicht	 wegen	 geistlichen	 Beistands.	 Ich	 bin	 letztlich	 ein
Sozialarbeiter,	 oder	 ich	 gebe	 jemandem	 Geld,	 dessen	 Frau	 eine
Bluttransfusion	 braucht.	 Niemand	 spricht	 über	 die	 HIV-Pandemie,
Hunger,	 Jugendarbeitslosigkeit.«	 Der	 Kampf	 um	 Patronage	 dagegen
sei	allgegenwärtig.	»Leistung	spielt	keine	Rolle,	es	kommt	nur	darauf
an,	wen	man	kennt.	Es	geht	darum,	wer	die	Mehrheit	stellt	und	das



Territorium	 kontrolliert,	 und	 das	 wird	 dann	 mit	 Religion
gerechtfertigt.«

Ich	 war	 bereits	 im	 Begriff	 zu	 gehen,	 als	 Kaigamas	 freundlicher
Gesichtsausdruck	 schwermütig	 wurde.	 »Hier	 entwickelt	 sich	 eine
Kultur	 der	 Gewalt«,	 sagte	 der	 Erzbischof.	 »Junge	 Leute,	 die
aufwachsen	und	nichts	als	Hass	und	Gewalt	kennen.	 Ihnen	 ist	nicht
klar,	dass	das	Leben	heilig	ist.	Sie	sind	bereit	zu	töten.	Gott	ist	nicht
so	 schwach,	 dass	 wir	 für	 ihn	 töten	 müssten.	 Jeder	 Politiker,	 der
irgendwo	 scheitert,	 greift	 auf	 die	 Religion	 zurück.	 Wenn	 er	 einen
Vertrag	 oder	 einen	 Posten	 nicht	 bekommt,	 sagt	 er,	 das	 liegt	 daran,
dass	ich	ein	Christ	oder	ein	Muslim	bin.	Die	Religion	wird	politisiert
und	als	Waffe	eingesetzt.«

Die	 Gouverneure	 der	 36	 Bundesstaaten	 Nigerias	 sind	 letztlich
Herrscher	über	 ihre	eigenen	Fürstentümer.	Sie	genießen	Immunität
vor	 Strafverfolgung	 und	 haben	 die	 Kontrolle	 über	 das	 staatliche
Sicherheitsbudget.	 Die	 Vorsitzenden	 der	 774	 Regionalregierungen
sind	 den	 Gouverneuren	 ihres	 Staates	 verantwortlich.	 Um	 die
Präsidentschaftsvorwahlen	 zu	 gewinnen,	 benötigt	 ein	 Kandidat	 die
Unterstützung	von	zwei	Dritteln	der	Bundesstaaten,	und	diese	wird
von	 den	 Gouverneuren	 gegeben.	 Das	 Forum	 der	 Gouverneure	 ist
womöglich	die	mächtigste	Institution	des	Landes.	Nur	die	Hälfte	der
Öleinkünfte	Nigerias	fließt	der	Bundesregierung	zu.	Ein	Fünftel	geht
an	die	Regionalregierungen,	und	die	Gouverneure	üben	die	Kontrolle
über	die	30	Prozent	aus,	die	an	die	Bundesstaaten	gehen.

Die	 ölproduzierenden	 Bundesstaaten	 bekommen	 einen
zusätzlichen	 13-prozentigen	Anteil	 an	Nigerias	Öleinkommen,	 bevor
dieses	 unter	 den	 anderen	 staatlichen	 Ebenen	 aufgeteilt	 wird.	 Die
Regierungssitze	 des	 Nigerdeltas	 sind	mächtige	 Räder	 innerhalb	 der
Plünderungsmaschinerie.	 Als	 er	 zustimmte,	 mich	 zu	 treffen,	 war
Timipre	 Sylva	 Goodluck	 Jonathan	 auf	 den	 Posten	 des	 Gouverneurs
von	 Bayelsa	 gefolgt,	 einem	 der	 drei	 wichtigsten	 Staaten	 des	 Deltas.



Ich	 hatte	 gehofft,	 ihn	 in	 Gloryland	 zu	 interviewen,	 dem
Gouverneurspalast,	 der	 fern	 der	 Hütten	 seiner	 Wähler	 liegt.
Stattdessen	wurde	ich	in	die	Penthouse-Suite	eines	Fünfsternehotels
in	Lagos	bestellt,	wo	Sylva	sich	bei	einem	Besuch	in	der	wirtschaftlich
wichtigsten	Stadt	Nigerias	mit	seiner	Entourage	aufhielt.

Sylva	war	 ein	 großer	 und	 intelligenter	Mann,	 und	 er	 stand	 unter
Druck.	 Die	 Politik	 im	 Nigerdelta	 ist	 immer	 instabil	 und	 trügerisch.
Bewaffnete	 Männer	 pendeln	 zwischen	 den	 Milizen	 der	 MEND,
kriminellen	 Gangs	 und	 Banden	 politischer	 Gangster,	 die	 für	 die
konkurrierenden	Anwärter	auf	die	politische	Macht	arbeiten,	hin	und
her.	 Sylvas	 Rivalen	 versuchten,	 ihn	 aus	 dem	 Amt	 zu	 drängen,	 und
seine	Anhänger	und	Feinde	lieferten	sich	gegenseitig	Gefechte.	Seine
Beziehungen	zu	 Jonathan,	der	kurz	zuvor	durch	Yar’Aduas	Tod	zum
Präsidenten	 aufgestiegen	 war,	 hatten	 sich	 verschlechtert.	 Ich	 sagte
ihm,	 es	 sei	 kein	 Wunder,	 dass	 andere	 seinen	 Posten	 wollten:	 Sein
Vorgänger	 war	 jetzt	 Präsident,	 und	 dessen	 Vorgänger	 hatte	 so	 viel
Geld	 unterschlagen,	 dass	 er,	 wie	 die	 früheren	 Gouverneure	 von
Plateau	 und	 Delta,	 Joshua	 Dariye	 und	 James	 Ibori,	 inzwischen
genügend	 Auslandsvermögen	 besaß,	 um	 die	 Aufmerksamkeit	 der
britischen	Polizei	zu	erregen.

Sylva	 gab	 zu,	 es	 habe	 viel	 Korruption	 unter	 den	 Gouverneuren
gegeben.	 Er	 selbst	 sei	 aber	 nur	 ein	 Rad	 in	 einem	 Patronagesystem,
das	nicht	er	geschaffen	hatte.	»Wenn	ein	Häuptling	zu	mir	 ins	Büro
kommt,	erwartet	er,	dass	ich	mich	um	seine	Probleme	kümmere,	weil
die	Militärs	 das	 auch	 immer	 getan	 haben«,	 sagte	 Sylva.	 »Er	 ist	 nun
einmal	daran	gewöhnt.	Wenn	 ich	es	nicht	 tue,	mache	 ich	mir	einen
sehr	großen	politischen	Feind.«

»Also	müssen	Sie	sie	›befrieden‹«,	sagte	ich,	und	verwendete	dabei
den	nigerianischen	Ausdruck	für	Geldgeschenke.	»Ja.	Und	Sie	werden
das	 als	 Korruption	 betrachten.	 Aber	 ich,	 ich	 würde	 das	 eher	 als
politische	 Überlebensstrategie	 sehen,	weil	 ich	 erst	 überleben	muss,



bevor	ich	unkorrumpierbar	werde.«

»Und	Sie	benutzen	öffentliche	Gelder,	um	das	zu	tun?«	fragte	ich.

»Was	erwartet	er	von	mir?	Ich	selbst	habe	nicht	so	viel	Geld	–	nicht
so	viel,	wie	er	von	mir	erwartet.	Selbst	wenn	ich	so	viel	hätte,	würde
ich	 es	 nicht	 dafür	 verwenden.	 Und	 er	 kommt	 zu	 mir,	 weil	 ich	 der
Gouverneur	 bin.	 Wenn	 etwa	 der	 große	 Häuptling	 kommt	 und	 eine
ärztliche	 Untersuchung	 braucht,	 sollte	 das	 eigentlich	 nicht	 mein
Problem	 sein.	 Ist	 es	 aber	 doch.	 Wenn	 irgendwo	 ein	 sehr	 wichtiger
traditioneller	Herrscher	 stirbt	und	 sie	 eine	 richtig	 große	Totenfeier
wollen,	kommen	sie	zu	mir.	Ich	muss	dann	dafür	sorgen.«

Ich,	 ich	würde	das	eher	als	politische	Überlebensstrategie	sehen.	Sylva
bediente	sich	zur	Rechtfertigung	der	Korruption	desselben	Wortes	–
»Überleben«	 –	 wie	 Mahmoud	 Thiam,	 als	 er	 mir	 erklärte,	 weshalb
Pariastaaten	bereit	sind,	mit	Leuten	wie	Sam	Pa	und	der	Queensway
Group	 Geschäfte	 zu	 machen.	 Said	 Djinnit,	 der	 Mann	 der	 UN	 in
Westafrika,	 bezeichnete	 die	 Konkurrenz	 um	 die	 Kontrolle	 über	 die
politische	Macht	 als	 »Überlebenskampf	 auf	 höchstem	Niveau«.	 Paul
Collier	 spricht	 vom	 in	 den	 Rentenstaaten	 herrschenden	 Gesetz	 des
»Überlebens	 der	 Fettesten«.	 Etliche	 politische	 Karrieren	 in	 Nigeria
und	 Angola,	 Simbabwe	 und	 Guinea	 endeten	 mit	 einem	 vorzeitigen
Tod.	 Die	 materielle	 Kluft	 zwischen	 den	 Herrschern	 über	 die
Plünderungsmaschine	und	den	Massen	ist	riesig,	aber	sie	ist	einfach
nur	das	–	eine	Kluft.	Doch	wenn	man	von	der	Plünderungsmaschine
fällt,	 findet	man	 sich	 jäh	 in	 der	Welt	 von	Kuru	Karama	wieder	 und
fragt	sich,	wann	einem	das	Haus	angezündet	wird.

Der	 Gouverneur	 war	 beflissen,	 unser	 Gespräch	 auf	 ein	 anderes
Thema	 als	 seine	 Verwendung	 von	 Staatsgeldern	 zu	 lenken,	 und
unterstrich	 jetzt,	 die	 Plünderer	 Nigerias	 hätten	 ja	 auch	 willige
Komplizen	im	Ausland.	»Natürlich	wird	die	Korruption	meistens	von
Ausländern	 unterstützt.	 Sie	 kommen	 mit	 der	 Vorstellung	 hierher,
dass	 hier	 alles	 geht.	 Sie	 treiben	 hier	wirklich	 alle	Mögliche,	 und	 so



haben	sie	unsere	Leute	tatsächlich	korrumpiert.«

Die	 Korruption	 beginnt	 weder	 an	 den	 Grenzen	 Nigerias	 oder
Angolas	 oder	 Äquatorialguineas,	 noch	 endet	 sie	 dort.	 Zu	 ihren
Urhebern	 gehören	 einige	 der	 größten	 Unternehmen	 der	 Welt,
darunter	 auch	 die	 großen	 multinationalen	 Konzerne,	 in	 die	 die
meisten	Bürger	des	Westens	mit	privater	Rentenversicherung	mit	an
Sicherheit	 grenzender	 Wahrscheinlichkeit	 einen	 Teil	 ihres	 Geldes
investiert	haben.

Seit	 US-Beamte	 in	 den	 letzten	 Jahren	 mit	 der	 energischen
Durchsetzung	 des	 FCPA	 begonnen	 haben,	 sind	 durch
außergerichtliche	 Vereinbarungen,	 die	 vom	 US-Justizministerium
veröffentlicht	 wurden,	 Details	 über	 die	 Beteiligung	 ausländischer
Unternehmen	an	Nigerias	Plünderungsmaschine	bekannt	geworden.
Wilbros,	das	an	der	New	Yorker	Börse	gelistet	ist,	ist	Mitte	der	2000er
Jahre	 »Verpflichtungen«	 gegenüber	 nigerianischen	 Beamten	 und
Politikern	 in	Höhe	von	mehreren	Millionen	Dollar	 eingegangen,	um
sich	 Verträge	 für	 den	 Bau	 von	 Pipelines	 durch	 das	 Nigerdelta	 zu

sichern.20	 Shell	 gab	 zu,	 zwischen	2004	und	2006	Bestechungsgelder
in	 Höhe	 von	 zwei	 Millionen	 Dollar	 an	 nigerianische	 Zollbeamte
gezahlt	 zu	 haben.	 Eine	 Lieferung	 eines	 von	 Kellogg,	 Brown	&	 Root
(KBR)	 gezahlten	 Bestechungsgeldes	 von	 fünf	 Millionen	 Dollar	 war,
nachdem	 sie	 in	 nigerianische	 Naira	 umgetauscht	 worden	 war,	 so
umfangreich,	dass	sie	in	Autos	verladen	werden	musste.

Als	 Teil	 einer	 Schwarzgeldkasse	 von	 180	Millionen	 Dollar,	 die	 im
Zeitraum	 von	 1995	 bis	 2004	 eingezahlt	 wurden,	 halfen	 diese
Bestechungsgelder	 KBR,	 Kontrakte	 zum	 Bau	 einer	 der	 größten
Ölanlagen	 Nigerias,	 der	 sechs	 Milliarden	 Dollar	 teuren
Flüssiggasfabrik	 auf	Bonny	 Island	 an	der	Mündung	des	Nigerdeltas,
zu	bekommen.	Damals	war	KBR	eine	Tochtergesellschaft	des	riesigen
US-Technikanbieters	 Halliburton,	 dessen	 Vorstandsvorsitzender,
Dick	Cheney,	2000	ausschied,	um	George	W.	Bushs	Vizepräsident	zu



werden.

Mit	 jeder	 dieser	 Bestechungen	 tragen	 diese	 Gesellschaften	 und
andere	 dazu	 bei,	 die	 Staatsdiener	 Nigerias	 in	 Instrumente	 illegaler
privater	Vorteile	zu	verwandeln.	Und	das	sind	nur	die	Fälle,	in	denen
die	ausländischen	Anstifter	zur	Korruption	erwischt	wurden.	Nigeria
gebührt	 die	 Auszeichnung,	 die	 afrikanische	 Nation	 zu	 sein,	 die	 am
häufigsten	 in	 internationale	 Bestechungssysteme	 verwickelt	 ist,	 wie
sie	von	Antikorruptionsanklägern	aufgedeckt	wurden;	weltweit	 liegt

es	 in	 dieser	 Hinsicht	 nur	 hinter	 dem	 Irak	 und	 China.21	 Andere
Transaktionen	 werden	 so	 eingefädelt,	 dass	 Beamte	 bestochen
werden,	 ohne	 die	 Schwelle	 zur	 Illegalität	 zu	 überschreiten.	 2011
zahlten	 Shell	 und	 die	 italienische	 Ölgesellschaft	 Eni	 der
nigerianischen	 Regierung	 1,3	 Milliarden	 Dollar	 für	 die	 Rechte	 an
einem	 erstklassigen	 Offshore-Ölprojekt.	 Die	 Regierung	 überwies
prompt	 1,1	Milliarden	Dollar	 an	 ein	Offshore-Unternehmen	namens
Malabu.	Laut	Urteil	 einer	Richterin	 an	einem	britischen	High	Court
2013	 war	 ein	 Mann	 namens	 Dan	 Etete	 bedeutender	 Anteilseigner

Malabus.22	 Während	 seiner	 Zeit	 als	 Ölminister	 unter	 dem
Militärdiktator	 Sani	 Abacha	 vergab	 Etete,	 ein	 verurteilter
Geldwäscher,	 die	 Rechte	 an	 dem	 Projekt	 an	 sein	 eigenes
Unternehmen.	 Das	 Geschäft	 wurde	 von	 einem	 beteiligten
Mittelsmann	 als	 »Safe-Sex-Transaktion«	 bezeichnet,	 bei	 der	 die
Regierung	 als	 »Kondom«	 diente,	 das	 Etete	 und	 die	 Ölkonzerne

schützte.23	 Im	September	 2014	 eröffneten	 italienische	Ankläger	 eine
Ermittlung	 zu	 Enis	 Rolle	 bei	 dem	 OPL-245-Geschäft.	 Auch	 die
britische	 Polizei	 hat	 eine	 Untersuchung	 von	 Beschuldigungen	 über
Geldwäscher	im	Zusammenhang	mit	diesem	Geschäft	eingeleitet.	Eni
und	Shell,	gegen	das	nicht	ermittelt	wird,	haben	jedes	Fehlverhalten
bestritten.	 Beide	 Firmen	 insistieren,	 sie	 hätten	 ganz	 legal	 die
Regierung	 für	 die	 Ölrechte	 bezahlt	 und	 hätten	 nie	 irgendwelche

Zahlungen	an	Malabu	getätigt.24



Ein	 weiterer	 Ölblock,	 angrenzend	 an	 den	 von	 Shell	 und	 Eni	 so
üppig	bezahlten,	 trägt	den	Namen	Oil	Prospecting	Licence	256	 (OPL
256);	es	handelt	sich	um	eine	potentiell	sehr	ertragreiche,	2	500	Qua-
dratkilometer	 große	 Konzession.	 Die	 Lizenz	 befand	 sich	 zuvor	 im
Besitz	von	Devon	Energy,	einer	amerikanischen	Gesellschaft,	die	2007
beschloss,	 all	 ihre	 Guthaben	 in	 Afrika	 zu	 verkaufen.	 Über	 das,	 was
danach	mit	OPL	256	geschah,	gibt	es	widersprüchliche	Berichte,	aber
am	 Ende	 landete	 die	 Konzession	 in	 den	 Händen	 von	 Sam	 Pas
Queensway	Group.

Ein	 Sprecher	 von	 Devon	 Energy	 sagte	 mir,	 Devon	 habe	 seine
Rechte	 an	 OPL	 256	 Ende	 2009	 an	 ein	 nigerianisches	 Unternehmen

namens	Fusion	Grid	Limited	verkauft.25	Ich	hatte	noch	nie	von	Fusion
Grid	gehört,	und	dasselbe	galt	für	meine	wohlinformierten	Kontakte
in	 der	 Ölindustrie.	 Als	 es	mir	 gelang,	 den	 registrierten	 Eigentümer
von	Fusion,	einen	Anwalt	in	Lagos	namens	Koye	Edu,	zu	finden,	sagte
er	mir,	Fusion	Grid	sei	nicht	mehr	als	eine	Briefkastenfirma	und	habe

nie	 die	 Rechte	 an	 OPL	 256	 besessen.26	 Laut	 Edu	 waren	 diese	 beim
Rückzug	Devons	 an	die	Regierung	 zurückgefallen.	Ein	 Sprecher	der
norwegischen	Ölgesellschaft	Statoil,	die	zusammen	mit	Devon	einen
Minderheitenanteil	 an	 dem	 Block	 gehalten	 hatte,	 sagte	 mir,	 die
Rechte	 seien	 2008	 an	 den	 nigerianischen	 Staat	 zurückgegeben

worden.27

Mitte	 2009	 berichtete	 die	 Branchenpresse,	 das	 Joint	 Venture	 der
Queensway	 Group	 mit	 Angolas	 staatlicher	 Ölgesellschaft,	 China

Sonangol,	 habe	 OPL	 256	 heimlich	 gekauft.28	 Nigerias	 Herrscher
vergeben	 die	 Rechte	 am	 Öl	 des	 Landes	 seit	 langem	 ganz	 nach
eigenem	Belieben.	Selbst	wenn	offene	Auktionen	abgehalten	wurden,
wurden	 Blocks	 oft	 an	 undurchsichtige	 Unternehmen	 vergeben,	 zu
deren	verborgenen	Eigentümern	mächtige	Mitglieder	der	politischen
Elite	und	der	Sicherheitskräfte	 gehörten,	die	 sie	dann	wiederum	zu
einem	Gewinn,	der	 ansonsten	wohl	der	nigerianischen	Bevölkerung



zugutegekommen	 wäre,	 an	 ausländische	 Ölgesellschaften

weiterverkaufen.29	 Im	 Fall	 von	 OPL	 256	 gab	 es	 nicht	 einmal	 eine
Auktion.	 Als	 ich	 einige	 nigerianische	 Beamte	 und	 Parlamentarier
nach	dem	Block	fragte,	sagten	sie	mir,	der	Staat	besitze	immer	noch
die	Rechte.	Aber	drei	Kontakte	mit	 guten	Verbindungen,	mit	 denen
ich	2013	sprach	–	ein	amtierender	hoher	Beamter,	ein	früherer	hoher
Beamter	und	ein	Insider	der	Ölbranche	–	sagten	mir,	in	Wirklichkeit

sei	der	Eigentümer	China	Sonangol.30

Ein	 ehemaliger	 Mitarbeiter	 des	 Präsidentenamtes,	 der	 sowohl
unter	 Umaru	 Yar’Adua,	 dem	 Präsidenten,	 zu	 dessen	 Amtszeit	 sich
China	 Sonangol	 offenbar	 die	 Lizenz	 gesichert	 hatte,	 als	 auch	 unter
Goodluck	 Jonathan	 gedient	 hatte,	 willigte	 2013	 ein,	 mit	 mir	 zu
sprechen.	 Obwohl	 er	 sich	 sonst	 offen	 zeigte,	 wenn	 er	 über	 die
Ölindustrie	sprach,	wurde	er	nervös,	als	ich	ihn	nach	OPL	256	fragte.
»Ich	möchte	 lieber	nicht	über	den	Eigentümer	sprechen«,	 sagte	der
Ex-Berater	 und	 bat	mich,	 nicht	 seinen	 Namen	 zu	 nennen.	 »Als	 die

den	Block	 gekauft	 haben,	war	 das	 sehr	 umstritten.«31	 Ich	 fragte,	 ob
der	 Eigentümer	 China	 Sonangol	 sei.	 »Da	 liegen	 Sie	 vielleicht	 nicht
falsch,	aber	ich	kann	Ihnen	das	nicht	bestätigen.	Die	Kontroverse	um
diesen	Block	 reicht	bis	 in	die	Zeit	 von	Yar’Adua	zurück.«	Der	Mann
kannte	 die	 Ölindustrie	 gut,	 und	 ich	 fragte	 ihn,	 was	 er	 von	 China
Sonangol	 hielt.	 »Es	 gibt	 eine	 Menge	 Leute,	 man	 könnte	 sie	 die
Kannibalen	 der	 Branche	 nennen,	 die	 sich	 einfach	 dort	 einkaufen,
indem	sie	 ihre	sehr	guten	politischen	Beziehungen	nutzen,	aber	das
macht	 einen	 nicht	 zu	 einem	 guten	 Spieler	 in	 dieser	 Industrie.	 Zu
dieser	Kategorie	gehört	auch	China	Sonangol.«	Ein	weiterer	Kontakt,
der	 sich	 in	 der	 nigerianischen	 Ölindustrie	 ebenfalls	 gut	 auskannte
und	hohe	offizielle	Posten	innegehabt	hatte,	erzählte	mir	Anfang	2014,
China	 Sonangol	 habe	 auf	 seiner	 Konzession	 mit	 dem	 Anlegen	 von

Bohrlöchern	begonnen.32

Es	 gab	 noch	 andere	 Anzeichen	 dafür,	 dass	 China	 Sonangol	 in



Verbindung	mit	 OPL	 256	 große	 Summen	Geld	 bewegte.	 Das	 Trans-
aktions-Hauptbuch,	das	in	dem	Gerichtsstreit	in	Hongkong	zwischen
dem	 chinesischen	 Geschäftsmann	Wu	 Yang	 und	 seinen	 ehemaligen
Verbündeten	 von	 der	 Queensway	 Group	 veröffentlich	 wurde,
verzeichnete	 für	 2008	 oder	 2009	 eine	 Zahlung	 der	 China	 Sonangol
International	Holding	über	fast	20	Millionen	Hongkong-Dollar	 (etwa
2,5	Millionen	US-Dollar).	Als	Bestimmungszweck	wurde	»Nigeria	256«
angegeben.

Es	 ist	nicht	klar,	wer	 in	Nigeria	die	Tür	für	die	Queensway	Group
öffnete.	Dies	war	nicht	Guinea	oder	Madagaskar	oder	Niger,	Länder,
deren	Putschisten	verzweifelt	 auf	 jeden	 Investor	angewiesen	waren,
der	 bereit	 war,	 Geschäfte	 mit	 ihnen	 zu	 machen.	 Und	 es	 war	 auch
nicht	Angola,	das	unter	der	Weigerung	westlicher	Kreditoren	litt,	den
Wiederaufbau	 nach	 dem	 Krieg	 zu	 finanzieren,	 und	 daher	 nur	 zu
gerne	 Investoren	 aus	 China	 begrüßte.	 Sämtliche	westliche	 Ölriesen
und	 in	zunehmendem	Maß	auch	die	staatlichen	Ölunternehmen	der
Schwellenländer	 haben	 mittlerweile	 Anteile	 an	 nigerianischem	 Öl.
Man	 berichtete	mir,	 es	 sei	 Andy	 Uba	 gewesen,	 der	 China	 Sonangol
den	 Weg	 in	 die	 Ölindustrie	 Nigerias	 bahnte.	 Als	 Mitarbeiter	 von
Olusegun	 Obasanjo,	 dem	 Präsidenten	 von	 1999	 bis	 2007,	 hatte	 Uba
laut	 Africa	 Confidential	 unter	 anderem	 die	 Aufgabe,	 »dessen

Interessen	 in	 geschäftlichen	 Dingen	 zu	 vertreten«.33	 Uba	 habe
außerdem	selber	»umfangreiche	Interessen	im	Öl-	und	Gasgeschäft«.
Einige	 der	 Vertreter	 der	 Industrie,	 die	 ich	 nach	 Ubas	 Rolle	 fragte,
mutmaßten,	seine	Macht	sei	seit	Obasanjos	Ausscheiden	aus	dem	Amt
beträchtlich	zurückgegangen,	aber	ein	weiterer	meiner	Kontakte,	der
jahrelang	 mit	 Ölunternehmen	 in	 Nigeria	 gearbeitet	 hat	 und
Informationen	 aus	 der	 Branche	 selbst	 wiedergab,	 sagte	mir:	 »Alles,

was	China	Sonangol	in	Nigeria	tut,	geht	auf	Andy	Uba	zurück.«34

So	 stützen	 Allianzen	 zwischen	 mächtigen	 ausländischen
Gesellschaften	und	Nigerias	Kleptokraten	eine	herrschende	Elite,	die



gezeigt	 hat,	 dass	 sie	 bereit	 ist,	 zur	 Gewalt	 aufzuhetzen,	 um	 ihre
Interessen	 zu	 schützen.	 Aber	 es	 gibt	 auch	 noch	 direktere
Beziehungen	 zwischen	 den	 multinationalen	 Konzernen,	 die	 vom
Rohöl	 des	 Landes	 profitieren,	 und	 den	 bewaffneten	 Männern,	 die
Nigerias	Regime	der	Gewalt	beherrschen.

Mutiu	 Sunmonu	 ist	 Mann,	 der	 schwer	 zu	 durchschauen	 ist.	 Er	 ist
solide	 gebaut	 und	 atmet	 auf	 eine	 Art,	 die	 seiner	 Stimme	 eine
einschläfernde	 Qualität	 gibt.	 Als	 ich	 eines	 Abends	 Anfang	 2012	 auf
einer	Bühne	 im	Zentrum	Londons	neben	 ihm	Platz	nahm,	erinnerte
ich	mich	daran,	wie	ich	zwei	Jahre	zuvor	an	der	Party	zur	Feier	seiner
Beförderung	 zum	 amtierenden	 Direktor	 Shells	 in	 Nigeria
teilgenommen	 hatte.	 An	 einem	 vornehmen	 Veranstaltungsort	 in
Lagos,	 der	 sonst	 für	 Auftritte	 von	 Nigerias	 populärsten	 Rappern
genutzt	 wird,	 erhoben	 die	 großen	 Männer	 der	 Branche	 ihre
Champagnergläser	auf	den	Mann,	der	gerade	einen	Posten	einnahm,
der	vermutlich	nach	dem	Amt	des	Präsidenten	der	zweitwichtigste	im
ganzen	Land	ist	–	und	sicherlich	nicht	weniger	wichtig	als	ein	hohes
Ministeramt.

Einer	 meiner	 nigerianischen	 Freunde	 hatte	 eine	 Einladung	 an
Sunmonu	 lanciert,	 nach	 London	 zu	 kommen	 und	 einen	 Vortrag	 zu
halten,	 und	 mich	 gebeten,	 ihm	 nach	 seiner	 Rede	 einige	 Fragen	 zu
stellen.	Es	würde	eine	der	seltenen	Gelegenheiten	sein,	die	Führung
des	Unternehmens	in	der	Öffentlichkeit	zur	Rechenschaft	zu	ziehen.
Shells	Umsatz	von	484	Milliarden	Dollar	im	Jahr	2012	betrug	fast	das
Doppelte	 des	 gesamten	 BIP	 Nigerias.	 Shell	 fördert	 die	 Hälfte	 der
täglichen	 nigerianischen	 Rohölfördermenge	 von	 2,5	 Millionen	 Fass.
Shells	 Chef	 in	 Nigeria	 ist	 dem	 Chef	 des	 Unternehmens	 für	 Afrika
verantwortlich,	und	dieser	wiederum	dem	internationalen	Vorstand,
der	damals	von	Peter	Voser	geleitet	wurde,	einem	Schweizer,	der	sich
2009	gegen	seine	Rivalen	durchsetzte	und	Vorsitzender	wurde,	eine
Position,	für	die	er	2011	mit	16,5	Millionen	Dollar	entlohnt	wurde.



Wie	 seine	 Vorgänger	 agierte	 Sunmonu	 in	 zwei	 verschiedenen
Rollen.	 Zum	 einen	 war	 er	 Shells	 Spitzenmann	 in	 Nigeria,	 zum
anderen	Leiter	der	Shell	Development	Petroleum	Company	of	Nigeria
(SPDC),	 des	 größten	 Unternehmens	 des	 Landes,	 an	 dem	 der
nigerianische	 Staat	 die	 Mehrheit	 besitzt.	 Shell	 hält	 einen	 30-
prozentigen	 Anteil	 an	 SPDC	 und	 ist	 zugleich	 Betreiber.	 Es	 legt	 die
Bohrlöcher	an	und	fördert	das	Öl,	finanziert	aber	nur	30	Prozent	der
Ausgaben	 und	 hat	 daher	 auch	 nur	 ein	 Anrecht	 auf	 30	 Prozent	 der
Gewinne.	Der	Chef	 der	 SPDC	dient	 zwei	Herren:	 dem	Management
von	Shell	und	dem	nigerianischen	Staat.

Bei	 seinem	 Auftritt	 war	 Sunmonu,	 obwohl	 er	 von	 PR-Beratern
gebrieft	worden	war,	sichtlich	unbehaglich	zumute.	»Als	Nigerianer«,
sagte	er,	»treibt	mir	die	Situation	im	Delta	die	Tränen	in	die	Augen.
Ich	sehe	sie,	ich	fühle	sie.«

Und	 weiter:	 »Die	 Menschen	 im	 Delta	 haben	 keinen	 Zugang	 zu
sauberem	 Wasser,	 und	 sie	 haben	 keine	 anständige
Gesundheitsversorgung.	Sie	haben	keinen	Zugang	zu	Erziehung	und
Bildung.	Es	gibt	keine	Jobs,	und	so	versucht	jeder,	irgendwie	für	sich
selbst	 zurechtzukommen,	 und	 viele	 Leute	 betrachten	 dieses	 Öl	 als
leichte	Einkommensquelle.«

Das	war	 eine	 klare	Diagnose	 der	 Krankheiten	 des	Deltas,	 bei	 der
aber	 etwas	 Entscheidendes	 ausgelassen	 wurde:	 die	 Rolle	 der
Ölgesellschaften.

An	einem	Novembermorgen	1995	machten	die	Aktivitäten	von	Shell
im	Nigerdelta	 auf	 der	 ganzen	Welt	 Schlagzeilen.	 Der	 Tau	war	 noch
frisch,	als	Ken	Saro-Wiwa	und	acht	seiner	Mitstreiter	auf	Anordnung
der	 Militärregierung	 Nigerias	 im	 Gefängnis	 Port	 Harcourt	 gehängt

wurden.35	Die	Männer	waren	Führer	einer	Kampagne	der	ethnischen
Gruppe	 der	 Ogoni,	 die	 Shell	 gezwungen	 hatte,	 sich	 aus	 ihrem
verschmutzten	Winkel	 des	 Deltas	 zurückzuziehen.	 Sani	 Abacha,	 ein



Veruntreuer	 auf	 Weltniveau,	 der	 Nigeria	 seit	 seinem	 gewaltsamen
Machtantritt	 1993	 regiert	 hatte,	 war	 nicht	 bereit,	 solcherlei
Unbotmäßigkeit	 zu	 dulden.	 Der	 Widerstand	 der	 Ogoni	 war	 eine
Gefahr	für	die	Operationen	von	Shell	und	daher	auch	für	das	Ölgeld,
mit	dem	er	sein	Regime	finanzierte.	Einige	der	Kritiker	Saro-Wiwas
haben	 behauptet,	 dieser	 habe	 mehr	 mit	 den	 von	 ihm	 gegeißelten
korrupten	Politikern	Nigerias	gemein	gehabt,	als	das	Bild	von	ihm	als

unerschrockenem	Kämpfer	signalisierte.36	Dessen	ungeachtet	wies	er
von	 der	 Gefängniszelle	 aus,	 in	 der	 er	 auf	 seinen	 Prozess	 Ende	 1995
wartete,	alle	Angebote	zurück,	die	hinter	eine	volle	Entschädigung	für
die	 Ölschlämme,	 die	 das	 Land	 der	 Ogoni	 vergiftet	 hatten,
zurückfielen.	 Am	 31.	 Oktober	 verhängte	 ein	 korruptes	 Gericht	 ein
Todesurteil	 über	 die	 »Ogoni	 Nine«.	 Entsetzte	 Proteste	 von
Weltmächten	 und	 afrikanischen	 Respektspersonen	 verhallten
ungehört.

Shell	 wurde	 beschuldigt,	 es	 habe	 angeboten,	 für	 Saro-Wiwas
Freilassung	zu	sorgen,	wenn	er	eine	Propagandaoffensive	abblies,	die

für	 den	 Ruf	 des	 Unternehmens	 schädlich	 war.37	 Die	 Behauptung
wurde	nie	bewiesen,	und	Shell	hat	jegliches	Fehlverhalten	in	Sachen
Saro-Wiwa	 immer	 abgestritten.	 Obwohl	 es	 an	 diesen	 Dementis
festhielt,	zahlte	Shell	2009	zur	Beilegung	einer	Klage	von	Ogonis	vor
einem	 US-Gericht,	 bei	 der	 es	 um	 Beschuldigungen	 der
Komplizenschaft	 bei	 Saro-Wiwas	 Tod	 ging,	 eine	 Summe	 von

15,5	Millionen	Dollar.38

Als	 die	 bewaffneten	 Männer	 der	 MEND	 zehn	 Jahre	 nach	 dem
Aufstand	 Saro-Wiwas	 ihren	 Ölkrieg	 begannen,	 sah	 sich	 Shell	 einer
neuen	Bedrohung	gegenüber.	Das	Unternehmen	antwortete	mit	einer
Mischung	 von	 Kooptation	 und	 Konfrontation.	 2006	 gab	 Shell	 zu,
Verträge	 an	Unternehmen	 vergeben	 zu	 haben,	 die	 Beziehungen	 zur

MEND	 hatten.39	 Außerdem	 hatten	 Shell-Manager	 im	 Detail	 über
Operationen	 der	 Joint	 Taskforce	 oder	 JTF	 Bescheid	 gewusst,	 der



Sondertruppe	des	nigerianischen	Militärs,	die	im	Delta	stationiert	ist,
um	dafür	zu	sorgen,	dass	der	Fluss	des	Öls	nicht	unterbrochen	wird,

und	die	für	ihr	brutales	Vorgehen	bekannt	ist.40

Aufgrund	 der	 Verbindungen	 Shells	 sowohl	 zu	 den	 Militanten	 als
auch	 zum	Militär	 –	 und	 dessen,	 was	MEND-Kämpfer	mir	 während
meiner	 Reisen	 ins	 Delta	 über	 die	 Zahlung	 von	 Schutzgeld	 an	 sie
durch	 Shell	 und	 andere	Ölgesellschaften	 erzählt	 hatten	 –	 fragte	 ich
Sunmonu,	 als	 er	 geendet	 hatte,	 ob	 er	 glaube,	 sein	 Unternehmen
spiele	eine	Rolle	bei	der	Aufrechterhaltung	des	Konflikts.

»Das	ist	eine	sehr	wichtige	Frage«,	antwortete	er.	»Ich	glaube,	dass
einiges	 von	 dem,	was	wir	 im	Delta	 tun,	 tatsächlich	 unbeabsichtigte
Konflikte	provozieren	könnte.	Ich	bin	der	Erste,	der	zugibt,	dass	die
Dynamik	 im	 Delta	 äußerst	 komplex	 ist.	 Aus	 einem	 bestimmten
Blickwinkel	 mag	 ein	 Ölkonzern	 denken,	 er	 würde	 innerhalb	 einer
Community	die	Entwicklung	fördern,	aber	er	erkennt	vielleicht	nicht,
dass	 diese	 Gemeinschaft	 nicht	 homogen	 ist.	 Er	 betrachtet	 sie
vielleicht	als	eine	Einheit,	 in	der	sich	alle	einig	sind.	Erst	wenn	man
sich	 vor	 Ort	 begibt,	 wird	 man	 sehen,	 dass	 es	 innerhalb	 der
Community	 Fraktionen	 gibt	 und	 dass	 die	 Bemühungen	 zur
Förderung	 von	 Entwicklung	 in	 einigen	 Fällen	 Konflikte	 auslösen
könnten.	 Ich	 denke,	was	 den	Punkt	 betrifft,	 über	 den	 Sie	 da	 reden,
dass	 die	 Ölunternehmen	 einige	 der	 Kämpfer	 als	 zivile	 Wächter
einsetzen	 –	 ich	 kann	 Ihnen	 sagen,	 dass	 wir	 bei	 Shell	 da	 ein	 ganz
klares	 Geschäftsprinzip	 haben.	 Wir	 bezahlen	 kein	 Schutzgeld.
Andererseits	 muss	 man	 zugeben,	 dass	 man,	 außer	 wenn	 jemand
einen	 Stempel	 auf	 der	 Stirn	 trägt,	 der	 sagt,	 ›Ich	 bin	 ein	 Kämpfer‹,
einfach	 nicht	 wissen	 kann,	 wer	 ein	 Kämpfer	 und	 wer	 ein	 echter
Vertragspartner	 ist.	Es	könnte	 früher	Fälle	 gegeben	haben,	wo	man
uns	 sagte,	 hier	 haben	 Sie	 einen	 echten,	 authentischen
Vertragspartner,	 während	 es	 in	 Wirklichkeit	 wahrscheinlich	 ein
Kämpfer	oder	ein	Warlord	war.«



Sunmonu	räumte	ein,	es	habe	»früher«	vielleicht	solche	Situationen
gegeben,	bestand	aber	darauf,	Shell	habe	»immer	 in	bester	Absicht«
gehandelt.	 Selbst	 wenn	 man	 seiner	 Behauptung	 Glauben	 schenkt,
Shell	habe	im	Unterschied	zu	den	Berichten,	die	ich	während	meiner
Reisen	ins	Nigerdelta	von	Kämpfern	gehört	hatte,	keine	Schutzgelder
gezahlt,	 ist	 das	 immer	 noch	 ein	 verblüffendes	 Eingeständnis:	 Shells
höchster	Vertreter	in	Nigeria	war	sich	darüber	im	Klaren,	dass	Gelder
des	Unternehmens	–	wenn	auch	unbeabsichtigt	–	möglicherweise	in
den	Kassen	der	Warlords	landeten.

Wie	mir	schien,	sprach	Sunmonu	hier	auf	eine	verklausulierte	Art
von	 dem	Bündnis	wirtschaftlicher	 Interessen,	 das	 der	 endemischen
Gewalt	 in	Nigeria	 zugrunde	 liegt.	Daher	wollte	 ich	 auch	hören,	was
die	Warlords	zu	ihren	Beziehungen	zu	Shell	zu	sagen	hatten.	Als	 ich
im	April	2013,	ein	Jahr	nach	Sunmonus	Vortrag,	wieder	im	Delta	war,
setzte	 ich	 mich	 über	 einen	 Mittelsmann	 mit	 Farah	 Dagogo	 in
Verbindung,	 Dagogo	 hatte	 die	 Amnestie	 angenommen,	 war	 aber
genau	wie	andere	wichtige	Figuren	der	MEND	immer	noch	sehr	gut
im	 Geschäft	 und	 betrieb	 weiter	 seine	 Bunkeraktionen	 und	 sein
Schutzgeldracket.	 Man	 sagte	 mir,	 er	 würde	mich	 gerne	 treffen,	 sei
aber	 leider	 verhindert.	 Die	 Regierung	 hatte	 jetzt	 den	 Bock	 zum
Gärtner	gemacht	und	ihm	und	einigen	anderen	führenden	Kämpfern
einen	 Vertrag	 zur	 Überwachung	 und	 zum	 Schutz	 einer	 Ölanlage
gegeben.	 Einige	 seiner	 Partner	 glaubten,	 er	 habe	 sie	 betrogen	 und
habe	 sich	 das	 ganze	 Geld	 in	 die	 eigene	 Tasche	 gesteckt.	 Im	 Delta
werden	 solche	 Konflikte	 traditionell	 mit	 Waffengewalt	 gelöst,	 und
daher	war	Dagogo	untergetaucht.	Aber	einer	der	Milizkommandeure,
die	mit	ihm	gebrochen	hatten,	willigte	ein,	mich	zu	treffen.

So	 wartete	 ich	 in	 Port	 Harcourt,	 einer	 Stadt,	 die	 voller	 Argwohn
und	voller	Waffen	ist,	als	an	einem	Samstagmittag	der	Anruf	kam.	Mit
George,	 einem	 der	 unerschütterlichen	 Fahrer,	 auf	 deren	 Mut	 und
Ruhe	 Auslandskorrespondenten	 in	 Nigeria	 sich	 verlassen,	 fuhr	 ich



nun	weg	von	den	Supermärkten	und	Pizzastuben	des	Stadtzentrums
und	 in	 die	 Slums,	 die	 sich	 bis	 zum	 Rand	 der	 Flüsschen	 des	 Deltas
ausbreiten.	Die	 Straßen	bestanden	bald	mehr	 aus	 Schlaglöchern	 als
aus	 Asphalt	 und	 waren	 von	 stinkenden	 Abwasserkanälen	 flankiert.
Wir	kamen	an	dem	vereinbarten	Treffpunkt	an,	und	ich	rief	meinen
Mittelsmann	 an.	 Er	 führte	 mich	 ein	 schmales	 Gässchen	 hinunter,
vorbei	 an	 einem	 spinnwebenartigen	 Gewirr	 von	 Stromkabeln,	 in
denen	 seit	 Jahren	 kein	 Strom	 mehr	 floss.	 Ein	 Wache	 stehender
Teenager	trat	beiseite,	um	mich	in	ein	unauffälliges	Hinterzimmer	in
dem	verschachtelten	Gebäude	einzulassen.

Der	 General	 machte	 einen	 unruhigen	 Eindruck.	 Er	 trug	 eine
marineblaue	Weste,	lange,	weiße	Shorts	und	ein	Ziegenbärtchen	und
beäugte	 mich	 mit	 seinen	 dunkelbraunen	 Augen.	 Er	 nahm	 kräftige
Schlucke	 aus	 einer	 Flasche	 Guinness	 und	 sagte	 mir,	 einige	 der
Fußsoldaten,	die	er	aus	ihrem	Stützpunkt	im	Flussgebiet	mitgebracht
hatte,	warteten	weiter	unten	auf	der	Straße	auf	ihn.	Sie	würden	sich
bald	fragen,	wo	ihr	Kommandeur	blieb,	und	so	kam	der	General	zur
Sache.

Er	war	jetzt	33	und	stammte	aus	Buguma,	einer	Siedlung	inmitten
des	 Flussgebiets	 außerhalb	 Port	 Harcourts.	 Nachdem	 er	 in	 seinem
Dorf	 die	 Schule	 besucht	 hatte,	 ging	 er	 in	 die	 Stadt,	 um	 an	 der
Universität	Wirtschaft	 zu	 studieren,	 eine	passende	Vorbereitung	 für
eine	 Karriere,	 die	 mindestens	 ebenso	 viel	 kommerzielles	 wie
militärisches	Geschick	erforderte.	Dann	zog	ihn	das	Waffenhandwerk
an.	2003	trat	er	der	Miliz	Mudschahid	Dokubo-Asaris	bei,	des	ersten
großen	 Stars	 unter	 den	 Kommandeuren	 des	 Deltas.	 »Aber
irgendwann	verriet	Asari	uns.	Er	machte	Nebengeschäfte	nur	für	sich
selbst.«	Also	wechselte	er	zu	Farah	Dagogo,	der	in	das	Machtvakuum
hineinstieß,	 das	 durch	 Asaris	 Verhaftung	 entstanden	 war.	 Der
General	steckte	sich	innerhalb	von	Dagogos	Territorium	im	östlichen
Delta	sein	eigenes	Gebiet	ab,	wo	er	eine	Handvoll	von	Siedlungen	und



die	Wasserwege	dazwischen	kontrollierte.	 »Wir	haben	die	Amnestie
akzeptiert,	 aber	 das	 funktioniert	 nicht.	 Es	 ist	 nichts	 für	 uns	 dabei
herausgekommen.«	 Er	 sagte,	 er	 habe	 immer	 noch	 das	 Kommando
über	 fünf	Lager	mit	 fünftausend	Mann,	eine	Angabe,	die	hoch,	 aber
vielleicht	nicht	 sonderlich	übertrieben	war.	 Jetzt	hatte	man	Dagogo,
von	dem	behauptet	wurde,	er	habe	seine	Partner	bei	dem	Vertrag	zur
Überwachung	der	Pipeline	betrogen,	ebenfalls	zum	Verräter	erklärt,
und	der	General	hatte	seine	Loyalität	auf	einen	weiteren	Warlord	des
östlichen	Deltas,	Ateke	Tom,	übertragen.

Der	General	machte	eine	Pause.	 »Rauchen	Sie?«	 Ich	bot	 ihm	eine
Zigarette	 an.	 »Nein«,	 korrigierte	 er	 mich	 ein	 wenig	 verärgert,
»Marihuana.«	 Der	 General	 rollte	 sich	 routiniert	 einen	 dicken	 Joint,
steckte	ihn	an,	stieß	eine	dicke	Wolke	aus	und	erzählte	weiter.

»Wir	haben	einen	Grund	zu	kämpfen.	Das	Öl,	das	ausgetreten	 ist,
war	wirklich	schlimm	für	unsere	Dörfer.	Alles	 ist	kaputt.	Wir	haben
kein	Wasser,	können	uns	kein	Essen	leisten.	Unser	ganzes	Vieh	stirbt
an	 der	 Verschmutzung.	 Das	 Bunkern	 ist	 unser	 Überlebensmittel«,
sagte	der	General.	Entführungen	gegen	Lösegeld	brachten	dann	noch
etwas	zusätzliches	Geld	neben	den	Einkünften	aus	dem	Diebstahl	von
Öl.	 Er	 erklärte	mir,	warum	 ich	 seinen	Namen	 nicht	 veröffentlichen
dürfe,	 lediglich	 seinen	 Rang	 in	 der	 Schattenarmee	 des	 Deltas.	 Eine
Namensnennung	könne	eine	weitere	wichtige	Einkommensquelle	 in
Gefahr	 bringen:	 seine	 illegalen	 vertraglichen	 Arrangements	mit	 der
Ölindustrie.

Der	General	ratterte	ein	halbes	Dutzend	Gebiete	im	östlichen	Delta
herunter,	von	denen	er	behauptete,	dort	sei	es	Milizen	gelungen,	sich
auf	 indirekte	 Art	 einen	 Anteil	 an	 den	 Verträgen	 Shells	 zur
Gemeindeentwicklung	 zu	 sichern.	 Dazu	 gründeten	 die	 Kämpfer
Scheinfirmen.	 »Durch	diese	 Firmen	bekommen	 auch	wir	 etwas	 von
Shell	ab«,	sagte	der	General,	obwohl	er	mir	die	Verträge	nicht	zeigen
wollte.	 Die	Miliz	 des	 Generals	 kam	 auch	 indirekt	 an	 Arbeit	 bei	 der



Säuberung	 von	 Öllecks	 und	 machte	 dabei	 mit	 einem	 offiziellen

Vertragsnehmer	halbe-halbe.41

Nach	 den	 »Globalen	 Absichtserklärungen«	 Shells,	 die	 2006
eingeführt	 wurden,	 informieren	 die	 Vertreter	 der	 Siedlungen,	 in
deren	Gebiet	das	Unternehmen	operiert,	Shell	von	ihren	Prioritäten.
Die	 Regelung	 wurde	 nach	 den	 Unruhen	 im	 Delta	 eingeführt,	 bei
denen	 Einrichtungen	 Shells	 angegriffen	 wurden,	 und	 ersetzten	 die
Ad-hoc-Sozialprojekte	 des	 Konzerns	 mit	 einem	 umfassenderen
Ansatz	zur	Beschwichtigung	des	Unmuts.	Dabei	reichen	die	von	Shell
finanzierten	Projekte	 von	Gemeindezentren	bis	 zu	Druckereien	und
Stipendien,	und	die	Verträge	belaufen	sich	auf	zwölf	bis	60	Millionen

Naira	 (80	 000	 bis	 400	 000	 US-Dollar).42	 Shell	 sagt,	 das	 Programm
repräsentiere	 »eine	 wichtige	 Veränderung	 in	 unserem	 Ansatz,	 der
Wert	 auf	 transparentere	 und	 nahvollziehbarere	 Prozesse,
regelmäßige	 Kommunikation	 mit	 der	 Basis,	 Nachhaltigkeit	 und

Konfliktprävention	legt«.43

Bevor	 ich	 den	General	 traf,	 erklärte	mir	 ein	Mittelsmann	 in	 Port
Harcourt	 mit	 guten	 Verbindungen	 zu	 den	 Kämpfern,	 den	 ich	 hier
Arthur	nennen	werde,	wie	Farah	Dagogo	und	ein	weiterer	Milizchef,
der	seinen	Namen	von	dem	US-Rapper	Busta	Rhymes	geborgt	hatte,
einen	Teil	 der	 großzügigen	Gaben	 Shells	 in	 ihre	 eigene	Kriegskasse

umgelenkt	 hatten.44	 Shell	 schickte	 regelmäßig	 Verbindungsleute	 zu
Konsultationen	 mit	 Deltabewohnern	 über	 die	 Projekte,	 die	 diese
haben	 wollten,	 berichtete	 mir	 Arthur.	 Dagogo	 und	 Busta	 Rhymes
schmuggelten	 sich	 heimlich	 in	 diese	 Konsultationen	 ein	 und
entsendeten	 »erfundene	 Jugendführer,	 erfundene	 Stammesälteste,
erfundene	Frauengruppen,	erfundene	Häuptlinge«,	die	sich	dann	mit
den	Vertretern	von	Shell	 trafen.	 SPDC,	das	 Joint	Venture	Shells	mit
dem	 nigerianischen	 Staat,	 führt	 eine	 Liste	 der	 von	 außerhalb
kommenden	 Unternehmen,	 die	 bei	 ihm	 als	 Vertragspartner
registriert	 sind,	 und	 nur	 diese	 Unternehmen	 können	 Verträge	 zur



Durchführung	 der	 Gemeindeentwicklungsprojekte	 bekommen,	 die
SPDC	finanziert.	»Also«,	sagte	Arthur,	»schlossen	Dagogo	und	Busta
Rhymes	 Bündnisse	 mit	 einigen	 dieser	 Vertragsnehmer	 und	 sagten
ihnen:	›Das	ist	der	Prozentsatz,	den	ihr	uns	zu	zahlen	habt.‹«

Der	General	 bestätigte	 Arthurs	 Bericht.	Wenn	die	Krankenhäuser
und	 Schulen	 nicht	 gebaut	 wurden,	 lag	 das	 daran,	 dass	 die
Verbindungsleute	 Shells	 –	 neben	 dem	 Geld,	 das	 von	 Leuten	 wie
Dagogo	 und	 Busta	 Rhymes	 kassiert	 wurde	 –	 zu	 viel	 für	 sich	 selbst
abschöpften,	meinte	der	General,	indem	er	gierige	Greifbewegungen
in	 der	 Luft	 vollführte.	 Er	 schätzte,	 nur	 die	 Hälfte	 der	 Verträge,	 die
ausgezahlt	wurden,	würde	tatsächlich	erfüllt.

Der	 General	 fand	 dann	 bald,	 es	 sei	 an	 der	 Zeit,	 sich	 wieder	 ins
Flussgebiet	 zurückzuziehen.	 Er	 erwähnte	 einen	 Mittelsmann	 für
Shell,	einen	Nigerianer,	der	unter	dem	Namen	Dr.	Frank	bekannt	war
und	 der,	 möglicherweise	 ohne	 es	 zu	 wissen,	 den	 Kämpfern	 dabei
geholfen	 hatte,	 sich	 Verträge	 zu	 verschaffen.	 Es	 gelang	 mir	 jedoch
nicht,	 Dr.	 Frank	 zu	 finden	 oder	 auch	 nur	 zu	 verifizieren,	 dass	 er
tatsächlich	 diese	 Rolle	 spielte.	 Ich	 versuchte,	 mit	 zwei	 Shell-
Managern	 zu	 sprechen,	 von	 denen	 ich	 gehört	 hatte,	 sie	 hätten	mit
dem	 Schutz	 von	 Pipelines	 und	 gemeinnützigen
Entwicklungsprojekten	 zu	 tun.	 Ich	 wollte	 sehen,	 was	 sie	 über	 das
Schiebergeschäft	der	Kämpfer	wussten.	 In	beiden	Fällen	bekam	das
Pressebüro	 von	 Shell	 in	 Lagos	Wind	 von	meinen	 Bemühungen	 und
wies	die	Manager	an,	nicht	mit	mir	zu	sprechen.

Als	 ich	dem	Pressebüro	 eine	E-Mail	 schrieb	und	 fragte,	 ob	Farah
Dagogo	 und	 seine	 Vasallen	 von	 Shell-Verträgen	 profitierten,	 wollte
mir	ein	Sprecher	 lediglich	 sagen,	 es	 seien	»Entwicklungsausschüsse
der	Cluster«,	 die	 die	 Verträge	 vergäben,	 und	 diese	 setzten	 sich	 aus
Vertretern	der	Gemeinden	und	nicht	aus	Vertretern	von	SPDC	selbst

zusammen.45	 Als	 ich	 weiter	 nach	 Schutzgeldern	 fragte,	 die	 den
Kämpfern	 auf	 dem	 Umweg	 über	 Verträge	 zur	 Überwachung	 der



Pipelines	 gezahlt	 wurden,	 sagte	 man	 mir:	 »Wir	 vergeben	 keine
Verträge	 an	 bewaffnete	 Gruppen,	 und	 es	 ist	 völlig	 gegen	 unsere
Unternehmenspolitik,	 dies	 zu	 tun.«	 Mit	 Überwachungsaufgaben
beschäftigt	 seien	 »mehr	 als	 neuntausend	 unbewaffnete	 Menschen,
vor	 allem	 aus	 den	 Gemeinden,	 durch	 die	 die	 Pipelines	 verlaufen«.
Meine	Frage,	welche	Vorkehrungen	Shell	getroffen	hatte,	damit	kein
Geld	aus	seinen	Gemeindeprogrammen	an	die	Kämpfer	 floss,	wollte
der	Sprecher	nicht	beantworten.

Ich	 hörte	 unterschiedliche	 Berichte	 darüber,	 inwieweit	 die
Abzweigung	 von	 Geldern	 aus	 Shells	 Gemeindeprogrammen	 das
Ergebnis	 der	 Aktionen	 einiger	 schwarzer	 Schafe	 unter	 den
Vertragsnehmern	war,	und	über	die	Frage,	ob	diese	Machenschaften
auf	 höheren	 Ebenen	 des	 Konzerns	 bekannt	 waren.	 Ein	 ehemaliger
Shell-Angestellter,	der	unter	der	Bedingung	mit	mir	sprach,	dass	sein
Name	 nicht	 genannt	 würde,	 sagte	 mir:	 »Shell	 hat	 ziemlich	 strenge
Mechanismen,	aber	in	Nigeria	ist	es	schwierig,	sich	an	irgendeine	Art

von	 Regeln	 zu	 halten.«46	 Er	 meinte,	 die	 Beteiligung	 an	 solchen
Machenschaften	 sei	 auf	 die	 unteren	 Ränge	 der	 bei	 Shell-
Beschäftigten	 beschränkt,	 und	 fügte	 hinzu:	 »Das	 ganze	 System	 der
Beziehungen	zu	den	Gemeinden	 ist	unglaublich	korrupt.	 […]	Es	war
schwierig,	genau	zu	sagen,	wie	viele	der	nigerianischen	Angestellten
mit	den	Übeltätern	gemeinsame	Sache	machten.«

Ein	 ehemaliger	 Manager	 von	 Shell	 im	 Delta	 willigte	 ein,	 mir	 ein
offizielles	 Interview	 zu	 geben.	 Harriman	 Oyofo	 war	 selbst	 im
Nigerdelta	geboren	und	hatte	zwanzig	Jahre	lang	für	Shell	gearbeitet.
Er	 hatte	 verschiedene	 Posten	 in	 der	 Nigeria-	 und	 Afrikaabteilung
Shells	innegehabt,	bevor	er	1999	der	Abteilung	des	Joint	Ventures	von
Shell	mit	dem	nigerianischen	Staat,	SPDC,	für	Außenbeziehungen	im
Delta	 beitrat	 und	 laut	 eigener	 Aussage	 Shells	 Sprecher	 für	 die
gesamte	Nigeriaoperation	des	Unternehmens	wurde.	Er	verließ	Shell
2010,	um	seine	eigene	Ölberatungsfirma	zu	gründen.



Ich	 fragte	 ihn,	 ob	 er	 von	 Geldern	 von	 Shell	 wisse,	 die	 bei
bewaffneten	 Gruppen	 gelandet	 waren.	 »Shell	 hat	 sich	 in	 seinen
Entscheidungen	nie	nach	bewaffneten	Gruppen	gerichtet.	Wenn	man
eine	 Gemeinde	 von	 zehn	 Leuten	 hat,	 ist	 vielleicht	 einer	 davon
korrupt.	Man	wird	sein	Projekt	dann	wegen	dieser	einen	Person	nicht
ändern.	 Wenn	man	 ein	 Gesundheitszentrum	 oder	 eine	 Schule	 baut
oder	 Sämlinge	 für	 eine	Gemeinde	bereitstellt,	macht	man	das	nicht
wegen	irgendeiner	bewaffneten	Gruppe,	sondern	weil	es	sinnvoll	ist,

der	 Gemeinschaft	 etwas	 zurückzugeben.«47	 Er	 räumte	 jedoch	 ein,
dass	 es	 nicht	 leicht	 sei,	 zwischen	 »Kommunen«	 und	 bewaffneten
Gruppen	zu	unterscheiden,	und	dass	einige	Verbindungsleute	zu	den
Gemeinden	 »für	 die	 ein	 oder	 andere	 Art	 von	 Fehlverhalten	 gerügt«
worden	 seien.	 »Einige	Gemeinden	 haben	 verborgene	Motive«,	 fügte
er	hinzu.

Als	 ich	 Oyofo	 fragte,	 ob	 die	 Verträge	 zur	 Überwachung	 von
Pipelines,	 die	 Shell	 vergab,	 auf	 die	 Zahlung	 von	 Schutzgeld
hinausliefen,	wurde	er	ärgerlich.	»Wenn	Sie	jemanden	bitten,	auf	Ihre
Tasche	 aufzupassen,	 bitten	 Sie	 ihn	dann	 auch,	 sie	nicht	 zu	 stehlen?
Nein.	Sie	bitten	ihn,	auf	sie	aufzupassen.«	Er	sprach	Shell	kategorisch
von	 jeder	 Verantwortung	 frei.	 Aber	 war	 es	 nicht	 Öl	 gewesen,	 das
seine	Heimat	 zerstört	hatte?	»Öl	 vielleicht	–	aber	nicht	Shell.	Öl	 als
solches	mag	ein	Problem	sein,	aber	die	Verwaltung	der	Öleinnahmen
liegt	 nicht	 in	 den	 Händen	 von	 Shell.	 Shell	 ist	 nicht	 die	 politische
Administration	Nigerias.	Shell	ist	einfach	nur	ein	Unternehmen.«

Shell	mag	vielleicht	nur	ein	Unternehmen	sein,	aber	es	ist	eines	der
größten	der	Welt	und	verfügt	über	mehr	Geld	als	viele	Regierungen.
Es	 ist	 schon	 vor	 der	 Unabhängigkeit	 integraler	 Bestandteil	 Nigerias
gewesen.	 Zwischen	 2007	 und	 2009	 hat	 Shell	 in	 Nigeria	 mindestens

383	 Millionen	 Dollar	 für	 Sicherheitsbelange	 ausgegeben.48	 Im
Nigerdelta	 gibt	 es	 riesige	Summen	 für	 »Gemeindeentwicklung«	 aus.
Ende	2011	gab	es	solche	Programme	in	290	Gemeinden.	Der	Sprecher



Shells	 für	 Nigeria	 sagte	 mir,	 Shell	 habe	 2012	 103	 Millionen	 Dollar
ausgegeben,	 um	 »Aufgaben	 der	 sozialen	 und	 wirtschaftlichen

Entwicklung	der	Region	anzugehen«.49	Shell	hat	seitdem	einige	seiner
Ölfelder	 im	 Nigerdelta	 verkauft	 und	 sich	 stattdessen	 auf	 Offshore-
Einrichtungen	 verlegt,	 die	 schwerer	 anzugreifen	 sind,	 bleibt	 aber
eine	mächtige	Kraft	im	Flussgebiet.

Aaron	Sayne,	ein	lässiger	amerikanischer	Anwalt,	der	als	Ankläger
in	Fällen	von	Auslandskorruption	gearbeitet	hatte,	bevor	er	einer	der
bestinformierten	 Ermittler	 in	 Sachen	 Sorgfaltsprüfung	 in	 Nigeria
wurde,	 hat	 versucht,	 zu	 einer	 realistischen	 Zahl	 für	 die
Gesamtsumme	 der	 Gelder	 zu	 kommen,	 die	 die	 Ölkonzerne	 in	 das
Delta	 pumpen.	 »Die	 ›Riesen‹	 vergeben	 jedes	 Jahr	 über	 eine	 halbe
Milliarde	an	Verträgen,	Bargeld,	Entschädigungen,	Jobs,	Spenden	und
Entwicklungsprogrammen	 an	 Gemeinden	 des	 Nigerdeltas	 –	 einer
Schätzung	 zufolge	 allein	 350	 Millionen	 Dollar	 für	 die

Gemeindeentwicklung«,	 schrieb	Sayne	 2010.50	 Er	 fügte	hinzu:	 »Dass
einige	der	Praktiken	Shells	 […]	und	anderer	Konzerne	im	Nigerdelta
Unruhe	 schüren,	 ist	 für	 Analysten	 oder	 die	 Unternehmen	 selbst
nichts	 Neues.	 Ungeachtet	 des	 Geldes,	 das	 sie	 für	 Gemeinden
ausgeben,	 sind	 sie	 Teil	 des	 Konfliktsystems	 im	 Nigerdelta	 –	 und
manchmal	auch	genau	deswegen.«

Aktivisten	 aus	 der	 Region	 hatten	 mir	 erzählt,	 sie	 hätten
hochrangige	 Manager	 Shells	 vergeblich	 vor	 dem	 Missbrauch	 der
Programme	 zur	 Gemeindeentwicklung	 gewarnt.	 »Sie	 sind
pragmatisch«,	sagte	einer	von	ihnen,	der	Jahre	mit	dem	Kampf	gegen
den	 giftigen	 Delta-Cocktail	 aus	 Umweltzerstörung,	 Gewalt	 und

Korruption	 zugebracht	 hat.51	 »Sie	 werden	 alles	 tun,	 um
sicherzustellen,	dass	das	Öl	auch	weiter	 fließt.«	Sein	Urteil	über	die
Warlords,	die	von	sich	behaupten,	Krieger	für	die	Sache	des	Deltas	zu
sein,	war	ebenso	vernichtend.	»Die	Mehrheit	der	Kämpfer,	besonders
die	Führung	–	zu	Anfang	haben	sie	auf	die	Umweltfragen	aufmerksam



gemacht«,	erklärte	mir	ein	Aktivist	mit	der	Wut	des	Betrogenen,	als
wir	 uns	 in	 einer	 ruhigen	 Ecke	 einer	 Bar	 in	 Port	 Harcourt
unterhielten.	 »Dann	 kam	 das	 Geld	 und	 dann	 die	 Amnestie.	 Jetzt
spricht	keiner	von	diesen	Arschlöchern	mehr	davon.«

Im	 Januar	 2011,	 ein	 Jahr	 nachdem	 er	 Truppen	 nach	 Jos	 geschickt
hatte,	um	die	Ordnung	wiederherzustellen,	betrat	Goodluck	Jonathan
den	Paradeplatz	Abujas,	den	Eagle	Square,	um	zum	obersten	Chef	der
Plünderungsmaschine	Nigerias	 ernannt	 zu	werden.	 Er	 hatte	 bereits
nach	Abujas	Tod	dessen	Amt	übernommen	und	war	damit	zum	ersten
Sohn	des	Nigerdeltas	geworden,	der	in	einem	politischen	System,	das
auf	dem	Öl	seiner	Region	basierte,	das	höchste	Staatsamt	innehatte.
Jetzt	würde	der	Nominierungsparteitag	der	PDP	ihn	zum	Kandidaten
für	 eine	 volle	 Amtszeit	 als	 Präsident	 machen.	 Sein	 Name	 und	 der
seiner	 Frau,	 Patience	 (Geduld),	 hätten	 für	 die	 Gelegenheit	 kaum
passender	sein	können.

Nur	 zwölf	 Jahre	 zuvor	 war	 Jonathan	 ein	 praktisch	 unbekannter
Zoologe	 in	 einem	 Krähwinkel	 des	 Deltas	 gewesen.	 Als	 die	 Gründer
der	PDP	sich	bei	den	Wahlen	von	 1999	anschickten,	 vom	Militär	die
Macht	 zu	 übernehmen,	 und	 sich	 dabei	 nach	 Kandidaten	 umsahen,
suchten	 sie	 nach	 jemandem,	 der	 für	 eine	 bestimmte	 ethnische
Gruppe	 in	 einem	 kleinen	 Teil	 von	 Jonathans	 Heimatstaat	 Bayelsa
wählbar	 war	 –	 wobei	 man	 notfalls	 mit	 Zwang	 nachhelfen	 konnte.
Jonathan,	der	einen	kleinen	Posten	 in	einer	 lokalen	Umweltbehörde
innehatte,	 zögerte,	 konnte	 aber	 nicht	 ablehnen,	 als	 die	 Autoritäten
vor	Ort	auf	ihrem	Anliegen	beharrten.	Er	wurde	als	Kandidat	der	PDP
für	 den	 Posten	 des	 stellvertretenden	 Gouverneurs	 des	 Staates
aufgestellt.	 Wie	 bei	 jeder	 Wahl	 seit	 1999	 errang	 die	 Partei	 sowohl
Präsidentschaft	als	auch	die	meisten	Gouverneursposten.

Von	da	an	war	 Jonathans	Aufstieg	 zur	Macht	ebenso	kometenhaft
wie	 zufallsbedingt.	 Ende	 2004	 wurde	 der	 Gouverneur	 von	 Bayelsa,
Diepreye	 Alamieyeseigha,	 in	 London	 unter	 der	 Anklage	 der



Geldwäsche	 festgenommen.	 Grund	waren	 unrechtmäßig	 erworbene
3,2	 Millionen	 Dollar,	 von	 denen	 die	 Metropolitan	 Police	 sagte,	 sie

habe	sie	bei	ihm	und	auf	seinen	Bankkonten	gefunden.52	Er	ließ	seine
Haftkaution	verfallen	und	schaffte	es	nach	Nigeria	zurück,	aber	dort
hatte	er	es	 sich	mit	 seinen	politischen	Herren	verscherzt.	Er	wurde
abgesetzt	und	eingesperrt.	Es	waren	noch	zwei	Jahre	seiner	Amtszeit
als	 Gouverneur	 übrig,	 als	 sein	 Stellvertreter,	 Goodluck	 Jonathan,
automatisch	auf	seinen	Posten	nachrückte.

Das	hätte	der	Endpunkt	von	Jonathans	Aufstieg	sein	können,	hätte
es	 da	 nicht	 die	 Intrigen	 gegeben,	 die	 damals	 in	 Abuja	 gesponnen
wurden,	der	Stadt,	die	die	politische	Klasse	in	den	achtziger	Jahren	in
der	 Savanne	 im	 Zentrum	 Nigerias	 aus	 dem	 Boden	 gestampft	 hatte,
nachdem	 die	 ursprüngliche	 Hauptstadt	 Lagos	 allmählich	 von	 den
Massen	 der	 Armen	 aus	 den	 Nähten	 platzte.	 Die	 Wahlen	 von	 2007
rückten	 näher,	 und	 Obasanjo	 versuchte,	 eine	 Verfassungsänderung
durchzudrücken,	 um	 ein	 drittes	 Mal	 kandidieren	 zu	 können.	 Auch
wenn	er	damit	scheiterte,	blieb	er	doch	Nigerias	politischer	Pate,	der
Königsmacher	 der	 PDP,	 und	 salbte	 nun	Umaru	Yar’Adua	 zu	 seinem
Nachfolgekandidaten.	Als	Vizepräsidentschaftskandidat	brauchte	die
PDP	einen	Staatsgouverneur	aus	dem	Nigerdelta.	Die	Ölregion	befand
sich	 im	Aufruhr.	Die	 gerade	neu	 gebildete	MEND	destabilisierte	die
üppige	Quelle	des	Patronagesystems.	Andere	Kandidaten	hatten	sich
bei	 ihrem	 Aufstieg	 in	 der	 nigerianischen	 Politik	 zu	 viele	 Feinde
gemacht	und	waren	so	 tief	 in	den	Sumpf	der	Korruption	verstrickt,
dass	 ihre	Rivalen	genügend	Munition	hatten,	um	 ihre	Bestrebungen
zu	sabotieren.

Jonathan	 war	 politisch	 nur	 ein	 kleiner	 Fisch,	 aber	 mit	 seinem
biederen	 Filzhut	 und	 seiner	 ijawischen	Abstammung	 passte	 er	 jetzt
ins	 Konzept.	 Nach	 Wahlen,	 die	 von	 Beobachtern	 als	 die	 am
massivsten	 gefälschten	 der	 kurzen	 demokratischen	 Ära	 Nigerias

bewertet	 wurden,	 wurde	 Jonathan	 Vizepräsident.53	 Während	 es	mit



der	 Gesundheit	 des	 Präsidenten	 bergab	 ging,	 gelang	 es	 den
Verbündeten	 Yar’Aduas,	 sich	 an	 der	 Macht	 festzukrallen,	 und	 so
wurde	Jonathan	als	Interimspräsident	vereidigt.

In	seiner	Zeit	als	Vizepräsident	war	Jonathan	von	den	Mitgliedern
des	 inneren	Kreises	 Yar’Aduas	 regelmäßig	 brüskiert	worden.	 Selbst
nachdem	 er	 dessen	 Amt	 übernommen	 hatte,	 betrachteten	 ihn	 die
Schwergewichte	 in	 der	 PDP	 als	 Schachfigur,	 als	 jemanden,	 der	 es,
selbst	 wenn	 er	 es	 wollte,	 nicht	 schaffen	 würde,	 sich	 gegen	 ihre
Interessen	 zu	 stellen.	 Aus	 genau	 diesem	 Grund	 hatten	 die
Parteigranden	 und	 ihre	 Verbündeten	 unter	 den	Oligarchen,	 die	 die
Wirtschaft	kontrollierten,	bei	dem	neuen	Mann	ein	gutes	Gefühl.	So
unterstützten	 sie	 ihn	 bei	 den	 bevorstehenden	 Wahlen,	 obwohl	 sie
damit	den	Zorn	des	nördlichen	Establishments	riskierten,	da	sie	die
ungeschriebene	Regel	ignorierten,	nach	der	die	Macht	zwischen	den
ethnischen	Blocks	rotieren	muss	und	laut	der	der	Norden	durch	den
vorzeitigen	Tod	Yar’Aduas	einen	rechtmäßigen	Machtanteil	verlor.

Während	 rund	 um	 den	 Eagle	 Square	 Akrobaten	 ihre	 Räder
schlugen,	kamen	dreitausendvierhundert	Delegierte	aus	dem	ganzen
Land	 dort	 zusammen,	 um	 den	 Präsidentschaftskandidaten	 der	 PDP
für	die	Wahlen	drei	Monate	zu	küren.	Die	Partei	saß	in	Nigeria	so	fest
im	Sattel,	dass	niemand	daran	zweifelte,	dass	die	Delegierten	hier	in
Wirklichkeit	den	nächsten	Präsidenten	wählten.	»Wir	haben	noch	nie
den	Präsidenten	gestellt«,	sagte	mir	Rotimi	Amaechi,	der	Gouverneur
des	Bundesstaates	Rivers,	in	dem	unter	anderem	auch	Port	Harcourt

liegt.54	»Wir	wollen	jetzt	auch	mal	drankommen.«

Die	 PDP,	 die	 sich	 gerne	 als	 die	 größte	 politische	 Partei	 Afrikas
bezeichnet,	 ist	 zu	 gleicher	 Zeit	 ein	 Sammelbecken	 konkurrierender
ethnischer	 Ansprüche	 auf	 Macht	 und	 Patronage	 und	 das	 Vehikel,
durch	 das	 Nigerias	 Kaste	 einander	 ablösender	 Herrscher	 ihre
Differenzen	miteinander	aushandeln,	um	die	weitere	Hegemonie	der
plündernden	Klasse	 sicherzustellen.	 Sie	 ist	 aber	 auch	 die	 politische



Heimat	einiger	brillanter	Parlamentarier	und	skrupulöser	Reformer.
Sie	 sind	 allerdings	 in	 der	 Minderheit.	 »Das	 ist	 keine	 politische
Partei«,	 sagte	 Clement	 Nwankwo,	 der	 in	 den	 Tagen	 der
Militärherrschaft	 die	 erste	 Menschenrechtsorganisation	 Nigerias
gründete,	 zweimal	 im	 Gefängnis	 war,	 dann	 mit	 seinem	 Versuch
scheiterte,	 sich	 als	 PDP-Kandidat	 für	 die	 Wahlen	 zur
Nationalversammlung	 aufstellen	 zu	 lassen,	 weil	 er	 die	 nötigen
Bestechungsgelder	an	die	Kader	der	Partei	nicht	aufbringen	konnte,
und	 heute	 als	 einer	 der	 scharfsinnigsten	 politischen	 Analytiker

Nigerias	 gelten	 kann.55	 »Es	 ist	 eine	 Plattform	 zur	 Machtergreifung,
damit	man	danach	die	Beute	aufteilen	kann.«

Während	 der	 Abend	 sich	 herabsenkte,	 hatten	 sich	 Nigerias
Potentaten,	 bewacht	 von	 Agenten	 des	 Geheimdienstes,	 in	 den	 VIP-
Logen	des	Eagle	Square	niedergelassen.	Aus	 riesigen	Lautsprechern
drang	die	Stimme	von	Louis	Armstrong	und	sang	»What	a	Wonderful
World.«	 Dann	 kam	 die	 Dunkelheit	 und	 mit	 ihr	 die	 Moskitos.	 Die
Vertreter	 des	 Nordens,	 Südens,	 Ostens	 und	 Westens	 –	 Muslime,
Christen,	 Animisten,	 Sprecher	 von	mehr	 als	 einem	 halben	Dutzend
Sprachen	 –	 beäugten	 einander	 mit	 Misstrauen.	 Es	 gab	 erhitzte
Gemüter,	 als	 den	 Unterstützern	 Atiku	 Abubakars	 –	 eines
Geschäftsmannes	aus	dem	Norden	und	ehemaligen	Vizepräsidenten,
der	sich	die	aussichtslose	Aufgabe	gestellt	hatte,	einem	amtierenden
Präsidenten	 die	 PDP-Nominierung	 streitig	 zu	 machen	 –	 allmählich
klar	wurde,	dass	die	andere	Seite	sie	ausmanövriert	und	mehr	Geld
investiert	 hatte	 als	 sie.	 Jonathans	 Sieg	 hatte	 von	 vornherein
festgestanden.	 Jeder	 Delegierte	 erhielt	 ein	 Bestechungsgeld	 von	 7
000	Dollar	in	bar,	damit	er	ihn	wählte,	was	etwa	dem	Fünffachen	des

durchschnittlichen	 Jahreseinkommens	 in	 Nigeria	 entspricht.56	 Der
Kauf	der	Stimmen	aller	dreitausendvierhundert	Delegierten	hätte	die
Jonathan-Kampagne	 dann	 an	 die	 24	Millionen	 Dollar	 gekostet.	 Und
die	 7	 000	 bezogen	 sich	 nur	 auf	 das	 Fußvolk	 –	 höherrangige



Parteivertreter	 konnten	 sehr	 viel	mehr	 erwarten.	 In	 den	 Tagen	 vor
der	Nominierung	hatte	 in	Abuja	 so	 viel	Geld	 die	Hände	 gewechselt,
dass	es	den	Wechselkurs	zwischen	Naira	und	Dollar	beeinflusste.

Es	war	 schon	 nach	 zehn	Uhr	 abends,	 als	 die	 Auszählung	 begann.
Unter	dem	Nachthimmel	lasen	PDP-Vertreter	den	Namen	auf	 jedem
Stimmzettel	vor.	»Jonathan,	Jonathan,	Goodluck	Jonathan.«	Kurz	nach
sechs	 Uhr	morgens	 entstieg	 der	 Sieger	 dem	 VIP-Bereich	 des	 Eagle
Square.	 Er	 wurde	 vom	 Wechselgesang	 der	 Partei	 begrüßt:	 »PDP!
Power!«	 Triumphierend	 schwenkte	 Jonathan	 den	 Arm	 und	 gelobte
den	Bruch	mit	»der	Korruption	der	Vergangenheit,	die	uns	schon	zu
lange	niedergehalten	hat«.

Während	Goodluck	Jonathan	seine	Position	konsolidierte,	erklärten
hochrangige	 Mitarbeiter	 seines	 Teams	 mir	 und	 anderen
ausländischen	Journalisten	in	Hotelbriefings,	er	sei	genau	das,	was	er
behauptete	 zu	 sein:	 »ein	 Vertreter	 des	 Wandels«.	 Er	 benutze	 die
Dinosaurier	 der	 nigerianischen	 Politik,	 damit	 sie	 ihn	 zum
Präsidenten	machten,	aber	 im	Lauf	der	Zeit	würde	er	dafür	sorgen,
dass	 sie	Geschichte	würden,	 und	Nigerias	 Potential	 entfesseln.	 Und
tatsächlich	 gab	 es	 ermutigende	 Zeichen.	 Jonathan	 ernannte	 einen
aufrechten	 Professor	 aus	 dem	 Norden,	 Attahiru	 Jega,	 zum
Vorsitzenden	der	Wahlkommission.	Die	Wahlen	von	April	2011	waren
zutiefst	unvollkommen,	aber	deutlich	besser	als	 frühere	Wahlgänge,
obwohl	die	Verbitterung	im	Norden	angesichts	der	Tatsache,	dass	ein
Christ	 aus	 dem	 Süden	 die	 dem	 Norden	 zustehende	 Amtszeit
beanspruchte,	 drei	 Tage	 lange	 Unruhen	 auslöste,	 bei	 denen

achthundert	Menschen	starben.57

Die	 versprochenen	 Reformen	 begannen.	 Stromwerke	 wurden
privatisiert	 und	 einer	 korrupten	 Bürokratie	 entrissen,	 was	 auf	 ein
Nachlassen	der	entnervenden	Stromengpässe	 in	Nigeria	hoffen	 ließ.
Das	 Bild	 Nigerias	 besserte	 sich	 –	 obwohl	 das	 in	 vielen	 Fällen	 nicht
Jonathan	zu	verdanken	war.	Babatunde	Fashola,	der	Gouverneur	des



Bundesstaates	 Lagos	 und	 führende	 Kraft	 in	 einer	 der	 wichtigsten
Oppositionsparteien,	begann	mit	der	Wiederherstellung	von	einer	Art
Bürgerstolz	 in	 seiner	 Stadt:	 Er	 ließ	 Straßen	 bauen,	 bekämpfte	 das
räuberische	Verhalten	der	Polizei	und	überzeugte	die	Bürger	 seines
Staates,	 ihre	 Steuern	 zu	 zahlen.	 Ohne	 großes	 Tamtam	 überholte
Nigeria	nun	Südafrika	als	die	größte	Volkswirtschaft	des	Kontinents.

Aber	 Jonathan	 hatte	 wenig	 Charisma.	 Ihm	 fehlten	 Yar’Aduas
gedankliche	Tiefe	und	die	natürliche	Autorität	des	Kriegshelden	und
Meistertaktikers	 Obasanjo.	 Der	 einzige	 Weg,	 sich	 seine	 Macht	 zu
sichern,	war,	die	Schleusentore	der	Plünderungsmaschine	zu	öffnen.
Während	Jonathans	Amtszeit	kam	es	zu	einem	Exzess	an	Korruption
und	 Unterschlagung,	 der	 selbst	 nach	 nigerianischen	 Maßstäben
schwindelerregend	war.

Der	 Umfang	 der	 Ölrente	 Nigerias	 ist	 enorm.	 Im	 Unterschied	 zur
Bergbauindustrie,	 von	 der	 die	 afrikanischen	 Staaten	 nur	 einen
minimalen	 Gewinnanteil	 abbekommen,	 gehen	 normalerweise
zwischen	65	und	85	Prozent	der	Einnahmen	aus	der	Ölförderung	an
die	 Regierungen,	 die	 den	 Ölkonzernen	 die	 Förderungserlaubnis

erteilen.58	 In	 den	 letzten	 Jahren	 beliefen	 sich	 Nigerias	 jährliche
Öleinnahmen	 je	nach	dem	Ölpreis	und	dem	Ausmaß	der	Gewalt	 im

Delta	 auf	 zwischen	 20	 und	 60	 Milliarden	 Dollar.59	 Letztere	 Zahl
stammt	 aus	 dem	 Jahr	 2011	 und	war	 eineinhalb	Mal	 so	 hoch	wie	 die
Profite,	 die	 die	 profitabelste	 Gesellschaft	 der	Welt,	 ExxonMobil,	 im
selben	Jahr	verzeichnete.	Unglaubliche	Mengen	davon	verschwinden
jedes	 Jahr,	 und	 obwohl	 es	 im	Wesen	 der	 Korruption	 liegt,	 dass	 sie
schwer	 zu	 quantifizieren	 ist,	 scheint	 sich	 der	 Diebstahl	 unter
Jonathan	noch	beschleunigt	zu	haben.

Es	gab	aber	auch	Leute,	die	sich	gegen	die	Flut	stemmten.	»Ich	bin
emotional	ausgelaugt,	weil	ich	gegen	den	Strom	schwimme«,	erklärte
mir	 ein	 reformfreudiger	 Minister	 in	 Jonathans	 Kabinett	 im	 August
2010	und	fügte	mit	einem	gewissen	Understatement	hinzu,	der	Kampf



gegen	die	Korruption	laufe	»nicht	sonderlich	gut«.

Auch	Lamido	Sanusi,	ein	blaublütiger	Banker	aus	Kano,	den	Umaru
Yar’Adua	 zum	Gouverneur	 der	 Zentralbank	 ernannt	 hatte,	 damit	 er
ein	 Finanzsystem	 auf	 Vordermann	 brachte,	 das	 unter	 den	 ganzen
Amtsmissbräuchen	 zusammenbrach,	 kam	hier	 ins	 Bild.	 Er	 benutzte
die	Befugnisse	der	Zentralbank	so	gut	er	konnte,	um	den	gefährlichen
Schwund	 der	 Devisenreserven	 aufzuhalten,	 die	 von	 den	 Politikern
geplündert	wurden.

Während	die	Räuberei	 immer	mehr	außer	Kontrolle	geriet,	 stellte
Sanusi	ein	Dossier	 zusammen,	das	zeigte,	dass	Schwindeleien	unter
Beteiligung	 der	 nationalen	 Ölgesellschaft,	 NNPC,	 die	 ähnlich	 wie
Sonangol	 für	 die	 Futungo	 in	 Angola	 die	 treibende	 Kraft	 der
Plünderungsmaschine	 Nigerias	 ist,	 den	 Fiskus	 monatlich	 um	 eine

Milliarde	 Dollar	 erleichterten.60	 Als	 Sanusi	 seine	 Beschuldigungen
Anfang	 2014	 öffentlich	 machte,	 entließ	 ihn	 Jonathan	 aus	 der
Zentralbank	 und	 versetzte	 damit	 einer	 der	 wenigen	 nigerianischen
Institutionen	 einen	 Schlag,	 die	 die	 Macht	 hatte,	 die	 Exzesse	 der
Herrscher	 des	 Landes	 zu	 zügeln.	 Er	 konnte	 allerdings	 nicht
verhindern,	 dass	 Sanusi	 zum	 Emir	 von	 Kano,	 einer	 einflussreichen
Position	in	der	religiösen	Hierarchie	des	Nordens,	ernannt	wurde.

Sanusi	 ist	 ein	 kleiner,	 drahtiger	 Mann	 mit	 einer	 Vorliebe	 für
Fliegen.	 Er	 war	 der	 Meinung,	 es	 sei	 Nigerias	 Petropolitik,	 die	 der
überall	 im	 Lande	 wachsenden	 Gewalt	 zugrunde	 lag.	 Dazu	 gehörte
auch	der	barbarische	Aufstand	im	Norden,	den	die	Dschihadisten	von
Boko	Haram	begonnen	hatten.	»Es	gibt	eine	klare,	direkte	Beziehung
zwischen	 der	 ungleichen	 Verteilung	 der	 Ressourcen	 und	 dem

Wachsen	 der	 Gewalt«,	 sagte	 Sanusi.61	 »Das	 soll	 nicht	 heißen,	 dass
nicht	auch	das	politische	System	durch	und	durch	korrupt	 ist,	 aber
der	entscheidende	Faktor	ist	die	mangelhafte	Infrastruktur,	die	eine
Industrialisierung	 und	 die	 Schaffung	 von	 Arbeitsplätzen	 sehr
schwierig	 macht.«	 Allerdings	 sei	 es,	 solange	 die



Plünderungsmaschine	 auf	 so	 hohen	 Touren	 laufe,	 praktisch
unmöglich,	 die	 wirtschaftlichen	 Übel	 anzugehen,	 die	 zum	 Aufstieg
Boko	Harams	 beitrugen.	 »Was	wir	 bei	 Boko	Haram	 und	 bei	 all	 der
anderen	 Gewalt	 im	 Land	 gesehen	 haben,	 sollte	 uns	 nachdenklich
machen«,	 fuhr	 Sanusi	 fort.	 »Vielleicht	 ist	 es	 Zeit,	 sich	 zu	 fragen,	 ob
diese	 äußerst	 opportunistische	 Identitätspolitik	 […]	 nicht	 das	 ganze
System	in	Gefahr	bringt.«

Während	 Jonathans	 Regime	 sich	 dem	 Abkassieren	 der	 Ölrente
widmete,	verbreitete	Boko	Haram,	deren	Namen	»Westliche	Bildung
verboten«	 bedeutet,	 Angst	 und	 Schrecken.	 Von	 ihrem	 Kernland	 im
fernen	Nordosten	 schwärmten	 ihre	Kämpfer	 in	 den	 ganzen	Norden
aus,	 wo	 sie	 Städte	 mit	 Bombenterror	 überzogen	 und	 Dörfer
niederbrannten.	 Tausende	 starben.	 Die	 beschäftigungslosen	 jungen
Männer	der	Region,	deren	Zukunftsaussichten	genauso	düster	waren
wie	 die	 der	 Textilarbeiter,	 deren	 Fabriken	 der	 holländischen
Krankheit	 zum	 Opfer	 gefallen	 waren,	 waren	 willige	 Rekruten.	 Der
größenwahnsinnige	 Führer	 der	 Sekte,	 Abubakar	 Shekau,	 postete
wirre	 Videos	 im	 Internet	 und	 etablierte	 sich	 als	 einer	 der
berüchtigten	 Dschihadisten	 der	 Welt.	 Dabei	 diente	 die	 Korruption
der	herrschenden	Klasse	 ihm	ebenso	 sehr	 als	 Schlachtruf	wie	 seine
kriegerische	Auslegung	des	koranischen	Gesetzes.

Wie	die	Milizen	des	Deltas	vor	ihnen	stießen	die	Guerillas	von	Boko
Haram	 nach	 Abuja	 vor	 und	 griffen	 diese	 Blase	 der	 Elite	 mit
Autobomben	an,	obwohl	das	nichts	war	im	Vergleich	zu	dem	Unheil,
das	 sie	 im	 Norden	 entfesselten.	 Das	 Militär,	 geschwächt	 durch
Korruption	und	geplünderte	Kassen,	hatte	den	waffenschwenkenden
Dschihadisten	 nichts	 entgegenzusetzen.	 Als	 ein	 Überfallkommando
im	 April	 2014	 zweihundert	 Schulmädchen	 aus	 dem	 Dorf	 Chibek
entführte,	 wurde	 das	 Ausmaß,	 in	 dem	 der	 ölkranke	 Staat	 Nigerias
unfähig	zur	Erfüllung	selbst	seiner	elementarsten	Pflichten	geworden
war,	 für	 alle	 offensichtlich.	 Zur	 Jahreswende	 2014/2015	 sahen	 die



Nigerianer	den	auf	Februar	 2015	 angesetzten	Wahlen,	 bei	denen	die
meisten	 Beobachter	 einen	 erneuten	 Sieg	 Jonathans	 erwarten,	 mit
Beklemmung	entgegen.

Was	 Nigeria	 geschah,	 ist	 nicht	 das	 Resultat	 einer	 angeborenen
Facette	 der	 afrikanischen	 Mentalität,	 wie	 einige	 Beobachter	 einem
mit	einer	Prise	von	beiläufigem	Rassismus	versichern.	Auch	britische
Parlamentsmitglieder	 haben	 sich	 schon	 bereit	 gezeigt,	 ihr	 Anrecht
auf	 Fragen	 im	 Parlament	 zu	 verkaufen,	 und	 die	 Politik	 der
Wahlgeschenke,	 die	 am	 Capitol	 Hill	 in	 Washington	 betrieben	 wird,
sieht	 stark	 nach	 einem	 Patronagesystem	 aus.	 In	 jeder	 größeren
Hauptstadt	 pumpen	 Lobbyisten	 zugunsten	 etablierter	 Interessen
Geld	 in	die	Politik.	Der	Unterschied	zwischen	einem	korrumpierten
Ressourcenstaat	 und	 einem	 Staat,	 der	 sich	 immer	 noch	 als	 Hort
repräsentativer	 Herrschaft	 bezeichnen	 kann,	 liegt	 in	 dem	 Maß,	 in
dem	ein	solcher	Missbrauch	öffentlicher	Ämter	zum	privaten	Vorteil
als	Skandal	gilt	oder	die	Norm	darstellt,	und	der	liegt	ferner	in	dem
Maß,	 in	 dem	 die	 staatlichen	 Institutionen	 –	 Parlamente,	 Polizei,
Gerichte	 –	 als	 bloße	 Instrumente	 der	 Mächtigen	 oder	 als
Gegengewichte	willkürlicher	Machtausübung	dienen.

»Wenn	Sie	in	Großbritannien	oder	den	USA	eine	Regierung	hätten,
die	es	sich	leisten	könnte,	ein	solches	Maß	an	Korruption	an	den	Tag
zu	legen,	würde	sie	es	tun«,	sagte	mir	der	scharfsinnige	nigerianische
politische	 Analytiker	 Clement	 Nwankwo	 in	 seinem	 einfach
eingerichteten	 Büro	 in	 einer	 Seitenstraße	 Abujas.	 »Aber	 es	 gibt
immer	 Institutionen.	 In	 Nigeria	 habe	 die	 Menschen	 ihre
Unterschiedlichkeit	noch	nicht	so	weit	hinter	sich	gelassen,	dass	sie
begreifen,	dass	 ihr	Handeln	einen	Unterschied	machen	könnte,	dass
sie	diese	Angst	vor	der	Autorität	ablegen	könnten.	Sie	finden	sich	mit
dem	Bestehenden	 ab.	Und	 andere	 beuten	 diese	 Spaltungen	 aus:	 die
ethnischen,	 religiösen	 und	 regionalen.	 Sie	 stellen	 es	 so	 hin,	 als
würden	 sie	 diese	 Interessen	 schützen,	 und	 rufen	 ›ihre	 Leute‹	 dazu



auf,	sie	zu	schützen.	Tatsächlich	hat	die	große	Masse	der	Bevölkerung
gar	nichts	davon.«

Der	 verstorbene	 nigerianische	 Literaturnobelpreisträger	 Chinua
Achebe	schrieb	1983:	»Das	Problem	Nigerias	 ist	schlicht	und	einfach
ein	 Mangel	 an	 Führung.	 Es	 ist	 nichts	 Grundlegendes	 falsch	 am
nigerianischen	 Charakter.	 Es	 ist	 nichts	 falsch	 am	 Land	 oder	 Klima
Nigerias	 oder	 seinem	 Wasser	 oder	 seiner	 Luft	 oder	 irgendetwas
anderem.	 Das	 Problem	 Nigerias	 besteht	 im	 Unwillen	 oder	 der
Unfähigkeit	seiner	Führer,	der	Verantwortung	und	der	Aufgabe	eines
persönlichen	 Beispiels	 gerecht	 zu	 werden,	 die	 das	 Kennzeichen

wahrer	Führerschaft	sind.«62

Diese	Worte	 bleiben	 eine	 unübertroffene	Diagnose	 der	 Krankheit
seines	 Landes.	 Es	 gibt	 jedoch	noch	 etwas	 anderes,	worüber	Achebe
geschrieben	hat	und	das	die	merkwürdige	Dissonanz	einfängt,	die	ich
immer	 wieder	 beobachtet	 habe,	 wenn	 ich	 mit	 den	 Herren	 der
Plünderungsmaschine	sprach.

Der	General	im	Nigerdelta	erzählte	mir,	er	entführe	Menschen,	um
das	Schulgeld	seiner	Kinder	zahlen	zu	können.	Shells	Mutiu	Sunmonu
hatte	einen	Kloß	im	Hals,	als	er	von	dem	furchtbaren	Zustand	seiner
Heimat	 sprach,	 die	 von	 der	 Ölindustrie,	 zu	 deren	 Betrieb	 er
maßgeblich	 beiträgt,	 geplündert	wird.	Manuel	 Vicente	 beklagte	 den
Hunger,	 der	 ihn	 in	 Luanda	 umgab,	 selbst	 wenn	 man	 ihn	 mit	 den
Beweisen	 dafür	 konfrontierte,	 wie	 die	 Futungo	 allen	 Nutzen	 aus
Angolas	Öl	für	sich	monopolisierten.	Joseph	Kabila,	der	kongolesische
Präsident,	 dessen	 Schattenstaat	 zu	 einem	 Gutteil	 für	 die	 Gewalt
verantwortlich	 ist,	 die	 sein	 Land	 heimsucht,	 sagte	 einmal:	 »Das
Schlimmste,	 was	 ich	 je	 gesehen	 habe,	 ist	 der	 Anblick	 eines	 Dorfes
nach	 einem	 Massaker;	 das	 bekommt	 man	 nie	 wieder	 aus	 dem

Kopf.«63	Diese	Männer	und	Tausende	andere,	weniger	prominente	als
sie	 haben	 genügend	Mitgefühl,	 um	 das	 Leid	 nachzuempfinden,	 das
das	von	ihnen	betriebene	System	verursacht.	Aber	sie	sind	irgendwie



fähig,	 dieses	 Mitgefühl	 der	 Notwendigkeit	 unterzuordnen,	 die
Maschine	 am	Laufen	 zu	halten	und	 sicherzustellen,	 dass	 sie	 an	den
Kontrollhebeln	 bleiben,	 statt	 sich	 den	 zahllosen	 anderen	Menschen
zuzugesellen,	die	von	der	Maschine	zermalmt	werden.

Achebes	Gedicht	»Geier«	hätte	von	den	Urhebern	der	Schrecken	in
Jos	 oder	 im	 Ostkongo	 oder	 im	 Nationalstadion	 von	 Conakry
geschrieben	 werden	 können,	 die	 genau	 wie	 ihre	 Opfer	Mütter	 und
Brüder	und	Menschen	haben,	die	sie	lieben.	Er	zeichnet	uns	das	Bild
des	 Geiers,	 der	 einem	 aufgeblähten	 Leichnam	 in	 einem	Graben	 die
Augen	auspickt,	bevor	er	seinen	Kopf	an	sein	Weibchen	schmiegt.	Er
stellt	 sich	 den	 Kommandanten	 von	 Bergen-Belsen	 vor,	 der	 nach
seinem	Tagewerk	 im	Konzentrationslager	 auf	dem	Weg	nach	Hause
einen	Zwischenstopp	macht,	um

eine	Tafel	Schokolade	zu	kaufen

für	seine	geliebten	Kinder

die	warten,	zu	Hause,	auf	Papas

Rückkehr	…

Es	wäre	 lächerlich,	die	Rohstoffindustrie	Afrikas	mit	dem	Holocaust
zu	 vergleichen,	 aber	 ich	 denke,	 dass	 Achebe	 einen	 allgemeinen
allgemein	gültigen	Aspekt	der	menschlichen	Seele	beleuchten	wollte:
Sie	 ist	 an	 ein	 und	 demselben	 Nachmittag	 fähig,	 zu	 lieben	 und	 an
schrecklichen	Gräueltaten	teilzuhaben.	Vielleicht	ist	es	ein	Quell	der
Hoffnung	 für	 Afrikas	 Rohstoffstaaten,	 dass	 ihre	 Machthaber
allmählich	die	 schrecklichen	Kosten	des	Öl-	und	Mineralienhandels
zu	 sehen	 beginnen.	 Oder	 vielleicht	 hat	 die	 Plünderungsmaschine
gerade	 das	 Quäntchen	 Menschlichkeit,	 das	 es	 ihr	 erlaubt,	 auch
weiterhin	zu	funktionieren.



9	Schwarzes	Gold

Als	Nchakha	Moloi	einen	Namen	für	seine	Minengesellschaft	suchte,
entschied	er	sich	für	motjoli.	Auf	Sesotho	ist	motjoli	die	Bezeichnung
für	 den	 Leitvogel	 in	 einer	 V-Formation,	 der	 den	 anderen	 die
Richtung	 weist.	 Moloi	 war	 in	 QwaQwa	 aufgewachsen,	 einem
Homeland	 neben	 den	 Drakensbergen	 in	 Zentralsüdafrika,	 das	 vom
Apartheid-Regime	 als	 Wohnort	 für	 die	 Sesotho	 sprechenden
Schwarzen	vorgesehen	war.	Es	gab	keine	Minen	in	QwaQwa,	aber	die
Männer	 verschwanden	 oft	 monatelang	 in	 den	 Minen	 des
Witwatersrand,	unter	dem	die	Adern	liegen,	die	ein	Drittel	des	in	den
letzten	 150	 Jahren	weltweit	 abgebauten	Goldes	 geliefert	 haben,	 und
kehrten	 nur	 an	 Ostern	 und	 Weihnachten	 zurück,	 um	 ihren	 Lohn
auszugeben.

Moloi	 bekam	 einen	 der	 wenigen	 Studienplätze,	 die	 die	 Behörden
für	 schwarze	 Studenten	 vorsahen,	 und	 begann	 an	 der	 angesehenen
Witwatersrand-Universität	 in	 Johannesburg	 ein	 Medizinstudium.
Aber	er	fand	das	Aufschneiden	von	Leichen	zu	grausig	und	entschloss
sich	 zu	 einem	 Fachwechsel.	 Er	 hatte	 vorher	 noch	 nie	 von	 Geologie
gehört,	doch	als	man	 ihm	an	der	Universität	 sagte,	 es	behandle	»all
die	 wirklich	 wichtigen	 Fragen«,	 war	 er	 Feuer	 und	 Flamme.	 Er
studierte	 die	 Natur	 der	 Erde	 mehr	 aus	 Faszination	 als	 aus
irgendeinem	 großartigen	 Karrierewunsch,	 aber	 nach	 seinem
Abschluss	 fand	Moloi	Arbeit	als	Prospektor	 für	Anglo	American,	das
Bergbauunternehmen,	das	Ernest	Oppenheimer	1917	gegründet	hatte
und	 das	 inzwischen	 zum	 größten	 Minenkonglomerat	 der	 Welt
geworden	 war.	 Nach	 einer	 Weile	 wechselte	 Moloi	 zur
Diamantenfirma	der	Familie	Oppenheimer,	De	Beers.

Wenn	 sie	 in	 ihrem	 Pickup	 über	 die	 Diamantenfelder	 rumpelten,
achteten	 die	 Mitglieder	 von	 Molois	 Team	 kaum	 auf	 ihre



unterschiedliche	 Hautfarbe.	 Aber	 wenn	 er	 in	 die	 Hauptverwaltung
von	 De	 Beers	 ging,	 um	 Bericht	 zu	 erstatten,	 war	 Moloi	 den
Demütigungen	 ausgesetzt,	 die	 die	 Apartheid	 schwarzen
Südafrikanern	 aufzwang.	 Er	 erinnert	 sich	 immer	 noch	 an	 die
Einschränkungen:	 »Sie	 können	 nicht	 hierhin,	 sie	 können	 nicht

dorthin.	 Das	 kränkt	 einen.«1	 Obwohl	 seine	 Vorgesetzten	 dagegen
waren,	 trat	 Moloi	 der	 nationalen	 Bergarbeitergewerkschaft	 bei,
einem	 Bollwerk	 des	 Widerstands	 gegen	 die	 Apartheid.	 Seine
Beziehung	 zu	 De	 Beers	 verschlechterte	 sich	 schnell,	 und	 er	 nahm
einen	Job	bei	Rio	Tinto	in	einer	Kupfermine	in	der	Nähe	des	Krüger-
Nationalparks	an,	wo	die	Rassentrennung	sogar	noch	offenkundiger
war.	»Ich	arbeitete	in	der	Mine,	in	der	Produktion,	und	da	kriegte	ich
wirklich	mit,	was	los	ist«,	erinnert	sich	Moloi.

Massenproteste	 und	 internationale	 Sanktionen	 hatten	 das
Apartheid-Regime	1990	an	den	Rand	des	Zusammenbruchs	gebracht.
F.	 W.	 de	 Klerk	 ließ	 Nelson	 Mandela	 frei	 und	 hob	 das	 Verbot	 des
Afrikanischen	 Nationalkongresses	 auf.	 Die	 Partei	 richtete
Arbeitsgruppen	 ein,	 um	 sich	 auf	 die	 Regierung	 vorzubereiten,	 und
Moloi	wurde	Mitglied	 in	der	Gruppe	 für	Wissenschaft	 und	Technik.
1993	 hatten	 die	 maßgeblichen	 Leute	 im	 Wirtschaftsteam	 des	 ANC
begriffen,	 wie	 nützlich	 jemand	 sein	 würde,	 der	 das	 Minengeschäft
von	 innen	 heraus	 kannte.	 Moloi	 wurde	 in	 das	 Parteiteam	 für
Wirtschaftsplanung	 geholt,	 als	 es	 sich	 bereit	 machte,	 sich	 den
himmelhohen	 Erwartungen	 der	 schwarzen	 Südafrikaner	 zu	 stellen,
von	denen	viele	glaubten,	dass	ihre	bevorstehende	Freiheit	auch	eine
schnelle	Erlösung	aus	der	Armut	bringen	würde.

Nach	 dem	 Triumph	Mandelas	 und	 des	 ANC	 bei	 den	Wahlen	 1994
wurde	 Moloi	 in	 verschiedene	 Führungspositionen	 im
Bergbauministerium	versetzt.	Zehn	 Jahre	später	gründete	er	Motjoli
Resources	 und	 nahm	 seinen	 Platz	 in	 einer	 Generation	 schwarzer
Unternehmer	 ein,	 die	 in	 der	 Bergbauindustrie,	 die	 immer	 noch



überwiegend	 in	weißen	Händen	war,	 dasselbe	 erreichen	wollte	wie
der	ANC	 in	der	Politik	–	der	Minderheit	 die	Kontrolle	 zu	 entringen
und	sie	der	schwarzen	Mehrheit	zu	geben.	Aber	wie	Moloi	feststellen
sollte,	 lassen	 sich	 Plünderungsmaschinen	 nicht	 so	 einfach
verdrängen.

Seit	der	Geburt	des	Landes	waren	die	weißen	Herrscher	Südafrikas
auf	 die	 Einnahmen	 aus	 Exporten	 von	 Mineralien	 angewiesen,
darunter	hauptsächlich	Gold.	1912,	in	dem	Jahr,	als	der	Vorläufer	des
ANC	 gegründet	 wurde,	 um	 Druck	 für	 die	 Rechte	 der	 Schwarzen
auszuüben,	 machten	 Gold	 und	 Diamanten	 78	 Prozent	 der	 Exporte
aus.	Die	verarbeitende	Industrie	entwickelte	sich,	aber	während	der
Jahrzehnte	 der	 Apartheid	 basierte	 Südafrikas	 Wirtschaft	 weiterhin
auf	 Bodenschätzen.	 Die	 Beziehung	 zwischen	 den
englischsprechenden	Magnaten,	die	die	größten	Minengesellschaften
kontrollierten,	 und	 den	 Afrikaans-Politikern,	 die	 das	 Apartheid-
Regime	führten,	war	bisweilen	nicht	konfliktfrei,	aber	sie	reichte	für
ein	 Arrangement,	 das	 die	 rassistische	 Herrschaft	 erhielt	 und	 den
Zulauf	billiger	schwarzer	Arbeitskräfte	in	die	Minen	sicherte.

Im	 Jahr	 1970,	 als	 die	 olympische	 Gemeinschaft	 Südafrika
ausschloss,	 weil	 die	 Regierung	 Gesetze	 erließ,	 die	 Schwarzen
ausdrücklich	 die	 Bürgerrechte	 entzogen	 und	 sie	 auf	 trostlose
Homelands	 beschränkten,	 und	 die	 Behörden	 einen	 barbarischen
neuen	Befehlshaber	im	Gefängnis	Robben	Island	einsetzten,	um	über
Mandela	 und	 seine	 Mitgefangenen	 zu	 wachen,	 erbrachte	 Südafrika
62	Prozent	des	weltweit	 geförderten	Goldes.	Von	den	 frühen	 1970er
Jahren	bis	1993	bestand	die	Hälfte	bis	zu	zwei	Dritteln	der	jährlichen

Exporte	Südafrikas	aus	Gold,	Diamanten	und	anderen	Mineralien.2

Das	 Gold	 und	 die	 Diamanten	 Südafrikas	 lieferten	 ihm	 die
finanziellen	 Mittel	 für	 die	 Aufrechterhaltung	 der	 Apartheid.	 So
gesehen	 war	 die	 weiße	 Herrschaft	 eine	 extreme	 Manifestation	 des
Rohstoffstaats:	die	Nutzung	des	nationalen	Reichtums	an	Mineralien,



um	die	Macht	und	den	Wohlstand	von	wenigen	zu	sichern,	während
alle	anderen	in	Armut	und	Ohnmacht	gehalten	werden.

Keiner	der	Rohstoffstaaten	Afrikas	kommt	heute	an	den	Grad	von
organisierter	 Unterdrückung	 der	 Mehrheit	 heran,	 wie	 ihn	 das
Apartheid-Regime	 erreicht	 hat.	 Auch	 vertreten	 sie	 nicht	 die
Rassenideologie	 der	 Apartheid,	 auch	 wenn	 sich	 die	 ethnische
Zugehörigkeit	 in	 Nigeria,	 Angola,	 Guinea	 und	 anderswo	 auf	 giftige
Weise	mit	den	Verteilungskämpfen	um	die	Rohstoffrente	verbunden
hat.	 Aber	 so	 wie	 die	 Herrscher	 dort,	 im	 Verein	 mit	 den
multinationalen	 Konzernen	 der	 Rohstoffindustrie,	 die	 Früchte	 des
Öls	 und	 der	 Minerale	 ihrer	 Nationen	 horten,	 weisen	 die
Rohstoffstaaten	 Afrikas	 inzwischen	 eine	 beunruhigende	 Ähnlichkeit
mit	den	rassischen	Spaltungen	der	Apartheid	auf.

Während	die	Kinder	im	Osten	des	Kongos,	 im	Norden	Nigerias,	 in
Guinea	 und	 Niger	 dahinsiechen,	 werden	 die	 Nutznießer	 der
Plünderungsmaschine	 fett.	 Amartya	 Sen,	 der	 indische
Wirtschaftswissenschaftler	 und	 Nobelpreisträger,	 der	 mit	 großem
Tiefblick	 die	 Gründe	 für	 das	massenhafte	 Vorkommen	 von	 Hunger
untersucht	 hat,	 schreibt:	 »Das	 Gefühl	 der	 Distanz	 zwischen
Herrscher	und	Beherrschten	–	 zwischen	 ›uns‹	und	 ›ihnen‹	–	 ist	 ein

charakteristisches	Merkmal	von	Hungersnöten.«3	Dasselbe	Argument
könnte	 auf	 die	 Erfüllung	 anderer	 Grundbedürfnisse	 wie	 sauberes
Wasser	und	schulische	Bildung	angewendet	werden.	Und	nur	selten
ist	 die	 Distanz,	 die	 Sen	 beschreibt,	 so	 groß	 wie	 in	 Afrikas
Rohstoffstaaten.

Viele	 afrikanische	 Rohstoffstaaten	 erlebten	 während	 des
Rohstoffbooms	 der	 letzten	 zehn	 Jahre	 sehr	 hohe	 Wachstumsraten.
Das	 gängige	Maß	 zur	 Berechnung	 des	 Durchschnittseinkommens	 –
das	Bruttoinlandsprodukt	 pro	Kopf	 –	 ist	 gestiegen.	 Aber	wenn	man
sich	 die	 Vermögenskonzentration	 in	 den	Händen	 der	 herrschenden
Elite	 genauer	 anschaut,	 stellt	 man	 fest,	 dass	 dieses	 Wachstum	 vor



allem	 diejenigen	 begünstigt,	 die	 ohnehin	 schon	 reich	 und	 mächtig
waren,	womit	 sich	 die	 Steigerung	 des	 BIP	 pro	 Kopf	 als	 irreführend
erweist.

Eine	 andere	 Rechnung	 liefert	 ein	 aufschlussreicheres	 Bild.	 Die
Vereinten	 Nationen	 ordnen	 jährlich	 alle	 Länder,	 über	 die	 sie
genügend	Daten	sammeln	können	 (186	 im	 Jahr	2012)	nach	der	Höhe
ihres	menschlichen	Entwicklungsstandes	ein,	das	heißt,	nach	Dingen
wie	 die	 Kindersterblichkeit	 und	 Zahl	 an	 Schuljahren.	 Zusätzlich
erstellen	sie	eine	Rangfolge	anhand	des	BIP	pro	Kopf.	Wenn	man	den
Rang	im	Index	für	menschliche	Entwicklung	eines	Landes	von	seinem
Rang	 im	 Index	 für	 das	 BIP	 pro	 Kopf	 abzieht,	 bekommt	 man	 einen
Hinweis,	 wie	 stark	 das	 Wirtschaftswachstum	 das	 Los	 eines
Durchschnittsbürgers	 im	 betreffenden	 Land	 tatsächlich	 verbessert.
In	Ländern,	die	hier	auf	null	kommen	–	wie	2012	der	Kongo,	Ruanda,
Russland	 und	 Portugal	 –,	 entspricht	 der	 Lebensstandard	 ungefähr
dem,	was	man	nach	dem	BIP	pro	Kopf	erwarten	würde.	Menschen	in
Ländern	 mit	 einem	 positiven	 Wert	 genießen	 im	 Verhältnis	 zum
Einkommen	 überproportional	 angenehme	 Lebensbedingungen	 –
Kuba,	Georgien	und	Samoa	 liegen	mit	 jeweils	44,	37	und	28	Punkten
an	 der	 Spitze	 der	 Tabelle.	 Eine	 negative	 Bewertung	 deutet	 auf	 ein
Versagen	 dabei	 hin,	 das	 Volkseinkommen	 für	 einen	 Großteil	 der
Bevölkerung	 in	 ein	 längeres	 Leben,	 eine	 bessere	 Gesundheit	 und
mehr	 Schuljahre	 umzumünzen.	 Unter	 den	 zehn	 Ländern,	 die	 am
schlechtesten	 abschneiden,	 sind	 fünf	 afrikanische	 Rohstoffstaaten:
Angola	 (-35),	 Gabun	 (-40),	 Südafrika	 (-42),	 Botswana	 (-55)	 und

Äquatorialguinea.4

Die	 Bewertung	 Äquatorialguineas	 (-97),	 die	 mit	 Abstand	 die
schlechteste	der	Welt	ist,	ist	umso	bemerkenswerter,	als	das	BIP	pro
Kopf	bei	nahezu	 30	000	Dollar	pro	 Jahr	 liegt,	 nicht	weit	 unter	dem
Niveau	 Spaniens	 oder	Neuseelands	 und	 siebzig	Mal	 so	 hoch	wie	 im

Kongo.5	Für	eine	winzige	Nation	von	700	000	Einwohnern	sollte	man



erwarten,	 dass	 das	 weitverbreiteten	 Wohlstand	 bedeutet.	 Aber	 die
Wirtschaft	ist	extrem	auf	Öl	konzentriert,	das	75	Prozent	des	BIP	und
90	 Prozent	 der	 Staatseinnahmen	 erbringt.	 Der	 Ölverkauf	 macht
98	Prozent	der	Exporte	aus,	eine	Zahl,	die	nur	ein	wenig	höher	liegt
als	 der	 Stimmenanteil,	 den	 Teodoro	 Obiang	 Nguema,	 seit
1979	 Präsident,	 sich	 normalerweise	 in	 gefälschten	 Wahlen	 sichert.
Sein	 Sohn	 Teodorin	 Obiang	 erhielt	 offiziell	 nur	 ein	 bescheidenes
Gehalt	für	die	Ministerposten,	die	er	bekleidete,	nennt	aber	dennoch
eine	 dreißig	 Millionen	 Dollar	 teure	 Villa	 in	 Malibu,	 Immobilien	 in
Cape	Town	und	auf	der	Avenue	Foch	in	Paris,	eine	Flotte	von	Ferraris
und	 Rolls-Royces,	 einen	 Gulfstream-Jet,	 Gemälde	 von	 Renoir	 und
Matisse	 und	 einen	 von	 Michael	 Jacksons	 diamantenbesetzten

Handschuhen	 sein	 Eigen.6	 Der	 Rest	 Äquatorialguineas	 muss	 einen
Lebensstandard	 ertragen,	 der	 auf	 Platz	 136	 von	 insgesamt
186	Ländern	liegt,	hinter	Guatemala	(BIP	pro	Kopf:	5	000	Dollar),	und
hat	dieselbe	Lebenserwartung	wie	 in	Somalia,	nämlich	 51	 Jahre.	Der
durchschnittliche	Schulbesuch	dauert	acht	 Jahre,	etwa	genauso	 lang
wie	in	Afghanistan.

Der	Bergbau	war	natürlich	von	zentraler	Bedeutung	 für	die	Pläne
des	 ANC,	 die	 wirtschaftlichen	 Missstände	 der	 Apartheid	 zu
überwinden	 –	 ein	 Experiment,	 ob	 Südafrika	 es	 schaffen	würde,	 die
Beziehung	 zwischen	 Reichtum	 an	 Ressourcen	 und	 extremer
Ungleichheit	 zu	 kappen.	 Die	 Industrie	 diente	 sowohl	 als
Experimentierfeld	 der	 Apartheidpolitik	 als	 auch	 als	 Brutstätte	 des
Widerstands	gegen	die	weiße	Herrschaft.

Der	 ANC	 erbte	 ein	 Land,	 in	 dem	 die	 Bergbauindustrie,	 wie	 die
übrige	Wirtschaft,	 von	 einer	weißen	Minderheit	 kontrolliert	wurde,
die	 zwar	 ihre	 politische,	 nicht	 aber	 ihre	 wirtschaftliche
Vormachtstellung	 aufgegeben	hatte.	Das	Lösungskonzept	 der	neuen
Regierung	 war	 eine	 Politik	 der	 »wirtschaftlichen	 Stärkung	 von
Schwarzen«	 (Black	 Economic	 Empowerment	 –	 BEE),	 wonach	 die



Besitzer	der	größten	Firmen	Südafrikas	ein	beträchtliches	Stück	ihrer
Anteile	 an	 schwarze	 und	 andere	 zuvor	 benachteiligte	 Ethnien
abtreten	 sollten.	 Die	 Besitzer	 sollten	 den	 Käufern	 Geld	 leihen,	 um
ihnen	den	Kauf	der	Anteile	 zu	ermöglichen,	und	dann	das	Geld	 aus
zukünftigen	 Dividenden	 zurückbekommen.	 Die	 Idee	 dahinter	 war,
Südafrikas	 Wirtschaft	 so	 zu	 verändern,	 dass	 sie	 die
Regenbogennation	widerspiegelte,	die	sie	sein	wollte.	In	der	Realität
ist	es	allerdings	anders	gelaufen.	»Die	meisten	Leute	unterstützen	die
Notwendigkeit	 einer	 ehrgeizigen	Agenda	 zur	Umgestaltung	 voll	 und
ganz«,	 erklärte	 mir	 Martin	 Kingston,	 Chef	 des	 Südafrikabüros	 der
Investmentbank	Rothschild’s	und	einer	der	einflussreichsten	Banker

Johannesburgs	 mit	 besten	 Beziehungen.7	 »Aber	 Planung	 und
Umsetzung	waren	mangelhaft,	 und	 das	 Projekt	wurde	missbraucht.
Es	 gab	 die	 Erwartung,	 dass	 BEE	 ein	 Allheilmittel	 für	 verarmte
schwarze	 Südafrikaner	 wäre.	 Das	 war	 es	 aber	 nicht.	 Einige	 haben
profitiert,	aber	die	sind	oben,	nicht	unten.«

Die	 Unbeständigkeit	 der	 Johannesburger	 Börse	 brachte	 die	 BEE-
Pläne	 völlig	 durcheinander.	 Viele	 schwarze	 Investoren	 verbrannten
sich	die	Finger,	weil	die	fallenden	Kurse	für	die	Anteile	dafür	sorgten,
dass	 sie	 am	 Ende	 kaum	 die	 Aktien	 bezahlen	 konnten,	 die	 sie	 in
Empowerment-Käufen	 erworben	 hatten.	 Aber	 einige	machten	 auch
spektakuläre	Gewinne	–	vor	allem	eine	Handvoll	Schwarze,	die	einen
Sinn	 fürs	 Geschäft	 mit	 hervorragenden	 Beziehungen	 zur
Regierungspartei	verbanden.

Patrice	 Motsepe,	 ein	 cleverer	 ehemaliger	 Anwalt	 mit
Verwandtschaftsbeziehungen	 zum	 ANC,	 der	 African	 Rainbow
Minerals	 gründete,	 wurde	 Südafrikas	 erster	 Milliardär.	 Tokyo
Sexwale,	dessen	Charisma	ihm	dabei	half,	einen	nahtlosen	Übergang
vom	 Freiheitskämpfer	 zum	 Minenmogul	 zu	 vollziehen,	 bekam	 den
Fuß	 in	 die	 Platinindustrie	 und	 expandierte	 in	 andere
Geschäftsbereiche	auch	über	die	Grenzen	Südafrikas	hinaus,	bevor	er



dann	2009	als	Wohnungsbauminister	in	die	Regierung	zurückkehrte.
Der	bemerkenswerteste	Weg	von	allen	war	der	Cyril	Ramaphosas.	Als
zäher	 junger	 Führer	 der	 Nationalen	 Bergarbeitergewerkschaft
(National	Union	of	Miners	–	NUM)	 leitete	 er	 in	den	80er	 Jahren	die
Streiks,	die	auf	das	Herz	der	Wirtschaft	der	Apartheid	abzielten	und
als	 Generalsekretär	 des	 ANC	 spielte	 er	 eine	 zentrale	 Rolle	 in	 den
Verhandlungen	 mit	 der	 Nationalpartei,	 die	 den	 Bürgerkrieg
verhinderten	und	zu	den	freien	Wahlen	von	1994	führten.	Ramaphosa
erwarb	 sich	 einen	 guten	 Ruf	 wegen	 seiner	 Furchtlosigkeit	 und
Integrität.	Als	er	dann	 im	Rennen	um	die	Präsidentschaftsnachfolge
für	Mandela	gegen	Thabo	Mbeki	den	Kürzeren	zog,	wechselte	er	von
der	Politik	in	die	Wirtschaft.	Er	handelte	den	ersten	großen	BEE-Deal
aus	und	wurde	Vorstandschef	eines	Tochterunternehmens	von	Anglo
American.	 Die	 Transaktion	 ging	 schief,	 doch	 andere	 folgten,	 und
Ramaphosa	kam	mit	dem	Schweizer	Terminhandelshaus	Glencore	ins
Geschäft.	 Nachdem	 er	 ein	 Vermögen	 gemacht	 hatte,	 kehrte
Ramaphosa,	 wie	 Sexwale,	 in	 die	 Politik	 zurück,	 wurde	 2012
stellvertretender	 Parteivorsitzender	 des	 ANC	 und	 nach	 den	Wahlen
2014	Vizepräsident	Südafrikas.

Nchakha	 Moloi	 war	 nie	 ein	 Spitzenpolitiker	 des	 ANC	 wie
Ramaphosa	 oder	 Sexwale.	 Trotzdem	 kam	 Motjoli	 Resources	 durch
BEE-Geschäfte,	vor	allem	mit	Kohle,	voran.	Als	wir	uns	2013	in	einem
Sushi-Restaurant	 inmitten	 der	 schicken	 Einkaufszentren	 im
vornehmen	Teil	Johannesburgs	trafen,	war	Moloi,	obwohl	schon	über
fünfzig,	 eher	 wie	 ein	 Existenzgründer	 aus	 dem	 Silicon	 Valley
gekleidet	 und	 nicht	 wie	 die	 Manager	 aus	 den	 Vorstandsetagen	 der
Minengesellschaften	in	ihren	zweireihigen	Anzügen.	Er	trug	eine	rote
Baseball-Mütze,	ein	T-Shirt	der	Marke	G-Star-Raw	und	eine	flippige
Uhr.

Moloi	nahm	gerade	neue	Möglichkeiten	im	Bereich	Eisenerz	unter
die	Lupe,	einem	weiteren	Metall	 in	der	reichen	Fülle	der	Mineralien



Südafrikas,	 aber	 er	 gab	 zu,	 dass	 sich	 BEE	 als	 ziemliche
Fehlkonstruktion	 erwiesen	 hatte.	 Der	 Anteil	 von	 schwarzen

Eigentümern	in	der	Minenindustrie	war	immer	noch	»winzig«.8	Viele
der	Nutznießer	 von	BEE	hatten	 sich	 damit	 zufriedengegeben,	 einen
Anteil	 der	 Einkünfte	 aus	 bereits	 existierenden	 Minen	 zu	 erhalten,
statt	in	den	Aufbau	eigener	Bergwerke	zu	investieren.

»Es	 ist	 sehr	 schwer,	 weil	 die	 Verhältnisse	 schon	 gefestigt	 waren,
bevor	Schwarze	 in	die	Minenindustrie	kamen«,	sagte	mir	Moloi.	Die
weißen	Minenbarone	Südafrikas	hatten	von	den	besten	Claims	nichts
abgegeben,	 behauptete	 er.	 »Die	 Rohstoffquellen,	 das	 Beste	 vom
Besten	war	schon	aufgeteilt.	Was	an	guten	Schürfgründen	noch	übrig
war,	 behielten	 sie	 für	 sich.	Die	 Vorkommen	 von	Weltklasse	werden
von	 den	 historischen	 Eigentümern	 gehalten,	 und	 sie	 haben	 strenge
Zugangsbedingungen	für	Schwarze	geschaffen.	Sie	sagten:	›Du	kannst
bei	26	Prozent	einsteigen;	wir	legen	fest,	was	die	Finanzierungskosten
sind,	wann	die	Anteile	übertragen	werden	und	was	der	Wert	ist.‹	Was
die	 erstklassigen	 Lager	 in	 Südafrika	 betrifft,	 gibt	 es	 für	 Schwarze
keine	Chance,	an	sie	heranzukommen	–	es	bleiben	nur	die	Reste.«

Vielleicht	 stellte	 er	 das	 Ganze	 übertrieben	 dar	 –	 Patrice	Motsepe
zum	Beispiel	 hatte	 einige	 traumhafte	 Aktivposten	 erworben	 –,	 aber
das	Argument	hat	dennoch	Gewicht.	Der	Rahm	des	naturgegebenen
Reichtums	Südafrikas	wurde	erst	von	den	Kolonialisten	und	danach
vom	Apartheidregime	abgeschöpft.	Mit	 geschätzten	2	 494	Milliarden
Dollar	sind	die	Bodenschätze	Südafrikas	immer	noch	mit	Abstand	die
wertvollsten	der	Welt,	weit	vor	dem	Zweitplatzierten,	Russland,	und
würden	 genügend	 Geld	 liefern,	 um	 Apple,	 Exxon	 Mobil	 und	 die
übrigen	der	neun	größten	börsennotierten	Unternehmen	der	Welt	zu

kaufen.9	Aber	zu	dem	Zeitpunkt,	als	das	schwarze	Südafrika	an	sein
angestammtes	 Erbe	 kam,	 sanken	 die	 Fördermengen	 allmählich	 ab,
weil	viele	der	ertragreichsten	noch	übrigen	Flöze	gefährlich	tief	unter
der	Erde	lagen	und	die	Finanzleute	der	Branche	skeptisch	waren,	in



ein	 Land	 zu	 investieren,	 das	 von	 einer	 Partei	 mit	 sozialistischer
Tradition	geführt	wurde.

Dass	man	eine	Scheibe	der	Minenindustrie	an	Ramaphosa,	Sexwale
und	die	anderen	abgab,	trug	zur	Etablierung	einer	Klasse	schwarzer
Magnaten	 in	 Südafrika	 bei.	 Nur	 Kleingeister	 würden	 leugnen,	 dass
viele	 von	 ihnen	 große	 Opfer	 für	 die	 Freiheit	 ihrer	 Landsleute
gebracht	 haben.	 Vielleicht	 haben	 sie,	 wie	 ihre	 Bewunderer
behaupten,	 anderen	 schwarzen	 Südafrikanern	 etwas	 gegeben,
wonach	sie	streben	konnten.	Aber	die	»wirtschaftliche	Stärkung	von
Schwarzen«	 trägt	 nichts	 zur	 Veränderung	 der	 Grundstruktur	 der
Bergbauindustrie	bei,	die	so	beschaffen	 ist,	dass	 ihre	Renten	 immer
an	die	fließen,	die	sie	kontrollieren,	ganz	gleich,	wie	viel	Melanin	ihre
Haut	 enthält.	 Die	 Bedingungen	 für	 den	 durchschnittlichen
Bergarbeiter	blieben	hart,	während	die	neuen	schwarzen	Mogule,	wie
Tokyo	 Sexwale	 seinen	 Beratern	 sagte,	 davon	 träumten,	 »der	 erste

schwarze	Oppenheimer«	zu	werden.10

Die	Apartheid	in	Südafrika	basierte	auf	einer	rassischen	Philosophie,
die	räumlich	in	die	Praxis	umgesetzt	wurde.	Weiße	hatten	ihre	Städte
und	ihre	Farmen;	Schwarze,	Inder	und	»Mischrassen«	hatten	in	den
Städten	in	Ghettos	und	auf	dem	Land	in	»Homelands«	zu	 leben.	Die
Männer	aus	den	Homelands	oder	»Bantustans«	wurden	in	die	Minen
abgekarrt,	wo	sie	kaum	Bewegungsfreiheit	genossen.	Die	Townships
am	Rand	der	Städte	sollten	nah	genug	sein,	um	die	Weißen	tagsüber
mit	 schwarzen	 Arbeitskräften	 zu	 versorgen,	 aber	 auch	 weit	 genug
weg,	damit	sie	nachts	tief	und	fest	in	ihren	Betten	schlafen	konnten.

Heute	 zeigt	 sich	 die	Ungleichheit,	 die	 die	 Apartheid	 überlebt	 hat,
am	 offenkundigsten	 in	 der	 städtischen	 Geografie	 Südafrikas.	 Die
außergewöhnlichen	 Frauen,	 die	 im	 Leratong	 Joy	 for	 One	 AIDS-
Waisenhaus	 in	 Alexandra	 arbeiten,	 einer	 besonders	 schwierigen
Township,	 die	 auf	 einer	 der	 wahrscheinlich	 stärksten
wirtschaftlichen	 Spannungslinien	 der	 Welt	 liegt,	 können	 die



glitzernden	Türme	der	Konzernzentralen	und	exklusiven	Hotels	von
Sandton	 sehen,	 dem	 Geschäftsviertel,	 das	 ein	 paar	 hundert	 Meter
weiter	 östlich	 liegt.	 Der	 Anblick	 der	 Waisenkinder	 –	 von	 denen
manche	noch	nicht	wussten,	dass	auch	sie	das	Virus	hatten,	das	ihre
Eltern	 getötet	 hatte,	 und	 von	 denen	 noch	 keines	 alt	 genug	 war	 zu
begreifen,	 wie	 armselig	 ihre	 Zukunftsaussichten	 in	 Südafrikas
ungerechter	 Wirtschaftsordnung	 waren	 –,	 wie	 sie	 laut	 »Bist	 du
glücklich	und	du	weißt	es,	klatsch	in	die	Hand!«	sangen,	ist	eine	der
herzzerreißenden	Szenerien,	die	ich	je	gesehen	habe.

Während	 der	 Apartheid,	 als	 Weiße	 höchstens	 20	 Prozent	 der
Bevölkerung	 ausmachten,	 erzielten	 sie	 zwischen	 65	 und	 70	 Prozent
des	 nationalen	 Einkommens.	 2009,	 15	 Jahre	 nachdem	 Mandela
Präsident	 geworden	 war,	 erzielten	 die	 reichsten	 20	 Prozent	 der
Südafrikaner	68	Prozent	des	Volkseinkommens;	im	Jahr	2011	waren	es

sogar	70	Prozent.11	Einigen	Indikatoren	zufolge	ist	die	Kluft	zwischen

Reich	und	Arm	seit	dem	Ende	der	Apartheid	noch	größer	geworden.12

Das	ist	das	Vermächtnis	der	Städteplanung	in	der	Ära	der	Apartheid,
des	 Zweiklassen-Bildungssystems	 und	 zahlloser	 anderer	 immer
nachwirkender,	 der	 weißen	Herrschaft	 geschuldeter	 Verwerfungen.
Aber	 es	 passt	 auch	 zum	 Muster	 der	 Ungleichheit,	 das	 aus	 dem
Ressourcenfluch	entsteht.

Als	die	schwelende	Wut	der	schwarzen	Südafrikaner,	die	nach	zwei
Jahrzehnten	 Mehrheitsregierung	 wirtschaftlich	 immer	 noch	 kaum
über	 die	 Runden	 kamen,	 schließlich	 explodierte,	 ereignete	 sich	 die
Detonation	zwangsläufig	 in	einer	Mine.	Marikana	liegt	 im	Bushveld-
Komplex,	einer	gewaltigen,	aus	Mineralien	gemachten	unterirdischen
Untertasse,	welche	die	mit	Abstand	größten	Platinreserven	der	Welt
enthält.	 Im	August	 2012	 brachen	 Bergleute	wilde	 Streiks	 vom	Zaun.
Sie	forderten	von	Lonmin,	den	in	London	notierten	und	von	der	IFC
unterstützten	Besitzern	der	Mine,	eine	kräftige	Lohnerhöhung.

Viele	der	Bergleute	lebten	in	inoffiziellen	Lagern	neben	einer	Mine,



wo	 private	 Wachmänner	 mit	 Schrotflinten	 patrouillierten,	 und	 die
Toiletten,	die	sie	sich	teilten,	bildeten	einen	erniedrigenden	Kontrast
zu	 den	 hochtechnisierten	 Anlagen	 für	 den	 Erzabbau.	 Bei	 der
Vorbereitung	 auf	 den	 Streik	 waren	 neue	 radikale	 Strömungen
entstanden.	Die	Bergarbeitergewerkschaft	NUM	war	im	Kampf	gegen
die	 Apartheid	 eine	 entscheidende	 Kraft	 gewesen,	 aber	 zahlreiche
Bergleute	 fanden,	sie	habe	eine	zu	große	Nähe	gegenüber	der	ANC-
Regierung	 und	 dem	 Lonmin-Management	 entwickelt.	 Sie	 waren	 zu
ihrem	 militanten	 Rivalen	 übergewechselt,	 der	 Vereinigung	 der
Bergarbeiter-	 und	 der	 Bauarbeitergewerkschaft	 (Association	 of
Mineworkers	 and	Construction	Union	–	AMCU).	 Es	 gab	 gewaltsame
Konflikte	 zwischen	 Mitgliedern	 beider	 Gewerkschaften	 sowie
zwischen	Streikenden	und	Sicherheitskräften.	Cyril	Ramaphosa,	der
ehemalige	 Führer	 der	 NUM,	 der	 durch	 BEE-Geschäfte	 im	 Bergbau
reich	 geworden	 war	 und	 im	 Aufsichtsrat	 von	 Lonmin	 saß,
bezeichnete	die	Unruhen	als	 »einfach	niederträchtig	und	kriminell«

und	 forderte	 die	 Polizei	 zum	Handeln	 auf.13	 Die	 Lage	wurde	 immer
angespannter.	 Am	 16.	 August	 eröffneten	 bewaffnete	 Polizisten	 das
Feuer	auf	die	Streikenden.	Dabei	töteten	sie	sofort	etwa	ein	Dutzend
Minenarbeiter.	 Andere	 wurden,	 wie	 der	 südafrikanische
Fotojournalist	 Greg	 Marinovich	 akribisch	 nachgewiesen	 hat,	 in	 der

Nähe	regelrecht	hingerichtet.14	Alles	in	allem	starben	34	Bergleute.	Es
war	der	blutigste	Tag	in	Südafrika	seit	dem	Ende	der	Apartheid.

	Der	Streik	und	die	Folgen	bildeten	den	Auslöser	für	eine	nationale
Gewissensprüfung.	 »Das	 Marikana-Phänomen«,	 erklärte	 Mamphela
Ramphele,	 Ärztin,	 Akademikerin	 und	 frühere	 Antiapartheid-
Aktivistin,	 »ist	 die	 logische	 Folge	 eines	 Typs	 von	 Rohstoffindustrie,
wo	 Leute	 an	 den	Hütten	 genau	 der	 Leute	 vorbeigehen	 können,	 die
das	 Platin	 produzieren,	 das	 sie	 so	 märchenhaft	 reich	 macht,	 ohne

irgendetwas	daran	merkwürdig	zu	finden.«15

Marikana	legte	bloß,	was	sich	seit	Ende	der	Apartheid	entweder	gar



nicht	 oder	nicht	 schnell	 genug	geändert	hat.	 Es	war	Wasser	 auf	die
Mühlen	 aller,	 die	 Mandelas	 Vision	 einer	 »nichtrassischen«
Gesellschaft	 beseitigen	 wollten,	 wie	 etwa	 Julius	 Malema,	 dem
militanten	 ehemaligen	Führer	 der	 Jugendorganisation	des	ANC,	 der
Schlachtrufe	 wie	 »Erschießt	 die	 Buren«	 mit	 dem	 Ruf	 nach	 der
Verstaatlichung	der	Bergbauindustrie	kombinierte.	Aber	nüchternen
Beobachtern	zeigte	Marikana	etwas	auf,	was	vielleicht	gar	nicht	mit
Rassenproblemen	 zu	 tun	 hatte,	 sondern	mit	 dem	 Fluch	 natürlicher
Ressourcen.

Südafrika	 unterscheidet	 sich	 in	 vieler	 Hinsicht	 von	 den	 anderen
Rohstoffstaaten	 des	 Kontinents.	 Seine	 Wirtschaft	 ist	 höher
entwickelt,	 und	 seine	 Institutionen	 haben	 sich	 im	 Allgemeinen	 als
widerstandsfähiger	 gegenüber	 politischer	 Manipulation	 erwiesen.
Aber	 es	 gibt	 beunruhigende	 Parallelen,	 die	 Südafrika	 mit	 Angola,
Nigeria	 und	 den	 anderen	 afrikanischen	Nationen,	 die	 durch	Öl	 und
Mineralien	 ruiniert	wurden,	 verbinden.	 »Wo	es	 eine	 asymmetrische
Konzentration	 politischer	 und	 ökonomischer	 Macht	 gibt,	 fallen	 die
Ressourcenwirtschaften	 auf	 dem	 afrikanischen	 Kontinent	 oft	 einer
engstirnigen	und	ausbeuterischen	Elite	zum	Opfer,	deren	Einstellung
trotz	 ihrer	 demokratischen	 Behauptungen	 feudal	 ist	 und	 deren
Verhalten	 mehr	 dem	 alter	 Stammeshäuptlinge	 ähnelt	 als	 einer
modernen	 Staatsführung«,	 sagte	 mir	 Songezo	 Zibi,	 der	 in	 der
Pressestelle	 des	 Bergbaukonzerns	 Xstrata	 arbeitete,	 bevor	 er	 einer
der	prägnantesten	Kommentatoren	Südafrikas	und	Herausgeber	der

wichtigen	Tageszeitung	Business	Day	Newspaper	wurde.16

Verkörperung	 dieses	 stammesfürstlichen	 Führungsstils	 im
heutigen	Südafrika	ist	Jacob	Zuma.	Sein	volkstümlicher	Charme	und
sein	 Populismus	 haben	 ihn	 durch	 eine	 Reihe	 von
Korruptionsskandalen	hindurch	über	Wasser	gehalten.	Im	März	2014
gewann	 er	 eine	 zweite	 Amtszeit	 als	 Präsident	 –	 obwohl	 die	 ANC-
Mehrheit	 deutlich	 abnahm.	 Zwei	 Monate	 vor	 der	 Wahl	 befand	 die



südafrikanische	 Korruptionsbeauftragte,	 Zuma	 habe	 sich	 eines
Fehlverhaltens	 schuldig	 gemacht,	 als	 er	über	 20	Millionen	Dollar	 in
den	Ausbau	seiner	privates	Residenz	in	Nkandla,	dem	Geburtsort	des

Präsidenten	im	Zululand,	steckte.17	Zu	diesem	Ausbau,	der	angeblich
die	 Sicherheit	 des	 Anwesens	 erhöhen	 sollte,	 gehörten	 ein
Swimmingpool,	 ein	 Hühnerhof	 und	 ein	 Amphitheater.	 Ein	 Teil	 des
Geldes,	 das	 für	 das	 Anwesen	 in	 Nkandla	 ausgegeben	wurde,	 wurde
aus	 dem	 Budget	 des	 Ministeriums	 für	 öffentliche	 Arbeiten
abgezweigt,	 das	 für	 die	 Erneuerung	 der	 Innenstädte	 vorgesehen
war	 –	 das	 heißt,	 mit	 der	 Runderneuerung	 der	 physischen
Hinterlassenschaft	der	Apartheid.

Südafrika	strebt	danach,	Teil	der	Vorhut	einer	neuen	Weltordnung	zu
sein.	Neben	Brasilien,	Russland,	 Indien	und	China	gehört	 es	 zu	den
sogenannten	 BRICS-Staaten,	 einer	 Gruppe	 schnell	 wachsender
industrieller	 Volkswirtschaften,	 die	 einst	 bescheiden	 mit	 dem	 vom
Chefvolkswirt	von	Goldman	&	Sachs,	Jim	O’Neill	geprägten	Akronym
der	 Anfangsbuchstaben	 der	 fünf	 Länder	 begann,	 sich	 nun	 aber	 zu
einem	 Club	 entwickelt	 hat,	 der	 seine	 eigenen	 Gipfeltreffen
veranstaltet	 und	 seit	 2014	 als	 Gegengewicht	 zur	Weltbank	 und	 zum
Internationalen	Währungsfond	IWF	auch	eine	eigene	Bank	hat.	Beim
BRICS-Gipfel	 in	 Brasilien	 im	 Juli	 2014	 erklärte	 Zuma	 den	 anderen
Staatschefs,	er	habe	erkannt,	dass	die	Wirtschaft	Südafrikas	»offener
und	 dynamischer	 werden	 und	 die	 Früchte	 des	 Wachstums	 gerecht
verteilen	muss«.	Wenn	es	Zuma	mit	diesem	Vorhaben	ernst	ist,	muss
er	den	hypnotischen	Bann	der	fantastischen	natürlichen	Reichtümer
des	südlichen	Afrika	brechen,	die	der	Region	Gewalt	und	Enteignung
gebracht	 haben,	 seit	 ein	 englischer	 Vikarssohn	 namens	 Cecil	 John
Rhodes	 zum	 ersten	 Mal	 seinen	 Fuß	 auf	 die	 Diamantenfelder	 des
Highveld	setzte.



10	Die	neuen	Geldkönige

Robert	Mugabe	hatte	ein	ernstes	Problem.	In	einem	Land,	das	in	den
frühen	 Jahren	 seiner	 Herrschaft	 eine	 relativ	 wohlhabende	 Nation
gewesen	 war,	 grassierte	 der	 Hunger,	 und	 es	 breitete	 sich	 rasch
Cholera	 aus.	 Die	 Währung	 Simbabwes	 war	 wertlos.	 Aber	 was	 den
vierundachtzigjährigen	 Präsidenten	 anging,	 war	 das	 dringlichste
Problem	 politischer	 Art.	 Im	 März	 2008	 hatte	 die	 gewohnte	 Taktik
Mugabes	und	seiner	Zanu-PF-Partei,	mit	der	er	seine	Bilanz	als	Held
der	afrikanischen	Befreiung	herausposaunte,	während	er	zugleich	die
Opposition	einschüchterte	und	die	Wahlen	fälschte,	versagt	und	nicht
zu	dem	gewohnt	überwältigenden	Sieg	bei	der	Präsidentschaftswahl
geführt.	 In	 der	 ersten	 Wahlrunde	 hatte	 Morgan	 Tsvangirai,	 ein
ehemaliger	 Bergarbeiter,	 der	 in	 der	 Gewerkschaftsbewegung
aufgestiegen	 und	 schließlich	 Oppositionsführer	 geworden	 war,	 ihn
auf	 den	 zweiten	 Platz	 verwiesen.	 Nach	 einer	 Kampagne	 der	 Gewalt
gegen	 seine	 Unterstützer	 zog	 sich	 Tsvangirai	 aus	 der	 Stichwahl
zurück,	 und	 Mugabes	 Krönung	 zum	 Sieger	 erwies	 sich	 damit	 als
derart	 schamlose	Fälschung,	dass	Führer	der	Region	den	Veteranen
dazu	 zwangen,	 mit	 seinem	 Rivalen	 eine	 Koalitionsregierung
einzugehen.	 »Robert	 Mugabes	 Welt«,	 schrieb	 seine	 Biografin	 Heidi

Holland,	 »war	 aus	 seinen	 Allmachtsillusionen	 zurechtgezimmert.«1

Nun,	nachdem	er	seit	dem	Ende	der	weißen	Herrschaft	1980	ständig
Macht	für	sich	selbst	angehäuft	hatte,	war	er	gezwungen	worden,	sie
zu	teilen.

Das	 einst	 Undenkbare	 geschah	 und	 innerhalb	 Mugabes	 eigener
Partei	wurden	die	Rufe	nach	dem	Rücktritt	des	alten	Mannes	lauter.
Am	dringendsten	 brauchte	Mugabe	Geld,	 um	dafür	 zu	 sorgen,	 dass
die	 Sicherheitskräfte,	 die	 Grundlage	 seines	 Regimes,	 loyal	 blieben.
Unter	dem	Abkommen	 zur	Aufteilung	der	Macht	hatte	die	Zanu-PF



die	 Kontrolle	 über	 den	 Sicherheitsapparat	 behalten,	 aber	 das
Finanzministerium	 an	 Tsvangirais	 Bewegung	 für	 Demokratischen
Wandel	 (Movement	 for	Democratic	 Change	 –	MDC)	 abgegeben.	 Um
den	Verlust	des	direkten	Zugangs	zum	Staatsschatz	zu	kompensieren,
brauchte	 der	 alternde	 Autokrat	 eine	 Finanzquelle	 außerhalb	 des
Etats.	Bei	deren	Beschaffung	verlor	er	wenig	Zeit.

Am	 27.	 Oktober	 hörten	 die	 Bewohner	 Chiadzwas,	 einer	 Stadt
unweit	 der	 hohen	 Berggipfel,	 die	 Simbabwes	 Grenze	 zu	 Mosambik
markieren,	 kurz	 nach	 Morgengrauen	 das	 Geräusch	 von
Rotorblättern.	 Fünf	 Militärhubschrauber	 rückten	 ins	 Blickfeld	 und

begannen,	 scharfe	 Munition	 und	 Tränengas	 zu	 verschießen.2	 Aus
Armeelastern	entstiegen	achthundert	Soldaten,	die	Flüchtigen	in	die
Berge	 nachjagten	 und	wahllos	 ihre	Waffen	 abfeuerten.	Das	war	 der
Beginn	der	Operation	No	Return	(»Ohne	Wiederkehr«).

Chiadzwa	 hatte	 das	 Pech,	 inmitten	 eines	 der	 größten
unerschlossenen	 Diamantenvorräte	 der	 Welt	 zu	 liegen.	 Viele	 Jahre
lang	hatten	die	Bewohner	der	Region	Marange	sich	wenig	Gedanken
über	 die	 glitzernden	 Flecken	 in	 den	 Lehmmauern	 ihrer	 Häuser
gemacht.	De	Beers	hatte	die	Stätte	 in	den	1990ern	einmal	erkundet,
dann	aber	seine	Aufmerksamkeit	anderen	Gebieten	zugewendet.	Um
2006	herum	war	den	Dorfbewohnern	allmählich	klar	geworden,	dass
Marange	 voller	 Schwemmdiamanten	 war,	 Steinen,	 die	 aus	 den
unterirdischen	 Vulkanröhren,	 in	 denen	 sie	 sich	 gebildet	 hatten,
losgebrochen	 und	 an	 die	 Oberfläche	 geschwemmt	 worden	 waren.
Glücksritter	von	überall	im	Land	strömten	in	die	Felder	von	Marange,
wo	sie	tagsüber	nach	Steinen	suchten	und	sich	des	Nachts	im	Busch
zum	 Schlafen	 betteten.	 Unter	 den	 Schürfern	 breitete	 sich	 ein
Aberglaube	aus,	dem	zufolge	 jeder	Tod	Diamanten	bringen	würde	–
einstürzendes	 Erdreich	 könne	 sich	 für	 den	 unglücklichen
Bergarbeiter,	 der	 darauf	 stand,	 als	 tödlich	 erweisen,	 würde	 aber
dafür	oft	einen	neuen	Schatz	wertvoller	Steine	freigeben.



In	 einem	 Land,	 in	 dem	 Mugabes	 Programm	 zur	 Konfiszierung
landwirtschaftlicher	 Großbetriebe	 zum	 Zusammenbruch	 einer
blühenden	Wirtschaft	beigetragen	hatte	und	in	dem	selbst	die	von	der
Zentralbank	 geschönte	 Version	 der	 Inflationsrate	 bei	 über	 zwei
Millionen	 Prozent	 lag,	 boten	Diamanten	 eine	 bequeme	Möglichkeit,
bei	 Geschäften	 mit	 südafrikanischen	 und	 libanesischen	 Händlern
sowie	 Schmugglern,	 die	 aus	 dem	 Boden	 schossen,	 als	 das
Diamantenfieber	 in	 Fahrt	 kam,	 einige	 Dollars	 oder	 südafrikanische
Rand	 zu	 machen.	 Die	 Polizei	 sorgte	 mit	 brutalen	 Methoden	 dafür,
dass	 sie	 ihren	 Schnitt	 dabei	 machte.	 Eine	 Weile	 lang	 kam	 Mugabe
dieser	Selbstbedienungsladen	ganz	gelegen.	Auf	dem	Höhepunkt	des

Fiebers	 schürften	 tausend	 Bergleute	 auf	 den	 Feldern.3	 Aber	 dann
änderten	 sich	 die	 Verhältnisse.	 Mit	 Tsvangirai	 als	 Premierminister
und	 dem	 Finanzministerium	 in	 der	 Hand	 der	 Bewegung	 der	 MDC
konnte	 Mugabes	 Schattenstaat	 die	 Staatskasse	 nicht	 mehr	 direkt
plündern.	So	wendete	er	sich	den	Diamantenfeldern	zu.

Die	Streitkräfte	droschen	drei	Wochen	lang	auf	Marange	ein.	Viele
der	 214	 Minenarbeiter,	 die	 dabei	 getötet	 wurden,	 wurden	 in
Massengräber	geworfen.	Den	Überlebenden	befahl	man,	Zelte	für	die
Soldaten	 zu	 errichten,	 ja	 sogar	 für	 sie	 zu	 singen.	 »Marange	 ist	 zu
einer	 Zone	 der	 Recht-	 und	 Straflosigkeit	 geworden«,	 so
Rechercheure	 der	 Menschenrechtsorganisation	 Human	 Rights
Watch,	 die	 nach	 der	 Operation	 No	 Return	 mehr	 als	 einhundert
Interviews	 in	 Marange	 führten.	 Es	 sei	 ein	 Mikrokosmos	 des	 Chaos
und	der	Verzweiflung,	die	derzeit	in	Simbabwe	herrschen.

Bald	bekamen	undurchsichtige	Unternehmen	mit	Verbindungen	zu
Mugabes	 Sicherheitskräften	 Schürfrechte	 für	 die	 Diamanten	 in

Marange.4	Die	Annexion	der	Diamantenfelder	hatte	den	zusätzlichen
Vorteil,	 dem	 MDC-kontrollierten	 Finanzministerium	 Gelder	 zu
entziehen,	 was	 dazu	 beitrug,	 seine	 ohnehin	 kaum	 lösbare	 Aufgabe
einer	Wiederbelebung	der	Wirtschaft	 Simbabwes	nahezu	unmöglich



zu	 machen,	 und	 so	 das	 Vertrauen	 in	 die	 Fähigkeit	 der	 Partei	 zu
effektiver	 Regierungsarbeit	 untergrub.	 Gemessen	 in	 Karat	 machten
Diamanten	aus	Simbabwe	im	Jahr	2012	neun	Prozent	des	weltweiten
Angebots	 aus.	 Seine	 auf	 200	 Millionen	 Karat	 geschätzten	 Reserven

waren	 die	 größten	 außerhalb	 Russlands.5	 Aber	 zwischen	 2010	 und
2012	fanden	nur	etwa	zehn	Prozent	der	800	Millionen	Dollar,	die	die
offiziellen	 Exporte	 von	 Diamanten	 aus	 Simbabwe	 an	 Einnahmen
erbrachten,	den	Weg	in	die	Staatskasse,	obwohl	der	Staat	an	einigen

der	Minenunternehmen	große	Anteile	besaß.6	Tendai	Biti,	der	klügste
Stratege	 der	 MDC,	 der	 in	 der	 neuen	 Koalitionsregierung
Finanzminister	 wurde,	 sprach	 aus,	 was	 alle	 dachten:	 »In	 Hinblick
darauf,	wo	 all	 diese	Einnahmen	hingehen,	 könnte	 es	 irgendwo	 eine

Parallelregierung	geben.«7

Wie	die	Schattenstaaten	Joseph	Kabilas	im	Kongo	oder	der	Futungo
in	 Angola	 hatte	 diese	 Parallelregierung	 die	 natürlichen	 Ressourcen
Simbabwes	 zur	Generierung	 von	Geldern	 genutzt,	 die	 im	 Staatsetat
nicht	 vorkamen.	 Als	 die	 Wahlen	 2013	 bevorstanden,	 war	 Mugabe
entschlossen,	 die	 Fehler	 von	 2008	 nicht	 zu	 wiederholen.	 Die
Diamantenfelder	fest	im	Griff,	plante	er	nun,	sie	zur	Rückgewinnung
der	absoluten	Macht	zu	nutzen.

Im	Juli	2013,	einige	Tage	vor	der	Wahl,	 fuhr	 ich	über	die	Höhen	des
Christmas	Pass	und	nahm	den	Weg	hinab	zu	den	 staubigen	Ebenen
der	 Diamantenfelder	 von	 Marange.	 Ich	 hielt	 bei	 den	 neu	 gebauten
Siedlungen,	 in	 die	 die	 früheren	 Bewohner	 der	 Minengebiete
gewaltsam	 umgesiedelt	 worden	 waren,	 wobei	 sie	 genötigt	 wurden,
ihre	 Gemeinden	 und	 ihr	 Weideland	 für	 schäbige	 Grundstücke	 und
eine	 Abgeschiedenheit	 aufzugeben,	 die	 ihr	 Einkommen	 minderten
und	 sie	 zwangen,	 ihre	 Kinder	 aus	 der	 Schule	 zu	 nehmen.	 Am
Kontrollpunkt,	 der	 den	 Eingang	 in	 den	Minenbereich	 bewachte,	 tat
ich	 mein	 Bestes,	 um	 wie	 ein	 Diamantenhändler	 aus	 dem	 Ausland
auszusehen,	mit	dem	man	sich	besser	nicht	anlegte,	und	wurde	trotz



einiger	bohrender	Blicke	durchgelassen.

Zwischen	 den	 Felsblöcken	 standen	 vereinzelt	 Msasa-Bäume	 mit
ihren	 bohnenstangenartigen	 Stämmen	 und	 boten	 den
Langhornrindern	ein	wenig	Schatten.	In	einer	halbfertigen	Hütte	am
Rand	 der	 Minen	 erzählten	 mir	 Bergleute	 Geschichten	 vom	 wilden
Diamantenrausch.	 Einer	 von	 ihnen	 erinnerte	 sich	 reumütig,	 wie	 er
einen	reinen,	hochwertigen	fünfkarätigen	Diamanten	gefunden	hatte,
aber	 ihn	 für	 nur	 eintausend	Dollar	 verkauft	 hatte,	weil	 ihm	damals
nicht	 klar	 war,	 dass	 das	 nur	 ein	 Bruchteil	 des	 Werts	 war.	 Es	 gab
Saufereien	 und	 Gewalt	 auf	 den	 Feldern:	 Verglichen	 mit	 dem	 rasch
schrumpfenden	 simbabwischen	 Durchschnittseinkommen	 konnten
die	 Schürfer,	 sogar	 nachdem	 sie	 die	 Soldaten	 ausbezahlt	 hatten,
einen	 fürstlichen	 Lohn	 verdienen.	 Aber	 ansonsten	 schlug	 sich	 hier
wenig	 von	 den	 Säcken	 kostbarer	 Steine	 nieder,	 die	 die	 Gegend
verließen.	Ein	Stück	Asphaltstraße,	neben	dem	wir	uns	unterhielten,
ging	abrupt	in	einen	Feldweg	über.

Trymore,	der	mich	darum	bat,	seinen	Nachnamen	nicht	zu	nennen,
war	ein	paar	Monate	vor	der	Operation	No	Return	von	Harare	in	sein
Heimatdorf	in	den	Diamantenfeldern	gekommen.	An	manchen	Tagen
fand	er	nichts,	an	anderen	konnte	er	bis	zu	700	Dollar	verdienen.	Die
Schürfer	wurden	von	der	Polizei	schikaniert,	aber	das	war	nichts	im
Vergleich	 zu	 dem,	 was	 geschah,	 als	 das	 Militär	 die	 Kontrolle
übernahm	 und	 die	Minenunternehmen	mitbrachte.	 Eines	 Tages,	 so
erzählte	 mir	 Trymore,	 hatte	 sein	 Bruder	 gerade	 den	 Dorfbrunnen
gereinigt,	als	private	Sicherheitsleute	aus	einer	der	Minenfirmen	ihn
zur	 Rede	 stellten.	 Sie	 beschuldigten	 ihn,	 illegal	 geschürft	 zu	 haben,
und	brachten	ihn	an	einen	Ort,	dessen	Namen	jedem	in	Marange,	der
ihn	über	die	Lippen	brachte,	einen	Schauder	über	den	Rücken	jagte:
die	 »Diamond	Base«.	Damals	 lag	dieser	Stützpunkt	 in	der	Nähe	von
Trymores	 Dorf.	 (Er	 wurde	 später	 auf	 einen	 Hügel	 verlegt,	 um	 alle
Bewohner	weiter	unten	überwachen	zu	können).	Die	Diamond	Base



beherbergte	 Soldaten	 und	 Militärpolizei.	 Man	 erzählte	 sich
schreckliche	Geschichten	über	das,	was	dort	geschah,	von	Menschen,
die	 in	Asche	gewälzt	wurden	und	die	einander	verprügeln	mussten.
»Sie	 machen	 dort	 vor	 nichts	 halt«,	 sagte	 mir	 ein
Menschenrechtsaktivist	 in	Marange,	 »und	es	 gibt	keine	Akten.	Viele
sind	nie	wieder	herausrausgekommen.«

Die	 Augen	 starr	 nach	 vorne	 gerichtet,	 erzählte	 Trymore,	 was	 er
über	die	 letzten	Stunden	seines	Bruders	 in	der	Diamond	Base	hatte
herausfinden	 können.	 Er	war	 so	 brutal	 geschlagen	worden,	 dass	 er
Blut	erbrach	und	schiss,	bevor	er	starb.

Trymore	verstummte.	Das	einzige	Geräusch	war	das	Kratzen	einer
Maurerkelle	 in	 der	 Nähe.	 Trymore	war	 ein	MDC-Unterstützer,	 und
aus	dem	halbfertigen	Gebäude,	in	dem	wir	saßen,	sollte	eine	Bar	für
Regimegegner	werden.	Der	Besitzer	kam	hereingefegt,	 ein	kräftiges
Energiebündel	 namens	 Shuah	 Mudiwa.	 Mudiwa	 war	 gut	 gelaunt,
obwohl	 er	 vor	 einer	 gefährlichen	 Aufgabe	 stand:	 dem	 Versuch,	 als
MCD-Abgeordneter	der	Region	wiedergewählt	zu	werden.	Er	war	am
Vortag	verhaftet	worden,	weil	er	eine	nicht	genehmigte	Kundgebung
veranstaltet	hatte.	Mudiwa	sagte	mir,	seiner	Meinung	nach	werde	die
aufwendige	 Kampagne	 der	 Zanu-PF	 mit	 Geld	 aus	 Diamanten
finanziert,	 und	 fügte	 hinzu,	 die	 MDC	 wolle	 alle	 Verträge	 mit	 den
Minenfirmen	kündigen,	wenn	es	–	wie	viele	seiner	Anhänger	 in	den
letzten	 Tagen	 vor	 der	Wahl	 ernsthaft	 glaubten	 –	 der	 Partei	 endlich
gelingen	sollte,	Mugabe	kaltzustellen.

Doch	 sie	 hatten	 ihre	 Gegner	 unterschätzt.	 Vielleicht	 hätte	 der
glanzlose	Auftritt	der	MDC	in	der	Koalitionsregierung	auch	bei	einer
freien	 Wahl	 zu	 einem	 Verlust	 an	 Unterstützung	 durch	 die	 Wähler
geführt,	aber	die	Zanu-PF	hatte	nicht	die	Absicht,	die	Zuteilung	der
Macht	 den	 Launen	 der	 Wähler	 zu	 überlassen.	 Regionalen
Wahlbeobachtern	 zufolge	 waren	 in	 verschiedenen	 Städten	 und
Dörfern	mehr	als	750	000	Wähler,	der	Kern	der	Unterstützung	für	die



MDC,	aus	den	Wählerlisten	getilgt	worden.8	Man	hinderte	die	MDC,
das	 Wahlverzeichnis	 zu	 überprüfen,	 und	 es	 waren	 mehr	 als	 eine
Million	 überzähliger	 Stimmzettel	 gedruckt	 worden.	 Am	 Wahltag
wurden	 etwa	 300	 000	Wähler	 von	 den	 Stimmlokalen	weggeschickt,
während	 weiteren	 200	 000	 »geholfen«	 wurde,	 ihre	 Stimmzettel

auszufüllen.9	 Mugabes	 Wahlsieg	 schien	 mit	 61	 Prozent
beeindruckend,	 doch	 die	 940	 000	 Stimmen	 Differenz,	 mit	 der	 er
Tsvangirai	 besiegte,	 lagen	 durchaus	 im	 Bereich	 der	 möglichen
Manipulationen.	 Tsvangirai	 bezeichnete	 das	 Wahlergebnis	 als
»massiven	Betrug«,	aber	es	war	unübersehbar,	dass	sein	alter	Gegner
ihn	völlig	ausmanövriert	hatte.

Shuah	 Mudiwa	 verlor	 seinen	 Sitz,	 weil	 die	 Zanu-PF	 eine
Zweidrittelmehrheit	 im	 Parlament	 einfuhr.	 Bevor	 er	 zu	 den	 letzten
Runden	 seiner	 Kampagne	 davoneilte,	 fragte	 ich	 ihn	 nach	 einer	 der
weniger	 bekannten	 Firmen,	 die	 in	 den	 Marange-Diamantenfeldern
Geschäfte	machten	und	die,	wie	ich	gehört	hatte,	enge	Verbindungen
zu	 Mugabes	 Geheimpolizei,	 der	 Central	 Intelligence	 Organisation,
hatte.	 »Das	 ist	 das	 chinesische	Militär	 und	die	CIO«,	 sagte	Mudiwa,
»sie	handeln	mit	Diamanten.«

Das	 Unternehmen	 hieß	 Sino	 Zim	 Development.	 Sie	 war	 Teil	 der
Queensway	Group.

Der	 Terror	 in	 Marange	 ist	 nur	 das	 letzte	 Kapitel	 in	 der	 traurigen
Geschichte	 afrikanischer	 Diamanten.	 Als	 in	 den	 1860er	 Jahren	 im
Zentrum	 des	 späteren	 Südafrika	 Diamanten	 entdeckt	 wurden,	 war
das	der	Beginn	der	industriellen	Diamantenförderung	–	der	Leerung
unterirdischer,	durch	erkaltendes	Magma	geformter	Röhren,	die	die
Klumpen	 kristallisierten	 Kohlenstoffs	 enthalten,	 die	 die	Menschheit
seit	der	Antike	verhext	haben.	Bis	in	die	1930er	Jahre	stellte	Südafrika
praktisch	das	gesamte	Weltangebot	an	Rohdiamanten.	Neue	Fundorte
erst	im	Süden	Afrikas	–	Namibia,	Angola	und	Kongo	–	und	dann	auch
in	Westafrika	folgten.



In	 den	 letzten	 Jahrzehnten	 hat	 sich	 der	 Handel	 ausgeweitet,
nachdem	Russland,	Kanada	und	Australien	ebenfalls	wichtige	Quellen
für	Steine	wurden.	Aber	Afrika	stellt	immer	noch	mehr	als	die	Hälfte

des	 weltweiten	 Angebots	 an	 Rohdiamanten.10	 Seine	 berühmtesten
Steine	 zieren	 die	 Tempel	 der	 Macht.	 Der	 »Stern	 von	 Afrika«,
geschnitten	aus	dem	Cullinan-Diamanten	–	mit	mehr	als	3	000	Karat
der	größte	jemals	gefundene	Stein	–,	ist	auf	dem	königlichen	Zepter
angebracht,	das	zusammen	mit	dem	Rest	der	britischen	Kronjuwelen
im	 Tower	 von	 London	 aufbewahrt	 wird.	 (Wie	 viele	 afrikanische
Diamanten	 seither	 verließ	 auch	 der	 Cullinan	 den	 Kontinent	 nur
heimlich.	Nach	seiner	Entdeckung	in	Südafrika	im	Jahr	1905	wurde	er
als	Geschenk	 für	König	Edward	VII.	nach	Großbritannien	geschickt.
Der	 schwer	 bewachte	 Dampfer,	 der	 den	 Stein	 zu	 transportieren
schien,	war	nur	ein	Köder,	der	potentielle	Diebe	täuschen	sollte;	der
Diamant	 selbst	 wurde	 per	 Einschreiben	 nach	 England	 geschickt.)
Andere	 berühmte	 afrikanische	 Steine	 haben	 bei	 Auktionen	 zig
Millionen	 Dollar	 erzielt	 und	 werden	 in	 Privatsammlungen
aufbewahrt.	 Einige	 befinden	 sich	 im	 Smithsonian,	 dem	Museum	 in
Washington	zwischen	Kapitol	und	Weißem	Haus.

Gegen	die	Schönheit	der	afrikanischen	Diamanten	scheint	grell	die
Hässlichkeit	 der	 Zwecke	 auf,	 zu	 denen	 sie	 benutzt	 wurden.	 In	 den
letzten	Jahrzehnten	haben	Diamanten	für	das	Geld	gesorgt,	mit	dem
zwei	der	schrecklichsten	Kriege	des	Kontinents	finanziert	wurden.

Als	 der	 Zusammenbruch	 der	 Sowjetunion	 den	 Kalten	 Krieg
beendete,	 merkten	 die	 Fraktionen	 in	 den	 bisherigen
Stellvertreterkonflikten,	 die	 sich	 auf	 die	 finanzielle	 Unterstützung
einer	 der	 beiden	 Supermächte	 verlassen	 hatten,	 dass	 sie	 neue
Finanzquellen	 brauchten,	 um	 Waffen	 kaufen	 zu	 können.	 In	 Angola
kontrollierte	 José	 Eduardo	 dos	 Santos’	 kommunistische	 Regierung
die	 Küste:	 Sie	 konnte	 sich	 auf	 das	 Öl	 aus	 der	 Enklave	 Kabinda,	 die
damals	den	größten	Teil	des	Rohöls	des	Landes	produzierte,	genauso



verlassen	wie	 auf	 die	 neuen	Offshore-Reserven.	 Im	 Inland	wandten
sich	Jonas	Savimbis	UNITA-Rebellen	den	Diamanten	zu,	die	in	ihrem
Herrschaftsgebiet	im	Inneren	Angolas	reichlich	unterm	Boden	lagen.
Während	der	gesamten	neunziger	Jahre	brachten	Diamantenverkäufe
den	 Rebellen	 jedes	 Jahr	 700	 Millionen	 Dollar	 ein,	 während	 beide
Seiten	 die	 Heftigkeit	 der	 Feldzüge	 verstärkten,	 die	 auf	 Savimbis
Ablehnung	des	Ergebnisses	einer	Wahl	von	1992	folgten,	die	eigentlich
hätte	Frieden	bringen	sollen.	Hunderttausende	starben;	ganze	Städte

wurden	zerstört.11

1998	 verhängten	 die	 Vereinten	 Nationen	 Sanktionen	 gegen	 die
Diamantenverkäufe	der	UNITA.	Doch	Diamanten	eignen	sich	gut	zum
Schmuggeln	–	ein	einziger	halbwegs	ordentlicher	Edelstein	kann	so
viel	einbringen	wie	mehrere	Tonnen	Eisenerz.	Die	Exporte	der	UNITA
gingen	 nicht	 zurück,	 sondern	 waren	 lediglich	 schwieriger	 zu
organisieren.	 Händler	 führten	 die	 Steine	 einfach	 mit	 sich	 über	 die
Grenze	und	erklärten,	sie	stammten	aus	dem	Kongo	oder	aus	Sambia.
Von	dort	 aus	wurde	 sie	 dann	 in	der	Regel	 nach	Antwerpen	oder	 in
andere	 Zentren	 des	 Rohdiamantenhandels	 geflogen	 und	 erneut
weiterverkauft,	hauptsächlich	an	De	Beers,	damals	noch	ein	Kartell,

das	 80	 Prozent	 des	 Welthandels	 mit	 Rohdiamanten	 kontrollierte.12

Geschliffen,	poliert	und	eingepasst	 landeten	die	Diamanten	dann	an
den	Ohrläppchen	und	Ringfingern	der	Reichen	und	Verliebten.

Der	 Begriff	 des	 »Blutdiamanten«	 verbreitete	 sich,	 je	 mehr	 die
Konsumenten	 zu	 der	 Erkenntnis	 kamen,	 dass	 die	 Verschönerung
ihrer	 Hände	 auf	 Kosten	 der	 Gliedmaßen	 von	 Afrikanern	 ging.	 In
Sierra	Leone	trennten	Rebellen	unter	Federführung	Charles	Taylors,
eines	Kriegsherrn	im	benachbarten	Liberia,	ihren	Opfern	Hände	und
Füße	 ab,	 während	 sie	 einen	 Feldzug	 führten,	 der	 keinen	 anderen
Grund	 hatte	 als	 den,	 Macht	 und	 Reichtum	 anzuhäufen.	 Seit	 ihrer
Gründung	 1991	 war	 das	 Hauptziel	 der	 Revolutionären	 Vereinigten
Front	 (Revolutionary	 United	 Front	 –	 RUF)	 und	 ihrer	 Armee	 von



Kindersoldaten,	 die	 Kontrolle	 über	 die	 Diamantenfelder	 Sierra
Leones	 zu	 behalten,	 um	 die	 Steine	 dann	 für	 den	 Export	 auf	 den
Weltmarkt	 nach	 Liberia	 zu	 schleusen.	 Zehn	 Jahre	 wetteiferten
Regierungstruppen,	 Rebellen	 und	 eine	 von	 Nigeria	 geführte
Regionaltruppe,	 sich	 im	 Ausmaß	 ihrer	 Gewalttätigkeiten	 und
Plünderungen	 gegenseitig	 zu	 überbieten.	 Während	 der	 ganzen	 Zeit
heizte	der	Diamantenhandel	den	Konflikt	an.	Wie	in	Angola,	nachdem
die	Vereinten	Nationen	 im	 Jahr	2000	ein	Embargo	gegen	Steine	aus
Sierra	 Leone	 verhängt	 hatten,	 flossen	 die	 Steine	 stattdessen	 über
Taylors	 Liberia,	 wo	 die	 deklarierten	 Exporte	 die	 Inlandsproduktion

bei	 weitem	 überstiegen.13	 Ein	 Anwalt	 in	 Freetown,	 der	 von
Einschusslöchern	 pockennarbigen	 Hauptstadt	 Sierra	 Leones,	 sagte:
»Es	 mag	 merkwürdig	 klingen,	 aber	 ich	 bin	 überzeugt,	 dass	 dieses
Land	ohne	Diamanten	heute	nicht	in	diesem	Zustand	von	Ausbeutung

und	Zerfall	wäre.«14

2000	trug	eine	britische	Militärintervention	dazu	dabei,	den	Krieg
in	 Sierra	 Leone	 zu	 beenden.	 Zwei	 Jahre	 später,	 nachdem
Regierungstruppen	Jonas	Savimbi	aufgespürt	und	getötet	hatten,	gab
es	 auch	 in	Angola	 zum	ersten	Mal	 seit	 der	Unabhängigkeit	 von	 1975
die	 Aussicht	 auf	 einen	 dauerhaften	 Frieden.	 Im	 selben	 Jahr	 brachte
das	 getrübte	 öffentliche	 Image	 der	 glanzvollsten	 Ware	 der
Rohstoffindustrie	 zum	 ersten	 Mal	 einen	 internationalen
Mechanismus	hervor,	mit	dem	die	Verbindung	zwischen	natürlichem
Reichtum	und	Blutvergießen	gebrochen	werden	sollte.

Aktivisten	von	Global	Witness	bewirkten	mit	ihren	Untersuchungen
zum	 Zusammenhang	 von	 Diamanten	 und	 Krieg	 einen	 solchen
Skandal,	 dass	 die	 Behauptung	 De	 Beers’,	 man	 kaufe	 keine
Blutdiamanten	mehr,	nicht	ausreichte,	um	ein	weiteres	konzertiertes
Vorgehen	 zu	 verhindern.	Der	Kimberley-Prozess,	 benannt	nach	der
südafrikanischen	Bergbaustadt,	 die	 in	 den	 1870er	 Jahren	 Schauplatz
des	 ersten	 Minenrauschs	 war,	 wurde	 konzipiert,	 um



Rebellenbewegungen	 wie	 UNITA	 und	 RUF	 davon	 abzuhalten,
entweder	 direkt	 oder	 über	 Nachbarstaaten	 Diamanten	 auf	 dem
Weltmarkt	 zu	 verkaufen,	 indem	 sichergestellt	 wurde,	 dass	 jeder
Rohedelstein	ein	Herkunftszeugnis	mitführte.	Am	Kimberley-Prozess
beteiligten	sich	Regierungen,	Aktionsgruppen	und	Unternehmen,	die
Diamanten	abbauten	und	verkauften,	aber	er	war	freiwillig	und	stieß
oft	 auf	 Widerstand.	 Doch	 die	 Zahl	 der	 Teilnehmer	 wuchs,	 bis	 sie

schließlich	99,8	Prozent	des	Diamantenhandels	umfasste.15

Der	 Kimberley-Prozess	 half,	 die	 Flut	 der	 Blutdiamanten
einzudämmen,	aber	er	hatte	einen	eklatanten	Schönheitsfehler.	Sein
Hauptziel	 waren	 Rebellenbewegungen.	 Regierungen,	 die	 die	 Regeln
brachen,	 wurden	 nur	 gelegentlich	 bestraft	 –	 und	 riskierten,	 den
Bonus	 zu	 verlieren,	der	mit	dem	Kimberley-Zertifikat	 einherging	–,
doch	 selbst	 Gräueltaten	 wie	 die,	 die	 Mugabes	 Sicherheitskräfte	 in
Marange	begingen,	reichten	nicht	aus,	um	ein	Land	auf	die	schwarze
Liste	 zu	 setzen.	 Nachdem	 der	 Kimberley-Prozess	 2011	 der
Zertifizierung	von	Simbabwes	Diamanten	zugestimmt	hatte,	zog	sich
Global	 Witness	 angewidert	 aus	 der	 Organisation	 zurück,	 zu	 deren
Gründung	 man	 selbst	 beigetragen	 hatte.	 »[Der	 Prozess]	 ist	 zum
Komplizen	 bei	 der	 Diamantenwäsche	 geworden	 –	 durch	 die
schmutzige	 Diamanten	 mit	 sauberen	 vermischt	 werden«,	 sagte

Charmian	Gooch,	eine	der	Mitbegründerinnen	der	Organisation.16

Sogar	 dort,	 wo	 eine	 örtliche	 Diamantenindustrie	 vorbildlich
geführt	 wird,	 können	 die	 Schwierigkeiten	 des	 Operierens	 auf	 der
untersten	 Stufe	 der	 Rohstoffindustrie	 genauso	 groß	 sein	 wie	 in
Ländern,	die	weniger	glamouröse	Güter	wie	Eisen,	Kupfer	oder	Rohöl
liefern.	Botswana,	wo	Diamanten	drei	Viertel	der	Exporte	ausmachen,
ist	 ein	 seltenes	 Beispiel	 für	 ein	 afrikanisches	 Land,	 das	 reich	 an
Rohstoffen,	 aber	 nicht	 zum	 Opfer	 von	 Krieg	 und	 großangelegter
Korruption	geworden	ist.	Zum	Teil	liegt	das	daran,	dass	es	so	klein	–
die	 Einwohnerzahl	 ist	 mit	 zwei	 Millionen	 geringer	 als	 die	 aller



Staaten	 des	 afrikanischen	 Festlands	 bis	 auf	 fünf	 –	 und	 ethnisch
relativ	homogen	 ist.	Botswana	war	1967	eines	der	ersten	Länder	des
südlichen	 Afrika,	 die	 die	 Unabhängigkeit	 errangen,	 und	 als	 zwei
gigantische	Diamantminen	entdeckt	wurden,	verfügte	es	bereits	über
funktionierende	 Institutionen.	 Dadurch	 konnte	 die	 Regierung	 hart
mit	De	Beers	verhandeln.	Botswana	genießt	Frieden	und	wesentlich
bessere	Lebensbedingungen	als	für	die	meisten	Afrikaner	üblich.	Die
Regierung	 hat	 Anteile	 an	 De	 Beers	 erworben	 und	 den	 Konzern
gezwungen,	einige	seiner	Schleif-	und	Polierarbeiten	nach	Botswana
zu	verlegen	–	Teil	einer	konzertierten	Anstrengung,	den	langen	Weg
von	einer	Rohstoffwirtschaft	zur	Industrialisierung	anzutreten.	Doch
als	die	Nachfrage	nach	Diamanten	aufgrund	der	globalen	Finanzkrise
2008	 stockte,	 wurde	 auch	 Botswana	 an	 seine	 ökonomische
Verwundbarkeit	 erinnert.	 Die	 USA,	 die	 jedes	 Jahr	 die	 Hälfte	 der
weltweiten	 Diamantenkäufe	 tätigten,	 rutschten	 in	 die	 Rezession	 ab
und	brachten	damit	die	Diamantenpreise	ins	Taumeln.

»Ganz	zweifellos	 stehen	wir	 vor	einer	 riesigen	Herausforderung«,

sagte	mir	Ian	Khama,	der	Präsident	Botswanas,	im	März	2009.17	»Der
Hauptgrund	 dafür	 ist,	 dass	 unser	 Staat	 sehr	 abhängig	 von	 den
Einnahmen	aus	Mineralien,	vor	allem	Diamanten,	geworden	 ist,	 seit
sie	in	den	Siebzigern	entdeckt	wurden.«

Als	ich	in	Jwaneng	eintraf,	der	Mine	De	Beers’	im	Süden	Botswanas,
die	 als	 die	wertvollste	 der	Welt	 galt,	war	 die	 Szenerie	weit	 von	 der
Hollywood-Party	 entfernt,	 die	 Präsident	 Khamas	 Vorgänger	 einige
Wochen	 zuvor	 –	 in	 der	 strahlenden	 Gesellschaft	 des	 Supermodels
Helena	 Christensen,	 der	 Schauspielerin	 Sharon	 Stone	 und	 des
Burlesque-Sternchens	 Dita	 Von	 Teese	 –	 gegeben	 hatte,	 um	 die
Wiederbelebung	 der	 Diamantenindustrie	 zu	 beschleunigen,	 auf	 die

sein	 Land	 angewiesen	 ist.18	 Die	 wackeligen	 Behausungen	 der
inoffiziellen	Siedlung,	die	rund	um	die	Mine	gewachsen	war,	leerten
sich	 allmählich.	 De	 Beers	 hatte	 beschlossen,	 die	 Mine	 so	 lange	 zu



schließen,	bis	die	Weltwirtschaft	wieder	anziehen	und	die	Nachfrage
nach	Diamanten	zurückkehren	würde.	Die	Stimmung	in	den	illegalen
Kneipen,	 den	 unlizenzierten	 Trinkbuden,	 die	 kräftiges	 Gesöff	 und
Bier	 aus	 Sorghumhirse	 verkauften,	 war	 düster.	 »Ich	 bin	 als	 Junge
hergekommen«,	erzählte	mir	Edwin	Phaladi,	ein	52jähriger	Schuster.

»Jetzt	gehe	ich	zurück	in	mein	Dorf«.19

Gleichgültig,	 ob	 sie	 mit	 Kupfer,	 Gold	 oder	 Erdgas	 handeln	 –
repressive	Regimes	brauchen	Mittelsmänner,	um	ihre	Kontrolle	über
die	 Rohstoffe	 in	 Geld	 zu	 verwandeln.	 Die	 Diamantenindustrie
allerdings	 ist	 besonders	 verschlossen	 und	 komplex;	 ihre	 Steine
werden	 entweder	 über	 langfristige	 Verträge	 oder	 bei	 privaten
Auktionen	verkauft,	und	ihr	Wert	wird	bestimmt,	indem	die	Ästhetik
des	gebrochenen	Lichts	oder	die	relativen	Vorzüge	eines	Hauchs	von
Rosa	 gegenüber	 einem	 leichten	 Gelbstich	 abgewogen	 werden.	 Die
Barone	des	Diamantenhandels	 zählen	 zu	den	mächtigsten	Personen
im	 Spiel	 um	 die	 afrikanischen	 Rohstoffe.	 Dan	 Gertler,	 dessen
Großvater	 Gründer	 der	 israelischen	 Diamantenbörse	 war,	 hatte
seinen	Einstieg	im	Kongo,	als	er	als	Gegenleistung	für	seine	Hilfe	bei
der	Bewaffnung	der	Truppen	Laurent	Kabilas	ein	Diamantenmonopol
bekam.	Lange	bevor	der	Skandal	um	die	Zahlungen	an	die	Frau	eines
guineischen	 Diktators	 seine	 Minenfirma	 ihre	 milliardenschweren
Rechte	 zum	 Abbau	 von	 Eisenerz	 in	 Guinea	 kostete,	 hatte	 Beny
Steinmetz	 das	 Diamantengeschäft	 seiner	 Familie	 zum	 Lieferanten
von	 De	 Beers	 ausgebaut	 und	 einen	 Vertrag	 mit	 Tiffany’s
abgeschlossen,	 das	Haus	mit	 Edelsteinen	 aus	 dem	Sierra	 Leone	der
Nachkriegszeit	 zu	 beliefern.	 (Unter	 anderem	 gehört	 zu	 Steinmetz’
Marketingstrategie	 die	 Ausstattung	 von	 Formel-1-Wagen	 mit
diamantenbesetzten	 Steuerrädern,	 eine	 Idee,	 die	 »den	 Autos	 ein
bisschen	 echtes	 ›Bling‹«	 verleiht,	 so	 einer	 der	 glücklichen	 Fahrer,

Lewis	Hamilton.)20

Lev	 Leviev,	 die	 dritte	 Hauptfigur	 der	 afrikanischen



Diamantenszene,	 ist	 wie	 Steinmetz	 und	 Gertler	 Milliardär	 und
Staatsbürger	 Israels,	 das	 neben	 Belgien	 und	 Indien	 eines	 der	 drei
Zentren	 des	 Diamantenhandels	 ist.	 Anders	 als	 seine	 beiden
Landsleute	 stammt	 Leviev	 allerdings	 nicht	 aus	 einer	 der	 großen
Diamantenfamilien.	 Er	 wurde	 in	 Usbekistan	 geboren,	 das	 damals
noch	 eine	 sozialistische	 Sowjetrepublik	 war,	 bevor	 er	 als	 Teenager
mit	seinen	jüdischen	Eltern	nach	Israel	übersiedelte.	Ohne	Geld,	aber
mit	 Ambitionen	 –	 »Ich	 wusste,	 seit	 ich	 sechs	 war,	 dass	 ich	 dazu
bestimmt	war,	Millionär	zu	werden«,	hat	er	einmal	gesagt	–	verließ	er
die	Schule	und	begann	eine	Ausbildung	 im	Diamantenhandel,	wo	er

die	Kunst	erlernte,	Edelsteine	zu	schleifen	und	zu	polieren.21	Aber	die
besten	 Rohdiamanten	 waren	 für	 die	 privilegierten,	 von	 De	 Beers
auserwählten	 sogenannten	 »Sightholder«	 reserviert.	 Leviev
verschaffte	 sich	 Eingang	 in	 diesen	 Club	 –	 und	 forderte	 dann	 das
Kartell	 heraus.	 Zuerst	 in	 Russland,	 dann	 in	 Angola	 wandte	 er	 sich
unter	Umgehung	von	De	Beers’	 direkt	 an	die	Machthaber.	Niemand
zuvor	hatte	je	eine	so	wagemutige	Kampfansage	probiert,	und	Levievs
Kühnheit	begann	den	Würgegriff	De	Beers’	auf	die	Industrie	zu	lösen.

Als	Leviev	Mitte	der	1990er	Jahre	nach	Angola	kam,	trat	der	Krieg
dort	 gerade	 in	 seine	 letzte	Phase	 ein.	Er	wurde	Mitbegründer	 einer
Firma,	um	angolanische	Steine	zu	kaufen,	und	sicherte	sich	einen	18-
prozentigen	 Anteil	 an	 Catoca,	 einer	 erstklassigen
Diamantenlagerstätte	in	einem	Gebiet,	das	die	Regierung,	als	er	dort
1998	mit	dem	Bergbau	begann,	von	den	Rebellen	zurückerobert	hatte.
Catoca	 sollte	 später	 eine	 der	 bedeutendsten	 Minen	 der	 Welt

werden.22

Nachdem	er	sich	an	De	Beers	vorbeigedrängt	hatte,	hatte	Leviev	es
geschafft.	 Sein	 Schleif-	 und	 Polierbetrieb	 wurde	 der	 weltweit

größte.23	Er	gründete	ein	Unternehmen,	das	die	ganze	Bandbreite	des
Diamantenhandels	 umfasste,	 von	 Minen	 in	 Angola,	 Namibia	 und
anderswo	bis	hin	zu	Juweliergeschäften	in	der	Bond	Street	und	in	der



Madison	Avenue.	Africa	Israel,	ein	expandierendes	an	der	Tel	Aviver
Börse	 notiertes	 multinationales	 Konglomerat,	 das	 Leviev	 1996
übernahm,	 hat	 sich	 schon	 mit	 allem	 versucht,	 von	 Bikinis	 über
amerikanische	 Tankstellen	 bis	 hin	 zum	Bau	 israelischer	 Siedlungen

im	 den	 besetzten	 palästinensischen	 Gebieten.24	 Als	 ergebener
Anhänger	 der	 Chabad,	 eines	 fundamentalistischen	 Zweigs	 des
Judentums,	 investierte	 Leviev	 einen	 Teil	 seines	 Vermögens	 in	 die
Förderung	 seines	 Glaubens	 und	 baute	 Schulen,	 Synagogen	 und
Waisenhäuser	in	Russland	und	anderswo.	Für	sich	selbst	baute	er	ein
70-Millionen-Dollar-Anwesen	 in	der	 exklusiven	Enklave	Hampstead
in	 Nordlondon,	 die	 mit	 Kino,	 Schwimmbad	 und	 einer	 gepanzerten
Eingangstür	 ausgestattet	 ist.	 2008	 zogen	 er,	 seine	 Frau	 und	 zwei

seiner	neun	Kinder	dort	ein.25

Nach	den	Angriffen	vom	11.	September	in	New	York	schnappte	sich
Leviev	günstige	Anteile	am	New	York	Times	Tower,	am	Clocktower	in
der	Madison	Avenue	und	anderen	 Immobilien	 in	Südmanhattan,	die
er	 in	Eigentumswohnungen	der	 Luxusklasse	 umwandeln	wollte.	 Als
2007	 die	 Finanzkrise	 zuschlug,	 stürzte	 der	 Wert	 der	 Gebäude
zusammen	 mit	 dem	 restlichen	 US-Immobilienmarkt	 in	 den	 Keller.
Leviev	 hatte	 zur	 Finanzierung	 seiner	 Erwerbungen	 hohe	 Kredite
aufgenommen	und	sah	sich	nun,	in	den	Worten	eines	seiner	Partner,
»voll	 in	 die	 Eier	 gekniffen«.	 Er	 bemühte	 sich,	 einen	 Teil	 seiner
Wertpapiere	 abzustoßen,	 und	 schloss	 im	 November	 2008	 einen
Handel	 über	 den	 Verkauf	 seiner	 berühmtesten	 Immobilie	 ab,	 Wall
Street	Nr.	23,	ehemaliger	Sitz	der	J.	P.	Morgan	Bank	direkt	gegenüber
der	New	Yorker	Börse.	Der	Käufer	willigte	ein,	150	Millionen	Dollar	zu
bezahlen,	was	in	einem	fallenden	Markt	eine	großzügige	Summe	war.
»Keiner	konnte	verstehen,	warum	jemand	150	Millionen	Dollar	dafür
zahlen	 würde«,	 erzählte	mir	 ein	 Geschäftsmann,	 der	mit	 dem	Deal
vertraut	war.	 »Das	 optimistischste	 Szenario,	 das	man	 im	November
2008	entwerfen	konnte,	lag	bei	75	Millionen.«



Der	Käufer	war	China	Sonangol,	das	Joint	Venture	der	Queensway
Group	und	der	staatseigenen	Ölgesellschaft	Angolas,	und	der	Handel
war	 Teil	 einer	 Reihe	 von	 Transaktionen,	 die	 für	 Sam	 Pas	Netzwerk
einen	 kleinen	 Anteil	 an	 der	 Wall	 Street	 und	 einen	 Zugang	 zum
afrikanischen	Diamantenhandel	sicherten.

Während	 Lev	 Levievs	 Immobilienbesitz	 inzwischen	 hoch	 mit
Hypotheken	belastet	war,	hatte	die	Queensway	Group,	nachdem	sie
die	 Krise	 2007	 überstanden	 hatte,	 Geld	 wie	 Heu.	 Ihr	 erstes
angolanisches	Ölfeld	hatte	mit	der	Produktion	von	Rohöl	begonnen,
und	 weitere	 Projekte	 nahmen	 Gestalt	 an.	 Einem	 westlichen
Geschäftsmann,	 der	 mit	 China	 Sonangol	 zusammenarbeitete,	 sagte
man,	 das	 Unternehmen	 erwirtschafte	 nach	 Abzug	 aller	 Ausgaben
monatlich	 100	 Millionen	 Gewinn.	 Als	 Nächstes	 hatte	 die	 Gruppe
Grundbesitz	 im	 Visier,	 von	 Luxusappartements	 in	 Singapur	 bis	 zu
einem	 geplanten	 Büroprojekt	 in	 Nordkorea.	 Mithilfe	 von	 in	 den
innersten	 Schlupfwinkeln	 des	 Finanzsystems	 ausgeheckten
Geschäften	 begannen	 die	 Queensway	 Group	 und	 ihre	 Verbündeten
unter	 den	 Futungo,	 Rohstoffe	 aus	 den	 Tiefen	 der	 Ozeane	 und	 der
Böden	 Afrikas	 in	 Geld	 umzumünzen	 und	 dieses	 Geld	 in
prestigeträchtige	 Immobilien	 in	 den	 erhabenen	 Zitadellen	 des
Welthandels	 zu	 verwandeln.	 Vor	 dem	 Verkauf	 von	 Wall	 Street	 23
verkündete	 Levievs	 Gesellschaft,	 China	 Sonangol	 werde	 auch	 ihre
Anteile	am	Clocktower	und	New	York	Times	Tower	kaufen.	Doch	die
Grundbucheinträge	 geben	 keinen	 Anhaltspunkt	 dafür,	 dass	 diese
Transaktionen	 stattgefunden	 haben.	 Gleichwohl	 zeigen
Gerichtsdokumente,	 dass	 Levievs	 US-Immobilienfirma	 sich	 bereit
erklärte,	 auf	 eine	 halbe	 Million	 Dollar	 aus	 dem	 Verkauf	 des	 J.	 P.-
Morgan-Gebäudes	 zu	 verzichten,	 »um	 die	 wichtige

Geschäftsbeziehung	zwischen	den	Parteien	zu	erhalten«.26

Der	 Erwerb	 des	 J.	 P.-Morgan-Gebäudes	 war	 nur	 die	 am
deutlichsten	sichtbare	Verbindung	zwischen	der	Queensway	Gruppe



und	Leviev.27	 Im	Spätjahr	2009	verkaufte	Leviev	China	Sonangol	 für
250	 Millionen	 Dollar	 seinen	 18-prozentigen	 Anteil	 an	 Catoca,	 der
angolanischen	 Diamantmine,	 die	 jedes	 Jahr	 Steine	 im	 Wert	 von
mehreren	 hundert	 Millionen	 Dollar	 fördert.	 China	 Sonangol	 hatte
Leviev	 nach	 seinen	 Spekulationsgeschäften	 auf	 dem	 Manhattaner
Immobilienmarkt	aus	der	Klemme	geholfen;	jetzt	hatte	Leviev	China
Sonangol	zum	ersten	chinesischen	Unternehmen	gemacht,	das	einen
Anteil	an	einer	afrikanischen	Diamantmine	besaß.

2009	 konnte	 man	 Pa	 und	 Leviev	 bei	 einem	 Abendessen	 in
Hongkong	angeregt	miteinander	plaudern	sehen.	Doch	die	Beziehung
sollte	 sich	 verschlechtern.	 2014	 erzählte	 mir	 ein	 Leviev-Sprecher,
ungeachtet	 der	 Firmendokumente,,	 die	 eine	 weiterbestehende
Beziehung	 zeigten,	 habe	 »die	 Leviev-Gruppe	 keine	 gemeinsamen
Geschäfte	mit	Mr.	Sam	Pa	oder	irgendwelchen	Unternehmen,	die	mit
ihm	 in	 Verbindung	 stehen«.	 Doch	 Sam	 Pa	 war	 schon	 dabei,	 seine
Beteiligungen	an	afrikanischen	Diamanten	zu	erweitern	–	und	zwar
in	Simbabwes	Marange-Feldern.

Die	 Filmmusik	 der	 Werbekampagne	 gehörte	 zu	 einer	 heilen,
fröhlichen	 Fünfzigerjahre-Welt;	 die	 Frauenstimme,	 die	 sprach,	 war
seidenweich	 und	 munter.	 Ein	 Animationsfilm	 zeigte	 Gefäße	 mit
glitzernden	 mineralischen	 Schätzen	 überall	 über	 Afrika	 verstreut,
aber	hauptsächlich	in	Simbabwe.	Doch	dieser	Reichtum	diente	nicht
denen,	 denen	 er	 hätte	 dienen	 sollen.	 Kleine	 einmotorige	 Flugzeuge
sausten	 mit	 dem	 ganzen	 Schatz	 davon,	 der	 Milliarden	 Dollar	 für
ausländische	Firmen	erbrachte.	Unterdessen	erklärte	die	Sprecherin:
»Afrika,	 der	 reichste	 Kontinent,	 bleibt	 arm.«	 Die	 Lösung	 sei	 die
»Indigenisierung«	 der	 Minenindustrie.	 Wenn	 man	 Anteile	 von
regionalen	 Tochterunternehmen	 ausländischer	 Minengesellschaften
an	einheimische	Eigner	oder	den	Staat	übertragen	würde,	würde	ein
größerer	 Teil	 der	 Einnahmen	 im	 Land	 bleiben.	 Zeichentrick-
Krankenhäuser	 und	 Zeichentrick-Schulen	 blühten	 wie	 Blumen



überall	in	Simbabwe	auf.

Der	 Werbefilm	 passte	 gut	 zum	 Filmmaterial,	 das	 ZBC,	 das
Staatsfernsehen	Simbabwes,	kurz	zuvor	gesendet	hatte	und	das	eine
der	 letzten	 Kundgebungen	 Robert	 Mugabes	 vor	 der	 Wahl	 vom	 Juli
2013	 zeigte.	 Obwohl	 er	 nur	wenige	Monate	 vor	 seinem	 neunzigsten
Geburtstag	stand,	hatten	die	Reden	des	Präsidenten	wenig	an	Schliff
und	Wut	und	nichts	an	 ihrer	Länge	eingebüßt.	Anhänger	der	Zanu-
PF,	 herausgeputzt	 in	 den	 gelben	 und	 grünen	 Farben	 der	 Partei	 –
einige	 freiwillig,	 andere	wohl	 gezwungenermaßen	–,	 hielten	Plakate
hoch,	 auf	 denen	 stand:	 »Simbabwe	 ist	 nicht	 zu	 verkaufen!«	 »Nieder
mit	denen,	die	Simbabwe	verkaufen	wollen!«	donnerte	der	Moderator
und	 denunzierte	 damit	 die	 Unterstützung	 der	 oppositionellen	MDC
durch	den	Westen.

Die	 Wahlkundgebung	 und	 der	 Zeichentrickfilm	 fingen	 den	 Kern
der	Botschaft	Mugabes	ein:	Das	Werk	des	Befreiers,	der	das	Joch	der
weißen	Herrschaft	 abgeschüttelt	hatte,	war	noch	nicht	beendet.	Die
imperialen	Mächte	hielten	Simbabwe	immer	noch	unten.

Damit	waren	sie	nicht	ganz	im	Unrecht.	Der	Export	von	Öl,	Gas	und
Mineralien	 in	 Rohform	 trägt	 dazu	 bei,	 Afrikas	 Rohstoffstaaten	 am
unteren	 Ende	 der	 Weltwirtschaft	 gefangen	 zu	 halten	 und	 seine
Industrialisierung	 zu	 verhindern.	 Simbabwe	 hat	 einen	 reichlichen
Anteil	 an	 den	 Mineralien	 des	 südlichen	 Afrika:	 Nickel,	 Platin	 und
Gold,	 die	 Diamanten	 in	 Marange.	 Die	 Idee	 der	 Indigenisierung
scheint	vernünftig.	In	der	gesamten	Region	hinkte	die	Neuverteilung
von	Land,	Mineralreichtum	und	anderen	Wirtschaftsinteressen	nach
der	politischen	Emanzipation	weit	hinterher.	Die	Mugabe-Regierung
hat	ausländische	Minengesellschaften,	die	im	Land	tätig	sind,	immer
wieder	 angehalten,	 51	 Prozent	 der	 Anteile	 an	 ihren	 örtlichen
Tochtergesellschaften	 an	 einheimische	 schwarze	 Eigner	 abzugeben.
Minister	 schilderten	 diese	 Politik	 oft	 mit	 mehr	 Zorn	 als
Detailkenntnis,	 aber	man	 ging	weitgehend	 davon	 aus,	 dass	 sie	 dem



Modell	 des	 südafrikanischen	 BEE-Programms	 zur	 wirtschaftlichen
Stärkung	der	Schwarzen	folgen	würde,	bei	dem	Minengesellschaften
der	 heimischen	 Bevölkerung	 Geld	 liehen,	 um	 Anteile	 zu	 erwerben,
wobei	 die	 Kredite	mit	 den	Dividenden	 der	 neuen	 Anteilseigner	 aus
künftigen	Gewinnen	zurückgezahlt	werden	sollten.

Kritiker	 des	 südafrikanischen	 Programms	 weisen	 darauf	 hin,	 es
habe	 zur	 Aufrechterhaltung	 der	 schon	 unter	 der	 Apartheid
vorherrschenden	 ungerechten	 wirtschaftlichen	 Strukturen
beigetragen,	 indem	 es	 eine	 neue	 Rentnerklasse	 von	 schwarzen
Mogulen	schuf.	Doch	Simbabwes	Indigenisierung	ist	noch	nicht	allzu
weit	 fortgeschritten,	 was	 teilweise	 daran	 liegt,	 dass	 die	 Behörden
mehr	 an	 persönlicher	 als	 an	 nationaler	 Bereicherung	 interessiert
sind.	 Solomon	Mujuru,	der	 ehemalige	Armeechef,	dessen	Frau	 2004
Mugabes	Vizepräsidentin	wurde,	bot	hierfür	ein	gutes	Beispiel,	als	er
geschickt	Bestechlichkeit	 und	Geopolitik	miteinander	 verband.	 Laut
einem	 durchgesickerten	 Bericht	 des	 Leiters	 der	 regionalen
Tochtergesellschaft	 von	 Impala	 Platinum,	 dem	 größten
Platinproduzenten	 in	 Simbabwe,	 bot	 Mujuru	 vertraulich	 an,	 das
Unternehmen	 vor	 chinesischen	 Angriffen	 auf	 seine	 Aktivposten	 zu
verteidigen,	 wenn	 es	 ihn	 zum	 »einheimischen	 Partner	 und

Beschützer«	 erwählen	 würde.28	 Solche	Machenschaften	 haben	 dazu
beigetragen,	jede	großangelegte	Übertragung	von	Eigentum	selbst	an
die	Wasserträger	des	Regimes	zu	verhindern,	ganz	zu	schweigen	von
den	kleinen	Leuten	in	Simbabwe.

Mugabe	hat	 lange	versucht,	den	wirtschaftlichen	Zusammenbruch
Simbabwes	 auf	 die	 Sanktionen	 durch	 den	 Westen	 zu	 schieben.	 In
Wirklichkeit	richten	sich	diese	Sanktionen	gegen	seine	persönlichen
Interessen	und	die	seiner	Seilschaft.	Selbst	nachdem	die	Europäische
Union	im	September	2013	vor	der	Lobbyarbeit	Belgiens,	des	Zentrums
des	 Diamantenhandels,	 einknickte	 und	 den	 Verkauf	 simbabwischer
Steine	in	Europa	wieder	erlaubte,	indem	sie	die	Sanktionen	gegen	die



staatliche	 Minengesellschaft,	 die	 Anteile	 an	 verschiedenen
Unternehmen	 in	 Marange	 besitzt,	 aufhob,	 blieb	 Mugabe	 weiter	 bei

dieser	Version.29	»Unser	kleines	und	friedliches	Land	wird	täglich	von
gierigen	und	voreingenommenen	Großmächten	bedroht,	deren	Durst
nach	 Herrschaft	 und	 Kontrolle	 über	 andere	 Nationen	 und	 deren
Rohstoffe	keine	Grenzen	kennt«,	sagte	er	in	einer	Rede	vor	der	UN-

Vollversammlung	in	New	York	kurze	Zeit	später	im	selben	Monat.30

Aber	 genau	 wie	 José	 Eduardo	 dos	 Santos	 in	 Angola	 gegen	 die
südafrikanische	Apartheid	kämpfte,	nur	um	dann	an	der	Spitze	einer
Elite	zu	stehen,	die	das	Geld	aus	Ölgeschäften	dazu	benutzt,	sich	vom
Rest	der	Gesellschaft	abzukapseln,	steht	Robert	Mugabe	einer	Klasse
feudaler	Herrscher	 vor,	 die	 in	 ihrer	 Struktur	 –	wenn	 auch	 nicht	 in
ihrer	Hautfarbe	–	der	Minderheitsregierung	ähnelt,	zu	deren	Sturz	er
einst	einen	Guerillakrieg	führte.

In	 vielen	 afrikanischen	 Rohstoffstaaten	 hatte	 die	 Öl-	 und
Bergbauindustrie	 schon	 vor	 der	 Unabhängigkeit	 Fuß	 gefasst,	 noch
bevor	 die	 neuen	Nationen	 eine	Chance	 gehabt	 hätten,	 Institutionen
zu	entwickeln,	die	das	Gemeinwohl	schützen	und	willkürlicher	Macht
eine	 Grenze	 ziehen	 konnten.	 Als	 1969	 in	 der	 Nordsee	 gigantische
Ölfelder	 entdeckt	 wurden,	 hatten	 Norwegen	 und	 Großbritannien
längst	 die	 Institutionen,	 um	 die	 destruktiven	 Kräfte	 des	 Ölgelds
abzumildern.	 Nicht	 so	 Länder	 wie	 Nigeria,	 wo	 Shell	 schon	 Öl
abpumpte,	noch	bevor	die	britischen	Kolonialherren	verschwanden.

»Die	 Briten	 und	 die	 anderen	 waren	 wie	 spanische
Konquistadoren”,	sagte	mir	Folarin	Gbadebo-Smith,	als	wir	uns	eines
Nachmittags	im	Haus	eines	gemeinsamen	Bekannten	in	Abuja	trafen.
Er	 war	 ein	 nigerianischer	 Universalgelehrter,	 der	 eine
Zahnarztausbildung	gemacht	hatte,	bevor	er	an	der	Kennedy	School
of	 Government	 in	 Harvard	 studierte.	 Später	 diente	 er	 in	 der
Lokalregierung	 von	 Lagos,	 leitete	 die	 nigerianisch-asiatische
Handelskammer	 und	 gründete	 eine	 Denkfabrik	 namens	 Center	 for



Policy	 Alternatives	 (Zentrum	 für	 Politische	 Alternativen).31	 »Die
Kolonialmächte	 richteten	eine	Maschine	ein,	 eine	Maschine,	um	die
Rohstoffe	aus	dem	Land	zu	holen.	Als	sie	gingen,	wurde	sie	wie	DNA
an	 die	 neuen	 Führer	 weitergegeben.	 An	 so	 vielen	 Orten	 hat	 das
Militär	 die	 Macht	 übernommen,	 um	 die	 Rente	 zu	 kassieren.	 Es	 ist
unglaublich	schwer,	diese	Strukturen	zu	verändern.	Die	Partner	aus
dem	Ausland	halten	sich	an	ihre	Kollaborateure.	Es	ist	wie	ein	Virus,
der	 vom	 Kolonialregime	 an	 die	 nach	 der	 Befreiung	 Herrschenden
weitergegeben	 wird.	 Und	 diese	 Ausbeuter	 sind	 das	 Gegenteil	 einer
Gesellschaft,	 die	 im	 Interesse	 des	Gemeinwesens,	 des	Gemeinwohls
regiert	wird.«

Der	Archetyp	dieser	Ausbeuter,	derjenigen,	die	die	Eroberung	der
Naturreichtümer	benutzen,	um	mehr	politische	Macht	 zu	 gewinnen

und	umgekehrt,	war	Cecil	John	Rhodes.32	Als	er	in	den	1870er	Jahren
während	des	Diamantenfiebers	 in	 die	 Zentralebene	 kam,	 die	 später
zu	 Südafrika	wurde,	 stieg	Rhodes	 vom	kleinen	 Schürfer	 zum	Herrn
des	 Diamantenhandels	 auf.	 Er	 gründete	 De	 Beers,	 und	 als	 nördlich
der	 Diamantenfelder	 auch	 Gold	 entdeckt	 wurde,	 das	 Unternehmen
Gold	 Fields	 of	 South	 Africa,	 das	mit	Minen	 von	 Australien	 bis	 Peru
immer	noch	zu	den	größten	Goldgräbern	der	Welt	gehört.

Rhodes,	 der	 von	 1890	 an	 fünf	 Jahre	 lang	 Premierminister	 der
Kapkolonie	 war	 und	 diverse	 Privatarmeen	 befehligte,	 war	 ein
erklärter	Imperialist.	Er	bemühte	sich	unablässig	um	die	Erweiterung
der	miteinander	 verwobenen	 Projekte	 des	 britischen	Kolonialreichs
und	seiner	eigenen	Konzerninteressen	nach	Norden	und	setzte	dabei
Verträge,	Waffengewalt	 und	 doppeltes	 Spiel	 ein.	 Sein	 Unternehmen
mit	 dem	 größten	 Vorherrschaftsanspruch,	 die	 British	 South	 Africa
Company,	hatte	eine	königliche	Satzung,	die	ihr	ähnliche	Befugnisse
gewährte	wie	einer	Regierung.	Die	schwarzen	Bewohner	der	Region,
von	den	Xhosa	des	östlichen	Kaps	–	dem	Volk	Nelson	Mandelas	–	bis
zu	 Robert	Mugabes	 Shona-Vorfahren	 in	 Rhodesien,	 wurden	 Schritt



für	Schritt	unterjocht	und	an	den	Rand	gedrängt.

Rhodes	starb	1902,	nachdem	seine	Unterstützung	des	verheerenden
Jameson-Überfalls	 auf	 das	 Burengebiet	 eine	 schwere	 Demütigung
eintrug.	W.	T.	Stead,	der	großartige	kämpferische	Zeitungsmann	des
viktorianischen	Großbritannien,	nannte	Cecil	Rhodes	»den	ersten	der
neuen	 Dynastie	 von	 Geldkönigen,	 die	 sich	 in	 letzter	 Zeit	 zu	 den

wahren	 Herrschern	 der	 modernen	Welt	 entwickelt	 haben«.33	 Diese
Beschreibung	klingt	auch	noch	im	darauffolgenden	Jahrhundert	und
über	 die	 Jahrtausendwende	 hinweg	 nach.	 Areva	 in	 Niger,	 Shell	 in
Nigeria,	Glencore	im	Kongo	–	sie	und	andere	wie	sie	stellen	mit	ihrer
schieren	 Macht	 über	 die	 afrikanischen	 Nationen	 die	 Wiedergänger
der	 Imperien	 dar,	 die	 vor	 ihnen	 kamen.	 Als	 ich	 erfahrene
Führungskräfte	von	Bergbaufirmen	 in	Afrika	 fragte,	was	sie	von	der
Queensway	Group	hielten,	stellten	gleich	zwei	von	 ihnen	Vergleiche
mit	Rhodes	an.	»Es	ist	genau	wie	damals	mit	Rhodes	[…]	eine	riesige
Mafia«,	 sagte	 einer	 von	 ihnen,	mit	 dem	 ich	 in	 Simbabwe	 sprach.	 In
Angola	 sagte	 mir	 ein	 anderer	 Manager,	 der	 verfolgt	 hatte,	 wie	 die
Queensway	 Group	 in	 die	 inneren	 Kreise	 der	 Macht	 eindrang	 und
dann	ihre	Ausbreitung	über	den	Kontinent	 ins	Werk	setzte:	»Sie	hat
größenwahnsinnige	 Tendenzen.	 Sie	 ist	 wie	 Rhodes	 und	 versucht,
Afrika	 aufs	Neue	 zu	 erobern.«	Dieser	westliche	Geschäftsmann,	 der
Geschäftsbeziehungen	zur	Queensway	Gruppe	hatte,	drückte	es	dann
noch	 ein	 wenig	 kräftiger	 aus.	 »Sie	 sind	 ein	 altes	 imperialistisches
Unternehmen.	 Sie	 haben	Mineralrechte	 und	 sie	 haben	Beziehungen
zu	den	höchsten	Ebenen	korrupter	Regierungen,	und	das	gibt	 ihnen
das	 Recht,	 sich	 zu	 nehmen,	was	 auch	 immer	 zum	Teufel	 sie	 haben
wollen.«

Die	Machtstrukturen	der	neuen	Rohstoffimperien	unterscheiden	sich
aber	 in	 einem	 bemerkenswerten	 Punkt	 von	 denen,	 die	 Leute	 wie
Rhodes	 errichtet	 haben:	 Sie	 weisen	 weitaus	 mehr	 dunkelhäutige
Gesichter	in	den	höheren	Etagen	auf.	Es	gibt	jede	Menge	Beispiele	für



die	 Komplizenschaft	 von	 Afrikanern	 bei	 der	 Ausbeutung	 des
Kontinents	 durch	 ausländische	 Mächte,	 angefangen	 mit	 dem
Sklavenhandel.	 Der	 klassische	 imperiale	 von	 den	 Briten
perfektionierte	 Trick	 bestand	 darin,	 eine	 Elite	 von	 Klienten	 zu
fördern,	deren	Autorität	von	London	gestützt	wurde	–	vorausgesetzt,
diese	 Elite	 wahrte	 Londons	 Interessen.	 In	 den	 afrikanischen
Rohstoffstaaten	 von	 heute	 sind	 die	 einheimischen	 Machthaber
gleichwertige	Partner	der	Ölmanager,	der	Minenmagnaten	und	der	in
der	 Welt	 umherjettenden	 Zwischenhändler.	 Es	 hat	 sogar	 einige
direkte	 Umkehrungen	 der	 alten	 Ordnung	 gegeben.	 Sonangol,	 das
Vehikel	der	Futungo	zur	Expansion	ihrer	Macht	und	ihres	Reichtums,
hat	 Anteile	 an	 portugiesischen	 Banken	 und	 öffentlichen
Unternehmen	 gekauft	 und	 hält	 portugiesische	 Staatsanleihen.	 Als
Portugals	Premierminister	nach	Luanda	reiste,	nachdem	die	EU	sich
bereit	erklärt	hatte,	der	angeschlagenen	Wirtschaft	seines	Landes	aus
der	 Klemme	 zu	 helfen,	 sagte	 er,	 seine	 Regierung	 betrachte	 die

angolanische	Kapitalanlage	»mit	großem	Wohlwollen«.34

Wie	 schon	Rhodes	wusste,	 braucht	man,	 um	 von	den	natürlichen
Ressourcen	zu	profitieren,	bewaffnete	Kräfte,	die	sowohl	das	Gebiet,
unter	dem	diese	 liegen,	als	auch	den	politischen	Status	quo	sichern.
Zur	 Bewachung	 ihrer	 Einrichtungen	 setzen	 Öl-	 und
Minenunternehmen	regelmäßig	bewaffnete	private	Sicherheitsfirmen
ein,	und	Söldnerbanden	sind	noch	immer	bereit,	für	das	Versprechen
von	 Rohstoffdollars	 in	 den	 Krieg	 zu	 ziehen.	 Doch	 die	 Aufstellung
einer	 ganzen	 Privatarmee	 wird	 heutzutage	 im	 Allgemeinen	 als
inakzeptabel	 angesehen.	 Für	 die	modernen	Nachahmer	 von	 Rhodes
besteht	der	Trick	darin,	ein	Bündnis	mit	den	örtlichen	Gewalttätern
zu	schmieden.	Sam	Pa	und	die	Queensway	suchten	sich	dafür	Robert
Mugabes	Geheimpolizei	aus.

Die	 simbabwischen	 Sicherheitskräfte	 sind	 das	 Herz	 des	Mugabe-
Regimes,	 und	 der	 Geheimdienst	 CIO	 ist	 das	 Herz	 dieser



Sicherheitskräfte.	 Mugabe	 erbte	 die	 Organisation,	 als	 er	 1980	 Ian
Smith,	den	 letzten	weißen	Herrscher	Simbabwes,	ablöste	und	deren
Chef,	 Ken	 Flower,	 behielt.	 Als	 die	 ersten	 hoffnungsvollen
Regierungsjahre	Mugabes	 in	 Terror	 umschlugen,	 spielte	 die	 CIO	 in
seinem	Orchester	der	Angst	bald	die	erste	Geige.

»Abgesehen	 von	 ihrer	 Hauptaufgabe,	 dem	 Erfassen	 von
Informationen,	 hat	 sich	 die	 CIO	 auch	 an	 paramilitärischen
Operationen	 beteiligt	 und	 ist	 tief	 in	 Simbabwes	 Kultur	 der	 Gewalt
verstrickt«,	schreibt	Knox	Chitiyo,	ein	simbabwischer	Experte	für	die
Sicherheitsbehörden,	 der	 Dozent	 an	 der	 Generalstabsakademie	 der

Armee	gewesen	war.35	»Die	CIO	ist	berüchtigt	für	Entführungen	und
die	Anwendung	 von	Folter	 zur	Erpressung	 von	 Informationen.«	Mit
sage	und	schreibe	 10	000	Mitarbeitern	 in	Simbabwe	und	dazu	noch
den	 informellen	 Mitarbeitern	 und	 Agenten	 im	 Ausland	 reicht	 die
Organisation	in	jeden	Winkel	der	Gesellschaft.	Bei	Wahlen	hat	sie	die
Aufgabe,	Konkurrenten	der	Zanu-PF	einzuschüchtern	und	die	Wähler
dazu	 zu	 bringen,	 ihre	 Stimme	 entweder	 für	 die	 herrschende	 Partei

oder	 gar	 nicht	 abzugeben.36	 Wenn	 Kleinbergbauern	 in	 Marange
jemanden	näherkommen	sehen,	den	sie	verdächtigen,	ein	CIO	Agent
zu	sein,	warnen	sie	sich	gegenseitig	mit	der	Redewendung	»das	Vieh
frisst	 auf	 den	 Feldern«	 –	 ein	 Anzeichen	 einer	 kommenden
Hungersnot,	das	jetzt	verwendet	wird,	um	eine	andere	Art	von	Gefahr
zu	signalisieren.

Die	 CIO	 berichtet	 direkt	 an	 Mugabe	 und	 wird	 vom	 Präsidialamt
finanziert,	dessen	Budget	der	Kontrolle	des	Parlaments	entzogen	ist.
Die	 Geheimpolizei	 tätigt	 unter	 der	 Hand	 auch	 Geschäfte	 nach	 dem
Vorbild	 der	 russischen	 Geheimdienste	 oder	 General	 Kopelipas,	 des

Chef	des	angolanischen	Militärbüros.37	Die	simbabwische	Armee,	die
Polizeikräfte	 und	 die	 CIO	 haben	 allesamt	 Verbindungen	 zu	 den
undurchsichtigen	 Minengesellschaften,	 denen	 Schürfrechte	 für	 die

Diamanten	in	Marange	zugeteilt	wurden.38	»In	einem	Land,	das	voller



korrupter	Projekte	ist«,	schrieb	ein	amerikanischer	Diplomat	2008	in
einem	Telegramm,	 »gehört	 das	 Diamantengeschäft	 in	 Simbabwe	 zu

den	schmutzigsten«.39

Sam	 Pas	 Geschäftsbeziehungen	 zur	 CIO	 reichen	 mindestens	 bis
Anfang	 2008	 zurück,	 noch	 bevor	 die	 Wahlen	 dieses	 Jahres	 die
Machtaufteilung	 in	 Simbabwes	 Regierung	 brachten.	 Laut
Dokumenten,	 bei	 denen	 es	 sich	 angeblich	um	 interne	CIO-Berichte
handelt	 und	 die	 Global	 Witness	 zugespielt	 wurden	 landete	 Pas
Privatflugzeug	 seit	 Februar	 2008	 immer	 wieder	 auf	 dem	 Flughafen

Harare.40	 Bei	 seinen	 monatlichen	 Besuchen	 kaufte	 Pa	 vom	 Militär
und	 der	 CIO	 Diamanten.	 Diese	 drangen	 schon	 damals	 allmählich
nach	Marange	vor,	bevor	sie	dann	mit	der	Operation	No	Return	die
volle	 Kontrolle	 übernahmen.	 Als	 Gegenleistung	 pumpte	 Pa	 Geld	 in
Mugabes	Schattenstaat.	Den	erwähnten	Dokumenten	zufolge	beliefen
sich	 seine	 Zahlungen	 an	 die	CIO	 bis	 Anfang	 2010	 auf	 100	Millionen
Dollar,	 was	 fast	 dem	 gesamten	 Jahresetat	 der	 Regierungsabteilung
entspricht,	 zu	 der	 auch	 die	 Geheimpolizei	 gehört.	 Er	 steuerte

außerdem	noch	eine	Flotte	von	Nissan-Geländefahrzeugen	bei.41

Zwei	gut	vernetzte	Geschäftsleute	erzählten	mir,	Sam	Pas	höchster
Geschäftspartner	 in	 Simbabwe	 sei	 Happyton	 Bonyongwe,	 der	 Chef
der	 CIO	 und	 Mugabes	 Meisterspion.	 Ich	 habe	 bisher	 keine
schriftlichen	 Belege	 für	 diese	 Partnerschaft	 gesehen.	 Es	 gibt
allerdings	 Dokumente,	 die	 die	 Queensway	 Group	 mit	 der	 CIO	 in
Verbindung	bringen.

Während	 Sam	 Pa	 mit	 Steinen	 handelte,	 die	 andere	 in	 Marange
schürften,	 erhielt	 eine	 Firma	 namens	 Sino	 Zim	 Development	 die
Möglichkeit,	dort	selbst	zu	graben.	Die	Regierung	Simbabwes	erteilte
ihr	die	Konzession	zum	Diamantenabbau	auf	den	Marange-Feldern.
Das	 war	 das	 Unternehmen,	 von	 dem	 mir	 Shuah	 Mudiwa,	 der
Parlamentsabgeordnete	 der	 Opposition	 in	 Marange,	 erzählte,	 es



handele	sich	bei	ihm	um	»das	chinesische	Militär	und	die	CIO«.	Aber
das	chinesische	Militär	scheint	nicht	direkt	beteiligt	gewesen	zu	sein;
vielleicht	 hatte	 Mudiwa	 Wind	 von	 Sam	 Pas	 Waffengeschäften	 und
seinen	 Verbindungen	 zum	 chinesischen	 Geheimdienst	 bekommen.
Während	eine	Handvoll	anderer	Firmen	damit	begann,	am	laufenden
Meter	 Steine	 aus	 Marange	 zu	 fördern,	 erwies	 sich	 die	 Lagerstätte
Sino	 Zims	 als	 unergiebig.	 Anwälten	 der	 Queensway	 Group	 zufolge
hatte	Sino	Zim	seine	Konzession	2012	aufgegeben,	ohne	»ein	einziges

Karat«	zu	exportieren.42	Doch	Sino	Zim	scheint	einen	anderen	Zweck
erfüllt	 zu	 haben:	 Das	 Unternehmen	 formalisierte	 die
Geschäftsbeziehung	der	Queensway	Group	mit	der	CIO.

Gegen	2009	nutzte	die	Queensway	Group	als	Basis	ihrer	weltweiten
Geschäfte	zunehmend	Singapur.	Die	Unternehmen	an	der	Spitze	der
Konzernstruktur	 behielten	 ihren	 Hauptsitz	 in	 Hongkong,	 aber	 der
Stadtstaat	 auf	 der	 anderen	 Seite	 des	 Südchinesischen	 Meeres	 bot
viele	 derselben	 Möglichkeiten	 unternehmerischer	 Geheimhaltung,
während	 er	 es	 der	 Queensway	 Group	 außerdem	 erlaubte,	 ihren
Übergang	 zu	 einem	 ausgewachsenen	 multinationalen	 Konzern
voranzutreiben,	 der	 nicht	 an	 seine	 chinesischen	 und	 afrikanischen
Wurzeln	 gebunden	war.	 Am	 12.	 Juni	 2009,	wenige	Monate	nachdem
die	Operation	No	Return	brutal	durch	Marange	geprescht	war,	wurde
Sino	 Zim	 Development	 Pte.,	 Ltd.	 in	 Singapur	 ins	 Handelsregister
eingetragen.	 Ihre	 Schwesterfirma,	 die	 ebenfalls	 Sino	 Zim
Development	 hieß,	 aber	 in	 Simbabwe	 registriert	 war,	 erhielt	 eine
Diamantenkonzession	für	die	Marange-Felder,	und	das	Unternehmen
in	 Singapur	 überwies	 50	 Millionen	 Dollar	 für	 das	 Unternehmen	 in

Simbabwe	nach	dort.43	Beide	Unternehmen	hatten	Verbindungen	zu
den	führenden	Figuren	der	Queensway	Group.

Wie	 üblich	 schlang	 sich	 die	 Inhaberschaft	 Sino	 Zims	 durch	 die
undurchsichtigen	 Verschachtelungen	 des	 Finanzsystems.	 Das
Unternehmen	 in	 Singapur	 hatte	 zwei	 Anteilseigner:	 Beides	 waren



Firmen,	die	auf	den	Britischen	Jungferninseln	registriert	waren.	Dort
sind	 die	 Eigentümer	 geheim,	 aber	 die	 Unterzeichner	 haben,	 sofern
sie	nicht	einer	der	Mittelsmänner	sind,	die	oft	 für	Tausende	Firmen
tätig	sind,	normalerweise	zumindest	einen	gewissen	Einfluss	auf	die
Firma	und	besitzen	sie	in	der	Regel	teilweise	oder	ganz.

Die	 Unterzeichnerin	 für	 das	 Unternehmen,	 das	 70	 Prozent	 der
Anteile	 an	 Sino	 Zim	 hielt,	 war	 Lo	 Fong	 Hung,	 Sam	 Pas	 wichtigste
Partnerin,	 der	 auch	 Anteile	 an	 einer	 Reihe	 anderer	 Queensway-
Firmen	 gehören.	 Unterzeichner	 für	 das	 Unternehmen,	 das	 die
übrigen	 30	 Prozent	 Sino	 Zims	 hielt,	 war	 ein	 Neuzugang	 zur
Queensway-Konstellation:	Masimba	Ignatius	Kamba,	der	als	Adresse

die	siebte	Etage	des	Chester	House	im	Zentrum	von	Harare	angab.44

Einige	Tage	vor	den	Wahlen	in	Simbabwe	im	Juli	2013	begab	ich	mich
zu	Kambas	Adresse	in	Harare,	um	ihn	zu	treffen.	Ich	wollte	versuchen
zu	 überprüfen,	 was	 ich	 gehört	 hatte:	 Der	 Geschäftspartner	 der
Queensway	 Group	 in	 Simbabwe	 sei	 ein	 Mitglied	 von	 Mugabes
Geheimpolizei.	Die	simbabwische	Presse	hatte	Kamba	als	Mitarbeiter
der	 CIO	 bezeichnet,	 und	 die	 Opposition	 behauptete,	 er	 sei

Verwaltungsdirektor	der	Organisation.45

Das	Geschäftszentrum	Harares	 ist	 lebhafter	als	die	verschlafenen,
grünen	 Alleen	 der	 Außenbezirke,	 aber	 es	 ist	 eindeutig	 vornehm,
verglichen	mit	 dem	Rummel	 in	Lagos	 oder	Luanda.	Nicht	weit	 vom
zentralen	Busbahnhof	Harares,	einen	Block	entfernt	von	der	Robert
Mugabe	Road,	liegt	Chester	House,	ein	nichtssagendes	Bürohochhaus
aus	Beton.	Ich	trug	meinen	Namen	an	der	schäbigen	Rezeption	in	das
Gästebuch	ein	und	wurde	informiert,	dass	der	Aufzug	kaputt	sei.	So
machte	 ich	 mich	 auf	 den	 Weg	 die	 Wendeltreppe	 hinauf.	 Auf	 den
Eingangsschildern	 der	 Büros	 in	 den	 unteren	 Etagen	 stand,	 sie
gehörten	zum	Ministerium	für	Bildung	und	Kultur.	Ich	erreichte	den
siebten	 Stock,	 den	 Kamba	 in	 den	 Firmenunterlagen	 Sino	 Zims	 als
seine	Adresse	 angibt,	 stieg	 aber	 zunächst	 einmal	 noch	weiter	 hoch,



weil	ich	vermutete,	dass	eine	etwaige	CIO-Präsenz	im	Gebäude	etwas
mit	 der	 Organisation	 zu	 tun	 haben	 könnte,	 deren
Hauptgeschäftsstelle	 im	 neunten	 und	 zehnten	 Stock	 liegt,	 dem
Simbabwischen	 Gewerkschaftskongress	 (Zimbabwean	 Congress	 of
Trade	Unions	–	ZCTU).

Bevor	 er	 zum	Oppositionsführer	wurde,	 hatte	Morgan	 Tsvangirai
den	 ZCTU	 geleitet.	 Die	 Fotos	 von	 verletzten	 und	 verprügelten
Gewerkschaftern	an	den	Wänden	seines	Büros	bezeugten	den	aktiven
Widerstand	der	Organisation	gegen	das	Regime.	Ich	fragte	einen	der
Gewerkschafter,	was	in	den	unteren	Stockwerken	vor	sich	gehe.	»Im
sechsten	 und	 siebten	 Stock,	 da	 sind	 die	 Typen	 von	 der	CIO«,	 sagte
der	Gewerkschafter.	»Wir	ziehen	nicht	um,	weil	sie	uns	dann	einfach
folgen	würden.«	 Ignatius	 Kamba	 nutzte	 also	 ein	CIO-Büro,	 das	 den
Auftrag	hatte,	Gewerkschafter	auszuspionieren,	als	offizielle	Adresse
für	seine	Geschäfte	mit	der	Queensway	Group.

Während	ich	noch	darum	kämpfte,	nicht	an	den	Hang	der	CIO	zur
Brutalität	 zu	 denken,	 ging	 ich	 die	 Stufen	 wieder	 hinab.	 »Zelgold
Investments:	Registrierte	Geldverleiher«	 stand	 auf	 dem	blau-gelben
Schild	 neben	 dem	 Eingang,	 der	 vom	 Treppenhaus	 in	 die	 Büros	 im
siebten	Stock	und	zu	Kambas	registrierter	Adresse	führte.	Ich	trat	ein
und	steckte	den	Kopf	gleich	zur	ersten	Tür	hinein.	Dahinter	war	ein
spärlich	 möblierter	 Raum	mit	 frisch	 gestrichenen	 weißen	 Wänden.
Dort	saß	ein	korpulenter,	elegant	gekleideter	Mann	am	Schreibtisch
und	 bellte	 in	 ein	 Telefon.	 Sein	 Kollege,	 ebenfalls	 in	 Anzug	 und
Krawatte,	 schaute	 erschrocken	 drein,	 als	 ich	 sagte,	 ich	 sei	 auf	 der
Suche	nach	Masimba	Ignatius	Kamba.

Er	zögerte.	»Welche	Firma?«

»Sino	Zim«,	sagte	ich.

Der	Mann	 erklärte	mir,	 die	Büros	 von	 Sino	Zim	befänden	 sich	 in
einer	 anderen	 Straße	 ein	 paar	 Blocks	 weiter,	 und	 angesichts	 der



Stimmung	im	Raum	war	klar,	dass	es	Zeit	war	zu	gehen.

Zwei	Tage	später	folgte	ich	der	Wegbeschreibung	zu	Sino	Zim,	die
mir	der	Mann	in	dem	Büro	gegeben	hatte,	an	dessen	Adresse	Kamba
registriert	war.	Am	Empfang	fragte	ich	wieder	nach	Kamba.	»Das	hier
ist	 eine	 chinesische	 Firma,	 und	 unsere	 Chefs	 sind	 in	 einer
Besprechung«,	war	die	Antwort.	Wie	sich	herausstellte,	war	das	nicht
das	Büro	von	Sino	Zim	Development,	dem	Unternehmen,	das	sich	die
Diamantenkonzession	 in	 Marange	 gesichert	 hatte,	 sondern	 einer
Firma	ähnlichen	Namens,	die	das	Baumwollgeschäft	der	Queensway
Group	 in	Simbabwe	betrieb.	Um	zu	Sino	Zim	zu	kommen,	so	wurde
mir	 gesagt,	 müsse	 ich	 wieder	 zurückgehen	 und	 am	 Hauptsitz	 von
Megawatt	 House,	 der	 heruntergekommenen	 staatlichen
Elektrizitätsgesellschaft,	 vorbeigehen.	 Schließlich	 erreichte	 ich
Livingstone	 House,	 ein	 eckiges	 und	 eindrucksvolles,	 22	 Stockwerke
hohes	 Gebäude.	 Als	 es	 seinerzeit	 unter	 der	 Herrschaft	 der	Weißen
gebaut	wurde,	war	es	das	höchste	der	Stadt.	Benannt	ist	es	nach	dem
schottischen	 Missionar	 und	 Pionier,	 der	 in	 der	 westlichen
Vorstellungwelt	 von	 Afrika	 durch	 seine	 Begegnung	 mit	 dem
britischen	 Forschungsreisenden	 Stanley	 im	 Jahre	 1871	 (»Dr.
Livingstone,	 nehme	 ich	 an?«)	 unsterblich	 geworden	 ist.	 Heute
beherbergt	der	Wolkenkratzer	unter	anderem	Simbabwes	ineffektive
Antikorruptionskommission.	 Eigentümer	 ist	 dieselbe	 Gruppe,	 die
sich	 auch	 noch	 einen	weiteren	 Bürokomplex	 am	 anderen	 Ende	 der
Stadt	 und	 ein	 Hotel	 geschnappt	 hat,	 das	 in	 den	 Suburbs	 für

Hochzeitsfeiern	beliebt	ist	–	die	Queensway	Group.46

Die	 Eingangshalle	 des	 Livingstone	 House	 war	 kaum	 weniger
prachtvoll	 als	 die	 des	 Luanda	One,	 des	Hochhauses	 der	Queensway
Group	in	Angola.	Am	Eingang	zum	dritten	Stock	sah	ich	endlich	das
Firmenlogo	 von	 Sino	 Zim	 gegenüber	 dem	 Büro	 der	 örtlichen
Zweigstelle	 von	 Coca-Cola.	 Der	 Empfangsbereich	 von	 Sino	 Zim
öffnete	 sich	 auf	 einen	 großen	 Balkon,	 der	 mit	 Kunstrasen	 bedeckt



war	 und	 die	 Aussicht	 auf	 ein	 Dickicht	 von	 Bäumen	 bot.	 Die
Führungskräfte	 arbeiteten	 im	 siebten	 Stock,	 wurde	 mir	 gesagt.	 Ich
nahm	 den	 Aufzug	 nach	 oben	 und	 betrat	 ein	 schön	 eingerichtetes
Büro	mit	abstrakter	Kunst	an	den	Wänden.	Eine	elegante	Sekretärin
teilte	mir	mit,	 das	Management	 Sino	 Zims	 habe	 bereits	 Feierabend
gemacht.	Während	ich	eine	Nachricht	aufschrieb	(auf	die	ich	nie	eine
Antwort	 bekam),	 fragte	 ich	 die	 Sekretärin,	 ob	 Sam	 Pa	 je	 das	 Büro
besuchte.	Sie	lächelte.	»Er	kommt	und	geht.«

Die	 Luft	 war	 gesättigt	 mit	 Feuchtigkeit,	 als	 ich	 durch	 die
menschengemachten	 Schluchten	 Hongkongs	 ging.	 Glitzernde
Wolkenkratzer	wechselten	sich	mit	schmutzigen	hohen	Mietshäusern
und	 hin	 und	 wieder	 mit	 einem	 verfallenen	 Gebäude	 mit	 einem
Baugerüst	 aus	Bambus	davor	 ab.	 Es	war	 ein	Montagmorgen	 im	Mai
2014,	 und	 die	 Titelseiten	 der	 Zeitungen,	 die	 in	 den	 geschäftigen
Straßen	 verkauft	 wurden,	 berichteten	 über	 die	 Proteste,	 die	 in
Vietnam	 ausgebrochen	 waren,	 nachdem	 China	 in	 zwischen	 den
beiden	 Staaten	 umstrittenen	 Gewässern	 eine	 Ölbohrinsel	 gebaut
hatte	 –	 die	 neueste	 regionale	 Provokation	 einer	 zunehmend
selbstbewussten	Macht.	 Ich	 ging	 an	 der	 Stelle	 vorbei,	 wo	mich	 vor
neun	 Jahren	 eine	 Ladung	 Tränengas	 aus	 nächster	 Nähe	 zu	 Boden
geschickt	 hatte,	 als	 ich	 über	 einen	 Protestmarsch	 gegen	 den	 im
Messezentrum	 Hongkongs	 stattfindenden	 WTO-Gipfel	 berichtete,
mit	 dem	 koreanische	 Bauern	 gegen	 die	 ihnen	 durch	 die
Globalisierung	aufgenötigten	Entbehrungen	demonstrierten.

Ich	 kam	 zu	 der	 Adresse,	 die	 ich	 gesucht	 hatte:	 Pacific	 Place,	 die
Krone	von	Türmen,	die	Queensway	Nr.	88	bilden.	Ich	ging	durch	das
Einkaufszentrum	 im	 Erdgeschoss	 mit	 seinen	 luxuriösen	 Boutiquen
und	 seiner	 stimmungsvollen	 Beleuchtung	 und	 hoch	 zum	 Hof
zwischen	den	Türmen,	der	mit	Pflanzen	geschmückt	war.	Ein	teures
Café	 verpflegte	die	 kosmopolitischen	Finanzleute,	 die	hier	 arbeiten.
China	 Sonangol,	 der	China	 International	 Fund	 und	 diverse	weniger



bekannte	 Unternehmen	 der	 Queensway	 Group	 sind	 im
Unternehmensregister	Hongkongs	im	zehnten	Stock	von	Two	Pacific
Place	 eingetragen,	 dem	 zweiten	 Turm	 des	 Komplexes	 mit	 der
geschwungenen	Fassade	aus	verspiegeltem	Glas.

Die	 geräumige	 Eingangshalle	 war	 mit	 kleinen	Wandgemälden	 im
munteren	 Stil	 der	 vierziger	 Jahre	 dekoriert,	 auf	 denen	 Aktenkoffer
tragende	 und	 Golf	 spielende	 Geschäftsleute	 und	 Frauen	 zu	 sehen
waren,	 die	 winzige	 Hunde	 spazieren	 führten	 und	 ihren	 Rock	 wie
Marilyn	Monroe	hochwirbeln	ließen.	Ich	trat	aus	dem	Lift	–	der	nur
aus	Marmor	 und	 Spiegeln	 bestand	 –	 auf	 die	 zehnte	 Etage	 und	 sah,
hinter	Glastüren,	das	Logo	von	China	Sonangol.

Innen	sah	man	links	ein	Wartezimmer,	außerdem	die	aus	dunklem
Stein	gearbeitete	kniehohe	Statue	einer	Afrikanerin.	 Ich	drückte	auf
die	Sprechanlage,	und	eine	Frau	mit	Brille	und	blauer	Bluse	ließ	mich
hinein.	Bevor	ich	mich	vorstellen	konnte,	erschien	eine	weitere	Frau.
Sie	 war	 klein	 mit	 einem	 runden	 Gesicht	 und	 einer	 schwarzen
Bobfrisur	 und	 trug	 eine	 schwarze	 Bluse	 und	 schwarze	 Hosen.	 Sie
fragte,	 wer	 ich	 sei.	 Ich	 erklärte,	 dass	 ich	 als	 Journalist	 für	 die
Financial	 Times	 arbeitete	 und	 an	 einem	 Buch	 schrieb,	 in	 dem	 auch
China	 Sonangol	 vorkommen	würde.	 Beide	 Frauen	 lächelten	höflich,
aber	es	lag	ein	deutliches	Unbehagen	in	der	Luft.

Ich	 ratterte	 die	 Namen	 anderer	 Firmen	 der	 Queensway	 Group
herunter,	die	unter	der	Adresse	registriert	waren,	wo	wir	uns	gerade
befanden:	China	International	Fund,	New	Bright,	Dayuan.	Ich	nannte
Lo	Fong	Hung,	die	dieses	Büro	als	ihre	Adresse	angegeben	hatte.	Die
Frau	 in	 Schwarz	 sagte	mir,	 sie	wisse	 nichts	 von	diesen	 Firmen.	 Ich
fragte	 nach	 China	 Sonangol,	 dessen	 Logo	 neben	 uns	 an	 der	 Wand
war.	Sie	meinte,	 ich	solle	mir	die	Website	ansehen.	 Ich	erklärte,	 ich
hätte	 zahllose	 E-Mails	 geschickt,	 von	 denen	 keine	 beantwortet
worden	 sei.	 Sie	 bestand	 darauf,	 dass	 ich	 dann	 eben	 noch	 eine
schicken	 solle.	 Ich	 fragte,	 ob	 es	 irgendjemanden	 im	Büro	 gebe,	 der



mir	auf	meine	Fragen	antworten	könne.	Sie	sagte,	sie	sei	nicht	»in	der
Position«,	es	seien	keine	Manager	hier,	ich	müsse	mich	im	Ort	geirrt
haben.	 Ich	 fragte,	 ob	 ich	 eine	 schriftliche	 Nachricht	 für	 einen
Manager	 hinterlassen	 könne.	 Sie	 lehnte	 ab.	 Ich	 fragte	 nach	 dem
Namen	 eines	 Ansprechpartners,	 den	 ich	 kontaktieren	 könne.	 Sie
lehnte	 ab.	 Ich	 fragte	nach	 ihrem	Namen.	 Sie	 lehnte	 ab.	Dann	 zeigte
ich	 auf	 einen	 Stapel	 Broschüren,	 darunter	 auch	Exemplare	 von	CIF
Space,	 des	 hausinternen	 Newsletters	 des	 China	 International	 Fund,
eines	Unternehmens,	von	dem	die	Frau	gesagt	hatte,	sie	wisse	nichts
von	ihr.	Ich	fragte,	ob	ich	eines	davon	haben	könne.	»Die	können	wir
nicht	herausgeben«,	sagte	sie	und	fügte	dann	hinzu:	»Ich	glaube,	Sie
sollten	 gehen.«	 Ich	 ging	 hinaus,	 die	 Tür	 fiel	 hinter	mir	 ins	 Schloss,
und	die	Frau	verschwand.	Ich	drückte	nochmals	auf	die	Sprechtaste
und	 versuchte,	 nach	 Sam	 Pa	 zu	 fragen.	 »Nein«,	 sagte	 die	 Frau	 am
Empfang.

Dasselbe	war	es	im	Büro	im	44.	Stock	des	nächsten	Turms	entlang
der	 Hauptstraße,	 dem	 Lippo	 Center	 von	 Queensway	 Nr.	 89,	 einem
Gebäude,	 das	 einem	 gewaltigen	 Stapel	 von	 Jenga-Bauklötzen	 ähnelt
und	 in	 das	 die	 Gruppe	 kurz	 zuvor	 einige	 ihrer	 angemeldeten
Adressen	 verlegt	 hatte.	 Dort	 schaffte	 ich	 es	 nicht	 einmal	 durch	 die
Tür	 eines	 weiteren	 Büros	 von	 China	 Sonangol,	 bevor	 ich	 gebeten
wurde	zu	gehen.

Es	gelang	mir	jedoch,	Sam	Pas	Handynummer	herauszufinden.	Ich
rief	 dann	 dort	 wiederholt	 an.	 Meistens	 klingelte	 es	 durch	 oder
schaltete	 auf	 Anrufbeantworter,	 was	 darauf	 schließen	 ließ,	 dass	 er
nicht	 in	 Hongkong	 war.	 Er	 ging	 zweimal	 an	 den	 Apparat,	 und	 ich
erklärte	ihm,	ich	werde	über	ihn	schreiben.	Sein	Englisch	hatte	einen
starken	Akzent.	Das	erste	Mal	sagte	er,	er	sei	beim	Mittagessen,	das
zweite	 Mal,	 er	 sei	 in	 einem	 Meeting.	 Beide	 Male	 versprach	 er
zurückzurufen.	Aber	er	tat	es	nie.	Soweit	ich	weiß,	hat	er	noch	nie	ein
Interview	gegeben.



Die	eine	Person	der	Queensway	Group,	die	bereit	war,	mit	mir	zu
sprechen,	 war	 der	 Anwalt	 China	 Sonangols,	 Jee	 Kin	 Wee.	 Wir
tauschten	2	014	E-Mails	aus.	Ich	schrieb	ihm	einen	detaillierten	Brief,
in	 dem	 ich	 ihm	 52	 Fragen	 zur	 Queensway	 Group	 und	 ihren
Aktivitäten	 stellte.	 Als	 Antwort	 kam	 ein	 mit	 China	 Sonangol
unterzeichneter	Brief,	der	ganze	vier	davon	beantwortete.	»Aufgrund
von	 Verschwiegenheitsvereinbarungen	 und	 unseres	 legitimen
Wunsches	 nach	 Privatsphäre,	 auf	 die	 Privatunternehmen	 ein	 Recht
haben,	werden	wir	Ihnen	keine	zusätzlichen	Informationen	geben,	als
nötig	 ist	 [sic]«,	 hieß	 es	 in	 dem	 Brief.	 »Wir	 behalten	 uns	 allerdings
rechtliche	 Schritte	 vor,	 falls	 Sie	 Behauptungen	 wiederholen	 oder
publizieren,	mit	denen	wir	diffamiert	werden.«	Weiter	stand	da:	»Wir
sind	 kein	 gelistetes	 Unternehmen	 und	 von	 Rechts	 wegen	 nicht
verpflichtet,	 unsere	 geschäftlichen	 Angelegenheiten	 in	 derselben

Weise	offenzulegen	wie	notierte	Unternehmen.”47

Sam	Pa	ist	beständig	auf	Reisen.	Sein	Jet	bleibt	selten	länger	als	ein
paar	Tage	an	einem	Ort.	Allein	in	den	ersten	Monaten	des	Jahres	2014
flog	 er	 zwischen	 Hongkong,	 Singapur,	 Mauritius,	 Madagaskar,	 den
Malediven,	Angola,	Simbabwe,	Indonesien	(wo	China	Sonangol	einen

Anteil	an	einem	Erdgasfeld	hat)	und	Beijing	hin	und	her.48

Wie	bei	Rhodes	vor	 ihm,	wurde	der	Horizont	Pas	 in	Afrika	 immer
weiter.	Im	Dezember	2013	machte	Ernest	Bai	Koroma,	der	Präsident
Sierra	 Leones,	 eines	 Landes,	 das	 noch	 die	 Wunden	 seines
diamantenfinanzierten	 Krieges	 leckte,	 aber	 jetzt	 auf	 dem	Weg	 zum
Frieden	war,	auf	dem	Weg	zum	Begräbnis	Nelson	Mandelas	in	Afrika
in	 Angola	 halt.	 Bei	 einem	 Abendessen	 und	 Rotwein	 im	 goldenen
Wolkenkratzer	der	Queensway	Group,	Luanda	One,	hatte	Koroma	ein
Gespräch,	 das	 in	 einem	 Statement	 seines	 Büros	 als	 »fruchtbare
Diskussion	 mit	 dem	 chinesischen	 Geschäftsgiganten	 und
Vizevorsitzenden	 des	 China	 International	 Fund	 Limited,	 Mr.	 Sam,
über	 wichtige	 in	 Sierra	 Leone	 durchzuführende



Infrastrukturmaßnahmen«	 bezeichnet	 wurde.49	 Ein	 Foto	 zeigt
Koroma	im	eifrigen	Gespräch	mit	Pa,	der	eine	Brille	und	den	üblichen
dunklen	 Anzug	 trägt.	 Vor	 ihm	 liegt	 sein	Handy	 auf	 dem	Tisch,	 und
seine	Gestik	macht	den	Anschein,	 als	würde	 er	 einzelne	Punkte	 auf
einer	 Liste	 abhaken.	 (Ein	weiteres,	 ein	 Jahr	 früher	 aufgenommenes
Foto	zeigt	Pa,	wie	er	zusieht,	wie	Koroma	einen	Vorvertrag	zwischen
Sierra	Leone,	dem	China	 International	Fund	und	der	China	Railway
Construction	Corporation,	einer	riesigen	staatseigenen	chinesischen
Gesellschaft	mit	240	000	Beschäftigten,	unterzeichnet.	Dabei	ging	es
um	 eine	 Reihe	 von	 Projekten	 vom	 Diamantenabbau	 bis	 zu

Fischereien.)50

Das	 Queensway-Imperium	 machte	 sich	 nun	 von	 seinen
Kerngeschäften	 in	 den	 Ölfeldern,	 Mineralvorkommen	 und
Diamantenminen	 Afrikas	 zu	 neuen	 Grenzen	 auf.	 China	 Sonangol
stellte	 Alain	 Fanaie	 ein,	 der	 vorher	 ein	 für	 den	 Rohstoffsektor
zuständiger	 führender	 Banker	 bei	 Crédit	 Agricole	 war,	 einer
französischen	 Bank,	 die	 China	 Sonangol	 bei	 dem	 Arrangement	 von
Multimilliardenkrediten	 geholfen	 hatte.	 Fanaie	 wurde	 zum
Vorsitzenden	von	China	Sonangol	bestellt	und	operierte	von	dessen
Sitz	in	Singapur	aus.	(Im	Juli	2014	verkündete	China	Sonangol	in	einer

kurzen	Erklärung,	Fanaie	sei	zurückgetreten.)51	Aber	selbst	während
China	 Sonangol	 sich	 die	 äußeren	 Zeichen	 eines	 gewöhnlichen
Unternehmens	 zulegte,	 blieb	 Sam	 Pa	 immer	 noch	 sein
Hauptrepräsentant.

Im	 September	 2013	 posierte	 Sam	 Pa	 in	 Dubai	 bei	 der	 Feier	 zur
Unterzeichnung	 eines	 Vertrags	 neben	 Scheich	 Ahmad	 ibn	 Sa’id	 Al
Maktoum,	einem	hochrangigen	Mitglied	der	königlichen	Familie	des
ölreichen	 Emirats,	 für	 die	 Fotografen.	 Sie	 hatten	 gerade	 ihre
Unterschrift	unter	ein	Geschäft	gesetzt,	bei	dem	China	Sonangol	sich
verpflichtete,	zu	bauen,	was	die	offizielle	Presseerklärung	Dubais	als
eine	»Raffinerie	auf	modernstem	Stand«	zur	Verarbeitung	von	Rohöl



bezeichnete.52	 Im	Mai	2014	wohnte	Pa	einer	anderen	Zeremonie	bei,
diesmal	 in	 Beijing.	 Dabei	 saß	 er	 neben	 dem	 stellvertretenden
Bürgermeister	 Moskaus,	 Marat	 Khusnullin,	 und	 Hu	 Zhenyi,	 dem
Vizepräsidenten	 der	 China	 Railway	 Construction	 Corporation.	 Pa
vertrat	den	China	International	Fund	in	einem	Vertrag	zum	Bau	einer
neuen	 Metrolinie	 in	 Moskau.	 Khusnullin,	 der	 stellvertretende
Bürgermeister,	 war	 als	 Teil	 einer	 Delegation	 in	 der	 Stadt,	 die
Wladimir	Putin	nach	China	begleitete.	Zwei	Monate	zuvor	hatte	Putin
nach	dem	Sturz	des	prorussischen	Präsidenten	der	Ukraine	die	Krim
annektiert	 und	 damit	 die	 USA	 und	 Europa	 zur	 Verhängung	 von
Sanktionen	gegen	Putins	inneren	Kreis	und	die	russische	Ölindustrie
gebracht.	Der	Metrovertrag	war	ein	Geschäft	genau	nach	dem	Muster
der	 Afrikageschäfte	 der	 Queensway	 Group:	 die	 Kultivierung	 eines
Regimes,	 über	 das	 gerade	 internationale	 Sanktionen	 verhängt
worden	waren,	das	im	Westen	als	Paria	denunziert	wurde	und	in	dem
es	massenhaft	Korruption	und	natürliche	Ressourcen	gab.

J.	 R.	 Mailey,	 ein	 US-amerikanischer	 Forscher,	 der	 Teil	 des
Untersuchungsteams	 des	 US-Kongresses	 war,	 das	 die	 »Queensway
Group«	 als	 Erstes	 identifizierte	 und	 den	 Namen	 prägte,	 verfügt
inzwischen	 über	 ein	 enzyklopädisches	 Wissen	 über	 Sam	 Pas
Konzernimperium.	 Ich	 fragte	 ihn	 nach	 seiner	 Meinung	 über	 die
Zukunft	 der	 Queensway	 Group.	 »Selbst	 wenn	 das	 Queensway-
Wirtschaftsimperium	zerfallen	sollte,	 ist	alles,	was	den	Aufstieg	Sam
Pas	 ermöglicht	 hat,	 immer	 noch	 da.	 Er	 hat	 immer	 noch	 sein
Adressbuch,	 und	 er	 weiß,	 wie	 man	 Kontakt	 zu	 Eliten	 in
verwundbaren	 Staaten	 bekommt.	 Noch	 wichtiger	 ist,	 dass	 er	 weiß,
wie	 man	 unter	 dem	 Radar	 und	 außerhalb	 der	 Reichweite	 des
Gesetzes	operiert.	Wenn	es	nicht	 er	wäre,	wäre	 es	 jemand	anderes.
Das	System	ist	immer	noch	da:	Diese	Investoren	können	immer	noch
ein	Unternehmen	gründen,	ohne	zu	sagen,	wer	sie	 sind,	 sie	können
ihr	 Unternehmen	 immer	 noch	 in	 einem	 Land	 anmelden,	 das	 sich



nicht	darum	kümmert,	was	das	Unternehmen	anderswo	macht,	und
leider	gibt	es	keinen	Mangel	an	instabilen	rohstoffreichen	Staaten,	an

denen	diese	Investoren	sich	bereichern	können.«53

Sino	 Zim	 gab	 ihre	 Konzession	 für	 die	 Diamantenfelder	 in
Simbabwe	 auf	 und	 sagte,	 sie	 sei	 »kommerziell	 nicht	 lebensfähig«.
2013	 hieß	 es	 in	 Kreisen	 der	 Bergbauindustrie	 in	 Harare,	 die
Gesellschaft	sehe	sich	in	einem	anderen	Teil	Maranges	um	und	habe
weitere	 Mineralienprojekte.	 Der	 China	 International	 Fund,	 das
offizielle	 Gesicht	 der	 Queensway	 Group,	 stritt	 ab,	 Mugabes

Geheimpolizei	 Geld	 gegeben	 zu	 haben.54	 Doch	 Sam	 Pa	 war	 auch
weiterhin	ein	häufiger	Gast	in	Harare.

Im	 April	 2014,	 acht	 Monate	 nachdem	 Robert	 Mugabe	 sich	 durch
Betrug	 den	Weg	 zurück	 zur	 totalen	Kontrolle	 eines	 Landes	 geebnet
hatte,	das	er	bereits	dreiunddreißig	Jahre	lang	regiert	hatte,	fügte	das
US-Finanzministerium	die	sieben	Namen	Sam	Pas	seiner	Schwarzen
Liste	»besonders	designierter	Staatsbürger«	hinzu.	Die	simbabwische
Sino	 Zim	 Development	 wurde	 ebenfalls	 auf	 die	 Liste	 gesetzt,	 nicht
aber	die	in	Singapur	ansässige	Gesellschaft,	die	fast	genauso	hieß.	Die
fraglichen	Unternehmen	und	Personen	stehen	auf	der	Liste,	weil	sie
Herrschern	 von	 Ländern,	 über	 die	 die	 USA	 Sanktionen	 verhängt
haben,	 »gehören	 oder	 von	 [ihnen]	 kontrolliert	 werden	 oder	 für	 sie
oder	 an	 ihrer	 Stelle	 tätig	 sind«.	US-Unternehmen	dürfen	mit	 ihnen
keine	 Geschäfte	 machen,	 und	 ihre	 Guthaben	 in	 den	 USA	 sind
eingefroren.	Beijing	hatte	inzwischen	schon	versucht,	ein	Stück	weit
auf	 Abstand	 zur	 Queensway	 Group	 zu	 gehen.	 2009	 erklärte	 die
chinesische	 Botschaft	 in	 Harare,	 die	 chinesische	 Regierung	 habe
»nichts	 mit	 den	 Geschäftsoperationen	 einer	 Gesellschaft	 namens

China	 International	 Fund	 zu	 tun«.55	 (Selbst	 die	 Queensway	 Group
schiebt	 jetzt	 ein	 schamhaftes	 Feigenblatt	 zwischen	 den	 eigenen
Konzern	 und	 den	 Mann,	 der	 rund	 um	 die	 Welt	 jettet,	 um	 für	 sie
Geschäfte	zu	machen:	China	Sonangols	Anwalt	sagte	mir,	Sam	Pa	sei



lediglich	ein	»Berater«	des	Unternehmens.)56

Aber	 chinesische	Konzerne	 schlossen	 auch	weiterhin	 im	direkten
Windschatten	 der	 Queensway	 Group	 Verträge	 mit	 afrikanischen
Rohstoffstaaten	ab.	Die	US-Behörden	verzichteten	darauf,	auch	China
Sonangol	 auf	 die	 Sanktionsliste	 zu	 setzen,	 zu	 dessen	 Partnern	 bei
angolanischen	 Ölprojekten	 die	 größten	 US-amerikanischen
Ölkonzerne	gehören	und	für	das	Sam	Pa	rund	um	die	Welt	Geschäfte

macht.57

Nichts	von	dem,	was	wir	getan	haben,	kann	rückgängig	gemacht	werden.
Das	waren	Mahmoud	Thiams	Worte,	als	er	sich	anschickte,	Guinea	zu
verlassen	 und	 zurück	 nach	 New	 York	 zu	 gehen,	 nun,	 da	 seine
Minengeschäfte	 abgeschlossen	 waren.	 Im	 Rückblick	 mag	 diese
Aussage	 lächerlich	 erscheinen:	 Die	 gewählte	 Regierung,	 die	 auf	 die
Junta	 folgte,	 der	 Thiam	 gedient	 hatte,	 warf	 Sam	 Pa	 und	 Beny
Steinmetz,	 die	 beide	 von	 ihm	unterstützt	worden	waren,	 hinaus.	 In
einer	anderen	Hinsicht	hatte	er	jedoch	recht.	Sam	Pas	Herrschaft	als
Baron	des	afrikanischen	Rohstoffhandels	mag	von	Dauer	sein,	oder	er
verschwindet	vielleicht	genauso	rasch	wieder	in	der	Versenkung,	wie
er	aus	ihr	aufgetaucht	ist,	weil	er	über	die	Fallstricke	der	Politik	der
Rohstoffstaaten	 stolpert.	 Aber	 die	 Plünderungsmaschine	 hat,	 in
vielerlei	 Formen,	 viele	 solcher	 Herrscher	 gesehen:	 König	 Leopold,
Cecil	 Rhodes,	 Mobutu,	 Mugabe	 und	 Heerscharen	 von	 Managern
westlicher	Öl-	und	Bergbaukonzerne	sowie	ihre	neuen	chinesischen
Gegenstücke.	 Auf	 den	 ersten	 Blick	 sind	 sie	 Rivalen,	 aber	 sie	 alle
profitieren	 von	 dem	 natürlichen	 Reichtum,	 dessen	 Fluch	 auf	 dem
Leben	von	Hunderten	von	Millionen	von	Afrikanern	lastet.

Die	Reiche	des	kolonialen	Europa	und	die	Supermächte	des	Kalten
Krieges	haben	einer	neuen	Form	der	Herrschaft	über	den	Kontinent
Platz	gemacht,	den	die	Welt	als	seine	Mine	benutzt	–	neuen	Imperien,
die	 nicht	 von	 Nationalstaaten	 kontrolliert	 werden,	 sondern	 von
Allianzen	 zwischen	 afrikanischen	 Herrschern,	 die	 niemandem



Rechenschaft	 schuldig	 sind	 und	 durch	 Schattenstaaten	 regieren,
Mittelsmännern,	 die	 diese	 Potentaten	 mit	 der	 weltweiten
Rohstoffwirtschaft	 verbinden,	 und	 multinationalen	 Konzernen	 aus
Westen	 und	 Osten,	 die	 ihre	 korrupten	Machenschaften	 hinter	 dem
Unternehmensgeheimnis	 verbergen.	 Wenn	 wir	 in	 unsere	 Handys
sprechen,	 unsere	 Autos	 betanken	 oder	 unseren	 Partnern	 einen
Antrag	machen,	denken	wir	lieber	nicht	an	die	Mütter	im	Ostkongo,
die	 Slumbewohner	 in	 Luanda	 oder	 die	 Bergarbeiter	 in	 Marange.
Solange	 wir	 uns	 dafür	 entscheiden,	 unseren	 Blick	 von	 alldem
abzuwenden,	wird	die	Plünderungsmaschine	weiterlaufen



Epilog:	Komplizenschaft

In	der	Nähe	meiner	Wohnung	in	East	London	gibt	es	ein	Café,	in	dem
eine	 Kreidetafel	 verkündet:	 »Ethisch	 gehandelter,	 organischer
Kaffee	–	hier!«	Der	Kaffee	stammt	von	einem	Unternehmen,	das	von
Bob	 Marleys	 Sohn	 Rohan	 gegründet	 wurde	 und	 seine	 Bohnen	 aus
Jamaica,	Zentralamerika	und	Äthiopien	bezieht.	 In	dem	Supermarkt
weiter	unten	in	der	Straße	nennt	das	Label	auf	einer	Packung	Datteln
als	 Herkunftsland	 Israel;	 dafür	 kommen	 die	 Trauben	 aus	 Chile.
Weniger	Aufmerksamkeit	wird	der	Provenienz	der	Waren	in	anderen
Läden	 geschenkt,	 die	 Schmuck	 und	 Handys	 und	 Getränkedosen
verkaufen,	 oder	 bei	 den	 Maklern,	 die	 Häuser	 mit	 Kupferleitungen
und	Küchen	aus	rostfreiem	Stahl	anbieten,	oder	an	der	Tankstelle	mit
ihren	 verschiedenen	 Sorten	 von	 Benzin	 und	 Diesel.	 In	 den
verschlungenen	 Lieferketten	 der	 Weltwirtschaft	 vermischen	 sich
Rohstoffe	aus	allen	Kontinenten,	und	man	kann	sich	sicher	sein,	dass
in	meiner	Einkaufsstraße	in	East	London	ebenso	wie	in	den	Malls	von
Los	Angeles	und	den	Boutiquen	 von	Rom	Preziosen	 aus	Afrika	 zum
Verkauf	stehen,	deren	genaue	Herkunft	niemand	kennt.	Und	was	die
riesigen	 Konzerne	 der	 Öl-	 und	 Minenindustrie	 betrifft,	 haben	 wir
über	 die	 Investitionen,	 die	 unsere	Rentenfonds	 dort	 tätigen,	 alle	 an
ihren	Profiten	teil.

Wenn	 aber	 statt	 Wertgegenständen	 etwas	 Unerwünschtes	 aus
Afrika	 bei	 uns	 eintrifft,	 ist	 das	 Geschrei	 groß.	 Jedes	 Jahr	 sterben
Hunderte	afrikanische	Migranten	–	einige	Flüchtlinge,	andere	durch
Armut	 zu	 enormen	 Risiken	 getrieben	 –	 bei	 dem	 Versuch,	 in
jämmerlich	seeuntüchtigen	Booten	übers	Mittelmeer	nach	Europa	zu
kommen.	 Ende	 2014	 verkündete	 die	 italienische	 Regierung	 die
Einstellung	 einer	 Such-	 und	Rettungsoperation,	 die	 seit	 Beginn	 des
Jahres	150	000	Menschenleben	gerettet	hatte.	(Natürlich	könnte	man



auch	 argumentieren,	 sie	 hätte	 die	 Menschenschmuggler,	 die	 diese
Schiffe	 auf	 den	 Weg	 schicken,	 dazu	 angereizt,	 immer	 mehr
menschliche	Fracht	auf	immer	untauglichere	Schiffe	zu	packen.)	Die
Tatsache,	dass	Tanker,	die	afrikanisches	Rohöl	transportieren,	durch
das	 die	 Länder,	 in	 denen	 es	 gefördert	 wurde,	 geplündert	 und
korrumpiert	wurden,	völlig	ungehindert	dieselben	Routen	benutzen,
war	nicht	Teil	der	Debatte.	Nachdem	zwei	US-Entwicklungshelfer	in
Liberia	sich	im	Juli	2014	mit	dem	Ebola-Virus	angesteckt	hatten	und
zur	Behandlung	zurück	 in	die	Vereinigten	Staaten	geflogen	wurden,
schrieb	Donald	Trump	auf	Twitter,	»Lasst	die	EBOLA-Patienten	nicht
in	 die	 USA.	 Behandelt	 sie,	 auf	 Topniveau,	 da	 drüben.	 DIE
VEREINIGTEN	 STAATEN	 HABEN	 GENUG	 PROBLEME!«	 Newsweek
brachte	 ein	 Bild	 mit	 einem	 Affen	 auf	 dem	 Titel	 und	 dazu	 eine
abstruse	 Geschichte	 über	 die	 Gefahr,	 Fleischimporte	 aus	 dem

afrikanischen	Busch	könnten	das	Virus	nach	Amerika	bringen.1	 Nur
wenige	 stellten	 den	 Bezug	 her	 zwischen	 den	 auszehrenden
Auswirkungen	einer	Plünderungsmaschine,	die	den	Reichtum	Afrikas
in	 die	 reiche	Welt	 transferiert,	 und	 der	 Unfähigkeit	 der	 Länder,	 in
denen	 sich	 Ebola	 ausbreitete,	 das	 Virus	 effektiv	 zu	 bekämpfen.	 Bis
Oktober	 hatten	 Ebola	 und	 das	 von	 ihm	 hervorgerufene
hämorrhagische	Fieber	bei	fünftausend	Menschen	in	Guinea,	Liberia
und	Sierra	Leone	–	Ländern,	die	gerade	erst	dabei	waren,	Krieg	und
Diktatur	hinter	sich	zu	lassen	–	zu	einem	unvorstellbar	schrecklichen
Tod	 geführt.	 In	 allen	 drei	 Ländern	 nährte	 sich	 das	 Virus	 am
Ressourcenfluch,	 der	 zur	 Schwächung	 des	 öffentlichen
Gesundheitswesens	und	zur	Untergrabung	der	Fähigkeit	des	Staates
zum	 Schutz	 seiner	 Bürger	 beigetragen	 hatte.	 Es	 gab	 keine
Diskussionen	 über	 eine	 Schließung	 der	 westlichen	 Grenzen	 für	 die
Diamanten,	das	Bauxit	und	das	Eisenerz	dieser	Länder.

Stattdessen	 wächst	 der	 Hunger	 der	 Industrieländer	 nach
afrikanischen	 Rohstoffen	 immer	 weiter.	 Der	 Rohstoffboom,	 der	 in



Nigeria,	 Angola,	 dem	 Kongo	 und	 dem	 Rest	 der	 Rohstoffstaaten
Afrikas	 die	 Rententöpfe	 gefüllt	 hat,	 hat	 die	 Öl-	 und
Minenunternehmen	zu	umfassenden	Investitionen	in	die	Erforschung
unerschlossener	Gebiete	veranlasst.	Schätzungen	zufolge	übertreffen
neue	 Gasfunde	 in	 Ostafrika	 die	 gesamten	 Vorräte	 der	 Vereinigten
Arabischen	 Emirate	 und	 stehen	 nur	 wenig	 hinter	 denen	 der	 USA

zurück.2	Die	Minengesellschaften	graben	sich	tiefer	in	den	Boden	und
erschließen	 die	 Territorien	 im	 Inneren	 Afrikas.	 Alle	 Länder	 Afrikas

bis	auf	fünf	produzieren	bereits	Öl	oder	sind	auf	der	Suche	danach.3

Schon	 jetzt	 gibt	 es	 Anzeichen,	 dass	 sich	 zusammen	mit	 den	 immer
neuen	 Entdeckungen	 der	 Industrie	 auch	 die	 zersetzenden
Auswirkungen	des	Rohstoffhandels	ausbreiten.

Vor	einigen	Jahren	ging	ich	in	einer	Dezembernacht	in	einen	Club
in	London,	um	Nneka,	eine	der	aufregendsten	 jungen	Musikerinnen
Nigerias,	zu	sehen.	Ich	hatte	sie	in	Lagos	spielen	sehen	und	sie	schon
einige	Male	getroffen.	Sie	ist	eine	Tochter	des	Nildeltas	und	singt	und
rappt	über	die	Nöte,	die	das	Öl	über	ihr	Volk	gebracht	hat.	Ein	Song	–
»VIP«,	 »Vagabonds	 in	 Power«	 oder	 »Vagabunden	 an	 der	 Macht«	 –
geht	so:

You	dey	break	my	heart

You	dey	take	my	soul	away

They	make	my	pikin	[child]	dey	suffer

They	make	Africa	dey	suffer

Vagabond	in	Power

You	dey	break	my	heart4

Bevor	sie	mit	einer	Interpretation	von	»VIP«	begann,	erinnerte	Nneka
die	 Menge	 an	 die	 Rolle,	 die	 Shell	 und	 andere	 multinationale
Rohstoffgesellschaften	 bei	 der	 täglichen	 Korruption	 in	 Nigeria
spielen.	 Sie	 sprach	 auch	 eine	 Lehre	 aus,	 eine	 Lehre,	 die	 für	 alle



geplünderten	 Nationen	 Afrikas	 gilt:	 »Denkt	 nicht,	 ihr	 hättet	 nichts
damit	zu	tun.«
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Richard	 und	 Fatima	 Lapper	 gewährten	 mir	 in	 Johannesburg	 ihre
Gastfreundschaft.	 Alec	 Russel	 gab	 mir	 (zusammen	 mit	 seiner
wundervollen	 Familie,	 Sophie,	Mungo	 und	Ned)	 zuerst	 in	 Südafrika
und	dann	in	London	neue	Energie.	William	Wallis,	ein	Mann,	der	mit
Leib	 und	 Seele	 an	 Afrika	 hängt,	 gab	 mir	 eine	 Chance	 als	 FT-
Korrespondent	 und	 hat	 mir	 seitdem	 zahllose	 Einsichten	 und	 viel
Heiterkeit	beschert.

Ich	 bin	 der	 FT	 dankbar	 für	 die	 Genehmigung	 zur
Wiederverwendung	 von	 Material	 aus	 meinen	 Afrikaartikeln	 und
meiner	 späteren	Arbeit	 im	Rechercheteam.	Mit	 jedem	»Und	hier	 ist
die	 Sache…«	 gab	 uns	 Christine	 Spolar,	 die	 Recherchechefin	 der
Zeitung,	 eine	 weitere	 ihrer	 klugen	 Einschätzungen,	 ohne	 die	 viele
dieser	 Geschichten	 nie	 das	 Tageslicht	 erblickt	 hätten.	 Demetri
Sevastopulo,	 Cynthia	 O’Murchu	 und	 Helen	 Thomas	 (wie	 ich
Versuchskaninchen)	 waren	 wunderbare	 Mitarbeiter.	 Sosehr	 wir	 es
auch	 versuchten,	 wir	 konnten	 Nigel	 Hansens,	 dem
unerschütterlichen	 Anwalt	 der	 FT,	 nie	 die	 gute	 Laune	 verderben.
Lionel	 Barber	 und	 John	 Thornhill	 stellten	 sich	 vorbehaltlos	 hinter
unsere	Arbeit.	 Alan	Beattie	 erklärte	mir	 einige	wichtige	Dinge	 über
Handel,	James	Kynge	einige	andere	über	China.	Quentin	Peel	hielt	ein
weises	 Auge	 auf	 mich.	 Es	 ist	 ein	 sprechendes	 Zeugnis	 für	 diese
Zeitung,	 dass	 die	 Zahl	 der	 anderen	 Journalisten,
Nachrichtenredakteure,	 Herausgeber,	 Subredakteure,	 Rechercheure
und	 Redaktionsassistenten,	 die	 für	 ihr	 Können,	 ihre	 Geduld,	 ihren
Mut	und	ihre	Kameradschaft	Dank	verdienen,	zu	groß	ist,	als	dass	ich



sie	 alle	nennen	könnte.	Dieses	Buch	 ist	 aber	dennoch	mein	 eigenes
Projekt	und	nicht	Teil	meiner	Arbeit	für	FT.

J.	R.	Mailey	hat	die	Queensway	Group	erforscht	wie	kein	 anderer
und	 freundlich	 all	 meine	 unaufhörlichen	 Fragen	 beantwortet.
Zahlreiche	 Journalisten,	 Forscher	 und	 Aktivisten	 haben	 weitere
Stückchen	zu	dem	großen	Puzzle	Queensway	hinzugefügt.	 Ich	stehe
in	 der	 Schuld	 Patrick	 Smiths	 und	 anderer	 bei	 Africa	 Confidential,
jener	 großartigen	 Chronik	 des	 Kontinents.	 Auch	 in	 der	 Öl-	 und
Bergbauindustrie	gibt	es	viele	integre	Männer	und	Frauen.	Einige	von
denen,	 die	 mit	 mir	 gesprochen	 und	 gestritten	 haben,	 sind	 hier
aufgeführt,	viele	andere	sind	es	nicht.	Ich	bin	ihnen	allen	dankbar.

Mittel	aus	den	Royal	Society	of	Literature	Jerwood	Awards	und	der
Authors’	 Foundation	 sorgten	 dafür,	 dass	 ich	 immer	 ein	 Dach	 über
dem	Kopf	und	ein	Flugticket	in	der	Tasche	hatte.	Martin	Redfern	bei
HarperCollins	 und	Clive	 Priddle	 bei	 PublicAffairs	 nahmen	 ein	 noch
vor	 sich	 hin	 nuschelndes	 Manuskript	 an	 und	 brachten	 es	 zum
Sprechen.	 Viele	 ihrer	 ausgezeichneten	 Kollegen	 haben	 dazu
beigetragen,	dass	das	Buch	nun	erscheinen	kann.	Kevin	Conroy	Scott
bei	Tibor	 Jones	und	Sophie	Lambert,	 die	 jetzt	 bei	Conville	&	Walsh
ist,	 unterstützten	 die	 Idee	 des	 Buchs,	 als	 sie	 sich	 noch	 im
Keimzustand	 befand.	 Sophies	 unschätzbarer	 Enthusiasmus	 und
Esprit	haben	es	die	ganze	Zeit	genährt	und	begleitet.

Meine	Mutter	und	mein	Vater	haben	mir	nie	 gezeigt,	wie	besorgt
sie	jedes	Mal	waren,	wenn	ich	wieder	loszog.	Sie	waren	meine	Felsen
in	der	Brandung,	genau	wie	die	drei	fantastischsten	Geschwister,	die
man	sich	wünschen	kann:	Catherine,	Joe	und	Felicity.	Als	ich	Camilla
Carson	begegnete,	hatte	ich	gerade	erst	mit	diesem	Buch	angefangen.
Als	 es	 fertig	war,	war	 sie	meine	 Frau.	 Sie	 zauberte	mir	 auf	meinen
Wanderschaften	und	beim	Schreiben	ein	Lächeln	aufs	Gesicht.	Sie	hat
meine	Liebe,	jetzt	und	für	immer.

Mein	größter	Dank	und	meine	größte	Bewunderung	gelten	denen,



die	ich	hier	nicht	nennen	kann.	Die	meisten	von	ihnen	sind	Afrikaner.
Sie	wagten	es,	mir	Dinge	zu	erzählen,	die	andere	lieber	geheim	halten
würden,	und	nahmen	dabei	oft	ernste	Risiken	auf	sich.	Ich	hoffe,	ich
bin	euch	gerecht	geworden.
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Kein	Kapitalismus	ist	auch	keine	Lösung
Herrmann,	Ulrike

9783864896439

288	Seiten

“Die	herrschende	ökonomische	Lehre	bildet	nicht	die	Realität	ab.	Bei
Smith,	Marx	und	Keynes	hingegen	findet	sich	alles,	um	unser
Wirtschaftssystem	zu	verstehen.”

Warum	kommt	es	zu	Finanzkrisen?	Warum	sind	die	Reichen	reich	und
die	Armen	arm?	Wie	funktioniert	Geld?	Woher	kommt	das	Wachstum?
Schon	Kinder	stellen	diese	Fragen	-	aber	Ökonomen	können	sie	nicht
beantworten.	Viele	basteln	an	theoretischen	Modellen,	die	mit	der
Realität	nichts	zu	tun	haben.



Leider	kosten	die	Irrtümer	den	Ökonomen	nicht	nur	Milliarden,	sondern
sogar	Menschenleben.	Wer	verstehen	will	was	falsch	läuft,	muss	die
Klassiker	kennen:	Adam	Smith,	Karl	Marx	und	Maynard	Keynes.	Sie
werden	an	den	Universitäten	kaum,	falsch	oder	gar	nicht	mehr	gelehrt.
Dabei	haben	diese	Theoretiker	die	besten	Antworten	gegeben.	Man
muss	sie	neu	entdecken.



Das	Schachbrett	des	Teufels
Talbot,	David

9783864896514

608	Seiten

David	Talbot	liefert	mit	seiner	packend	erzählten	Biographie	über	den
langjährigen	CIA-Direktor	Allen	Dulles	nicht	nur	einen	realen
Spionage-Thriller.	Sein	internationaler	Bestseller	führt	uns	auf	die
dunkle	Seite	der	Macht	und	durch	ein	halbes	Jahrhundert
amerikanischer	Schattenpolitik.	Als	“finsterer	Prinz	des	Kalten	Krieges”
entwickelte	Dulles	die	CIA	vom	kleinen	Nachrichtendienst	zu	einer
schlagkräftigen	Organisation	zur	weltweiten	Durchführung	verdeckter
Operationen,	Mordplänen	gegen	ausländische	Staatsführer,	dem	Sturz
legitim	gewählter	Regierungen	im	Ausland	und	der	massenhaften
Überwachung	der	eigenen	Staatsbürger.	Eine	beängstigende



Biographie,	über	Manipulation	und	Machtmissbrauch,	die	die	Augen
öffnet.



Wer	regiert	das	Geld?
Schreyer,	Paul

9783864896262

224	Seiten

Wer	das	Geld	regiert,	regiert	die	Welt

Geld	regiert	die	Welt	-	aber	wer	regiert	das	Geld?	Woher	kommt	es
und	was	gibt	ihm	seinen	Wert?	Warum	sind	Banken	so	mächtig
geworden?	Wie	sind	sie	überhaupt	entstanden?	Und	wie	kann	die
“marktkonforme”	Demokratie	zu	einem	System	werden,	das	seinen
Bürgern	dient?	Denn	mittlerweile	scheint	es	egal	zu	sein,	welche
Regierung	ein	Volk	wählt,	wenn	doch	in	letzter	Instanz	die	Gläubiger
entscheiden.



Von	alters	her	hat	derjenige	die	Macht	im	Staate,	der	das	Geld	schöpft
und	in	Umlauf	bringt.	Was	früher	allein	römische	Herrscher	und	Könige
durften,	endet	heute	weitgehend	unter	der	Kontrolle	privater
Großbanken	statt,	die	eng	mit	Zentralbanken	wie	der	EZB	verknüpft
sind.	Heute	erschaffen	Banken	das	Geld	und	lenken	die	Finanzströme
nach	ihren	Bedürfnissen.	Doch	es	geht	auch	anders.	Geld	kann	von
der	Gemeinschaft	geschöpft	werden,	einfach	und	direkt	mittels
öffentlicher	Ausgaben	-	für	Zwecke,	welche	die	Mehrheit	wünscht	und
über	die	sie	demokratisch	entscheidet.	Wie	können	wir	einen	solchen
Weg	einschlagen?

https://geldschoepfer.wordpress.com/



So	geht	Deutschland
Roth,	Claudia

9783864896491

224	Seiten

BITTE	EINMISCHEN	!!!
Der	Wind	scheint	sich	zu	drehen	in	Deutschland:	Ein	Ende	der
Willkommenskultur	und	der	Aufstieg	des	Rechtspopulismus	bedrohen
die	Fortschritte,	die	in	Deutschland	in	den	vergangenen	Jahrzehnten
erreicht	wurden.	Und	die	Fundamentalablehnung	unserer	»Freiheitlich-
Demokratischen	Grundordnung«	kommt	mittlerweile	von	rechts.
Jetzt	ist	Dagegenhalten	angesagt.	Claudia	Roth,	die	grüne	Feministin
und	Vizepräsidentin	des	Deutschen	Bundestages,	und	der	aus	einer
eritreischen	Familie	stammende	Musiker	Fetsum	treten	an	zur
Verteidigung	ihres	Deutschlands.	Ihr	klares	Plädoyer	lautet:	Die



Abschottung	und	der	Rückmarsch	in	die	50er	Jahre	ist	keine	Option
für	ein	modernes,	tolerantes	und	weltoffenes	Land	in	den	Zeiten
der	Globalisierung.	Anschaulich	und	engagiert	schildern	sie,	was
dieses	Land	ausmacht,	an	dessen	Veränderung	sie	mitgearbeitet	und
das	sie	schätzen	gelernt	haben.
Und	sie	appellieren	an	unseren	Bürgersinn:	NUR	WER	MITMACHT
UND	SICH	EINMISCHT,	KANN	EINFLUSS	DARAUF	NEHMEN,
WOHIN	ES	MIT	DEUTSCHLAND	GEHT.



Der	CIA-Folterreport
Nešković,	Wolfgang

9783864891007

640	Seiten

Der	am	9.	Dezember	2014	vom	“United	States	Senate	Select
Committee	on	Intelligence”	veröffentlichte	Report	basiert	auf	über
sechs	Millionen	interner	CIA-Dokumente.	Diese	beinhalten
Informationen	zu	geheimen	Gefängnissen,	getöteten	Insassen	und
den	angewandten	Verhörmethoden.	Darüber	hinaus	zeigen	sie	die
Verzahnung	der	CIA	mit	anderen	Regierungsorganisationen	-
innerhalb	und	außerhalb	der	USA.	Außerdem	versucht	der	Bericht	zu
klären,	inwieweit	die	CIA	parlamentarische	Abgeordnete	und
Regierungsvertreter	über	das	Ausmaß	und	die	Gesetzeskonformität
ihres	Handelns	getäuscht	hat.



Die	Herausgeberschaft	übernimmt	der	ehemalige	Bundesrichter
Wolfgang	Nešković,	er	wird	der	deutschen	Ausgabe	des	Berichts	auch
eine	umfassende	Erläuterung	voranstellen	und	die	Bedeutung	für
Deutschland	und	Europa	aufzeigen.	Nešković	ist	ehemaliger	Richter
am	Bundesgerichtshof	und	war	MdB	bis	2013.	Er	gehörte	dem
Parlamentarischen	Kontrollgremium	an,	das	die	deutschen
Nachrichtendienste	Verfassungsschutz,	BND	und	Militärischer
Abschirmdienst	kontrollieren	soll,	und	war	Mitglied	des
Untersuchungsausschusses,	der	sich	mit	dem	Fall	Murat	Kurnaz
befasste.
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